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Vorwort

Wie konnen aullergerichtliche Beschwerdemechanismen fir Falle von Menschenrechtsverlet-
zungen zu einem wirksameren Menschenrechtsschutz entlang von globalen Lieferketten bei-
tragen? Welche Gestaltungsaspekte und Rahmenbedingungen sind bei der Institutionalisie-
rung und Implementierung von Beschwerdemechanismen zu beriicksichtigen? Wie kénnen
die Methoden und Praxiserfahrungen aus dem Bereich der aulRergerichtlichen Konfliktbear-
beitung fir die Ausgestaltung von Beschwerdeverfahren im Feld Wirtschaft und Menschen-

rechte genutzt werden? Und wie werden Beschwerdemechanismen zu lernenden Systemen?

Im Rahmen des vom Bundesministerium fir Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) beauftrag-
ten Forschungsprojektes beschaftigen wir uns von Januar 2020 bis Juli 2021 intensiv mit die-

sen Fragen.

Mit dem Ziel der Erarbeitung von praxistauglichen Empfehlungen fiir die Etablierung und Op-
timierung von Beschwerdemechanismen befassten wir uns mit der einschlagigen Literatur,
analysierten bestehende Mechanismen und fiihrten zahlreiche Gesprache mit Verfahrensex-

pert*innen sowie Vertreter*innen von Unternehmen, NGOs und Gewerkschaften.

Die so erarbeiteten Erkenntnisse und Ergebnisse legen wir nun mit unserem Forschungsbe-

richt vor.

Der Bericht bietet den ersten umfassenden Uberblick iiber die verschiedenen Gestaltungsebe-
nen und -aspekte auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen im Feld Wirtschaft und Men-

schenrecht in deutscher Sprache.

Er soll Verfahrensverantwortlichen in Unternehmen, NGOs und Multistakeholder-Initiativen
wie auch einschlagig befassten Politiker*innen Orientierung, Anregungen und Leitlinien bie-
ten. Dafiir kdnnen unsere Empfehlungen systematisch und umfassend berticksichtigt oder

auch punktuell zu Einzelfragen konsultiert werden.

Allen, die in unterschiedlichen Rollen an dem Forschungsprojekt mitgewirkt haben, gilt unser
besonderer Dank fiir ihren stets flexiblen, konstruktiven Umgang mit den Herausforderungen

der Zusammenarbeit unter Pandemiebedingungen.

Neben den unterzeichnenden Autor*innen haben an dem Forschungsprojekt phasenweise
auch die folgenden Personen zu den genannten Themenschwerpunkten inhaltlich mitgearbei-
tet: Martin Suchrow (Liicken und Hirden des gerichtlichen Rechtsschutzes, Analyse einzelner
Beschwerdemechanismen, Durchfihrung und Auswertung einzelner Expert*innen-Inter-
views), Claudia Kiick (Analyse einzelner Beschwerdemechanismen, Schieds- und Hybridverfah-

ren), und Senta May (Stakeholder-Mapping, Schlichtung, Social Auditing).



Ihnen wie auch Dr. Nicola Wenzel, Dr. Jenny Dorn und Jonas Hein aus dem Menschenrechts-
referat des BMJV danken wir fir die kontinuierliche, engagierte und konstruktive inhaltliche

Begleitung des Forschungsprojektes.

Unser besonderer Dank gilt zudem all den Expert*innen, die als Interview- und Gesprachs-
partner*innen sowie durch ihr Feedback sehr wichtige inhaltliche Beitrage zu dem Projekt ge-

leistet haben.

Dr. Christian Hochmuth und Peter R6themeyer danken wir fiir ihre wertvollen Riickmeldungen

zu substantiellen Teilen des Forschungsberichtes.

Den Mitarbeiterinnen der Professur flir Mediation, Konfliktmanagement und Verfahrenslehre
an der Europa-Universitat Viadrina Ellen Birkhahn, Katarzyna Jaloszewska, Laura N6the und
Pauline Trappe danken wir fiir ihre redaktionelle Unterstlitzung bei der Erarbeitung des Ab-

schlussberichtes.

Nicht zuletzt geht unser Dank auch an unsere Partner*innen, Familien sowie Freund*innen
und Kolleg*innen, die wahrend der Projektlaufzeit haufig zurlickstecken mussten, fir ihre an-

dauernde Geduld und Unterstltzung.

Das Themenfeld Wirtschaft und Menschenrechte hat sich wahrend der Projektlaufzeit — nicht
zuletzt verstarkt durch einschlagige Gesetzgebungsprozesse auf nationaler und EU-Ebene —
dynamisch weiterentwickelt. Die regulatorischen und praktischen Aktivitaten und die damit

verbundenen kontroversen Diskussionen werden auch in Zukunft andauern.

Entsprechend wird uns die Thematik der auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen im
Feld Wirtschaft und Menschenrechte — insbesondere mit Blick auf die im Abschlusskapitel des
Forschungsberichtes markierten, noch offenen Fragen — auch liber das formale Ende des For-

schungsprojektes hinaus weiterbeschaftigen.

Eine Ubersicht (iber unsere einschligigen Publikationen, Vortriage und weiteren Aktivitdten im

Feld finden Sie unter

lhre Kommentare, Rickmeldungen und weiterfiihrenden Gedanken zu unseren Forschungs-

ergebnissen sind uns unter sehr willkommen.

Frankfurt (Oder) / Berlin im Juli 2021

Ulla Gldfier, Helene Bond, Robert Pfeiffer und Dominik Schmitz


http://www.rewi.europa-uni.de/de/lehrstuhl/br/km/forschung-projekte
mailto:ADR@europa-uni.de
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. Einfiihrung: Zur Rolle von auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen im Feld Wirt-

schaft und Menschenrechte

Globalisierte Wirtschaftsstrukturen bieten Chancen und enthalten zugleich massive Herausforde-
rungen’: Neue Markte und Produktionsstitten werden erschlossen und dadurch Arbeitsplatze und
Einkommen fir die Bevolkerung an den Produktionsstandorten geschaffen. Die Schattenseite glo-
baler Liefer- und Wertschépfungsketten ist die oft mangelhafte Durchsetzung von Menschenrech-

ten, Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards.

(Lebens-)Gefahrliche Arbeitsbedingungen, massive Uberstundenlast, zu geringe Bezahlung, sexu-
elle Belastigung, Kinderarbeit und gravierende Umweltverschmutzung sind immer noch an vielen
Standorten entlang von Lieferketten deutscher bzw. europdischer Unternehmen alltagliche Reali-
tat. Globale Krisen wie die Corona-Pandemie, durch die Teile globaler Lieferketten stillstanden und
tausende Arbeiter*innen schlagartig ihren Lebensunterhalt verloren, machen bestehende Miss-

stande besonders deutlich.

All dies wirft die Frage auf, welche Akteure welche Verantwortung fiir die Produktionsbedingun-
gen und fiir daraus resultierende Beeintrachtigungen bzw. Schadigungen von Menschen und Um-

welt entlang globaler Wertschépfungsketten tragen (sollen).?

Die im Jahr 2011 vom UN Menschenrechtsrat einstimmig gebilligten® UN Guiding Principles on
Business and Human Rights (UNGP)* betonen neben der staatlichen Verpflichtung zum Schutz und
der unternehmerischen Verantwortung zur Achtung der Menschenrechte auch die Notwendigkeit
effektiver Abhilfe in Fillen von Menschenrechtsverletzungen.®> Die UNGP 25-31 fordern fiir Opfer
von Menschenrechtsverletzungen den Zugang zu effektiven staatlichen wie nicht-staatlichen, ge-
richtlichen wie auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen, die sich gegenseitig komplementar

erganzen sollen.

Dieses von den UNGP geforderte Gesamtsystem effektiver Abhilfe ist bislang noch liickenhaft: Mit
Blick auf gerichtlichen Rechtsschutz stehen die Betroffenen teilweise vor erheblichen Zugangshiir-
den; auch kénnen auf dem Klageweg RechtsverstoRe nur retrospektiv geltend gemacht und bes-

tenfalls eine Entschadigung erlangt werden.

Hier erfillen niedrigschwellige auBergerichtliche Beschwerdemechanismen zugunsten eines ef-

fektiveren Menschenrechtsschutzes eine in mehrfacher Hinsicht komplementare Funktion: Da

1 Siehe dazu Auswdrtiges Amt, Nationaler Aktionsplan, 2016, 4.

27Zum Stand der Debatte im Uberblick: Landau/Hardy, Transnational Labour Governance in Global Supply Chains:
Asking Questions and Seeking Answers on Accountability, in: Delautre/Manrique/Fenwick (Hrsg.), Decent work
in a globalized economy: Lessons from public and private initiatives, 2021, 43.

3 HRC, Resolution 17/4: Human rights and transnational corporations and other business enterprises, UN Doc.
A/HRC/RES/17/4, 06.07.2011.

4 OHCHR, Guiding Principles on Business and Human Rights, UN Doc. HR/PUB/11/04, 16.06.2011.

5 Als Teil ihrer Pflicht, Schutz gegeniiber mit Unternehmen zusammenhéngenden Menschenrechtsverletzungen
zu gewdhren, miissen Staaten geeignete Mafinahmen treffen, um durch gerichtliche, administrative, gesetzge-
berische oder andere geeignete Mittel dafiir Sorge zu tragen, dass die Betroffenen Zugang zu wirksamer Abhilfe
haben, sofern solche Verletzungen in ihrem Hoheitsgebiet und/oder unter ihrer Jurisdiktion vorkommen.“ OHCHR
(Fn. 4), 27 UNGP 25.



Uber diese Mechanismen neben kompensatorischer Abhilfe auch zukunftsgerichtete und praven-
tive MaBnahmen erwirkt werden kdnnen, ergdnzen sie die staatlich-gerichtlichen Rechtsschutz-
moglichkeiten und bieten einen eigenstandigen Mehrwert. So dienen gut funktionierende Be-
schwerdemechanismen als ,Friihwarnsysteme” zur Nachjustierung der von den Unternehmen zu

leistenden Risikoanalyse.

Allerdings wird dieses Potential der auRergerichtlichen Beschwerdemechanismen derzeit noch

nicht ausgeschopft.

Unser Forschungsbericht soll durch die Darstellung von Hintergriinden und Zusammenhangen so-
wie durch die erarbeiteten Empfehlungen zur Etablierung bzw. Optimierung effektiver Beschwer-
demechanismen beitragen. Er bietet eine Ubersicht tiber wichtige Gestaltungsfragen auf den Ebe-
nen der Institutionalisierung, Implementierung, Verfahrensgestaltung und Qualitatssicherung, er-
arbeitet Losungsvorschlage und entwirft ein Modell eines integrierten Beschwerdesystems. Dieses
als Prototyp zu verstehende Integrative Grievance System (1GS) verortet einen Beschwerdemecha-
nismus in seinem Gesamtkontext, verdeutlicht dessen notwendige Verzahnung mit anderen Wirk-
mechanismen (insbes. mit Social Auditing, Social Dialogue und Capacity Building) und nutzt eine
Kombination der Verfahren Mediation, Schlichtung und Schiedsgerichtsbarkeit zu einer effektiven
Bearbeitung von Beschwerden. Uber verschiedene Riickkopplungsmechanismen und differen-

zierte Berichtspflichten wird das IGS zum lernenden System.

Der Forschungsbericht richtet sich damit priméar an diejenigen, die sich — in Unternehmen, Ver-
banden, Gewerkschaften, verfahrensanbietenden Institutionen oder NGOs — mit der Einrichtung
oder Verbesserung von aulergerichtlichen Beschwerdemechanismen beschaftigen. Menschen-
rechtsorganisationen soll der Bericht zudem die (potentielle) Leistungsfahigkeit dieser Mechanis-
men nahebringen, so dass sie die Etablierung derartiger Mechanismen kritisch begleiten und mit-
gestalten kénnen. Wissenschaftler*innen finden in dem Bericht vielfdltige Anknipfungspunkte fiir
weitere Forschung. Nicht zuletzt enthédlt der Bericht Anregungen fiir die Regulierung von Be-
schwerdemechanismen und adressiert damit auch den Gesetzgeber und andere (rechts-)politi-

sche Akteure.

Diese Executive Summary vermittelt einen Uberblick Giber die Zielsetzung, den methodischen An-
satz (Il.) und die Ergebnisse (lIl.) des vom Bundesjustizministerium fiir Justiz und Verbraucherschutz
(BMJV) beauftragten Forschungsprojektes zur Gestaltung auRergerichtlicher Beschwerdemecha-
nismen entlang globaler Lieferketten. Ein Ausblick markiert Forschungsfragen und weiterfiihrende

praktische Ansatze (IV.).



1. Zielsetzung und methodischer Ansatz des Forschungsprojektes

Im Dezember 2019 erteilte das BMJV einem Forschungsteam der Europa-Universitédt Viadrina
Frankfurt (Oder) den Auftrag, praxisorientierte Leitlinien fir die Gestaltung auBergerichtlicher Be-
schwerdemechanismen fiir Opfer von Menschenrechtsverletzungen entlang globaler Lieferketten
zu entwickeln. Dabei sollte insbesondere das Anwendungspotenzial von Verfahren alternativer
Streitbeilegung (Alternative Dispute Resolution, ADR) im Feld Wirtschaft und Menschenrechte er-
forscht und besonderes Augenmerk auf den moglichen Erkenntnistransfer aus der Praxis der Ver-
braucherschlichtung in Deutschland gelegt werden. Normativer Ausgangspunkt des Forschungs-
projektes ist die Verantwortung von Unternehmen zur Mitwirkung an aullergerichtlichen Be-
schwerdemechanismen filir Opfer von Menschenrechtsverletzungen entlang ihrer Lieferketten,
die in den UN Guiding Principles on Business and Human Rights (UNGP) aus dem Jahr 2011 postu-
liert wird.® Eine korrespondierende gesetzliche Pflicht etabliert das im Juni 2021 vom Deutschen
Bundestag verabschiedete Gesetz iiber die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten.”
Auch die Empfehlungen des Europdischen Parlaments an die Europédische Kommission fur eine
entsprechende EU-Richtlinie sehen eine Pflicht von Unternehmen zur Implementierung wirksamer
auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen vor. Zur Konkretisierung dieser Pflicht nehmen diese
Empfehlungen vom Marz 2021 ausdriicklich auf UNGP 31 Bezug, dessen acht Effektivitatskriterien

Anforderungen an die Wirksamkeit auRergerichtlicher Beschwerdemechanismen stellen:

Tab. I: Effektivitatskriterien des UNGP 31

Legitim?® Berechenbar®® Ausgewogen?!!

Rechte-kompatibel3 Austausch & Dialog®®

5 OHCHR (Fn. 4), 31.

7 BGBI. 12021S. 2959.

8 Legitimitit: Stakeholder, fiir deren Inanspruchnahme der Beschwerdemechanismus konzipiert ist, sollen die-
sem vertrauen kénnen. Der Beschwerdemechanismus soll fiir ein faires Verfahren einstehen.

9 Zuginglichkeit: Der Beschwerdemechanismus soll allen adressierten Stakeholdern bekannt sein. Denjenigen,
die spezifischen Nutzungshiirden begegnen, sollen Unterstiitzungsleistungen angeboten werden.

10 Berechenbarkeit: Der Ablauf des Beschwerdeverfahrens, die méglichen Verfahrensergebnisse und die Mittel
zur Uberwachung ihrer Umsetzung sollen im Vorhinein bestimmt und bekannt sein. Fiir jede Verfahrensstufe soll
insoweit auch ein zeitlicher Rahmen festgelegt werden.

11 Ausgewogenbheit: Es soll fiir Beschwerdefiihrer*innen der Zugang zu Informationen, Beratungsleistungen und
Fachwissen gewahrleistet werden, der fiir ihre gleichberechtigte, informierte Mitwirkung am Verfahren erfor-
derlich ist.

12 Transparenz: Der Beschwerdemechanismus soll die Parteien eines Verfahrens iiber dessen Fortgang und die
Offentlichkeit umfassend {ber seine Tatigkeit unterrichten.

13 Rechtekompatibilitat: Verfahrensergebnisse und AbhilfemaRnahmen sollen mit den international anerkann-
ten Menschenrechten tbereinstimmen.

14 Quelle kontinuierlichen Lernens: Der Beschwerdemechanismus soll interne Prozesse der Qualitidtskontrolle, -
sicherung und -entwicklung speisen und extern zur Verhinderung kiinftiger Menschenrechtsverletzungen beitra-
gen.

15 Auf Austausch und Dialog aufbauend: Potenzielle Nutzer*innen des Beschwerdemechanismus sollen im Rah-
men der Gestaltung und Implementierung des Mechanismus einbezogen werden. Bei einem Entscheidungsver-
fahren soll eine unabhangige Drittpartei herangezogen werden. Dialogbasierte Konfliktbearbeitungsverfahren
sollen (vorrangig) zum Einsatz gelangen.



Die vom Forschungsteam entwickelten praxisorientierten Empfehlungen sollen zur Verwirklichung
dieser abstrakten UNGP-Effektivitatskriterien bei der konkreten Ausgestaltung von Beschwer-
demechanismen beitragen. Sie beruhen auf einer literaturbasierten und empirischen Untersu-
chung der Landschaft bestehender auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen. Sie orientieren
sich zudem mafgeblich an den empirisch fundierten Konkretisierungen der UNGP-Effektivitatskri-
terien durch das Accountability and Remedy Project 11l (ARP Ill) des Office of the High Commissio-
ner of Human Rights (OHCHR), dessen Abschlussbericht im Mai 2020 veréffentlicht wurde.®

Aufbauend auf der Auswertung der einschlagigen Fachliteratur und bereits vorhandener empiri-
scher Befunde zu auRergerichtlichen Beschwerdemechanismen fiihrte das Forschungsteam ei-
gene empirische Untersuchungen auf zwei Ebenen durch: zum einen die kategorienbildende Un-
tersuchung von acht bestehenden Beschwerdemechanismen?’ im Wege einer Dokumentenana-
lyse®, zum anderen die Befragung von Expert*innen aus unterschiedlichen Akteursgruppen (Ver-
treter*innen von Unternehmen, Gewerkschaften, NGOs und verfahrensanbietenden Institutio-

nen) durch leitfadengestiitzte Expert*innen-Interviews sowie eine erginzende Online-Umfrage®®.

Im Zuge der Untersuchung der ausgewahlten Beschwerdemechanismen erarbeiteten wir iterativ
ein System praxisorientierter Gestaltungskategorien, das wesentliche Gestaltungsfragen?® auf den
Ebenen der Institutionalisierung, Implementierung, Verfahrensausgestaltung und Qualitatssiche-
rung von Beschwerdemechanismen geordnet erfasst. Dieses Kategoriensystem kann sowohl zur
Beschreibung bzw. Analyse als auch zur Neukonzeption bzw. Optimierung eines auflergerichtli-

chen Beschwerdemechanismus herangezogen werden.

Entlang der Gestaltungskategorien ermittelten wir gute Ansatze aus der Praxis bestehender Be-

schwerdemechanismen?! sowie Transferpotential aus der Verbraucherschlichtung??. Dies wurde

16 OHCHR, Improving accountability and access to remedy for victims of business-related human rights abuse
through non-State-based grievance mechanisms, UN Doc. A/HRC/44/32, 19.05.2020; zu den einzelnen Schritten
des vielstufigen methodischen Vorgehens von ARP lll, sieche OHCHR (Fn. 16), 5 f.

17 Entsprechend des Forschungsauftrages bezogen wir bei den Fallstudien unterschiedliche Typen nicht-staatli-
cher aullergerichtlicher Beschwerdemechanismen ein. Untersucht wurden die Beschwerdemechanismen der
Adidas Gruppe, des Bangladesh Accord (Bangladesh Accord), der Bench Marks Foundation (BMF), des Dutch Ag-
reement on Sustainable Garments and Textiles (Dutch Agreement), der Fair Labour Association (FLA), der Fair
Wear Foundation (FWF), der Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft der KFW (DEG) und des Round-
table on Sustainable Palm Oil (RSPO). Auch wurde die Arbeits- und Verfahrensweise des Schweizer Nationalen
Kontaktpunktes (NKP) als staatlicher Beschwerdemechanismus nach den OECD Guidelines durch ein Expert*in-
nen-Interview erhoben. Die Hague Rules on Business and Human Rights Arbitration wurden als spezifische
Schiedsgerichtsverfahrensordnung fir den Bereich Wirtschaft und Menschenrechte im Rahmen dieses Projekts
ebenfalls ausgewertet; sie werden allerdings — mangels implementierender Tragerorganisation — nicht als Be-
schwerdemechanismus bezeichnet.

18 Dje Untersuchung der ausgewihlten Beschwerdemechanismen erfolgte anhand einer Auswertung éffentlich
verfligbarer Quellen und Selbstbeschreibungen der Mechanismen; teilweise konnten den Expert*innen-Inter-
views erganzende Informationen entnommen werden.

1% Die Umfrage wurde als (iberwiegend quantitative Befragung von Stakeholdern im September 2020 im Rahmen
einer gemeinsam mit dem BMJV ausgerichteten Online-Konferenz durchgefihrt.

20 Ein Gesamtiiberblick Giber die identifizierten Gestaltungsfragen findet sich im Anhang des Forschungsberichtes.
21 Gute praktische Ansdtze wurden durch den Abgleich bestehender Praxis von/in Beschwerdemechanismen mit
den einschlagigen ARP lllI-Konkretisierungen der UNGP-Effektivitatskriterien identifiziert.

22 Hierzu wurden insbesondere Interviews mit den Leiter*innen von fiinf deutschen Verbraucherschlichtungs-
stellen gefiihrt.
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erganzt durch grundsatzliche Uberlegungen zur Einsatzfahigkeit von ADR-Verfahren im Feld Wirt-

schaft und Menschenrechte.

Auf dieser Basis entwickelten wir das Intergrative Grievance System (IGS) als prototypisches Mo-
dell eines unternehmensiibergreifend institutionalisierten, auBergerichtlichen Beschwerdesys-
tems, in dem die im Forschungsprojekt gewonnenen Erkenntnisse und erarbeiteten Empfehlun-

gen geblndelt sind.

lll. Ergebnisse des Forschungsprojektes

Es folgt eine kurze Darstellung wesentlicher Forschungsergebnisse zu folgenden Aspekten:
den Vorteilen unternehmensibergreifend institutionalisierter Beschwerdemechanismen
(I1.1), dem grundlegenden Verstdandnis eines Beschwerdemechanismus als Institution, Funk-
tionssystem und Verfahren (l1l.2), den Governance-Strukturen der Tragerorganisation eines
Beschwerdemechanismus (Ill.3), der Implementierung von Beschwerdemechanismen entlang
globaler Lieferketten (111.4), der Verfahrensausgestaltung unter Einbeziehung von ADR-Verfah-
ren (l1l.5), der Gestaltung des Beschwerdemechanismus als lernendes System (l11.6) und der
Verknlipfung der Gestaltungsempfehlungen im Modell eines Integrative Grievance System
(n.7).

1. Vorteile unternehmensiibergreifend institutionalisierter Beschwerdemechanismen

Der Abgleich von unternehmensinternen mit unternehmensiibergreifenden Beschwerdemecha-
nismen erbrachte ein erstes, fiir unsere weiteren Arbeitsschritte grundlegendes Ergebnis: Unter-
nehmensiibergreifende Mechanismen weisen gegeniiber unternehmensinternen Mechanismen

eine Reihe wesentlicher Vorteile auf:

- hoheres Maf’ an Unabhéangigkeit einzelner Beschwerdeverfahren und des gesamten Be-
schwerdemechanismus vom Einfluss einzelner Unternehmen,

- erhebliche Effizienzgewinne im Rahmen der Institutionalisierung und kontinuierlichen Imple-
mentierung des Mechanismus durch eine (gegebenenfalls branchen- und regionsspezifische)
Blindelung von Ressourcen der Bestellerunternehmen,

- gesteigerte Wirksamkeit der Beschwerdeverfahren durch eine gemeinsam finanzierte Aus-
und Fortbildung und schnellere Professionalisierung des verfahrensbegleitenden und -leiten-
den Personals,

- Gewabhrleistung der kontinuierlichen regionalen Zuganglichkeit von Beschwerdemechanis-
men durch deren langfristige Implementierung vor Ort, unabhangig von etwaigen Lieferan-
tenwechseln in den Lieferketten einzelner Bestellerunternehmen,

- starkere Biindelung des Zugangs zu Abhilfe fiir die Betroffenen und damit einhergehend eine
Starkung ihres Vertrauens in die Vorhersehbarkeit und Qualitdt des Beschwerdeverfahrens,

- effektivere Durchsetzung von Abhilfe- und PraventionsmaBnahmen gegentiber Zulieferbe-
trieben durch (kollektive) Anreizsysteme zusammenwirkender Bestellerunternehmen,
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- Erleichterung der Etablierung eines umfassenden lernenden Systems, das Lernprozesse auf
unterschiedlichen Ebenen (intrainstitutionell, innerbetrieblich, branchenspezifisch und ge-
sellschaftlich) fordert und dabei den Beschwerdemechanismus mit anderen Wirkmechanis-
men (insbesondere Social Dialogue, Social Auditing) verschrankt.?3

Daher sollte der Schwerpunkt zukiinftiger Entwicklungen auf der Etablierung unternehmensiber-
greifend institutionalisierter Beschwerdemechanismen liegen. Diese kénnen durch unterneh-

mensinterne Mechanismen sinnvoll erganzt, aber nicht ersetzt werden.

2. Der Beschwerdemechanismus als Institution, Funktionssystem und Verfahren

Die Analyse von bestehenden unternehmensibergreifenden Beschwerdemechanismen zeigt,
dass die Funktionsweise des jeweiligen Beschwerdeverfahrens abhangig ist von seiner Einbettung
in eine Tragerorganisation — und dass es vielfaltiger Implementierungsmafinahmen bedarf, um die
praktische Nutzung eines Verfahrensangebotes zu foérdern und abzusichern. Die Gestaltung der
Institutionalisierung und Implementierung beeinflusst maRgeblich die Leistungsfahigkeit des Be-
schwerdeverfahrens. Organisationale Lernprozesse mussen deshalb auf allen genannten Ebenen

initiiert und ausgewertet werden.

Ausgehend von dieser Erkenntnis wurde im Rahmen des Forschungsprojektes ein umfassendes
Kategoriensystem erarbeitet, in das sich relevante Gestaltungsfragen, -ansatze und -empfehlun-
gen auf den Ebenen der Institutionalisierung, Implementierung, Verfahrensgestaltung und Quali-

tatsentwicklung Gibersichtlich einordnen lassen.

23 Sjehe hierzu auch Kap. 4.2.2.1 des Forschungsberichts.



Tab. II: Kategoriensystem fiir die Gestaltung auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen
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Institutionalisierung

Governance-Strukturen

Entwicklung materieller Standards

Finanzierung des Beschwerdemechanismus

Anreizstrukturen gegeniber Mitgliedsunternehmen

Intrainstitutionelle Streitbeilegung

Ausrichtung auf vulnerable Gruppen

Implementierung vor Ort

Transparenz der Lieferkette

Anpassung der Einkaufspraktiken

Forderung lokaler Social Dialogue-Strukturen

Capacity Building

Verschrankung von Social Auditing und Beschwerdemechanismus

Anreizstrukturen gegeniiber Zulieferunternehmen

Bekanntmachung des Beschwerdemechanismus

Verfahrensausgestaltung

Verfahrensbeteiligte

Beschwerdeerhebung

Zulassigkeit der Beschwerde

PrifmaRstibe

Verfahrenswahl

Anforderungen an verfahrensbegleitende und -leitende Personen

Verfahrensort

Verfahrenssprache

Verfahrensdauer

Verfahrenskosten

Transparenz des Konfliktbearbeitungsverfahrens

Umgang mit Machtasymmetrien

Berilicksichtigung der Belange besonders vulnerabler Betroffener

Sachverhaltsaufklarung

Schutz der Verfahrensbeteiligten

Verfahrensergebnisse

Umsetzung von Verfahrensergebnissen

Entwicklung eines lernenden Systems

Qualitatssicherung und -entwicklung

Berichtswesen
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Dieses in Kapitel 4 des Forschungsberichts eingefiihrte Kategoriensystem legt den Grundstein fir
die Struktur der nachfolgenden Berichtskapitel.* So lassen sich anhand der tabellarisch abgebil-
deten Gestaltungskategorien

- Erkenntnisse aus der Auswertung der Expert*innen-Interviews einordnen (Kapitel 5),

- gute Ansatze der Ausgestaltung von Beschwerdemechanismen und korrespondierende ARP
IlI-Konkretisierungen von UNGP-Effektivitatsprinzipien systematisieren (Kapitel 6),

- zusammenhangende Gestaltungsfragen blindeln (Kapitel 6),
- Erkenntnistransfer aus der Praxis der Verbraucherschlichtung zuordnen (Kapitel 8) und

- die in dem Modell des Integrative Grievance System geblindelten praxisorientierten Leitli-
nien gezielt konsultieren (Kapitel 9).

Zentrale Empfehlungen werden im Folgenden entlang der genannten Oberkategorien vorgestellt.
Auch wenn das Kategoriensystem von einer unternehmensiibergreifenden Institutionalisierung
von Beschwerdemechanismen ausgeht, konnen die Empfehlungen zur Verfahrensgestaltung, zur
Implementierung vor Ort und zur Entwicklung eines lernenden Systems — in weiten Teilen —auch

bei der Ausgestaltung rein unternehmensinterner Mechanismen herangezogen werden.

3. Institutionalisierung: Governance-Strukturen von Beschwerdemechanismen

Ein Beschwerdemechanismus sollte in eine unternehmensibergreifende Multi-Stakeholder-Orga-
nisation eingebettet sein, die auch andere komplementare Ansatze der Wahrnehmung unterneh-
merischer menschenrechtlicher Verantwortung entlang globaler Lieferketten verfolgt (insbeson-
dere Capacity Building, Social Dialogue und Social Auditing) und mit dem Beschwerdesystem ver-
knlipft. Gemeinschaftliche Finanzierungsmodelle ermdoglichen eine ressourceneffiziente Finanzie-
rung dieser MaRnahmen?>; zugleich kénnen so Anreizsysteme fur die Mitgliedsunternehmen ge-
schaffen werden. Auf Ebene der Trigerorganisation sollten durch die Mitglieder konkrete Verhal-
tenspflichten und weitere Standards etabliert werden?®, die in Beschwerdeverfahren als PriifmaR-

stdbe herangezogen werden.

Fir die Unabhangigkeit und Legitimitat des Beschwerdemechanismus ist es von zentraler Bedeu-
tung, dass die Governance-Strukturen dieser Tragerorganisation paritatisch besetzt sind. Dem-
nach sollte deren zentrales Entscheidungsorgan zu gleichen Anteilen mit Vertreter*innen von Mit-
gliedsunternehmen (und gegebenenfalls ihren Verbdnden) und Vertreter*innen nationaler und

transnationaler Gewerkschaftsorganisationen und Betroffenenorganisationen besetzt werden.

24 Einzig das Berichtskapitel 7 16st sich von der Struktur des Kategoriensystems, um den Blick fiir eine grundle-
gende Einflihrung in das Feld der alternativen Streitbeilegung zu weiten und auf dieser Basis das spezifische An-
wendungspotenzial von ADR-Verfahren im Feld Wirtschaft und Menschenrechte zu erortern.

2 Insoweit werden im Forschungsbericht insbesondere Ansitze einer gemeinschaftlichen Finanzierung fixer Per-
sonal- und Sachkosten des Beschwerdesystems sowie fallspezifischer Verfahrenskosten und der Kosten etwaiger
Praventions- und AbhilfemalBnahmen thematisiert; siehe dazu Kap. 9.2.

%6 Djese Standards sollten Anforderungen an das Verhalten der Mitgliedsunternehmen (z.B. hinsichtlich ihrer
Einkaufspraktiken) und an das Verhalten etwaiger Zulieferbetriebe (z.B. hinsichtlich Arbeitssicherheit und Ge-
sundheitsschutz) normieren.
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Flankiert werden sollte das zentrale Entscheidungsorgan von unabhangigen Gremien mit beraten-
der Funktion, d.h. von einem Beirat und von themenspezifisch zusammengesetzten Expert*innen-
Gremien. So kdnnen und sollten auch die Belange vulnerabler Gruppen bereits auf der institutio-
nellen Ebene in die Strukturen und Entscheidungsprozesse der Tragerorganisation einbezogen

werden.?’

4. Implementierung entlang der Lieferkette

Wesentliche Voraussetzung fiir eine vollstdandige Implementierung von Beschwerdemechanismen
ist die Herstellung hinreichender Lieferkettentransparenz und die Weitergabe von Verhaltens-
und Mitwirkungspflichten mittels kaskadierender Vertragsklauseln in die jeweils nachste Zuliefe-
rer-Ebene.?® So kann auch die wichtige funktionale Verzahnung des Beschwerdesystems mit loka-
len Social Dialogue-Strukturen, Capacity Building-Programmen und Social Auditing-Ansatzen her-

gestellt werden.?°

Daflir gilt es, auch jenseits von vertraglichen Verpflichtungen wirksame Anreizstrukturen fiir die
Mitwirkung von Zulieferunternehmen zu schaffen, die unter anderem in der Zusicherung von Min-
destabnahmepreisen und langfristigen Lieferbeziehungen bestehen kdnnen. Auf der Ebene der
(bestellenden/auftraggebenden) Mitgliedsunternehmen der Trdgerorganisation eines Beschwer-
demechanismus ist nicht selten die Anpassung von Einkaufspraktiken (u.a. zur Gewahrleistung von
fairen Preisen und angemessenen Lieferfristen) notwendig, um den Zulieferunternehmen Gber-
haupt erst die Umsetzung menschenrechtlicher Standards im Allgemeinen und etwaiger Verpflich-

tungen aus konkreten Beschwerdeverfahren im Speziellen 6konomisch zu erméglichen.3°

Fiir eine wirksame Implementierung von Beschwerdemechanismen ist deren breitflachige, zu-
gangliche und proaktive Bekanntmachung in lokalen Betrieben und Gemeinden essentiell. Dabei
sollten potenzielle Nutzer*innen insbesondere tiber die méglichen Kanale fir eine Beschwerdeer-
hebung, die Kostenfreiheit und die Mdglichkeit der anonymen Beschwerdeerhebung, die Kriterien
fir die Zulassigkeit einer Beschwerde, den zu erwartenden Verfahrensgang, Mallnahmen zum
Schutz der Verfahrensbeteiligten sowie Unterstiitzungs- und Beratungsangebote fiir Beschwerde-

fihrer*innen informiert werden.3?

27 Empfohlen wird eine umfassende Ausrichtung der auf institutioneller Ebene getroffenen Entscheidungen auf
die Bedurfnisse vulnerabler Personengruppen (im Sinne eines Mainstreaming) unter Einbeziehung fachlicher Ex-
pertise und relevanter Erkenntnisse aus der Mitwirkung bzw. Befragungen vulnerabler Personen.

28 Sjehe dazu Kap. 9.3; hier sind insbesondere Ansitze der sog. Contract Social Responsibility und die Nutzung
der Block-Chain-Technologie vielversprechend.

2 Siehe dazu Kap. 9.2.

30 Empfohlen wird hier primér die (Selbst-)Verpflichtung von Mitgliedsunternehmen der Trégerinstitution zu fai-
ren Einkaufspraktiken gegeniber ihren Zulieferbetrieben, z.B. die Zusage einer Mindestpreisgarantie und ange-
messener Produktions- und Lieferfristen; siehe dazu Kap. 9.2.

31 vgl. insoweit auch die Empfehlungen des OHCHR zu Themen der Bekanntmachung in seinem ARP-IIl-Bericht,
OHCHR (Fn. 16), 11, 12, 13.
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Innerbetrieblich kbnnen designierte Vertrauenspersonen aus der Belegschaft an der Bekanntma-
chung mitwirken; auch sind MalRnahmen zur Bekanntmachung der Beschwerdemoglichkeiten sys-
tematisch in Capacity Building-Programme3? zu integrieren. Eine besondere Herausforderung be-
steht darin, mit der Bekanntmachung auch Personen zu erreichen, die in Heimarbeit, informeller
Zuarbeit oder als Dritte auRerhalb der betrieblichen Strukturen von Menschenrechtsverletzungen

betroffen sein kbnnen.

5. Verfahrensausgestaltung unter Einbeziehung von ADR-Verfahren

Auf der Ebene der Ausgestaltung der Beschwerdeverfahren finden sich im Forschungsbericht de-
taillierte Empfehlungen zu 17 Unterkategorien, die von den verfiigbaren Verfahrensarten und Fra-
gen der Zulassigkeit einer Beschwerde (iber die investigative Ausrichtung der Sachverhaltsaufkla-
rung, MalRnahmen zum Ausgleich von Machtasymmetrien und zum effektiven Schutz der Verfah-
rensbeteiligten bis hin zu Fragen der Verfahrensdauer, Transparenz und Umsetzung von Verfah-

rensergebnissen reichen.3?

Mediation und Schlichtung als klassische Verfahrenstypen der auflergerichtlichen Streitbeile-
gung®* sind angesichts ihrer Fokussierung auf individuelle Interessen und Bediirfnisse grundsitz-
lich sehr gut zur Bearbeitung von menschenrechtlichen Beschwerden einsetzbar. Insbesondere
die Verstandnis- und Interessenorientierung der mediativen Konfliktbearbeitung kann mafgeblich
zur Entwicklung passgenauer, tragfahiger und zukunftsgerichteter Praventions- und AbhilfemaR-
nahmen im Einzelfall®> sowie zum ldngerfristigen Erhalt bzw. (Wieder-)Aufbau von Vertrauen zwi-
schen Betroffenen und Beschwerdegegner*innen beitragen.3® Auch erlauben die genannten Ver-
fahren im Vergleich mit der staatlichen Gerichts- und Schiedsgerichtsbarkeit groRere Flexibilitat
bezlglich der Einbeziehung unterschiedlicher Beteiligtenkonstellationen, da sie nicht an die Vor-

gabe eines Zwei-Parteien-Prinzips gebunden sind.

Allerdings missen bestimmte Voraussetzungen gewahrt werden, um die Funktionsfahigkeit der
auf Selbstbestimmung und Eigenverantwortung der Beteiligten beruhenden Mediations- und
Schlichtungsverfahren im Kontext Wirtschaft und Menschenrechte sicherzustellen: Da diese Ver-
mittlungsverfahren haufig im Kontext gravierender Rechtsverletzungen und existenzieller Abhan-
gigkeitsverhaltnisse durchgefiihrt werden, bedarf es auf der Verfahrensebene eines hinreichen-

den Ausgleichs bestehender struktureller Machtungleichgewichte zwischen den Konfliktparteien.

32 Siehe hierzu auch Kap. 9.3, Capacity Building”.

33 Siehe Kap. 9.4.

34 Die jeweiligen Charakteristika und Unterscheidungsmerkmale der klassischen ADR-Verfahren werden in Kap.
7 des Forschungsberichtes vorgestellt.

35 Durch die Fokussierung auf die individuellen Interessen der Beteiligten kénnen insbesondere die Lebenssitua-
tionen und Bedarfslagen von besonders vulnerablen Beschwerdefiihrer*innen im Verfahren und seinem Ergeb-
nis beriicksichtigt werden.

36 Daher werden die beiden Verfahrenstypen im Integrative Grievance System zu dem Hybridverfahren der me-
diativen Schlichtung kombiniert.



16

Auf der Ergebnisebene ist durch die Verfahrensverantwortlichen darauf hinzuwirken, dass effek-
tive, Rechte-kompatible Abhilfe- und PraventionsmaBnahmen vereinbart werden, die den heraus-

gearbeiteten Interessen der Beschwerdefiihrer*innen gerecht werden.?’

Sollte in den konsensbasierten Verfahren innerhalb eines addaquaten Zeitraums keine Einigung zu-
stande kommen, muss den Verfahrensbeteiligten innerhalb des Beschwerdemechanismus der
Weg zu einer verbindlichen Entscheidung tber die Beschwerde durch ein Schiedsgericht offenste-
hen. Wahrend sich die Mitgliedsunternehmen der Tragerorganisation eines Beschwerdemecha-
nismus qua Beitritt zu der Teilnahme an einem solchen Schiedsgerichtsverfahren verpflichten soll-
ten, missen die Beschwerdefuhrer*innen frei entscheiden kénnen, ob sie ihre Beschwerde im
Wege eines Schiedsgerichtsverfahrens oder durch Klageerhebung vor einem staatlichen Gericht

weiterverfolgen wollen.

Unabhéngig von der gewdhlten Verfahrensart sollte der Beschwerdemechanismus (Mit-)Verant-

wortung fiir die zeitnahe und vollstdndige Umsetzung der Verfahrensergebnisse Gbernehmen.

6. Gestaltung des Beschwerdemechanismus als lernendes System

Im Zuge seiner Institutionalisierung und Implementierung in einem spezifischen Kontext (Region,
Branche, etc.) muss ein Beschwerdemechanismus auf die konkreten Bedingungen vor Ort abge-
stimmt werden. Auch im fortlaufenden Betrieb sollte der Mechanismus wie auch seine Trageror-
ganisation kontinuierlich weiterentwickelt und an sich verandernde Rahmenbedingungen ange-
passt werden. Um seine notwendige Adaptionsfahigkeit und damit letztlich seine Funktionsfahig-
keit und Effektivitat zu gewdhrleisten, muss ein Beschwerdemechanismus von Anfang an als ler-

nendes System gestaltet werden.3®

In diesem Sinne sind systematische Feedback-Routinen zu etablieren.?® Die daraus resultierenden
Rickmeldungen zu konkreten Beschwerdeverfahren und zur Umsetzung von Verfahrensergebnis-
sen, aber auch zur Arbeitsweise der Konfliktanlaufstellen miissen — mit fir die (potentiellen) Nut-
zer*innen und die involvierten Stakeholdergruppen spiirbaren Effekten — praxisorientiert verar-
beitet werden. Dies sollte ebenso wie der regelmalige Austausch der fiir den Beschwerdemecha-
nismus verantwortlichen Personen mit Vertreter*innen von Stakeholdergruppen und Mitarbei-
ter*innen anderer Beschwerdemechanismen zu einer kontinuierlichen Optimierung des Be-

schwerdemechanismus und seiner Verfahrensangebote beitragen.

Zugleich sollte ein Beschwerdemechanismus Lernprozesse in den Spharen seiner Nutzer*innen
(v.a. auf Unternehmens-, Betriebs-, Gewerkschafts- und kommunaler Ebene) férdern und insbe-

sondere in die menschenrechtlichen Risikoanalysen der beteiligten Unternehmen einspeisen. Das

37 Fir weitere Ausfiihrungen zu den Rahmenbedingungen eines effektiven Einsatzes konsensualer ADR-Verfah-
ren im Kontext gravierender Machtungleichgewichte verweisen wir auf Kap. 7.2.

38 Siehe zu den verschiedenen Ebenen des lernenden Systems Kap. 9.5.

39 Siehe dazu ausfiihrlich Kap. 9.5.1.
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zentrale Mittel zu diesem Zweck ist ein differenziertes Berichtswesen, welches die verschiedenen

Nutzer*innengruppen gezielt adressiert.*

Schlielilich sollten Beschwerdemechanismen auch auf gesellschaftlicher Ebene in den Heimatstaa-
ten ihrer Mitgliedsunternehmen sowie entlang von deren Lieferketten an den jeweiligen Produk-
tionsstandorten gezielte Lernimpulse geben.*! So kann die 6éffentliche Berichterstattung dazu bei-
tragen, politische Entscheidungstrager*innen und die Zivilgesellschaft fiir Missstande und drin-
genden Handlungsbedarf wie auch fiir positive Entwicklungen und replizierbare Ansdtze entlang

globaler Lieferketten zu sensibilisieren.

Im Einklang mit UNGP 31 (g) sollten Beschwerdemechanismen also das Konzept eines lernenden

Systems als Quelle kontinuierlichen Lernens auf drei Ebenen verwirklichen:

a) Lernprozesse...
innerhalb des
Beschwerde-
mechanismus (BM)

b) Lernprozesse...
— inden Sphéren der
Nutzer*innen des BM

c) Lernprozesse...
in Gesellschaften

von Heimat- und

Gaststaaten

Abb. I: Der Beschwerdemechanismus als lernendes System

40 Siehe hierzu Kap.

9.5.2.
41 Siehe hierzu Kap. 9.5.3.
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7. Verkniipfung der Gestaltungsempfehlungen im Modell des Integrative Grievance System

In Kapitel 9 des Forschungsberichts wird anhand der Modellierung eines umfassenden und koha-
renten Beschwerdesystems — des Integrative Grievance System (IGS) — gezeigt, wie die unter-
schiedlichen, interdependenten Gestaltungsebenen der Institutionalisierung, Implementierung

und Verfahrensgestaltung aufeinander abgestimmt und miteinander verzahnt werden kénnen.*?

Das Integrative Grievance System soll unterschiedliche Konfliktkonstellationen aus dem Bereich
Wirtschaft und Menschenrechte entlang globaler Lieferketten wirksam adressieren; es umfasst
deshalb

=>» drei geographische Ebenen der Institutionalisierung und Implementierung,
=» drei unterschiedliche Verfahrenstracks fiir verschiedene Nutzer*innen,

= zwei komplementdre Konfliktbearbeitungsverfahren.

Auf den folgenden drei geographischen Ebenen erfolgt die Institutionalisierung und Implementie-
rung des IGS:

1) Transnational/iiberregional: Sitz der Tragerorganisation und Zentrale des Beschwerdesystems
2) National/regional: Konfliktanlaufstellen*® fiir Nutzer*innen

3) Lokal: Konfliktbearbeitung vor Ort in Betrieben und Gemeinden

Die Verortung des IGS im institutionellen Gesamtgefilige einer Multi-Stakeholder-Tragerinstitution
sowie im Spektrum von deren sonstigen Aktivitaten zum Schutz von Menschenrechten entlang

globaler Lieferketten zeigt das folgende Schaubild.

Entscheidungsorgan _
(paritétisch besetzt) Beirat

Mechanismen zu ihrer
Umsetzung und Kontrolle

Capacity Building Social Dialogue IGS Social Auditing

Expert*innen-
Gremien

Materielle Standards

Abb. II: Institutionelle Einbettung des IGS in die Tragerorganisation

42 Der entwickelte Prototyp des Integrative Grievance System (IGS) wurde im Dienste der Praxisndhe und -rele-
vanz stark ausdifferenziert, weil sich zahlreiche praktische Ausgestaltungsfragen erst im Zuge der modellhaften
Konkretisierung abstrakter Empfehlungen stellen. Im Rahmen der praktischen Umsetzung unserer Empfehlungen
kann und sollte pragmatisch an geeignete bestehende Strukturen angekniipft werden, um Synergien ressourcen-
effizient zu nutzen. Wenn bei der Optimierung bestehender Beschwerdemechanismen der Fokus auf einzelnen
Gestaltungsebenen bzw. -aspekten liegt, kann das Modell des Integrative Grievance System auch punktuell bzw.
partiell konsultiert werden.

3 Die regionalen Konfliktanlaufstellen erfiillen wichtige Funktionen bei der Bekanntmachung des IGS (siehe Kap.
9.2), bei der Verschrankung des IGS mit anderen Wirkmechanismen (siehe Kap. 9.3) und bei der Etablierung des
IGS als lernendes System (siehe Kap. 9.5).
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Primar wendet sich das Beschwerdesystem an die Arbeiter*innen der Mitgliedsunternehmen sei-
ner Tragerorganisation und ihrer unmittelbaren wie auch mittelbaren Zulieferbetriebe sowie an
die Gewerkschaften dieser Arbeiter*innen — dartber hinaus auch an Drittbetroffene**, die von der
Geschaftstatigkeit eines Betriebs beeintrachtigt werden (Track A).*> Zusatzlich sollte das Be-
schwerdesystem auch fiir Konflikte zwischen Mitgliedsunternehmen und ihren Zulieferbetrieben
einen Verfahrensweg eroffnen (Track B) und einen intrainstitutionellen Streitbeilegungsmechanis-
mus fir Konflikte zwischen seinen Mitglieder etablieren (Track C). Aufgrund des begrenzten Rah-
mens des Forschungsprojektes lag der Fokus bei der Ausarbeitung der Empfehlungen auftragsge-
mal auf Track A.

Auf allen Tracks stehen zwei komplementare Verfahrensarten alternativer Streitbeilegung zur Ver-
fligung: die dialog- und interessenbasierte mediative Schlichtung (ein Hybridverfahren, das Ele-
mente der Mediation und der Schlichtung vereint) sowie das Schiedsgerichtsverfahren.*® Im Fol-
genden werden die Empfehlungen zur gestuften Nutzung dieser Verfahrensarten hervorgehoben.
Fir eine umfassende Darstellung des IGS und der zugehérigen Gestaltungsempfehlungen verwei-

sen wir auf Kapitel 9 des Forschungsberichtes.

Zur Beschwerdeerhebung befugt sind auf Track A des Integrative Grievance System Arbeiter*in-
nen, Gewerkschaften oder Drittbetroffene (z.B. lokale Gemeinden, Gruppen oder Individuen), die
eine Verletzung oder (latente) Bedrohung ihrer jeweiligen geschiitzten Rechtsgiiter in ihrem Ver-
héltnis zu Mitglieds- oder deren Zulieferunternehmen geltend machen.*” Zudem kénnen Gewerk-
schaften, NGOs oder Betroffenen-Assoziationen im Namen von Betroffenen und in deren Auftrag
bzw. mit deren Zustimmung die Verletzung oder (latente) Bedrohung von geschiitzten Rechtsgi-
tern in eigenem Namen geltend machen. Eine Beschwerde kann sich auf Track A gegen Mitglieds-

unternehmen und ihre (unmittelbaren und mittelbaren) Zulieferbetriebe richten.

Der erste Verfahrensschritt im IGS ist regelmaRig ein mediatives Schlichtungsverfahren, das nach
Moglichkeit lokal am Ort der Produktionsstatte bzw. in der betroffenen Gemeinde durchgefiihrt
wird. Ziel dieser mediativen Schlichtung ist primar die eigenverantwortliche Entwicklung effekti-
ver, rechte-kompatibler Abhilfe- und PraventionsmaBnahmen durch die Konfliktparteien mit Un-

terstlitzung vermittelnder neutraler Dritter.

4 Dies kénnen individuelle Personen, Personengruppen oder auch Gemeinden sein.

4> Adressiert werden sollen auch Arbeiter*innen, die auRerhalb der betrieblichen Strukturen in Heimarbeit oder
im Rahmen informeller Zuarbeit von etwaigen menschenrechtlichen Beeintrachtigungen betroffen sind.

46 Mit ihrem Beitritt zur IGS-Trégerinstitution erkliren die Mitgliedsunternehmen (jedenfalls fiir Track A) generell
ihr Einverstandnis mit der Zustandigkeit eines letztverbindlich entscheidenden Schiedsgerichts fiir alle Beschwer-
den, die nicht im Rahmen einer mediativen Schlichtung einvernehmlich beigelegt werden kdnnen oder fir die
ein solches Verfahren nicht geeignet erscheint.

47 Die Geltendmachung setzt hier wie auch in den nachfolgenden Alternativen voraus, dass die Méglichkeit einer
Verletzung oder (latenten) Bedrohung geschiitzter Rechtsgiiter durch ein IGS-Mitgliedsunternehmen oder durch
deren unmittelbare oder mittelbare Zulieferbetriebe nicht véllig ausgeschlossen erscheint.
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Falls die Konfliktparteien nicht eigenverantwortlich ein derartiges Verfahrensergebnis erzielen
kénnen, arbeitet die verfahrensleitende Person eine eigene interessen- und normbasierte*®

Schlichtungsempfehlung aus, die nur mit der Zustimmung der Konfliktparteien verbindlich wird.

Kénnen sich die Parteien im Zuge der mediativen Schlichtung weder auf eine eigenverantwortlich
entwickelte Losung noch auf einen unterbreiteten Schlichtungsvorschlag einigen, geht das Schlich-
tungs- in ein Schiedsgerichtsverfahren tber, sofern sich die Beschwerdefiihrer*innen nach erneu-
ter Beratung durch die regionale Konfliktanlaufstelle nicht dazu entscheiden, nunmehr den staat-
lichen Rechtsweg zu beschreiten®. Dieses nachgelagerte Schiedsgerichtsverfahren als Bestandteil
des IGS soll den Beschwerdefuihrer*innen die Moglichkeit bieten, dass in Fallen, in denen keine
konsensuale Losung erreicht werden kann, die Beschwerden zligig und kostenneutral weiter be-
arbeitet und einer normbasierten®, verbindlichen Entscheidung durch ein neutrales Schiedsge-

richt zugefiihrt werden.

In bestimmten Fallkonstellationen kann im Interesse der Beschwerdefiihrer*innen auch ein direk-
ter Beginn mit dem schiedsgerichtlichen Verfahren (ohne vorgelagerte mediative Schlichtung) ge-
boten sein — z.B. weil sich die Beschwerde auf eine besonders gravierende oder sensible Rechts-
gutsverletzung bezieht oder weil ein (verbindliches) Eilrechtsschutzverfahren geboten ist®?!, etwa
wegen einer andauernden Rechtsgutsverletzung, einer drohenden Verschlechterung des status
quo der Betroffenen oder einer Androhung von VergeltungsmaRBnahmen durch den*die Be-

schwerdegegner*in oder Dritte.

Das sukzessive bzw. alternative Schiedsgerichtsverfahren wird auf tiberregionaler Ebene am de-
signierten Schiedsort gefiihrt. Die Schiedsrichter*innen gewahrleisten auf Basis der vereinbarten
Verfahrensordnung einen hinreichenden Ausgleich bestehender, struktureller Machtungleichge-
wichte zwischen den Konfliktparteien und den Schutz der Verfahrensbeteiligten.>? Sie entscheiden
u.a. auf Grundlage der investigativ von einem Team der regionalen Konfliktanlaufstelle bereits er-
mittelten Sachlage®? unter Anwendung der intrainstitutionell vereinbarten PrifmaRstédbe verbind-
lich>* Giber die Beschwerde und ordnen ggf. die Vornahme von Abhilfe- und/oder PraventionsmaR-

nahmen an.

48 MaRgeblich fir die Schlichtungsempfehlung sind neben dem sonstigen geltenden Recht die materiellen Stan-
dards der Tragerorganisation des IGS.

4 Diese Méglichkeit muss fiir die Beschwerdefiihrer*innen immer offenbleiben; siehe hierzu Kap. 9.1.

50 MaRgeblich fiir die Entscheidung des Schiedsgerichtes sind neben dem sonstigen geltenden Recht die materi-
ellen Standards der Tragerorganisation des IGS.

51 Ein derartiges Eilrechtsschutzverfahren kann auch parallel zu einer laufenden mediativen Schlichtung initiiert
und durchgefiihrt werden.

52 Siehe hierzu auch Kap. 9.4 ,Umgang mit Machtasymmetrien” und ,Schutz der Verfahrensbeteiligten®.

53 Siehe hierzu auch Kap. 9.4 ,,Sachverhaltsaufklarung”.

54 Im Rahmen des Schiedsgerichtsverfahrens kann allerdings eine zweite Instanz zur Uberpriifung etwaiger Ver-
fahrensergebnisse etabliert werden. In Anbetracht der Fokussierung des Forschungsprojektes auf das Potenzial
dialogbasierter Verfahren der alternativen Streitbeilegung wird diese Ausgestaltungsvariante des Schiedsge-
richtsverfahrens im IGS-Modell (nur) als eine Option aufgezeigt und nicht detaillierter ausgearbeitet.
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In allen durch das IGS angebotenen Verfahrensvarianten ist die gezielte Nachverfolgung der Um-
setzung von Verfahrensergebnissen, d.h. der vereinbarten oder angeordneten Abhilfe- und Pra-

ventionsmafinahmen, durch die (liber-)regionalen Konfliktanlaufstellen von zentraler Bedeu-

tung.>®
( )
Beschwerdeerhebung
bei Konfliktanlaufstelle
Zulassigkeitsprifung
Untersuchung der Beschwerde
Verfahrenswabhl
I
I | |
Mediative Schiedsgerichts-
Schlichtung verfahren
| I
Interessenermittlung
Verbindlicher
I I I Schiedsspruch
Eigenverantwortliche Schlichtungs-
Losungsentwicklung vorschlag
I
[ |
Annahme Ablehnung
I
v | |
Viadsinal e Moglichkeit fir BF: Andernfalls:
Einigung Opt-Out in staatliches Ubergang in Schieds-
Gerichtsverfahren gerichtsverfahren

Abb. lll: Gang des IGS-Beschwerdeverfahrens auf Track A

55 Empfohlen wird insoweit auch die funktionale Verschrankung mit lokalen Social Dialogue-Strukturen und Social
Auditing-Anséatzen bei der Kontrolle der Umsetzung, siehe Kap. 9.4. ,Umsetzung der Verfahrensergebnisse®.
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IV. Ausblick

Die detailreiche Ausarbeitung des gesamten Forschungsberichtes soll dazu beitragen, bislang noch
divergente Diskurse im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte zu verbinden, die systematische
Erfassung und Analyse von Beschwerdemechanismen in diesem Feld zu prazisieren und die Kon-
textabhangigkeit der Wirkweise auRergerichtlicher Beschwerdemechanismen besser zu verste-

hen.

Das im Rahmen des Forschungsprojektes entwickelte Integrative Grievance System bietet als pro-
totypisches Modell Anhaltspunkte und Leitlinien fir die Gestaltung von auRergerichtlichen Be-
schwerdemechanismen auf den Ebenen der Institutionalisierung, Implementierung, Verfahrens-
ausgestaltung und Qualitatssicherung. Diese unterschiedlichen Gestaltungsebenen sind systema-
tisch verzahnt; das IGS kann aber auch — im Sinne eines Kompendiums — herangezogen werden,
um Antworten auf einzelne konkrete Gestaltungsfragen zu finden oder bestimmte Aspekte eines
bestehenden Beschwerdemechanismus weiterzuentwickeln. Insofern bietet der Forschungsbe-
richt im Allgemeinen und das IGS im Besonderen einerseits Hilfestellung bei der Neukonzeption,

andererseits Anregungen zur Optimierung von Beschwerdemechanismen.

In Ergdnzung und zur Uberpriifung der konzeptionellen Vorschlige bedarf es zukiinftig vor allem
empirischer Forschung, die die Anliegen der Betroffenen vor Ort differenziert ausleuchtet und die
Wirkweise von Beschwerdeverfahren sowie die Nachhaltigkeit von AbhilfemaRnahmen — idealer-

weise durch Langsschnitt-Studien — systematisch erfasst und verfolgt.

Trotz des Umfangs unserer Arbeiten konnten im Rahmen des Forschungsprojektes etliche rele-
vante Fragen nur markiert, aber nicht beantwortet werden; letzteres ist nun Aufgabe zukinftiger
Forschung®® und (experimenteller) Praxis. Dies gilt insbesondere fiir eine detailliertere Ausarbei-
tung von Finanzierungsmodellen fiir unternehmensiibergreifende Beschwerdemechanismen und
(damit verbundenen) Anreizsystemen fiir Unternehmen, sich an derartigen Mechanismen zu be-
teiligen. Mit Blick auf die Betroffenen bedarf die Frage, wie sich eine Sensibilitat fir vulnerable
Gruppen konsequent in die Institution und Verfahrensweise eines Beschwerdemechanismus ein-
schreiben lasst, dringend weiterer Aufmerksamkeit; insbesondere ist durch weitere Forschung zu
ermitteln, wie die komplexen Lebenssituationen und Belange von Frauen sowie von arbeitenden
Kindern und Jugendlichen durch Beschwerdemechanismen adaquat bericksichtigt werden kon-
nen. Auch Moglichkeiten der Einbeziehung bestehender Binnenstrukturen, Entscheidungspro-
zesse und (traditioneller) Konfliktbearbeitungspraktiken indigener Gruppen in die Gestaltung von

Beschwerdeverfahren missen weiter erforscht werden.

%6 Siehe dazu die ausfiihrlichere Auflistung der Forschungsdesiderate in Kap. 10.
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In praktischer Hinsicht bedarf es dringend Aus- und Fortbildungsmalnahmen fiir verfahrenslei-
tende Personen, damit fiir das voraussichtlich steigende Fallaufkommen ADR-basierter Beschwer-
deverfahren auch geniigend qualifizierte, professionelle neutrale Dritte verfiigbar sind.”” Denn je
weniger strikt ein Konfliktbearbeitungsverfahren formalisiert ist, desto wichtiger wird die indivi-
duelle Qualifikation und Integritat der verfahrensleitenden Person fiir die Qualitdt des Beschwer-

deverfahrens.

Auf normativer Ebene sollte die Qualitdt und Effektivitat aulRergerichtlicher Beschwerdemecha-
nismen durch entsprechende Regelungen in den einschlagigen Gesetzen auf nationaler wie euro-
paischer Ebene abgesichert werden. Auch sollten die Gesetzgeber normative Anreize fir die Insti-
tutionalisierung von und Mitwirkung an unternehmensiibergreifenden Beschwerdesystemen so-
wie fur ein transparenzférderndes Berichtswesen®® setzen. Nicht zuletzt sollten Gesetze im Feld
Wirtschaft und Menschenrechte im Sinne lernender Gesetzgebung gestaltet, also mit einer Ver-

pflichtung zur regelmaligen formativen Evaluation ausgestattet werden.

Ein grofles Zukunftsthema ist die Verknlipfung der menschenrechtlichen Perspektive mit dem Blick
auf die Umwelt-Auswirkungen globalisierter wirtschaftlicher Aktivitdaten. Hier sollten konzeptio-
nelle Uberlegungen zu Beschwerdemechanismen fiir Fille von Menschenrechtsverletzungen und

fir Falle von Umweltschadigungen zusammengefiihrt werden.

Aus all diesen Griinden erscheint die systematische Forderung einer Global Learning Community
in den Bereichen Wirtschaft und Menschenrechte sowie Umweltschutz als eine wichtige Zukunfts-
aufgabe, derer sich auf europaischer Ebene insbesondere die Europdische Union, aber zum Bei-
spiel auch der Europarat annehmen kdnnte. Die Vernetzung von und der Erfahrungsaustauch zwi-
schen Verfahrensanbietern und -expert*innen ber Disziplin-, Branchen- und Léandergrenzen hin-
weg beschleunigt Lernprozesse und die Dissemination von Good Practices mit Blick auf aulRerge-
richtliche Beschwerdemechanismen. Dies wiederum férdert die Qualitat der Verfahrensangebote

— und letztlich den Menschenrechtsschutz.

57 Von den interviewten Expert*innen wurden vielfach Schwierigkeiten beklagt, ausreichend qualifizierte, per-
sonlich geeignete und kontexttaugliche neutrale Dritte fir die Durchfiihrung konkreter Beschwerdeverfahren zu
finden.

58 Siehe dazu die Erdrterung der beispielhaften Regelungen im deutschen Verbraucherstreitbeilegungsgesetz in
Kap. 8 sowie die Ausflihrungen zum Berichtswesen im Kontext von Beschwerdemechanismen in Kap. 9.5.2.
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Zeitschrift fiir Wirtschaftsrecht

Zeitschrift fir Konfliktmanagement

Verordnung Uber die Fort- und Ausbildung von zertifizierten Medi-
atoren

Zivilprozessordnung
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1 Ansatz des Forschungsprojektes

1.1 Ausgangssituation und Auftrag des Forschungsprojektes

,Die zunehmende Vernetzung deutscher Unternehmen in globalen Liefer- und Wertschép-
fungsketten bietet [...] Chancen und Herausforderungen zugleich: neue Mdrkte und Pro-
duktionsstdtten werden erschlossen und so Arbeitsplédtze und Wohlstand geschaffen. Da-
bei kénnen aber auch Risiken durch Intransparenz und die oft mangelhafte Durchsetzung
von Menschenrechten, Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards entlang der Liefer- und
Wertschépfungsketten global agierender Unternehmen entstehen. “>?

Globalisierte Wirtschaftsstrukturen werfen die Frage auf, welche Akteure welche Verantwor-
tung fiir die Produktionsbedingungen und fiir daraus resultierende Beeintrachtigungen bzw.
Schadigungen von Menschen und Umwelt entlang globaler Wertschépfungsketten tragen

(sollen).e?

Die im Jahr 2011 vom UN Human Rights Council einstimmig gebilligten®® UN Guiding Principles
on Business and Human Rights (UNGP)®? betonen neben der staatlichen Verpflichtung zum
Schutz und der unternehmerischen Verantwortung zur Achtung der Menschenrechte die Not-
wendigkeit effektiver Abhilfe in Féllen von Menschenrechtsverletzungen.®® Die UNGP 25-31
fordern fiir Opfer von Menschenrechtsverletzungen den Zugang zu effektiven staatlichen wie

nicht-staatlichen, gerichtlichen wie auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen.

Auch der Nationale Aktionsplan der Bundesregierung (NAP) aus dem Jahr 2016 zur Umsetzung
dieser Leitprinzipien enthalt den Leitgedanken einer Starkung von Beschwerdemechanismen.
Allerdings liegt der Fokus primar auf bestehenden Moglichkeiten des nationalen zivilgerichtli-
chen Rechtsschutzes sowie auf dem staatlich basierten auBergerichtlichen Verfahrensangebot
der im Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie angesiedelten Nationalen Kontaktstelle

fur die OECD Guidelines for Multinational Enterprises .5

Im Herbst 2019 schrieb das Bundesministerium fiir Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) des-
halb ein Forschungsprojekt zur ,Nutzung von Erkenntnissen aus der Verbraucherschlichtung
zur Entwicklung alternativer, unternehmensinterner und branchenbezogener Streitbeilegungs-
mechanismen fiir Menschenrechtsverletzungen im Verantwortungsbereich von Unternehmen*

aus.

9 Auswartiges Amt (Fn. 1), 4.

60 Zum Stand der Debatte im Uberblick: Landau/Hardy (Fn. 2), 43.

51 HRC (Fn. 3).

62 OHCHR (Fn. 4).

63 Als Teil ihrer Pflicht, Schutz gegeniiber mit Unternehmen zusammenhéngenden Menschenrechtsverletzungen
zu gewdhren, miissen Staaten geeignete Mafinahmen treffen, um durch gerichtliche, administrative, gesetzge-
berische oder andere geeignete Mittel dafiir Sorge zu tragen, dass die Betroffenen Zugang zu wirksamer Abhilfe
haben, sofern solche Verletzungen in ihrem Hoheitsgebiet und/oder unter ihrer Jurisdiktion vorkommen.“ OHCHR
(Fn. 4), UNGP 25.

54 Auswirtiges Amt (Fn. 1), 26.
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Im Zentrum der Ausschreibung stand die Frage, wie unternehmensinterne und branchenbe-
zogene Beschwerdemechanismen im Sinne des UNGP 29 und 308 ausgestaltet werden kon-
nen und sollten, um einen sinnvollen Beitrag zur effektiven Abhilfe bei Menschenrechtsver-

letzungen durch wirtschaftliche Aktivititen zu leisten.%®

Als Ausgangspunkt sollten dafiir in einem ersten Schritt die materiell- wie verfahrensrechtli-
chen Herausforderungen dargestellt werden, die mit Blick auf den (zivil-)gerichtlichen Rechts-
schutz vor allem zur Frage der zivilrechtlichen Haftung von Unternehmen fiir Menschenrechts-

verletzungen bestehen.

Auf dieser Grundlage sollte in einem zweiten Schritt untersucht werden, welche Formen der
alternativen Streitbeilegung®’ sich fuir die Aufarbeitung derartiger Falle eignen kénnten. Dabei
sollte u.a. der Frage nachgegangen werden, ob aulRergerichtliche Konfliktbearbeitungsverfah-
ren im menschenrechtlichen Kontext strikt rechtsbasiert sein miissen oder ob auch Streitbei-
legungsmechanismen, die nicht nur auf der Anwendung des Rechts beruhen (insbesondere
Mediation), den Bedirfnissen der Opfer von Menschenrechtsverletzungen gerecht werden

kénnen.

In einem dritten Schritt sollte untersucht werden, ob und wie Erfahrungen mit der Verbrau-
cherschlichtung in Deutschland fiir die Gestaltung von alternativen, insbesondere branchen-
bezogenen, Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte fruchtbar
gemacht werden kénnen. Hierbei sollte mit Methoden der empirischen Sozialforschung gear-
beitet und auf die folgenden drei Bereiche eingegangen werden: den Aufbau unternehmens-
getragener Schlichtungsstellen und die Motivation von Unternehmen zur Teilnahme an frei-
willigen branchenbezogenen Schlichtungsangeboten, die konkrete Ausgestaltung von Schlich-

tungsverfahren und das Verhaltnis von letzteren zum gerichtlichen Rechtsschutz.

Ergebnis der Studie sollten ,,praxisbezogene Leitlinien zur Ausgestaltung alternativer Streitbei-
legungsverfahren im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte” sein, die den Effektivitatskrite-

rien des UNGP 31 entsprechen.

Aus Sicht des Forschungsteams sollen die in diesem Forschungsprojekt entwickelten Empfeh-
lungen fiir die Gestaltung auRergerichtlicher Beschwerdemechanismen dazu beitragen, dass

unabhangige und faire Verfahren fiir die von Menschenrechtsverletzungen betroffenen Per-

85 UNGP 29 fordert sog. “operational-level grievance mechanisms”; UNGP 30 adressiert “[iindustry, multi-stake-
holder and other collaborative initiatives” als mogliche Tragerorganisationen von unternehmensiibergreifenden
Beschwerdemechanismen, OHCHR (Fn. 4), 31 ff.

56 Wenzel/Dorn, Wirtschaft und Menschenrechte — ein neues Anwendungsfeld fiir ADR?, ZKM 2020, 50.

67 Alternative Streitbeilegung — auch Alternative Dispute Resolution (ADR) genannt — umfasst die Verfahren der
Mediation, Schlichtung und Schiedsgerichtsbarkeit (letzteres ist strittig) sowie Misch- und Hybridformen dieser
Verfahrensarten. Alternative Konfliktbearbeitungsverfahren sind flexibler gestaltbar als das staatliche Gerichts-
verfahren und bieten den Verfahrensbeteiligten mehr Mitbestimmungsmaoglichkeiten; siehe dazu ausfiihrlicher
Kap. 7.
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sonen bereitstehen, dass bereits entstandene Verletzungen und Schaden angemessen kom-
pensiert werden und dass zukiinftige Schadigungen besser vermieden werden kdnnen. Letzt-
lich sind Beschwerdemechanismen als ein Baustein im Geflige der Bestrebungen zu verstehen,
menschenwirdige Arbeits- und Lebensbedingungen entlang globaler Wertschopfungsketten

herzustellen bzw. abzusichern.

1.2 Akteurs- und Verletzungskonstellationen in globalen Wertschopfungsketten

Bei der Ausgestaltung und Implementierung von Beschwerdemechanismen, die entlang glo-
baler Wertschopfungsketten Wirksamkeit entfalten sollen, sind eine Vielzahl von Akteuren zu
berlicksichtigen, die auf verschiedenen Ebenen wichtige Rollen innehaben. Neben den unmit-
telbar an einem Beschwerdeverfahren beteiligten Betroffenen und den durch eine Be-
schwerde adressierten Besteller- bzw. Zulieferunternehmen sind insbesondere auch die un-
terschiedlich strukturierten Interessenvertretungen einzelner Akteursgruppen (von Gewerk-
schaften und NGOs bis hin zu Handelsverbdanden), Gerichte und andere staatliche Institutio-
nen sowie die Verbraucher*innen und die allgemeine Offentlichkeit als wichtige Einfluss- und

Kontextfaktoren in die Uberlegungen einzubeziehen.

Die nachfolgende Grafik soll das komplexe Geflecht von Akteuren mit ihren Einfluss- und Ab-

Interessen
vertreter
i's

Transnationale
Unternehmen

hangigkeitsbeziehungen andeuten.

Akteursgruppen

V\f‘nrschafrh(Hvaha‘nglgkear

Gutachter &
Zertifizierer
Heimatstaaten

Interessen
vertreter
Arbeitnehmer
Drittbetroffene

Unzureichender Schutz

Gaststaaten

Umwelt/Kiinftige
Generationen

Abb. 1: Relevante Akteursgruppen entlang globaler Lieferketten

Fiir die Entwicklung eines Beschwerdemechanismus fir Fille von Menschenrechtsverletzun-

gen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte ist maRgeblich, wer von etwaigen Menschen-
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rechtsverletzungen betroffen ist bzw. sein kann. Unser Forschungsprojekt unterscheidet zwi-
schen zwei grundlegend unterschiedlichen Konstellationen von potenziellen Beschwerdefiih-
rer*innen, wobei die Differenzierung nicht an die beeintrachtigten Rechte anknipft, sondern

an das Verhaltnis der Betroffenen zum Unternehmen:
(1) Betroffenheit als Arbeiter*in® in einem bzw. fur einen Betrieb der Lieferkette,
(2) Betroffenheit als Dritte*r auRerhalb der Betriebe der Lieferkette.®®

Diese Differenzierung’ ist fiir die Etablierung von Beschwerdemechanismen relevant, da da-
von insbesondere abhangt, wie ein Beschwerdemechanismus lokal implementiert werden

kann.

Im ersten Fall lassen sich Beschwerdemechanismen schwerpunktmaRig in Betrieben veran-
kern. Wenn Arbeiter*innen allerdings Gberhaupt nicht in einen Betrieb eingebunden sind, wie
es etwa bei der Heimarbeit oder in landwirtschaftlichen Wertschépfungsketten der Fall sein
kann, kommt eine betriebliche Verankerung nicht (ohne weiteres) in Betracht bzw. reicht nicht
aus — und es stellt sich die Herausforderung, wie ein Beschwerdemechanismus (inklusive der
notigen Unterstitzungsstrukturen) trotzdem fiir alle Arbeiter*innen zuganglich gemacht wer-

den kann.

Die zweite Kategorie erfasst Personen und Gemeinschaften, die nicht (primar) als Arbeiter*in-
nen mit den Auswirkungen des unternehmerischen Handelns in Beriihrung kommen, sondern
anderweitig in ihren Rechten und Interessen betroffen sind — also Anwohner*innen, lokale

(indigene) Gemeinschaften, Menschenrechtsverteidiger*innen und NGOs.

Hinsichtlich beider Betroffenenkategorien kann das gesamte Spektrum der international ge-
schiitzten Menschenrechte verletzt bzw. gefahrdet werden. John Ruggie’?, der federfiihrende
Autor der UN Guiding Principles on Business and Human Rights, kam zu dem Ergebnis, dass es
wenig sinnvoll sei zu versuchen, abschliefend die Menschenrechte aufzulisten, die Unterneh-

men verletzen kénnten, da es umgekehrt betrachtet kaum oder keine Menschenrechte gabe,

58 Der Begriff Arbeiter*innen wird bewusst verwendet, um zu verdeutlichen, dass es hier nicht auf die formelle
Arbeitnehmerstellung einer Person ankommt, sondern alle Personen erfasst sind, die flr einen anderen Leistun-
gen erbringen. Damit sollen auch informelle Arbeitsverhaltnisse, Kinder- und Zwangsarbeit erfasst werden.
Grundlegend: Davidov, A Purposive Approach to Labour Law, 2016, 115 ff.
59 Dje zweite Kategorie erfasst auch die Betroffenen, die von Ruggie in zwei Kategorien Communities und End-
Users eingeteilt wurden, HRC, Report of the Special Representative of the Secretary-General on the issue of
human rights and transnational corporations and other business enterprises, UN Doc. A/HRC/8/5/Add.2,
23.05.2008.
70 Beschwerdefiihrer*innen kénnen selbstverstindlich auch auf beiden Ebenen betroffen sein. Das ist zum Bei-
spiel bei Umweltschadigungen gegeben, von denen Beschwerdefiihrer*innen sowohl als Arbeiter*innen als auch
als Anwohner*innen betroffen sind.
"1 In seiner Rolle als Special Representative of the Secretary-General on the issue of human rights and transnati-
onal corporations and other business enterprises,

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).


https://www.ohchr.org/EN/Issues/Business/Pages/SRSGTransCorpIndex.aspx
https://www.ohchr.org/EN/Issues/Business/Pages/SRSGTransCorpIndex.aspx
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die Unternehmen nicht verletzen kénnten.”? Dieser Auffassung folgend werden hier Men-
schenrechtsverletzungen fur beide Betroffenenkategorien nur exemplarisch benannt.’® In Be-
zug auf die Betroffenenkategorie der Arbeiter*innen geht es typischerweise um angemesse-
nes Entgelt, Arbeits- und Gesundheitsschutz (insbesondere auch von Schwangeren), Gewerk-
schafts- und Kollektivverhandlungsfreiheit, das Verbot der Zwangs- und Kinderarbeit, soziale
Sicherheit, das Verbot geschlechtsspezifischer Belastigung, Gewalt und Diskriminierung. Dritt-
betroffenheit besteht vor allem in Fallen von Umweltverschmutzungen (etwa durch die For-
derung von Bodenschatzen oder durch aus Fabriken austretende Giftstoffe), die das Leben
oder die Gesundheit von Anwohner*innen oder ganzen lokalen Gemeinschaften schadigen,
sowie in Fallen von Landnahmen und Umweltzerstérungen, die die Rechte einer lokalen (indi-

genen) Gemeinschaft verletzen.

Insgesamt gilt es, bei der Ausgestaltung von Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft
und Menschenrechte zu beachten, dass entlang globaler Lieferketten erhebliche Machtasym-
metrien zwischen den beteiligten Akteuren bestehen.’* Transnational agierende Unterneh-
men pragen durch regulative Initiativen — z.B. Codes of Conduct — und durch ihre Einkaufs-
praktiken die Arbeitsbedingungen in ihren Lieferketten;”® dies gilt insbesondere fiir die Textil-
und Bekleidungsbranche als prototypische ,buyer-driven industry“.”® Die unmittelbaren Zu-
lieferunternehmen reichen den Zeit- und Kostendruck weiter, indem sie Teile ihrer Produktion

outsourcen.”” Dies lasst sich auch in der Elektronikbranche’®, der Landwirtschaft’?,

72 HRC, Protect, Respect and Remedy: a Framework for Business and Human Rights, Report of the Special
Representative of the Secretary-General on the issue of human rights and transnational corporations and other
business enterprises, John Ruggie, UN Doc. A/HRC/8/5, 07.04.2008, Rn. 52.

73 Siehe fiir eine aktuelle beispielhafte Auflistung von Konstellationen: Smit/Bright/McCorquodale, et al., Study
on due diligence requirements through the supply chain, European Commission, 2020, 214; HRC (Fn. 69);
Massoud, Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit wirtschaftlichen Aktivitdten von transnationalen
Unternehmen, 2018, 24 ff.; Weidmann, Der Beitrag der OECD-Leitsatze fiir multinationale Unternehmen zum
Schutz der Menschenrechte, 2014, 47 ff.

7% Anner, Squeezing workers’ rights in global supply chains: purchasing practices in the Bangladesh garment
export sector in comparative perspective, Review of International Political Economy 27 (2020), 320; Delautre,
Decent work in global supply chains, 2019.

7> Amengual/Distelhorst/Tobin, Global Purchasing as Labor Regulation, ILR Review 73 (2020), 817 m.w.N.; so tre-
ten zu kurze Lieferfristen haufig dann auf, wenn ein groRes Machtungleichgewicht zwischen bestellenden Unter-
nehmen und Zulieferunternehmen besteht, ILO/OECD/IOM/UNICEF (Fn. 13), 28.

78 Alexander, Limits to Buyer-Driven Governance for Sustainability in Global Production Networks, 2019; Delautre
(Fn. 74), 11; Anner, CSR Participation Committees, Wildcat Strikes and the Sourcing Squeeze in Global Supply
Chains, British Journal of Industrial Relations 56 (2018), 75; Anner (Fn. 74), 320; Anner, Preisdruck in globalen
Wertschopfungsketten und seine Auswirkungen auf Gewalt und Beldstigung am Arbeitsplatz, WSI-Mitteilungen
2021, 28.

77 ILO, Report IV: Decent work in global supply chains, International Labour Conference 105th Session, 2016, 7;
in der Covid 19-Pandemie verscharft sich die Problematik: BHRRC, Union busting & unfair dismissals: Garment
workers during COVID-19, 2020, 22.

78 |LO, Achieving decent work in global supply chains, 2020, 10 f. m.w.N.; vgl. die Fallstudie zu Apple in China:
Pagnattaro, Labor rights are human rights: Sustainability initiatives and trade policy, in: Bird/Cahoy/Prenkert
(Hrsg.), Law, Business and Human Rights: Bridging the Gap, 2014, 143; die Rolle von groRen Zulieferunternehmen
betonend: Locke/Samel, Beyond the Workplace: “Upstream” Business Practices and Labor Standards in the
Global Electronics Industry, Studies in Comparative International Development 53 (2018), 1.

7 JLO/OECD/IOM, et al., Ending child labour, forced labour and human trafficking in global supply chains, 2019;
vgl. die Fallstudie zu Fruchtanbau in Afrika: Barrientos, Gender and work in global value chains, 2019, 135 ff.
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der Automobilbranche® und weiteren Branchen®! feststellen. Zwar fallt das Machtungleich-
gewicht nicht stets zugunsten des bestellenden Unternehmens (das zumeist aus dem globalen
Norden stammt) aus.®? In aller Regel muss aber davon ausgegangen werden, dass den von
Rechtsverletzungen — nicht selten existenziell — betroffenen Individuen oder Gemeinschaften
deutlich weniger Ressourcen, Know-how und Verfahrenserfahrung zur Verfligung stehen als
den durch eine Beschwerde adressierten Unternehmen®3 .84 Wie auch immer die Macht- und
Abhangigkeitsverhaltnisse in einer konkreten Fallkonstellation aussehen moégen, sie miissen
im Rahmen von Beschwerdemechanismen berlicksichtigt werden: Auf der Verfahrensebene
sind Mechanismen des Machtausgleichs zu etablieren. Je ausgepragter ein Machtungleichge-
wicht ist, desto wichtiger wird auf der Ergebnisebene die Mdoglichkeit der Kontrolle von Fair-

ness und Umsetzung einer Einigung bzw. Entscheidung.

1.3 Diskursperspektiven

Wie sich menschenwiirdige Arbeits- und Lebensbedingungen entlang globaler Wertschop-
fungsketten realisieren lassen und welche Rolle transnational agierende Unternehmen dabei
einnehmen, ist Gegenstand unterschiedlicher Diskurse. Diese Diskurse betrachten globali-
sierte Wirtschaftsbeziehungen und ihre Akteure aus unterschiedlichen Perspektiven und mit

unterschiedlicher Fokussetzung.

Fiir den Forschungsgegenstand dieses Berichtes, die Gestaltung von Beschwerdemechanis-
men, sind diese Diskursperspektiven relevant, weil sie — teilweise miteinander verschrankte —
Ansatze, Modelle, Institutionen, Praktiken und Strategien aufzeigen, die in globalen Wert-
schopfungsketten zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen bereits etabliert
wurden oder etabliert werden kdnnten. In unserem Forschungsprojekt und insbesondere in
unseren Empfehlungen werden derartige Ansatze aufgegriffen und bericksichtigt (siehe dazu

insbesondere Kap. 4.2, 6.3 und 9.3). Im Folgenden sollen die relevanten Diskurszusammen-

8 L0 (Fn. 77), 6.

81 | ocke, The Promise and Limits of Private Power, 2013.

82 pelagutre (Fn. 74), 24; zu unterschiedlichen Konfigurationen der Machtbeziehungen: Helfen/Schiifler/Sydow,
How can employment relations in global value networks be managed towards social responsibility?, Human
Relations 71 (2018), 1640; Oka/Egels-Zandén/R. Alexander, Buyer Engagement and Labour Conditions in Global
Supply Chains: The Bangladesh Accord and Beyond, Development and Change 51 (2020), 1306; Bae/Lund-
Thomsen/Lindgreen, Global value chains and supplier perceptions of corporate social responsibility: a case study
of garment manufacturers in Myanmar, Global Networks 2020; Lee/Mellahi/Mol, et al., No-Size-Fits-All:
Collaborative Governance as an Alternative for Addressing Labour Issues in Global Supply Chains, Journal of
Business Ethics 162 (2020), 291 (296 ff.); Locke (Fn. 81).

83 Die Unternehmen haben auch den Vorteil, dass sie als ,Repeat Player” Verfahrenserfahrung sammeln und zu
ihren eigenen Gunsten nutzen kénnen.

84 Fiir Frauen, Kinder und Jugendliche sowie Angehérige anderer vulnerabler Gruppen kann sich der Zugang zu
gerichtlichen wie auRergerichtlichen Verfahren aufgrund von Diskriminierung, kulturell bedingten Zugangshiir-
den und ggf. auch mangelnder Prozess- bzw. Verfahrensfahigkeit bei gleichzeitig fehlender Vertretung als beson-
ders schwierig erweisen. Dies gilt es bei der Einrichtung und Ausgestaltung aulRergerichtlicher Beschwerdeme-
chanismen sorgfaltig zu beriicksichtigen; siehe dazu auch die entsprechenden Unterkapitel in Kap. 6.1. und 6.4.
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hange kurz benannt und erldutert werden, damit die nachfolgenden Analysen und Empfeh-
lungen besser verortet werden kénnen. Dabei wird auch deutlich werden, dass die einzelnen

Diskurse teilweise noch nicht ausreichend miteinander vernetzt sind.

Zentral fir unsere Forschungsarbeiten waren der Business and Human Rights (BHR)-, der Cor-
porate Social Responsibility (CSR)- und der Transnational Labour Law (TLL)-Diskurs® — sowie
der Alternative Dispute Resolution (ADR)-Diskurs, der bislang allerdings nur wenige systema-

tische Schnittstellen zu den anderen genannten Diskursen aufweist.

Business and
Human Rights

Aufergerichtliche
Beschwerdemechanismen

[ Alternative Streitbeilegung ]

Abb. 2: Zentrale Diskursperspektiven im Feld Wirtschaft und Menschenrechte

Hinter den Begriffen Business and Human Rights, Corporate Social Responsibility und Trans-
national Labour Law stehen Diskurse, die sich zum Teil liberschneiden, zum Teil aber auch
unabhangig voneinander gefiihrt werden. Der gemeinsame Bezugspunkt sind die UN Guiding
Principles on Business and Human Rights,® die der Debatte im Bereich Wirtschaft und Men-

schenrechte seit 2011 einen normativen Rahmen geben und sie strukturieren.?’

Der BHR-Diskurs stellt den Ubergeordneten Rahmen unseres Forschungsprojektes und der
Empfehlungen zur Ausgestaltung von Beschwerdemechanismen dar: Beschwerdemechanis-
men sollen zur Verwirklichung der international anerkannten Menschenrechte beitragen, ins-
besondere indem sie Betroffenen Wege zu effektiver Abhilfe er6ffnen. AuRergerichtliche Be-
schwerdemechanismen finden im BHR-Diskurs allerdings bisher nur wenig Aufmerksamkeit.88

Die aktuelle (deutsche) BHR-Debatte fokussiert sich vielmehr auf die Fragen der Haftung fir

85 Die Bezeichnung erfolgt hier aus rechtswissenschaftlicher Perspektive.

86 Siehe dazu vertiefend Kapitel 2.

87 Die Relevanz der UNGP driickt sich darin aus, dass die UNGP sowohl von der OECD in die Guidelines for Multi-
national Enterprises (OECD Guidelines) als auch von der ILO in deren Tripartite Declaration of Principles concern-
ing Multinational Enterprises inkorporiert wurden. Die UNGP haben zudem sowohl Eingang in Codes of Conduct
von Unternehmen (Paiement/Melchers, Finding International Law in Private Governance: How Codes of Conduct
in the Apparel Industry Refer to International Instruments, Indiana Journal of Global Legal Studies 27 (2020), 303)
als auch in von globalen Gewerkschaftsorganisationen und transnationalen Unternehmen geschlossene Global
Framework Agreements (GFA) (siehe die aufgezahlten Beispiele in: Global Deal/OECD/ILO, Social Dialogue, Skills
and Covid-19, 2020, 155) gefunden.

88 |ukas/Linder/Kutrzeba, et al., Corporate Accountability, 2016; Genovese, Access to remedy: non-judicial
grievance mechanisms, in: Baumann-Pauly/Nolan (Hrsg.), Business and Human Rights: From Principles to
Practice, 2016, 266; in Vorbereitung auf ARP Il Zagelmeyer/Bianchi/Shemberg, Non-State based non-judicial
grievance mechanisms (NSBGM): An exploratory analysis, 2018.
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Menschenrechtsverletzungen und deren gerichtliche Durchsetzung.?® Es wird vor allem disku-
tiert, inwiefern und inwieweit Unternehmen einer zivilrechtlichen Haftung fiir Menschen-
rechtsverletzungen und/oder der Verletzung ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht aus

den UNGP im Rahmen des staatlichen Gerichtssystems unterliegen.*®

Der Ausgangspunkt des CSR-Diskurses ist das Unternehmen, das sich zur Einhaltung bestimm-
ter selbst gesetzter Standards — nicht nur im menschenrechtlichen Bereich — verpflichtet.%?
Der Kerngedanke, dass Unternehmen freiwillig mehr umsetzen, als gesetzlich (als Mindest-
standard) geboten ist, bildet die Grundlage des CSR-Diskurses.?> Unternehmen bestimmen da-
bei selbst, welches Mal} an gesellschaftlicher Verantwortung sie wahrnehmen. Darin unter-
scheidet sich der CSR- vom BHR-Diskurs, denn die UNGP bestimmen fiir die gesellschaftliche
Verantwortung von Unternehmen einen Mindeststandard, der in der Einhaltung der dort be-

nannten Menschenrechte besteht.?3

Ausgangspunkte des TLL-Diskurses® sind im Gegensatz zum CSR-Diskurs die Perspektive der
Arbeiter*innen und ihr Recht zur Selbstorganisation in Gewerkschaften, die kollektiv Arbeits-
bedingungen mit transnationalen Unternehmen aushandeln und sich mit NGOs zu Netzwer-
ken verbinden (kdnnen).®®> Arbeiter*innen werden in ihrer spezifischen Vulnerabilitit erfasst,
die sich vor allem aus dem arbeitsrechtlichen und -organisatorischen Unterordnungsverhalt-

nis und aus den in vielen Landern fehlenden demokratischen Mitbestimmungsmoglichkeiten

8 Ausfiihrlich in Kapitel 3.

% zur Debatte in Deutschland Gérgen, Unternehmerische Haftung in transnationalen Menschenrechtsfillen,
2019; Habersack/Ehrl, Verantwortlichkeit inlandischer Unternehmen fiir Menschenrechtsverletzungen durch
auslandische Zulieferer — de lege lata und de lege ferenda, AcP 219 (2019), 155; Haider, Haftung von
transnationalen Unternehmen und Staaten fiir Menschenrechtsverletzungen, 2019; Heinen, Auf dem Weg zu
einem transnationalen Deliktsrecht? — Zur Begrindung deliktischer Sorgfalts- und Organisationspflichten in
globalen Wertschopfungsketten, in: Krajewski/Saage-MaalR (Hrsg.), Die Durchsetzung menschenrechtlicher
Sorgfaltspflichten von Unternehmen, 2018, 87; Krajewski/Oehm/Saage-Maaf3 (Hrsg.), Zivil- und strafrechtliche
Unternehmensverantwortung fiir Menschenrechtsverletzungen, 2018; Massoud (Fn. 73); Nordhues, Die Haftung
der Muttergesellschaft und ihres Vorstands fiir Menschenrechtsverletzungen im Konzern, 2019; Wagner,
Haftung fir Menschenrechtsverletzungen, RabelsZ 80 (2016), 717.

1 Kocher, Transnationales Arbeitsrecht?, AVR 57 (2019), 183 (189).

92 European Commission, Communication from the Commission to the European Parliament, the Council, the
European Economic and Social Committee and the Committee of the Regions, COM(2011) 681 final.

93 7Zu weiteren Unterschieden im Uberblick: Wettstein, From side show to main act: can business and human
rights save corporate responsibility?, in: Baumann-Pauly/Nolan (Hrsg.), Business and Human Rights: From
Principles to Practice, 2016, 78-87; Bijlmakers, Corporate Social Responsibility, Human Rights and the Law, 2018,
26 ff.; Poullie, Nationale Aktionsplane zu Wirtschaft und Menschenrechten: Quantitative und qualitative
Entwicklungen, in: Druschel/Goldbach/Paulmann, et al. (Hrsg.), Interdisziplindre Perspektiven auf Soziale
Menschenrechte, 2020, 25 (33); C. Lopez, The ‘Ruggie process’: from legal obligations to corporate social
responsibility?, in: Deva/Bilchitz (Hrsg.), Human Rights Obligations of Business, 2013, 58; Ramasastry, Corporate
Social Responsibility Versus Business and Human Rights - Bridging the Gap Between Responsibility and
Accountability, Journal of Human Rights 14 (2015), 237.

% Siehe im Uberblick: Kocher (Fn. 91), 183; Trebilcock, Why the Shift from International to Transnational Law Is
Important for Labour Standards, in: Gott (Hrsg.), Labour Standards in International Economic Law, 2018, 57.

% Zajak/Egels-Zandén/Piper, Networks of Labour Activism: Collective Action across Asia and Beyond. An
Introduction to the Debate, Development and Change 48 (2017), 899; Anner/Fischer-Daly/Maffie, Fissured
Employment and Network Bargaining: Emerging Employment Relations Dynamics in a Contingent World of Work,
ILR Review 2020; Kryst, Transnationale Blindnisse von Gewerkschaften und NGOs. Strategien in Interaktion,
Industrielle Beziehungen 2018, 209.
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ergibt.’® In globalen Lieferketten verstarkt sich diese Vulnerabilitat, da bestellende transnati-
onale Unternehmen zumeist als nur indirekte Arbeitgeber die Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen von Arbeiter*innen stark mitpragen, ohne dass sie formell am Arbeitsverhaltnis beteiligt
sind.’’ Die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen sind die zentralen
Bezugspunkte des TLL-Diskurses.®® Sie fungieren als Erméachtigungsrechte, die es Arbeiter*in-
nen ermoglichen, sich in Gewerkschaften zu organisieren und ihre Arbeitsbedingungen kollek-

tiv zu verhandeln.?®

Im CSR-Diskurs werden Arbeiter*innen zum Teil als eigene Stakeholdergruppe und Gewerk-
schaften zusammen mit NGOs als Stakeholdergruppe ,Zivilgesellschaft” betrachtet.'° Dies
verkennt, dass zwischen Gewerkschaften und Unternehmen kein beliebiges AuBenverhaltnis
herrscht. Gewerkschaften und Unternehmen sind Teil der industriellen Beziehungen.'%! In
Verhandlungen mit Unternehmen nehmen Gewerkschaften ihre menschenrechtliche Vereini-
gungs- und Kollektivverhandlungsfreiheit wahr, um die Interessen ihrer Mitglieder durchzu-
setzen. Gewerkschaften sind im Verhaltnis zu Unternehmen daher weder ,Zivilgesellschaft”,

noch sind sie Stakeholder. Das gilt gleichermaRen auch fiir Arbeiter*innen.1%?

In allen drei Diskursen wird liber den Einsatz von aullergerichtlichen Beschwerdemechanis-
men diskutiert.19® Das gilt vor allem vor dem Hintergrund der UNGP, die vorsehen, dass Un-
ternehmen Beschwerdemechanismen einrichten bzw. sich an Beschwerdemechanismen be-

teiligen.® Dabei werden die Verfahrens- und Methodenvielfalt und der Erfahrungsschatz der

% Davidov (Fn. 68), 34 ff.; grundlegend aus Sicht der Vulnerabilititstheorie Rodgers, The potential and limitations
of the vulnerability approach for labour law, in: Bedford/Herring (Hrsg.), Embracing Vulnerability: The Challenges
and Implications for Law, 2020, 125; Rodgers, Labour Law, Vulnerability and the Regulation of Precarious Work,
2016.

97 Anner/Fischer-Daly/Maffie (Fn. 95).

%8 Trebilcock (Fn. 94), 57 (60).

% Anner, Corporate Social Responsibility and Freedom of Association Rights, Politics & Society 40 (2012), 609
(610); Blackett/Trebilcock, Conceptualizing transnational labour law, in: Blackett/Trebilcock (Hrsg.), Research
Handbook on Transnational Labour Law, 2015, 3 (13); Kocher, Solidaritdt und Menschenrechte — Zwei
verschiedene Welten?, in: Lindemann/Malaviya/Hanebeck, et al. (Hrsg.), Erzéhlungen vom Konstitutionalismus,
2012, 149 (153 ff.).

100 ppartin, Corporate governance structures and practices: From ordeal to opportunities and challenges for
transnational labour law, in: Blackett/Trebilcock (Hrsg.), Research Handbook on Transnational Labour Law, 2015,
51 (62); Siehe auch die Klassifierung von privaten Labour Governance-Ansatzen Ashwin/Oka/Schuessler, et al.,
Spillover Effects across Transnational Industrial Relations Agreements, ILR Review 73 (2020), 995 (1000 ff.).

101 pjes schlagt sich auch in den Strategien nieder, welche Gewerkschaften im Vergleich zu NGOs im transnatio-
nalen Raum Uberwiegend wahlen, vgl. Kryst (Fn. 95), 209.

102 Trepilcock, Due diligence on labour issues — Opportunities and limits of the UN Guiding Principles on Business
and Human Rights, in: Blackett/Trebilcock (Hrsg.), Research Handbook on Transnational Labour Law, 2015, 93
(103).

103 Exemplarisch: Zajak/Kocher, Die Selbstregulierung von Arbeits- und Sozialstandards in transnationalen
Wertsch6épfungsketten — Rechtsschutz in privaten Beschwerdeverfahren?, KJ 50 (2017), 310; Haines/Macdonald,
Nonjudicial business regulation and community access to remedy, Regulation & Governance 14 (2020), 840;
Wielga/Harrison, Assessing the Effectiveness of Non-State-Based Grievance Mechanisms in Providing Access to
Remedy for Rightsholders: A Case Study of the Roundtable on Sustainable Palm Qil, Business and Human Rights
Journal 6 (2021), 67; Marx/Wouters, Redesigning enforcement in private labour regulation: Will it work?,
International Labour Review 155 (2016), 435.

104 Sjehe Kapitel 2.
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auRergerichtlichen Streitbeilegung bislang aber nur zégernd berticksichtigt.'°> Eine Verkniip-
fung mit dem ADR-Diskurs entsteht gerade erst;!% sie ist in der Forschung noch wenig be-
leuchtet. Als Ausnahmen sind hier insbesondere die Diskussion und Forschung zum Einsatz
der Schiedsgerichtsbarkeit im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte!®” sowie zu Mediati-
onsverfahren zu nennen, die im Rahmen der OECD Guidelines for Multinational Enterprises

von National Contact Points (NCP) angeboten werden08,

Bislang sind noch keine Ansatze ersichtlich, die die Verfahrensvielfalt von ADR systematisch
und differenziert auf ihre Nutzbarkeit fir die Gestaltung von Beschwerdemechanismen im Be-
reich Wirtschaft und Menschenrechte untersuchen. Aus dem ADR-Diskurs kdnnen aber fir die
Analyse und Bewertung der Risiken und Potentiale der jeweiligen Verfahrensansatze in Fallen
von Menschenrechtsverletzungen wertvolle Hinweise transferiert werden. Diese erstrecken
sich nicht nur auf die praktische Verfahrensausgestaltung, sondern auch auf Kriterien und Me-
chanismen fir die passgenaue Verfahrenswahl und die Qualitatssicherung und -entwicklung,
auf grundlegende Uberlegungen zu Méglichkeiten des Machtausgleichs in auBergerichtlichen
Verfahren sowie auf Fragen der Auswirkungen organisationaler, rechtlicher und gesellschaft-

licher Rahmenbedingungen auf die praktische Wirkweise von Verfahren.1%°

Unser Forschungsprojekt schopft insofern aus dem ADR-Diskurs — und leistet zugleich einen
Beitrag zu diesem Diskurs, indem es aufzeigt, wie Verfahren der alternativen Konfliktbearbei-
tung zur Verwirklichung des Anspruchs auf effektive Abhilfe in Fallen von Menschenrechtsver-
letzungen beitragen kdnnen. Darliber hinaus soll das Forschungsprojekt aber auch in die

BHR-, CSR- und TLL-Diskurse einspeisen, indem das zu entwickelnde, durch Erkenntnisse aus

105 sjehe z.B. Hadwiger, Looking to the future, Transfer 23 (2017), 409; Blasi/Bair, An analysis of multiparty
bargaining models for global supply chains, 2019; McGregor/R. Murray/Shipman, Should National Human Rights
Institutions  Institutionalize  Dispute Resolution?, Human Rights Quarterly 41 (2019), 309;
McGregor/Murray/Shipman, et al., National Human Rights Institutions in Europe and Dispute Resolution: A
mapping, 2017; McGregor, Alternative Dispute Resolution and Human Rights, European Journal of International
Law 26 (2015), 607.

106 Claussen, The use of arbitration to decide international labour issues, in: Blackett/Trebilcock (Hrsg.), Research
Handbook on Transnational Labour Law, 2015, 395; Crockett/Sousa, Arbitrating Business and Human Rights
Disputes - Viable for Victims?, Asian Dispute Review 20 (2018), 104; Hdusler/Lukas/Planitzer, Non-judicial
remedies: Company-based grievance mechanisms and international arbitration, in: Rubio/Yiannibas (Hrsg.),
Human Rights in Business: Removal of Barriers to Access to Justice in the European Union, 2017, 78;
Levine/Ambast, Responsibility Rising from the Rubble: Lessons from the Bangladesh Accord for Arbitration of
Business and Human Rights Disputes Special Volume: Selected Papers Presented at the ILA 78th Biennial
Conference Sydney, 19-24 August 2018, Australian International Law Journal 25 (2018), 1; Sachs/Johnson/Cordes,
et al., The Business and Human Rights Arbitration Rule Project - Falling short of its access to justice objectives,
September 2019.

107 CILC, The Hague Rules on Business and Human Rights Arbitration, 2019; vgl. auch die Kommentierung der
Hage Rules: Gldfer/Kiick, The Hague Rules on Business and Human Rights Arbitration — A Balancing Act,
SchiedsVZ 2020, 124; CCC/GLJ/ILRF, et al., Model Arbitration Clauses for the Resolution of Disputes under
Enforceable Brand Agreements, 2020.

108 Byhmann, National Contact Points under OECD’s Guidelines for Multinational Enterprises, in:
Enneking/Giesen/Schaap, et al. (Hrsg.), Accountability, International Business Operations, and the Law:
Accountability and international business operations, 2020, 38; Ford/Gillan/Thein, Supranational grievance
mechanisms and firm-level employment relations, Industrial Relations Journal 51 (2020), 262;
Krajewski/Bozorgzad/Hef3, Menschenrechtliche Pflichten von multinationalen Unternehmen in den OECD-
Leitsdtzen: Taking Human Rights More Seriously?, ZadRV 2016, 309; Weidmann (Fn. 73).

109 Ausfihrlich in Kap. 7.
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dem Feld ADR angereicherte Beschwerdesystem als integraler Bestandteil eines Regulierungs-
modells zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in globalen Wertschépfungs-
ketten konzipiert wird, das mit bestehenden institutionellen und praktischen Ansatzen ver-

zahnt wird.

1.4 Fokussierung und Ziele des Forschungsprojektes

Der Forschungsauftrag, ,praxisbezogene Leitlinien zur Ausgestaltung alternativer Streitbeile-
gungsverfahren im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte” zu entwickeln, erfordert vor dem
Hintergrund der dargestellten komplexen Akteurs- und Verletzungskonstellationen und der
sich Gberschneidenden Diskurse eine Prazisierung und Eingrenzung des Forschungsgegenstan-

des.

Aus dem Begriff ,praxisbezogen” resultiert fir unser Forschungsprojekt ein doppelter An-
spruch: Zum einen sollen die beauftragten Empfehlungen aus der Praxis, also den Erfahrungen
und Praktiken der bereits bestehenden aulRergerichtlichen Beschwerdemechanismen und der
Verbraucherschlichtung, gewonnen werden. Zum anderen sollen die erarbeiteten Empfehlun-
gen fiir Personen, die sich in ihrer beruflichen Praxis mit Beschwerdemechanismen beschafti-

gen, verstandlich und umsetzbar sein.

Die Vielfalt und Unterschiedlichkeit der Akteurs- und Verletzungskonstellationen ,,im Bereich
Wirtschaft und Menschenrechte” lasst sich nur mit einer bewussten Fokussierung auf eine
Auswahl von Fallkonstellationen bewaltigen, da sich die unterschiedlichen Ebenen von Betei-
ligtenkonstellationen'!? jeweils erheblich auf die Gestaltung und Implementierung eines Be-
schwerdemechanismus auswirken. Im begrenzten Rahmen unseres Forschungsprojektes kon-
zentrieren wir uns deshalb Gberwiegend auf die erste Betroffenenkategorie, d.h. auf Arbei-
ter*innen in einem bzw. flr einen Betrieb einer Lieferkette, da hier die Verankerung des Be-
schwerdemechanismus in betrieblichen Strukturen erfolgen und durch die Einbeziehung von
Gewerkschaften und anderen Akteuren systematisch flankiert werden kann. Die meisten der
Empfehlungen zur Verfahrensausgestaltung eines Beschwerdemechanismus, die den Kern
und den Schwerpunkt unserer Empfehlungen bilden, sind allerdings auch fir den Umgang mit

Beschwerden von Drittbetroffenen relevant.

Auch bei einer weitgehenden Beschrankung auf betrieblich verankerte Beschwerdemechanis-
men bleibt die Herausforderung bestehen, dass die Komplexitdt von globalen Wertschop-
fungsketten, die sich nicht nur von Branche zu Branche, sondern auch von Land zu Land gra-
vierend unterscheiden, im Rahmen dieses Forschungsprojektes nicht im Detail abgebildet

werden kann. Daher miissen unsere Uberlegungen und Empfehlungen teilweise auf einem

110 Sjehe dazu Kap. 1.2.
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recht hohen Abstraktionsniveau bleiben — welches allerdings durch die konkreten Beispiele

von guten Ansatzen in Kapitel 6 zumindest praxisbezogen illustriert wird.'*!

Dazu tritt die Problematik, dass auf unteren Stufen der Lieferkette das Risiko fiir schwerwie-
gende Menschenrechtsverletzungen, wie insbesondere Kinder- oder Zwangsarbeit, besonders
hoch ist, wahrend die Transparenz und das empirisch gesicherte Wissen tiber diese Stufen der
Lieferketten — und damit auch der Einfluss von transnational agierenden Unternehmen —von

Stufe zu Stufe abnehmen.

Die in unserem Forschungsbericht erarbeiteten Empfehlungen adressieren vor allem die Be-
stellerunternehmen. lhre Wirkung sollen die empfohlenen MaRnahmen allerdings entlang der
gesamten Lieferkette entfalten. Dies wird selbst bei nicht vollstandig transparenten Lieferket-
ten Uber kaskadierende Klauseln in den Vertragen mit jeweils vorgelagerten Zulieferunterneh-

men moglich.11?

Die Befassung mit der , Ausgestaltung alternativer Streitbeilegungsverfahren” hat mehrere
Ebenen. Zunéchst ist festzustellen, dass Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und
Menschenrechte per se als Teil der alternativen Streitbeilegung zu betrachten sind, da sie au-
RBerhalb des staatlichen Gerichtssystems verankert sind. Dies gilt fiir alle Formen von Be-
schwerdemechanismen, die einzelne Unternehmen oder unternehmensiibergreifende Initia-
tiven in diesem Bereich etabliert haben, sowie auch fiir staatliche auRergerichtliche Beschwer-
demechanismen wie die Nationalen Kontaktstellen bzw. Kontaktpunkte fir die OECD Guide-
lines for Multinational Enterprises.*'3 Die erste Ebene unserer Untersuchung besteht deshalb
darin, die reichhaltige Praxis dieser Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und Men-
schenrechte aufzugreifen und systematisierend zu beschreiben. Auf der zweiten Ebene geht
es darum, diese Praxis mit den Méglichkeiten der Verfahrensformen der alternativen Konflikt-
bearbeitung, insbesondere Mediation, Schlichtung, Schiedsgerichtsbarkeit sowie Hybridfor-
men, zu verbinden. Dafiir sind diese Verfahrensformen auf ihre grundsatzliche Eignung fir
einen Einsatz im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte hin zu prifen und gegebenenfalls
anzupassen. Zur Ermittlung von Transferpotential wird die deutsche Verbraucherschlichtung
daraufhin untersucht, ob Erfahrungen und Verfahrenspraktiken auf auflergerichtliche Be-
schwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte lbertragen werden kon-

nen.

Wie bereits aus den beschriebenen Diskursen hervorgeht, sind auBergerichtliche Beschwer-

demechanismen stets in einen organisationalen bzw. institutionellen Kontext eingebettet und

111 Dje detaillierte Beschreibung der Funktions- und Wirkweise konkreter Beschwerdemechanismen sollte in Zu-
kunft durch empirisch ausgerichtete Forschungsprojekte geleistet werden; siehe dazu die Anregungen fiir wei-
tere Forschungsprojekte in Kap. 10.

112 Sjehe dazu Kap. 9.3.

113 vgl, (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
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mit spezifischen Implementierungsstrategien verzahnt. Die in unserem Forschungsprojekt er-
arbeiteten Empfehlungen beziehen sich deshalb nicht nur auf die Ausgestaltung der in einem
Beschwerdemechanismus eingesetzten Verfahren, sondern auch auf die den Mechanismus

tragende Organisation und die Strategien fiir seine wirksame Implementierung.

Die Qualitat und die Wirksamkeit eines Beschwerdemechanismus hangen maligeblich von sei-
ner Institutionalisierung und Implementierung ab. Aus Sicht unseres Forschungsprojektes kon-
nen eine Reihe von Qualitats- und Effektivitatskriterien am besten in unternehmensibergrei-
fenden Initiativen verwirklicht werden, so dass auf letzteren ein klarer Fokus liegt.!** Abhéngig
von den Ressourcen eines Unternehmens lassen sich unsere Empfehlungen weitgehend aber

auch in einem unternehmensinternen Kontext umsetzen.

Dieses Forschungsprojekt soll konstruktive Impulse fiir die (Weiter-)Entwicklung insbesondere
von unternehmensiibergreifenden Beschwerdemechanismen setzen, die systematisch in ei-
nen institutionellen Kontext einzubetten und mit spezifischen Implementierungspraktiken zu
verzahnen sind. Aus der Praxis der bereits bestehenden Beschwerdemechanismen identifizie-
ren wir eine Fiille von konkreten, praktikablen Moglichkeiten der Umsetzung der Effektivitats-
kriterien des UNGP 31. Die entwickelten Empfehlungen sollen Unternehmen zudem dabei un-
terstiitzen, ihren Verpflichtungen aus dem deutschen Lieferkettengesetz nachzukommen. So-
wohl das am 11. Juni 2021 vom Bundestag verabschiedete , Gesetz iiber die unternehmeri-

schen Sorgfaltspflichten in Lieferketten“'1>

als auch die Empfehlungen des Europaischen Par-
laments an die Kommission fiir ein Sorgfaltspflichtengesetz vom 10. Marz 2021 enthalten die
Verpflichtung zur Einrichtung von Beschwerdemechanismen, wobei der Entwurf des Europai-

schen Parlaments ausdriicklich die Einhaltung des UNGP 31 einfordert.!®

Nicht zuletzt soll der Bericht zeigen, wie sich die Verfahrensvielfalt der Alternativen Streitbei-
legung in Beschwerdemechanismen sinnvoll einsetzen lasst. So tragt das Forschungsprojekt
auch dazu bei, den klassischen ADR-Diskurs in der Debatte um auRergerichtliche Beschwer-

demechanismen zu verankern — und umgekehrt.

Angesichts der Komplexitat der globalisierten Wirtschaft und ihrer Wertschopfungsketten er-
scheint es uns zentral, einen Beschwerdemechanismus in doppelter Hinsicht als lernendes
System zu verstehen, das im Wege systematischer, iterativer Qualitatsentwicklung kontinu-
ierlich Gberpriift und optimiert wird — und das wichtige Informationen zur Konkretisierung der
unternehmerischen Sorgfaltspflichten sammelt und in Entscheidungsprozesse einspeist, was

letztlich zur kiinftigen Pravention von Menschenrechtsverletzungen beitragt.

114 Sjehe dazu auch Kap. 4.2.

115BGBI. 12021 S. 2959.

116 Furopean Parliament, Resolution of 10 March 2021 with recommendations to the Commission on corporate
due diligence and corporate accountability, P9_TA-PROV(2021)0073, Art. 9.
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1.5 Methodischer Ansatz

Grundlage der Arbeiten an diesem Forschungsbericht war eine Sichtung und Auswertung der
Literatur zu den unterschiedlichen in Kapitel 1.3. dargestellten Diskursen, wobei wir sowohl
wissenschaftliche Publikationen und Forschungsberichte als auch (rechts-)politisch ausgerich-
tete Positionspapiere herangezogen haben. Besonders intensiv setzten wir uns dabei mit dem
empirisch fundierten Bericht des Accountability and Remedy Project 1l des Office of the High
Commissioner for Human Rights (OHCHR)!! auseinander, da dieser einen wichtigen Referenz-
rahmen fir die Konkretisierung der in UNGP 31 genannten Effektivitatskriterien fir auRerge-

richtliche Beschwerdemechanismen bildet (siehe Kap. 2 und 6.1).

Angesichts der ausgepragten Dynamik der nationalen und internationalen Diskursentwicklung
im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte war die Teilnahme an Konferenzen und Fachta-
gungen eine wichtige Erganzung zur Literaturrecherche, Gber die neue konzeptionelle Ansatze
und noch nicht publizierte Diskussionsbeitrdage zeitnah beriicksichtigt werden konnten. Insbe-
sondere die durch das Forschungsteam gemeinsam mit dem BMJV ausgerichtete Online-Kon-
ferenz im September 20201*2 hatte die Funktion, gezielt die Perspektiven der unterschiedli-
chen Stakeholder aufzunehmen und unterschiedliche Gestaltungsebenen von Beschwer-
demechanismen einer vertieften Diskussion zuzufiihren.''® Durch die Mitwirkung an einer
vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales Anfang Oktober 2020 veranstalteten interna-
tionalen Konferenz konnten zudem auch Perspektiven europdischer und internationaler Sta-

keholder eingeholt werden.12°

Neben der Verwertung bereits vorhandener empirischer Befunde filihrte das Forschungsteam
eigene empirische Untersuchungen auf zwei Ebenen durch — zum einen die kategorienbil-
dende Untersuchung von Beschwerdemechanismen im Wege einer Dokumentenanalyse, zum
anderen Expert*innen-Befragungen durch leitfadengestiitzte Interviews und eine Online-Um-

frage.t?!

117 OHCHR (Fn. 16).
118 Das Programm dieser Konferenz findet sich hier:

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

119 7u folgenden Themen wurden u.a. Workshops durchgefiihrt: Gestaltung von unternehmensiibergreifenden
Beschwerdemechanismen — Transferpotential aus der Praxis der Verbraucherschlichtung; Let them speak: How
to proactively engage and empower affected communities in the remedial process. Learning from the South
African Bench Marks Foundation (BMF) and its Independent Problem Solving Service (IPSS); Beschwerdemecha-
nismen als lernende Systeme?; Anpassungs- und Leistungsfahigkeit von ADR-Verfahren im Kontext von Men-
schenrechtsverletzungen.
120 Sjehe das Ergebnispapier der Konferenz:

(zuletzt aufgerufen
am 29.07.2021).
121 Hier soll das methodische Vorgehen nur iiberblicksartig vorgestellt werden. Eine detailliertere Beschreibung
der jeweiligen methodischen Einzelschritte findet sich in den Kapiteln 4, 5, 6 und 8.
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Aus der Fulle der bereits bestehenden Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und

122 123

Menschenrechte'“* wahlten wir acht etablierte Mechanismen aus*“?, um gute Ansatze zur Ge-
staltung von Beschwerdemechanismen zu identifizieren. In einem ersten Schritt wurden kate-
goriengeleitet die Selbstbeschreibungen der Beschwerdemechanismen aus 6ffentlich verfiig-
baren Dokumenten systematisiert. Im Wege eines iterativen Vorgehens wurden dabei die ver-
wendeten Kategorien liberpriift, angepasst und um neue Kategorien erganzt. So entstand ein
ausdifferenziertes Kategoriensystem, das die funktionalen Gestaltungselemente eines institu-
tionalisierten Beschwerdemechanismus, seiner Implementierungsstrategien und seiner Etab-
lierung als lernendes System umfasst — und das zur Beschreibung, zur Analyse oder zur (Wei-

ter-)Entwicklung von Beschwerdemechanismen genutzt werden kann.2*

In einem zweiten, nicht-empirischen Zwischenschritt ordneten wir die Effektivitatskriterien
des UNGP 31 flr auBergerichtliche Beschwerdemechanismen in ihrer durch die ARP IlI-Emp-
fehlungen konkretisierten Form den einzelnen Kategorien des erarbeiteten Kategoriensys-
tems zu. Durch diese Zuordnung zu den funktionalen Gestaltungselementen eines Beschwer-
demechanismus erfolgte eine praxisrelevante Systematisierung und Operationalisierung der
Effektivitatskriterien des UNGP 31. Im Rahmen des dritten Schrittes wurden die den einzelnen
Kategorien zugeordneten konkretisierten Effektivitatskriterien als Analyseraster zur Identifi-

zierung guter Ansatze fir die Ausgestaltung der einzelnen Kategorien genutzt.'?

Die leitfadengestitzten Interviews mit Expert*innen aus unterschiedlichen relevanten Ak-
teursgruppen (Vertreter*innen von Unternehmen, Gewerkschaften, NGOs und verfahrensan-
bietenden Institutionen)!?® dienten zum einen der Uberpriifung, Ausleuchtung und Anreiche-
rung dieses Kategoriensystems sowie der ndaheren Beschreibung einzelner Beschwerdeme-
chanismen. Zum anderen wurden durch die Interviews weitere Informationen und (kritische)
Stellungnahmen zum tatsachlichen Etablierungsstand, zu der praktischen Funktionsweise und

zu noch offenen Gestaltungsfragen erhoben.

Durch leitfadengestiitzte Interviews mit den Leiter*innen von fiinf Verbraucherschlichtungs-
stellen wurde zudem das —im Rahmen dieses Berichtes erstmalig analysierte — Transferpoten-
tial aus dem Bereich der Verbraucherschlichtung fiir die Einrichtung und Ausgestaltung von

Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte untersucht.1?”

122 sjehe dazu Kap. 4.1.

123 Sjehe dazu Kap. 4.3.1.

124 pusfiihrliche Beschreibung in Kap. 4.4.

125 pusfiihrliche Beschreibung des zweiten und dritten Schrittes in Kap. 6.1.

126 Dje Auswahl der Interviewpartner*innen und die Vorgehensweise bei der Fiihrung und Auswertung der Inter-
views werden detaillierter in Kap. 5 dargestellt.

127 sjehe dazu Kap. 8.
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Die dargestellten deskriptiven, analytischen, systematisierenden und empirischen Ansatze
flieRen im Ergebnisteil des Forschungsberichtes (Kap. 9) zusammen, wo das im Forschungs-
projekt erarbeitete idealtypische Beschwerdesystem vorgestellt wird. Dieses beriicksichtigt
die drei Ebenen der Institutionalisierung, Implementierung und Verfahrensausgestaltung und

enthalt Empfehlungen fir die Etablierung eines lernenden Systems.

1.6 Aufbau des Forschungsberichts und mogliche Lesarten

In dieser Einfiihrung (Kapitel 1) wird der Forschungsauftrag des BMJV und die faktische wie
auch die diskursive Ausgangslage unseres Forschungsprojektes vorgestellt. Daraus wird die
notwendige Fokussierung von Forschungsgegenstand und Zielen des Projektes abgeleitet. Am
Ende der Einflihrung stehen die Darstellung der eingesetzten Forschungsmethoden sowie des

Aufbaus und der moglichen Lesarten des Forschungsberichtes.

Ausgangspunkt unserer Untersuchungen ist die in den UNGP formulierte Verantwortung von
Unternehmen zur Achtung der Menschenrechte und die damit einhergehende Verantwor-
tung, in Fallen von Menschenrechtsverletzungen effektive Abhilfe zu schaffen. Das Verstand-
nis von Beschwerdemechanismen im Rahmen der UNGP wird herausgearbeitet; insbesondere

wird deren Ausrichtung auf effektive Abhilfe aufgezeigt (Kapitel 2).

Kapitel 3 zeigt Uberblicksartig, welche Liicken und Hiirden derzeit noch fiir den Rechtsschutz
von Betroffenen bei Menschenrechtsverletzungen im Kontext globalisierter Wirtschaftsbezie-
hungen und globaler Wertschopfungsketten bestehen — und welche komplementare Bedeu-
tung aulBergerichtliche Beschwerdemechanismen angesichts dessen flir die Gewahrleistung
effektiver Abhilfe haben (kdnnen).

In Kapitel 4 finden sich zentrale konzeptionelle Uberlegungen zu unserem Verstindnis von
Beschwerdemechanismen, die insbesondere fiir die Empfehlungen in Kapitel 9 relevant sind.
Auf Grundlage der in den UNGP genannten Kategorien von Beschwerdemechanismen werden
Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte zundchst anhand
zweier Matrizes zu Governance-Strukturen und zu Verfahrensmodi abstrakt eingeordnet. Im
Anschluss wird unser Verstandnis der (notwendigen) Verschrankung von Beschwerdemecha-
nismen mit anderen Implementierungspraktiken (Social Auditing, Social Dialogue, Capacity
Building, Anpassung von Einkaufspraktiken) und die Wichtigkeit der Einbettung der Mechanis-
men in eine unternehmensibergreifende Tragerorganisation etabliert. Daran schlieRt die Vor-
stellung der empirischen Auswertung von acht exemplarischen Beschwerdemechanismen an,
die hinsichtlich ihrer funktionalen Elemente auf den Ebenen der Institutionalisierung, Imple-
mentierung, Verfahrensausgestaltung und der Etablierung eines lernenden Systems unter-
sucht wurden. Die Kurzbeschreibungen dieser Mechanismen sind zum Verstandnis der folgen-

den Kapitel, insbesondere von Kapitel 6, notwendig. Ergebnis dieser systematischen Analyse
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ist als erstes Produkt dieses Forschungsprojektes ein differenziertes Kategoriensystem, das
sowohl zur Beschreibung bzw. Untersuchung als auch zur Entwicklung bzw. Optimierung von

Beschwerdemechanismen genutzt werden kann.

Diese kategorienbildende Untersuchung wird erganzt durch eine Online-Befragung und eine
Reihe von Expert*innen-Interviews, deren methodischer Ansatz und Ergebnisse im Uberblick
in Kapitel 5 vorgestellt werden. Die mit Vertreter*innen von Unternehmen, Tragerorganisati-
onen von Beschwerdemechanismen, Gewerkschaften sowie im Bereich Wirtschaft und Men-
schenrechte tatigen NGOs gefiihrten Interviews dienen zum einen der Ausfillung von Liicken
in den 6ffentlich zuganglichen Selbstbeschreibungen der untersuchten Beschwerdemechanis-
men, zum anderen der kritischen Anregung bzw. Uberpriifung der Empfehlungen, die durch

das Forschungsprojekt im Dienste effektiver Abhilfe erarbeitet werden sollen.

In Kapitel 6 werden entlang des in Kapitel 4 erarbeiteten Kategoriensystems Anforderungen
an aullergerichtliche Beschwerdemechanismen erortert und mit konkreten Good Practice-An-
satzen illustriert. Zentrale MaRstabe dafiir sind die Effektivitatskriterien des UNGP 31 in ihrer
Konkretisierung durch die offizielle Kommentierung und den ARP IlI-Bericht des OHCHR.

In Kapitel 7 werden die unterschiedlichen klassischen Verfahrensarten der aullergerichtlichen
Konfliktbearbeitung aus dem Spektrum der Alternative Dispute Resolution (ADR) mit ihren je-
weiligen Charakteristika vorgestellt und ihr Einsatzpotential fiir die Gestaltung von Beschwer-
demechanismen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte herausgearbeitet. Dabei werden
spezifische normative und faktische Rahmenbedingungen von und Anforderungen an Abhilfe-

verfahren bei Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen beriicksichtigt.

In Kapitel 8 wird Transferpotential aus der Verbraucherschlichtung erarbeitet. Daflir wurden
—nach einer Uiberblicksartigen Einfihrung in die Verbraucherschlichtung in Deutschland — die
durch Interviews erhobenen langjahrigen Erfahrungen von finf Leiter*innen groBer deutscher
Schlichtungsstellen mit der Etablierung, Ausgestaltung und Qualitatssicherung von Schlich-
tungsangeboten fir Streitigkeiten zwischen Verbraucher*innen und Unternehmen mit Blick
auf ihre Nutzbarkeit fiir die Einrichtung und Ausgestaltung von Beschwerdemechanismen im

Bereich Wirtschaft und Menschenrechte ausgewertet.

Im Ergebnisteil des Forschungsberichtes (Kapitel 9) wird ein kohadrentes Beschwerdesystem —
das Integrative Grievance System — entworfen, welches die vier interdependenten Ebenen der
Institutionalisierung, Implementierung, Verfahrensgestaltung und Etablierung eines lernen-
den Systems bericksichtigt. Dieser prototypische Entwurf soll die notwendige systemische
Verzahnung der unterschiedlichen Gestaltungsebenen von Beschwerdemechanismen ver-

deutlichen und unsere Gestaltungsempfehlungen in einem umfassenden Modell blindeln. Zu-
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gleich ermdglicht das Modell als Ordnungssystem auch die pragmatische Fokussierung auf ein-
zelne Gestaltungsebenen bzw. -aspekte, die bei der Realisierung bzw. Optimierung konkreter

Beschwerdemechanismen im Vordergrund stehen.

AbschlieBend reflektieren wir das Potential und die Begrenzungen des vorgelegten For-
schungsberichtes und formulieren mogliche Ansatzpunkte und Fragestellungen fiir die wei-

tere Forschung und rechtspolitische Entwicklung (Kapitel 10).

Je nach dem Stand der eigenen Vorkenntnisse, Perspektive und Interessenlage kdnnen Le-
ser*innen unseren Bericht auf unterschiedliche Art und Weise nutzen. Als Alternative zu einer
vollstandigen Lektire, die den gesamten Weg zu den erarbeiteten Empfehlungen nachvoll-
zieht, kdnnen einzelne Kapitel, zu denen bereits Vorwissen/Orientierung besteht, tbersprun-
gen werden (dies gilt insbesondere fur die eher erlauternden Kapitel 2, 3.1, 7.1 und 8.1).
Selbstverstandlich ist auch der unmittelbare Zugriff auf den Ergebnisteil (Kapitel 9) moglich;
bei Interesse kdnnen dabei illustrierende Praxisbeispiele in den korrespondierenden Unterka-

piteln von Kapitel 6 punktuell nachgeschlagen werden.
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2 Verantwortung von Unternehmen fiir effektive Beschwerdemechanismen

entlang ihrer Wertschopfungsketten

Den Bezugsrahmen fiir die Verantwortung von Unternehmen fiir Beschwerdemechanismen in
ihren Wertschopfungsketten bilden die UN Guiding Principles on Business and Human Rights
(UNGP).128 Im Folgenden wird dargestellt, wie Beschwerdemechanismen im Rahmen der Kon-
zeption der UNGP verortet sind und in welchem Zusammenhang sie mit der menschenrecht-
lichen Verantwortung und Sorgfaltspflicht von Unternehmen stehen (Kap. 2.1.1). Daran an-
schliefend werden die Anforderungen der UNGP an Beschwerdemechanismen skizziert, wo-
bei besonders auf die Zielsetzung der effektiven Abhilfe eingegangen wird (Kap. 2.1.2). Zuletzt
wird anhand des Gesetzesvorschlags des Europdischen Parlaments??® und des vom deutschen
Gesetzgeber verabschiedeten , Gesetz iiber die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Liefer-
ketten” (Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz — LkSG)?3° gezeigt, wie eine Pflicht von Unter-
nehmen zur Etablierung oder Teilnahme an Beschwerdemechanismen kodifiziert werden
kdnnte bzw. worden ist (Kap. 2.2). In einem Zwischenfazit werden die Kernelemente eines
Beschwerdemechanismus zusammengefasst, die fir unser Verstandnis von Beschwerdeme-

chanismen mafigeblich sind (Kap. 2.3).

2.1 Beschwerdemechanismen im Rahmen der UNGP
2.1.1 Verortung von Beschwerdemechanismen im Konzept der UNGP

Die UNGP sind in drei Saulen gegliedert: (1) Pflicht des Staates zum Schutz der Menschen-
rechte, (2) Verantwortung von Unternehmen zur Achtung der Menschenrechte und (3) Zugang
zu Abhilfe. Die erste Saule nimmt Bezug auf die volkerrechtlichen Verpflichtungen von Staaten
zum Schutz der Menschenrechte. Die zweite Sdule etabliert die von der staatlichen Verpflich-
tung unabhangige Verantwortung von Unternehmen zur Achtung der Menschenrechte. Die
dritte Saule adressiert sowohl Staaten als auch Unternehmen; sie enthalt Bestimmungen dazu,
wie Opfern von Menschenrechtsverletzungen, welche auf die Tatigkeit von Unternehmen zu-
rickgehen, Abhilfe zu gewéhrleisten ist. Ihnen soll Rechtsschutz zum einen durch staatliche
Beschwerdemechanismen und regionale wie internationale Menschenrechtsgremien gewahrt
werden. Zum anderen wird in der dritten Sdule auch die Verantwortung von Unternehmen zur
Etablierung von oder Teilnahme an effektiven nicht-staatlichen aulRergerichtlichen Beschwer-

demechanismen ausgestaltet.

128 OHCHR (Fn. 4).
129 Eyropean Parliament (Fn. 116).
130 BGBI. 1 2021 S. 2959.
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Der Begriff Beschwerdemechanismus wird in den UNGP fir unterschiedliche Mechanismen
verwendet; er erfasst nach der Kommentierung zu UNGP 25 ,any routinized, State-based or
non-State-based, judicial or non-judicial process through which grievances concerning busi-
ness-related human rights abuse can be raised and remedy can be sought.“*3! Die staatlichen
Beschwerdemechanismen differenzieren die UNGP in gerichtliche Beschwerdemechanismen
(gerichtlicher Rechtsschutz)'3? und auRergerichtliche Beschwerdemechanismen.33 Die nicht-
staatlichen Beschwerdemechanismen umfassen ebenfalls auBergerichtliche und gerichtliche
Beschwerdemechanismen, da die UNGP zu ihnen auch regionale und internationale Men-
schenrechtsorgane zihlen.3* Jedenfalls internationale Menschenrechtsgerichtshofe, wie der
Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte, sind zweifelsfrei gerichtliche Beschwerdeme-

chanismen.

Unter die nicht-staatlichen auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen,3> die im Fokus un-
seres Forschungsauftrags stehen,3® fassen die UNGP Beschwerdemechanismen, die von Un-
ternehmen allein oder mit Stakeholdern gemeinsam unterhalten werden, sowie Beschwer-
demechanismen von Branchenverbanden, Multi-Stakeholder-Gruppen oder anderen kollabo-
rativen Initiativen.!3” Nach UNGP 29 sollen Unternehmen einen solchen Beschwerdemecha-

nismus?3® selbst etablieren oder sich an einem bestehenden Mechanismus beteiligen.'3?

Eine entsprechende rechtliche Verpflichtung von Unternehmen fir die Einrichtung von oder
Mitwirkung an derartigen Beschwerdemechanismen kann den UNGP nicht entnommen wer-
den, da es sich bei den UNGP um vélkerrechtliches Soft Law handelt.*® Aus sozialwissen-
schaftlicher Sicht und in den Worten von John Ruggie, der als Special Representative of the UN
Secretary-General on human rights and transnational corporations and other business enter-
prises fiir die Entwicklung der UNGP maligeblich verantwortlich war, handelt es sich bei den
UNGP um ,transnationale Sozialnormen®, die gesellschaftliche Erwartungen an das Verhalten

von Unternehmen widerspiegeln.1#

131 OHCHR (Fn. 4), 27.

132 OHCHR (Fn. 4), UNGP 26.

133 OHCHR (Fn. 4), UNGP 27.

134 OHCHR (Fn. 4), 31.

135 ylkerrechtliche ,regionale und internationale Menschenrechtsorgane® sind im Folgenden nicht mehr mit
dem Begriff nicht-staatliche Beschwerdemechanismen erfasst, OHCHR (Fn. 4), 31.

136 Zum Forschungsauftrag Kap. 1.1.

137 OHCHR (Fn. 4), 31 1.

138 Auf den in den UNGP verwendeten Begriff der operational level grievance Mechanisms wird aufgrund seiner
definitorischen Unschéarfe verzichtet. An seiner Stelle werden in Kap. 4.1 zwei funktionale Matrizes entwickelt,
um das bestehende Spektrum von Beschwerdemechanismen besser erfassen zu kénnen.

139 OHCHR (Fn. 4), 31.

140 Ausfiihrlich zur Unterscheidung zwischen Verantwortung und Verpflichtung Brune, Menschenrechte und
transnationale Unternehmen, 2020, 67 ff.

141 50 in einem ins Deutsche libersetzten Vortrag, Ruggie, Die soziale Konstruktion der Leitlinien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte der Vereinten Nationen, Leviathan 46 (2018), 6 (20 f.); zur Bindungswirkung der UNGP, vgl.
Nolan, The corporate responsibility to respect human rights: soft law or not law?, in: Deva/Bilchitz (Hrsg.), Human
Rights Obligations of Business, 2013, 138 (154 ff.); Bijimakers (Fn. 93), 72 ff.
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Die Verantwortung von Unternehmen fiir Beschwerdemechanismen ist aber nicht nur Teil der
dritten Saule, sondern ergibt sich unmittelbar aus der menschenrechtlichen Verantwortung
der zweiten Sdule der UNGP. Denn im Einzelnen erfordert die menschenrechtliche Verantwor-
tung von Unternehmen nach UNGP 15 (1) eine Selbstverpflichtungserklarung zur Achtung der
Menschenrechte abzugeben, (2) ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht zu erfiillen und (3)

effektive Abhilfe zu leisten.1#?

Mit der unter (1) genannten Erklarung zur Achtung der Menschenrechte verpflichten sich Un-
ternehmen zur Achtung der in UNGP 12 als Mindeststandard definierten Menschenrechtsver-
trage. Dadurch bekennen sie sich auch zum Recht auf effektive Abhilfe, das integraler Bestand-
teil dieser Menschenrechtsvertrage ist. Insofern folgt die Verantwortung zur Beteiligung an
effektiven Beschwerdemechanismen bereits aus der Selbstverpflichtungserklarung. Die Ver-
antwortung fir effektive Abhilfe als drittes Element der menschenrechtlichen Verantwortung

hat demnach deklaratorischen Charakter.

Beschwerdemechanismen sind auch ein zentrales Instrument, um die menschenrechtliche
Sorgfaltspflicht von Unternehmen wahrzunehmen. Diese hat nach UNGP 15 und 17 drei Kern-
elemente!®3: (1) Ermittlung tatsichlicher und potenzieller nachteiliger menschenrechtlicher
Auswirkungen,#* (2) MaRnahmen zur Pravention und Abmilderung menschenrechtlicher Aus-

wirkungen und ihnen nachfolgende Wirksamkeitskontrollen und (3) Berichtspflichten.4

Die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht beschreibt einen andauernden Prozess, so dass men-
schenrechtliche Auswirkungen stetig zu analysieren sind.*® Ohne hier auf diesen Prozess zur
Wahrnehmung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht, der in den UNGP 18-21 konkretisiert
wird, niher eingehen zu kénnen,'*” wird im Folgenden die konzeptionelle Verkniipfung zwi-
schen Beschwerdemechanismen und Sorgfaltspflicht aufgezeigt. Diese ist so eng, dass sich
ohne einen effektiven Beschwerdemechanismus die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht von

Unternehmen kaum sinnvoll erftllen 1asst.

Beschwerdemechanismen sollen nach der Kommentierung zu UNGP 29 einen Beitrag zur Um-
setzung der Sorgfaltspflicht leisten, indem sie Betroffenen einen Kanal zur Anzeige tatsachli-
cher oder potenzieller Menschenrechtsverletzungen ertéffnen. Unternehmen sollen wiede-

rum eingegangene Beschwerden heranziehen, um Trends und Muster zu identifizieren, die

142 OHCHR (Fn. 4), 15 1.

143 Sjehe zu weiteren Elementen: Bijlmakers (Fn. 93), 103.

144 Die UNGP verwenden den Begriff ,,menschenrechtliche Auswirkungen, um die Verantwortung von Unterneh-
men von der staatlichen Pflichttrias abzugrenzen. Der Begriff lasst sich im Ergebnis mit dem Begriff der Men-
schenrechtsverletzung gleichsetzen, vgl. McCorquodale/Smit, Human Rights, Responsibilities and Due Diligence:
Key Issues for a Treaty, in: Deva/Bilchitz (Hrsg.), Building a Treaty on Business and Human Rights, 2017, 216 (225).
145 OHCHR (Fn. 4), 16 ff.

146 OHCHR (Fn. 4), 18.

147 siehe Smit/Holly/McCorquodale, et al., Human rights due diligence in global supply chains: evidence of
corporate practices to inform a legal standard, The International Journal of Human Rights 25 (2021), 945;
Bijlmakers (Fn. 93), 102 ff.
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auf strukturelle und systemische Probleme hindeuten.'*® Der Beschwerdemechanismus fun-
giert in diesem Sinne als Informationsquelle und (Friih-)Warnsystem fiir das Unternehmen.1#°
Umgekehrt kann die menschenrechtliche Risikoanalyse aber auch Hinweise darauf geben, wie
der Beschwerdemechanismus verbessert werden kann. Wenn beispielsweise die Risikoana-
lyse besondere Erkenntnisse zu verbreiteten Menschenrechtsverletzungen zutage fordert,

dann kann auch der Beschwerdemechanismus darauf abgestimmt werden.

Pravention und Abmilderung von Menschenrechtsverletzungen kann in zweierlei Hinsicht
durch Beschwerdemechanismen gewahrleistet werden: Als Informationsquelle kann der Be-
schwerdemechanismus auf eskalierende Konfliktlagen und drohende Schadigungen hinwei-
sen, so dass Menschenrechtsverletzungen bereits praventiv verhindert oder gemindert wer-
den. AbhilfemaRnahmen fiir bereits eingetretene Menschenrechtsverletzungen kénnen dazu

beitragen, kiinftige Menschenrechtsverletzungen zu verhindern oder abzumildern.

Beschwerdemechanismen kénnen ferner einen Beitrag dazu leisten, dass Unternehmen (iber
ihre ergriffenen MaRBnahmen und damit tiber die Verwirklichung ihrer Sorgfaltspflicht Rechen-
schaft ablegen konnen. Die Anforderungen der UNGP an Beschwerdemechanismen verlan-
gen, dass die Umsetzung von AbhilfemaRnahmen iberwacht und Feedback von den beteilig-
ten Personen eingeholt wird.'*° Des Weiteren geben eingehende Beschwerden auch tber die

Effektivitdt des menschenrechtlichen Sorgfaltspflichtprozesses Auskunft. 1°1

Beschwerdemechanismen, die Unternehmen etablieren oder an denen Unternehmen sich be-
teiligen sollen, sind folglich unabdingbar, damit Unternehmen ihre menschenrechtliche Ver-
antwortung wahrnehmen und die darin inbegriffene menschenrechtliche Sorgfaltspflicht er-

fullen kénnen.

2.1.2 Anforderungen an effektive Beschwerdemechanismen

Die UNGP — insbesondere UNGP 31 — stellen konkrete Anforderungen an die Ausgestaltung
von Beschwerdemechanismen. Bevor auf diese naher eingegangen wird, wird zunachst das
Verfahrensziel von Beschwerdemechanismen bestimmt; in diesem Lichte werden dann die

Anforderungen an die Ausgestaltung von Beschwerdemechanismen betrachtet.

Fiir beide Fragen sind die acht Effektivitatskriterien des UNGP 31 relevant. Nach dessen Kom-

mentierung stellen die Effektivitatskriterien , einen Mafstab zur Gestaltung, Uberarbeitung

und Bewertung von aufSergerichtlichen Beschwerdemechanismen* dar.*>?

198 OHCHR (Fn. 4), 32.

149 Sjehe dazu auch Kap. 6.5 und Kap. 9.5.
150 OHCHR (Fn. 16), 16.

151 OHCHR (Fn. 4), 23.

152 OHCHR (Fn. 4), 34.
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Effektivitatskriterien des UNGP 31

Legitim Berechenbar Ausgewogen

Rechte-kompatibel

Tab. 1: Effektivitatskriterien des UNGP 31

Mit dem Accountability and Remedy Project Ill (ARP I11)1>3, dessen Abschlussbericht im Mai
2020 verdffentlicht wurde,'>* hat das Office of the High Commissioner of Human Rights (OH-
CHR) u.a. untersucht, wie sich die Effektivitdat von nicht-staatlichen aullergerichtlichen Be-
schwerdemechanismen verbessern ldsst.'>> Die abstrakten Effektivitatskriterien des UNGP 31
wurden durch Ausgestaltungsempfehlungen konkretisiert, die ihrerseits u.a. durch einen 6f-
fentlichen Konsultationsprozess, gezielte Stakeholder-Befragungen, Fallstudien sowie Inter-
views mit Nutzer*innen von wie auch Verantwortlichen fiir Beschwerdemechanismen gewon-
nen wurden.’® Die ARP IlI-Empfehlungen ziehen wir hier und im weiteren Verlauf des For-
schungsberichts als normativen Referenzrahmen sowie als autoritative Konkretisierung der
UNGP fir effektive nicht-staatliche auBergerichtliche Beschwerdemechanismen heran. Die
hohe Bedeutung, die wir den ARP llI-Empfehlungen einrdumen, griindet sich auf deren breite
empirische Basis, die mehrstufige Einbeziehung von Stakeholdern®” (inklusive Staaten)!>® in
die durchgefiihrten Untersuchungen sowie auf die Tatsache, dass der UN Human Rights Coun-
cil das OHCHR mit ARP lll explizit mandatiert und den Bericht ,, mit Befriedigung zur Kenntnis“

genommen hat.*>?

Als Bestandteil der menschenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen und als Kern der
dritten Saule ,Zugang zu Abhilfe“ haben Beschwerdemechanismen das lbergreifende Verfah-
rensziel der effektiven Abhilfe. Die Ausgestaltung effektiver Abhilfe ist dabei letztlich stets eine
Frage des Einzelfalls, so dass hier nur einige grundlegende Uberlegungen zu effektiver Abhilfe
dargelegt werden kénnen.'® Im Fokus steht dabei die Frage, was effektive Abhilfe fiir nicht-

staatliche auRergerichtliche Beschwerdemechanismen bedeutet und wie dies im Verhaltnis

153 ARP | und Il betrafen hingegen staatliche gerichtliche Beschwerdemechanismen und nicht-staatliche auRer-
gerichtliche Beschwerdemechanismen, vgl. https://www.ohchr.org/EN/Issues/Business/Pages/arp-back-
ground.aspx (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

154 OHCHR (Fn. 16).

155 OHCHR (Fn. 16), 4.

156 7Zu den einzelnen Schritten des vielstufigen methodischen Vorgehens des ARP lll, siehe OHCHR (Fn. 16), 5 f.
157 Dies gilt auch mit Blick auf die Konsultationen zum Berichtsentwurf: OHCHR, Consultation Draft of ARP Il
Recommendations, 17.2.2020.

158 Zur Methodik, vgl. https://www.ohchr.org/Documents/Issues/Business/arp-methodology.pdf (zuletzt aufge-
rufen am 29.07.2021).

159 vygl. https://www.ohchr.org/EN/Issues/Business/Pages/arp-background.aspx (zuletzt aufgerufen am
29.07.2021).

160 7ur effektiven Abhilfe im Einzelnen, vgl. UN General Assembly, Report of the Working Group on the issue of
human rights and transnational corporations and other business enterprises, UN Doc. A/72/162, 18.07.2017.
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zum staatlichen Rechtsschutz bzw. zum Rechtsschutz durch internationale Menschenrechts-

gerichtshofe und -organe steht.

Effektive Abhilfe wird nach der Kommentierung zu UNGP 25 einheitlich als ,,a range of sub-
stantive forms the aim of which, generally speaking, will be to counteract or make good any
human rights harms that have occurred” definiert.'®? Im Anschluss werden einige Formen von
Abhilfe aufgezahlt: “restitution, rehabilitation, financial or non-financial compensation and pu-
nitive sanctions (whether criminal or administrative, such as fines), as well as the prevention
of harm through, for example, injunctions or guarantees of non-repetition“.*®? Diese Definition
lasst sich mit der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte prazisie-
ren, wonach Abhilfe dann effektiv ist, wenn sie die Verletzung oder ihre Fortdauer verhindert
oder wenn sie fir eine eingetretene Verletzung eine angemessene Wiedergutmachung leis-
tet.1%3 Es kann sich dabei um finanzielle Formen der Abhilfe und nicht-finanzielle Formen der
Abhilfe (Anerkennung, Entschuldigung und anderer symbolischer Abhilfe) handeln.'%* Effek-
tive Abhilfe soll ferner auch spezial- wie generalpraventive Wirkung entfalten, also den Abhil-
feleistenden und andere Akteure vor weiteren Menschenrechtsverletzungen abschrecken.®®
Bei der Bewertung der Effektivitat der Abhilfe sollen zudem die Interessen und Beddrfnisse
sowie die mogliche Vulnerabilitdt der Abhilfesuchenden berlicksichtigt werden.®® Die Formen

effektiver Abhilfe sollen den Umstinden des Einzelfalls gerecht werden.6”

Staatliche Beschwerdemechanismen sollen zusammen mit den nicht-staatlichen Beschwer-
demechanismen — darunter werden sowohl unternehmensgetragene bzw. -gestiitzte Be-
schwerdemechanismen als auch internationale Menschenrechtsgerichtshofe und -organe ge-
fasst — ein kohirentes ,System der Abhilfe bilden.'%8 Der staatliche gerichtliche Rechtsschutz
bildet den Kern des Systems.'®° Nach den ARP IlI-Empfehlungen sollen nicht-staatliche auBer-
gerichtliche Beschwerdemechanismen einen vervollstandigenden und ergdanzenden Beitrag
zu effektiver Abhilfe leisten.?’® Selbst wenn sie alleine nicht im vollen Umfang fur effektive

4

Abhilfe sorgen kdnnen, kdnnen sie einen wertvollen Beitrag zu einem ,bouquet of remedies*

leisten.l’?

161 OHCHR (Fn. 4), 27.

162 OHCHR (Fn. 4), 27.

163 ECtHR, Kudla v. Poland, No. 30210/96, 26.10.2000, Rn. 158.

164 OHCHR (Fn. 16), 10.

165 UN General Assembly (Fn. 160), 13.

166 UN General Assembly (Fn. 160), 8 ff.

167 ygl. zu unterschiedlichen Formen: UN General Assembly (Fn. 160), 12 ff.; FRA, Business and Human Rights -
Access to Remedy, 2020, 52 ff.; UN General Assembly, Basic Principles and Guidelines on the Right to a Remedy
and Reparation for Victims of Gross Violations of International Human Rights Law and Serious Violations of
International Humanitarian Law, Resolution adopted by the General Assembly on 16 December 2005, UN Doc.
A/RES/60/147, 16.12.2005; International Commission of Jurists, Effective Operational-level Grievance
Mechanisms, 2019, 28 ff.

168 OHCHR (Fn. 4), 28, 30.

189 OHCHR (Fn. 4), 28.

170 OHCHR (Fn. 16), 3.

171 OHCHR (Fn. 16), 7.
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Daflir misste ein solches ,,System der Abhilfe” aber auch tatsachlich fiir die von Menschen-
rechtsverletzungen Betroffenen umfassend verfligbar sein. Im Abschlussbericht des Non-Judi-
cial Human Rights Redress Mechanisms Project'’> kommen Miller-Dawkins et al. zu dem Er-
gebnis, dass Betroffene bislang zumeist irgendeinen Weg suchten, um tberhaupt eine Form
von Gerechtigkeit zu erreichen. Transnationale nicht-staatliche auRergerichtliche Beschwer-
demechanismen seien in den meisten Fallen die einzige Mdglichkeit, um Abhilfe zu erlan-
gen.'’3 Das nachfolgende Kapitel 3 zeigt hierzu exemplarisch Hirden auf, die fir Rechtsschutz-

suchende vor (deutschen) Zivilgerichten bestehen.

Aus diesen Griinden muss der Anspruch an nicht-staatliche aulRergerichtliche Beschwerdeme-
chanismen gestellt werden, effektive Abhilfe in vollem Umfang zu leisten. Daher diirfen solche
Beschwerdemechanismen nicht schon ihrem Design nach nur auf die ,leichten” oder nicht-
justiziablen Félle beschrankt sein, sondern sind in allen Einzelheiten ihrer Ausgestaltung auf

das Ziel der effektiven Abhilfe auszurichten.174

Denn das Recht auf effektive Abhilfe gibt nicht nur ein Verfahrensziel vor, sondern beinhaltet
auch Anforderungen an die Ausgestaltung des Verfahrens.'”> Die Verfahrensdimension wird
fir auBergerichtliche Mechanismen im Wesentlichen durch die Effektivitatskriterien des
UNGP 31 und die ARP llI-Empfehlungen ausgefillt.}’® Hinsichtlich der Form des Verfahrens
enthalten die UNGP und ARP lll-Empfehlungen aber kaum Festlegungen; es werden sowohl

dialogbasierte als auch auf einseitiger Entscheidung beruhende Verfahren genannt. 1”7

Beschwerdemechanismen sollen dabei aber auch Beschwerden unterhalb der Schwelle einer
manifesten Menschenrechtsverletzung bearbeiten.'’® Das korrespondiert mit dem &duRerst
weiten Begriff der Beschwerde, der sich auf vielfiltige Formen von wahrgenommenem Un-
recht (,,a perceived injustice evoking an individual’s or a group’s sense of entitlement, which
may be based on law, contract, explicit or implicit promises, customary practice, or general
notions of fairness of aggrieved communities”) bezieht.!’”® Nach der Kommentierung zu
UNGP 25 sollen Beschwerdemechanismen schon in einer moglichst friihen Phase eines Kon-
flikts Beilegungsmoglichkeiten bereitstellen.’®® Wenn nadmlich solche Beschwerden nicht be-

arbeitet wirden, konnten sie zu (schwereren) Menschenrechtsverletzungen oder auch Pro-

172 ygl. (zuletzt aufgeru-
fen am 29.07.2021).

173 Miller-Dawkins/Macdonald/Marshall, Beyond effectiveness criteria, 2016, 44.

174 Wie sich das auf den Einsatz und die Einbettung von Verfahren der alternativen Streitbeilegung auswirkt, wird
in Kap. 7 dargestellt.

175 OHCHR (Fn. 4), 27.

176 Die Verfahrensdimension wird ausfiihrlich in Kap. 6.4 und 7 behandelt.

77 OHCHR (Fn. 4), 33; OHCHR (Fn. 16), 18.

178 OHCHR, The Corporate Responsibility to Respect Human Rights - An Interpretive Guide, UN Doc.
HR/PUB/12/02, 2012, 68.

79 OHCHR (Fn. 4), 27.

180 OHCHR (Fn. 4), 28.
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testen oder gewalttatigen Aktionen flihren, die wiederum das Risiko von (weiteren) Men-

schenrechtsverletzungen erhdhten.8! Beschwerden soll deshalb frith und direkt abgeholfen

werden.®? Wie das gelingen soll, fihrt der Interpretive Guide aus: ,Whereas an internal pro-

cedure is typically passive, i.e., waiting for problems to arise and then responding, a grievance

mechanism is active: it aims to facilitate the identification of grievances and address them as

early as possible.”'® Beschwerdemechanismen sollen demnach Uber einen proaktiven

Outreach verfiigen.

Der nachfolgende Uberblick zeigt, wie Beschwerdemechanismen gemiR der Effektivitatskri-

terien des UNGP 31 sowie der ARP IlI-Empfehlungen ausgestaltet sein sollen:184

Legitimitat: Stakeholder, fir deren Inanspruchnahme der Beschwerdemechanismus
konzipiert ist, sollen diesem vertrauen kdnnen. Der Beschwerdemechanismus soll fiir

ein faires Verfahren einstehen.

Zuganglichkeit: Der Beschwerdemechanismus soll allen adressierten Stakeholdern be-
kannt sein. Denjenigen, die spezifischen Nutzungshiirden begegnen, sollen Unter-

stitzungsleistungen angeboten werden.

Berechenbarkeit: Der Ablauf des Beschwerdeverfahrens, die moglichen Verfahrenser-
gebnisse und die Mittel zur Uberwachung ihrer Umsetzung sollen im Vorhinein be-
stimmt und bekannt sein. Fir jede Verfahrensstufe soll insoweit auch ein zeitlicher

Rahmen festgelegt werden.

Ausgewogenheit: Es soll fiir Beschwerdefiihrer*innen der Zugang zu Informationen,
Beratungsleistungen und Fachwissen gewahrleistet werden, der fiir ihre gleichberech-

tigte, informierte Mitwirkung am Verfahren erforderlich ist.

Transparenz: Der Beschwerdemechanismus soll die Parteien eines Verfahrens liber

dessen Fortgang und die Offentlichkeit umfassend iiber seine Titigkeit unterrichten.

Rechtekompatibilitdt: Verfahrensergebnisse und AbhilfemaRnahmen sollen mit den

international anerkannten Menschenrechten Ubereinstimmen.

Quelle kontinuierlichen Lernens: Der Beschwerdemechanismus soll interne Prozesse
der Qualitatskontrolle, -sicherung und -entwicklung speisen und extern zur Verhinde-

rung kinftiger Menschenrechtsverletzungen beitragen.

181 OHCHR (Fn. 178), 70.

182 OHCHR (Fn. 4), 31.

183 OHCHR (Fn. 178), 65.

184 Die folgende Darstellung beschrankt sich auf UNGP 31. Die konkretisierenden ARP llI-Empfehlungen werden
ausfihrlich in Kap. 6 dargestellt.
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Auf Austausch und Dialog aufbauend: Potenzielle Nutzer*innen des Beschwerdeme-
chanismus sollen im Rahmen der Gestaltung und Implementierung des Mechanismus
einbezogen werden. Bei einem Entscheidungsverfahren soll eine unabhangige Dritt-
partei herangezogen werden. Dialogbasierte Konfliktbearbeitungsverfahren sollen

(vorrangig'®®) zum Einsatz gelangen.

Tab. 2: Konkretisierung der Effektivitatskriterien des UNGP 31

2.2 Kodifizierung der Verantwortung fiir Beschwerdemechanismen

Bislang sind die menschenrechtliche Verantwortung und mit ihr die Sorgfaltspflicht von Un-
ternehmen im rechtlichen Sinne nicht verpflichtend. Auf europaischer Ebene liegt ein Geset-
zesvorschlag des Europdischen Parlaments zur Kodifizierung der menschenrechtlichen Verant-
wortung von Unternehmen im Sinne der UNGP vor. Der deutsche Gesetzgeber hat ein Gesetz
verabschiedet, das im Wesentlichen am 1. Januar 2023 in Kraft tritt. Sowohl die Empfehlungen
des Europdischen Parlaments vom 10. Marz 2021 an die Kommission fiir eine Richtlinie Gber
die ,Sorgfaltspflicht und Rechenschaftspflicht von Unternehmen“8® als auch das deutsche Lie-
ferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG)'®” (bernehmen den Regulierungsansatz der
UNGP und kodifizieren ihn —auch wenn sie sich im Einzelnen erheblich unterscheiden. Beide
Gesetzestexte enthalten die Verpflichtung von Unternehmen, Beschwerdemechanismen zu

etablieren oder sich an Beschwerdemechanismen zu beteiligen.®

Die Anforderungen an Beschwerdemechanismen sind jeweils unterschiedlich geregelt. Die
Empfehlungen des Europdischen Parlaments nehmen ausdricklich auf UNGP 31 und die darin

enthaltenen Effektivitatskriterien Bezug.'®

Eine Bestimmung zu ,,aufSergerichtlicher Abhilfe”
legt fest, dass diese auch durch Beschwerdemechanismen gewahrt werden kann; die dort auf-
gelisteten Formen der Abhilfe entsprechen denen, die in den UNGP genannt werden.**° Be-
schwerdemechanismen werden daher explizit auf das Verfahrensziel der effektiven Abhilfe

ausgerichtet.

Das deutsche LkSG bezieht sich dagegen nicht ausdriicklich auf die Effektivitatskriterien des
UNGP 31. § 8 LkSG enthalt seinem Inhalt nach aber teilweise die UNGP Effektivitatskriterien.
Eine besondere Regelung hat das Effektivitatskriterium ,Quelle kontinuierlichen Lernens” er-
fahren. So soll die Wirksamkeit des Beschwerdemechanismus mindestens einmal im Jahr so-

wie anlassbezogen Uberprift werden; ermittelte Defizite sind unverziiglich zu adressieren

185 OHCHR (Fn. 4), 33 ff.; dies betrifft nach UNGP 31 nur operational level grievance mechanism. Zur Problematik
des Begriffs, siehe Kap. 4.1.

186 Fyropean Parliament (Fn. 116).

187 BGBI. 1 2021 S. 2959.

188 Fyropean Parliament (Fn. 116), Art. 9; § 8 LKSG.

189 Fyropean Parliament (Fn. 116), Art. 9 Abs. 2.

130 Fyropean Parliament (Fn. 116), Art. 10.
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(§ 8 Abs. 5 LkSG). Das Effektivitatskriterium der Rechte-Kompatibilitat, das das Verfahrensziel
der effektiven Abhilfe enthalt, fehlt allerdings vollstandig. Ein explizites Verfahrensziel ist in
der Bestimmung zu Beschwerdemechanismen Gberhaupt nicht enthalten. Lediglich die Geset-
zesbegriindung stellt klar, dass der Beschwerdemechanismus ein Unternehmen ,,in die Lage
versetzt, [...] seinen weitergehenden Sorgfaltspflichten zu entsprechen.“**! Als Teil der Sorg-
faltspflicht haben Unternehmen AbhilfemaBnahmen zu ergreifen. Diese erschopfen sich aber
darin, dass sie ,zu einer Beendigung der Verletzung fiihren“ missen (§ 7 Abs. 1 LkSG). Das
entspricht nicht dem Recht auf effektive Abhilfe. Der deutsche Gesetzesentwurf |6st damit die
in der Konzeption der UNGP wichtige enge Verbindung von menschenrechtlicher Sorgfalts-

pflicht, Beschwerdemechanismen und effektiver Abhilfe.

Positiv hervorzuheben ist gleichwohl, dass Unternehmen zur Etablierung eines bzw. zur Mit-
wirkung an einem Beschwerdemechanismus verpflichtet werden, der entlang der gesamten
Lieferkette zugdnglich sein muss, d.h. auch fiir Betroffene von Menschenrechtsverletzungen
im Verantwortungsbereich mittelbarer Zulieferer (§ 9 Abs. 1 LkSG). Damit hebt sich diese
Pflicht von den librigen Sorgfaltspflichten im Gesetzesentwurf ab, die fir die adressierten Un-
ternehmen jenseits ihrer unmittelbaren Zulieferer nur anlassbezogen entstehen sollen
(§ 9 Abs. 3 LkSG).

2.3 Zwischenfazit

Wahrend die Formulierungen des deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes deutlich
hinter den Anforderungen der UNGP an Beschwerdemechanismen zuriickbleiben, ist der Ge-
setzesvorschlag des Europdischen Parlaments starker an den UNGP ausgerichtet. In beiden
Fallen wirden prazisere Anforderungen an die konkrete Institutionalisierung, Implementie-

rung und Verfahrensweise von Beschwerdemechanismen fiir mehr Rechtssicherheit sorgen.

Im Rahmen unseres Forschungsprojektes haben wir entsprechende Empfehlungen dazu erar-
beitet, wie Beschwerdemechanismen gestaltet werden kénnen und sollten, um den Anforde-
rungen der UNGP vollumfanglich gerecht zu werden. Ein besonderer Fokus wurde darauf ge-
richtet, unter Riickgriff auf Methoden und Verfahren der alternativen Streitbeilegung ein pass-
genaues Verfahrensdesign zu gewahrleisten. Auch die institutionelle Einbettung und die sys-
temische Verknipfung von Beschwerdemechanismen mit anderen Aktivitdten von Unterneh-
men zur Wahrnehmung der menschenrechtlichen Verantwortung und Sorgfaltspflicht in ihren
Lieferketten wurde berlicksichtigt. Das in Kapitel 9 vorgestellte prototypische Modell des In-
tegrative Grievance System verdeutlicht das Zusammenspiel der verschiedenen Gestaltungs-

ebenen.

191 peutscher Bundestag, Entwurf eines Gesetzes liber die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten
(RegE), BT-Drs. 19/28649, 19.04.2021, 48.
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Folgende Kernelemente von Beschwerdemechanismen lassen sich in den UNGP identifizie-

ren und sind fiir den Forschungsbericht und die darin formulierten Empfehlungen maligeb-

Beschwerdemechanismen sollen zentrale Instrumente zur Erfiillung der menschen-

rechtlichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen sein.

Beschwerdemechanismen sollen formalisierte Verfahren zur Bearbeitung von Be-
schwerden wegen VerstolRen gegen Menschenrechte durch Unternehmen zur Verfi-

gung stellen, die dem Recht auf effektive Abhilfe genligen.

Beschwerdemechanismen kdnnen dialogbasierte Verfahren und/oder Drittentschei-

dungsverfahren nutzen.

Beschwerdemechanismen sollen proaktiv Konflikte vor ihrer Eskalation bzw. vor der

Manifestation einer Rechtsverletzung beilegen.

Beschwerdemechanismen sollen samtliche Effektivitatskriterien des UNGP 31 erfil-
len; insbesondere verfligen sie liber proaktiven Outreach sowie Vorkehrungen fiir Be-

teiligtenschutz, Machtausgleich, Ergebnis- und Qualitatssicherung.

Tab

. 3: Kernelemente von Beschwerdemechanismen
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3 Bedeutung auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen im Verhaltnis

zum zivilgerichtlichen Rechtsschutz

Nachfolgend werden — liberwiegend exemplarisch anhand der deutschen Rechtsordnung —
Grenzen des staatlichen zivilgerichtlichen Rechtsschutzes fiir Betroffene von Menschenrechts-
verletzungen im Verantwortungsbereich von Unternehmen erortert (Kap. 3.1.). Hierauf auf-
bauend wird das komplementare Potenzial auRergerichtlicher Beschwerdemechanismen skiz-
ziert (Kap. 3.2.).

3.1 Grenzen des staatlichen zivilgerichtlichen Rechtsschutzes

Der staatliche zivilgerichtliche Rechtsschutz tragt durch die Einklagbarkeit individueller An-
spriiche maRgeblich zum Schutz der Menschenrechte bei. Doch die Betroffenen kénnen bei
der Verfolgung ihrer Anspriiche sowohl prozess-rechtlichen Hiirden (Kap. 3.1.1.) als auch ma-
teriell-rechtlichen Begrenzungen (Kap. 3.1.2.) begegnen, die im folgenden Abschnitt im Uber-

blick dargestellt werden.®?

Dafiir werden zwei Konstellationen betrachtet.’®3 In der ,Zulieferer-Konstellation” beauftragt
ein deutsches Unternehmen einen wirtschaftlich eigenstandigen Produzenten im Ausland z.B.
mit der Gewinnung von Rohstoffen oder deren Verarbeitung; im Verantwortungsbereich des
Zulieferers kommt es zu einer Menschenrechtsbeeintrachtigung. In der ,,Konzern-Konstella-
tion” halt eine deutsche Muttergesellschaft die Gberwiegenden Anteile an einer auslandi-
schen Tochtergesellschaft i.S.d. §§ 271, 290 HGB; im Rahmen der Tatigkeit der Tochtergesell-

schaft kommt es zu einer Beeintrachtigung von Menschenrechten.

3.1.1 \Voriiberlegungen zur Wahl des Verfahrensortes

Bereits im Vorfeld einer Konfrontation mit Rechtsschutzhiirden in nationalen Rechtssystemen
stellt die Wahl des Verfahrensortes Betroffene von Menschenrechtsbeeintrachtigungen vor

die Herausforderung einer komplexen Abwagung.
3.1.1.1 Méogliche Verfahrensorte: Heimat- oder Gaststaat

Den Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen im Verantwortungsbereich von Unterneh-
men stehen — zumindest theoretisch — sowohl die Foren des Heimat- als auch des Gaststaates

des fraglichen Unternehmens offen. Als Heimatstaat wird der Staat bezeichnet, in dem das

192 Siehe zu den Méglichkeiten des Rechtsschutzes durch deutsche Gerichte insbesondere die auch fiir juristische
Laien gut verstandlich formulierte Broschire des BMIV: BMJV, Menschenrechtsverletzungen im
Verantwortungsbereich von Wirtschaftsunternehmen: Zugang zu Recht und Gerichten, 2019.

193 Dje Konstellationen sind entnommen aus: Hiibner, Grundlagen der Haftungsméglichkeiten im nationalen
Zivilrecht, in: Krajewski/Oehm/Saage-Maal (Hrsg.), Zivil- und strafrechtliche Unternehmensverantwortung fur
Menschenrechtsverletzungen, 2018, 13 (19 ff.); Saage-Maaf3/Leifker, Haftungsrisiken deutscher Unternehmen
und ihres Managements fiir Menschenrechtsverletzungen im Ausland, BB 2015, 2499 (2500).
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multinationale Unternehmen den Gesellschaftssitz hat; als Gaststaat bezeichnet man den
Staat, in dem entweder das Tochterunternehmen oder der Zulieferer des transnationalen Un-
ternehmens seinen Sitz hat, also den Staat des Produktionsortes.'®* Ein Vorgehen im Gaststaat
richtet sich zumeist gegen die Akteur*innen (juristische oder natiirliche Personen), die dort
ihren Sitz haben. Ein gerichtliches Vorgehen gegen den Auftraggeber bzw. das Mutterunter-
nehmen bietet sich dagegen regelmaRig nicht im Gaststaat an: Wenn tberhaupt ein aussichts-
reicher materiell-rechtlicher Anspruch identifizierbar ist, ware ein Urteil aus einem Nicht-EU-
Mitgliedsstaat in einem EU-Mitgliedsstaat nur unter den Voraussetzungen der jeweils ein-
schlagigen Regelungen des Internationalen Zivilverfahrensrechts!® vollstreckbar. In der Zulie-
ferer-Konstellation oder in Fallen, in denen ein Tochterunternehmen beteiligt ist, ist ein Vor-
gehen gegen das beteiligte transnationale Unternehmen auch in dessen Heimatstaat, z.B. in
Deutschland, denkbar. Deutsche Gerichte sind zustandig, wenn das beklagte Unternehmen
seinen Sitz in Deutschland hat, Art. 4 i.V.m. Art. 63 EUGVVO.%®

3.1.1.2 Méogliche Einschrdankungen der Rechtsschutzintensitadt im Gaststaat

Die Rechtsschutzintensitat hangt maligeblich von der Funktionsfahigkeit des Justizsystems ab.
Mangelt es an richterlicher Unabhangigkeit, fehlen staatliche Ressourcen oder Vollstreckungs-
moglichkeiten, so drohen lange Verfahren ohne Aussicht auf Erfolg, selbst wenn materiell-
rechtlich eine entsprechende Haftungsgrundlage gegeben ist.?” Wirbt das Land, in dem die
Beeintrachtigung stattgefunden hat, darliber hinaus mit lockeren Haftungsregeln und gerin-
gen Sozial- und Sicherheitsstandards um Direktinvestitionen und Auftrage aus dem Ausland,

treten weitere rechtsschutzmindernde Faktoren hinzu.'®® Ferner kdnnen im Gaststaat Ein-

194 7u dieser Bezeichnung der Staaten: Haider (Fn. 90), 53.

195 Grundsétzlich gelten dafiir die §§ 328, 722, 723 ZPO bzw. die jeweils einschldgigen staatsvertraglichen Rege-
lungen. Dazu Bach, in: Vorwerk/Wolf (Hrsg.), BeckOK ZPO, 40. Aufl. 01.03.2021, § 328 Rn. 9 ff.

1% Nicht méglich ist indes die Begriindung der gemeinsamen Zustindigkeit fiir eine Klage, die sich — den gleichen
Sachverhalt betreffend — sowohl gegen ein Mutterunternehmen mit Sitz in Deutschland als auch gegen ein Toch-
terunternehmen mit Sitz im auRereuropadischen Ausland richtet. Diese Moglichkeit scheint insbesondere
vorteilhaft zu sein, wenn in einem isolierten Verfahren gegen das Tochterunternehmen im Gaststaat
Rechtsschutz nicht zu erlangen ist oder nicht eindeutig abgrenzbar ist, welchen Anteil das Mutter- und welchen
Anteil das Tochterunternehmen an einer Verletzung hatte. In den Verfahren Four Nigerian Farmers and
Milieudefensie v. Shell vor dem Berufungsgericht in den Den Haag, Niederlande wurde beispielsweise im Rahmen
eines Vorgehens gegen das Mutterunternehmen auch das Tochterunternehmen mit Sitz im Nicht-EU-Ausland als
Beklagte hinzugezogen. Zu der Frage im Allgemeinen Augenstein/Jdgers, Judicial remedies: The issue of
jurisdiction, in: Rubio/Yiannibas (Hrsg.), Human Rights in Business: Removal of Barriers to Access to Justice in the
European Union, 2017, 19; Marx/Bright/Wouters, Access to legal remedies for victims of corporate human rights
abuses in third countries, 2019, 110.

197 Osieka, Zivilrechtliche Haftung deutscher Unternehmen fiir menschenrechtsbeeintrichtigende Handlungen
ihrer Zulieferer, 2014, 106 ff.

198 Hartmann, Haftung von Unternehmen fiir Menschenrechtsverletzungen im Ausland aus Sicht des Internatio-
nalen Privat- und Zivilverfahrensrechts, in: Krajewski/Saage-Maal (Hrsg.), Die Durchsetzung menschenrechtli-
cher Sorgfaltspflichten von Unternehmen, 2018, 279 (285); Taylor/Thompson/Ramasastry, Overcoming
Obstacles to Justice, 2009, 23.
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schiichterungen von Anspruchsinhaber*innen und Zeug*innen drohen, die haufig nicht hin-
reichend geschitzt werden.'® Auch kann der Zugang zum Recht fiir Frauen wie auch fir poli-
tische, religiose oder ethnische Minderheiten, wie z.B. indigene Teile der Bevolkerung oder

Migrant*innen, erschwert sein.?®
3.1.1.3 Logistische Aspekte

Fiir ein Vorgehen vor den nationalen Gerichten des Gaststaates kann die ortliche Nahe von
Zeug*innen und Beweismitteln sprechen. Es ist zwar auch fiir ein deutsches Gericht moglich,
eine Vernehmung von Zeug*innen im Ausland vorzunehmen, § 363 ZP0.** Dies bedeutet je-
doch einen erheblichen zusatzlichen Aufwand. Unter anderem muss dafiir ein Rechtshilfeer-
suchen an den Staat ergehen, in dem die Vernehmung durchgefiihrt werden soll.?*2 Fiir die
Inkaufnahme des zusatzlichen logistischen Aufwandes bei einer Klage im Heimatstaat des
transnationalen Unternehmens kénnen wiederum strategische Uberlegungen sprechen, wie
die Wirkung des angestrebten offentlichen Verfahrens auf Entscheidungstrager*innen in Po-

litik und Wirtschaft und Konsument*innen.?%
3.1.1.4 Arbeitsweise von Gerichten bei Anwendbarkeit auslandischen Rechts

Wird eine Klage vor den Zivilgerichten des Heimatstaates erwogen, ist zu beriicksichtigen, dass
nach geltenden Vorschriften internationalen Privatrechts in der Regel das Deliktsrecht des
Gaststaates anwendbar ist, in dem das Schadensereignis eingetreten ist (siehe hierzu naher
Kap. 3.1.4.1). Dies geht fir die erkennenden Richter*innen regelmaRig mit der Herausforde-
rung einher, ihr Urteil unter der Anwendung und Auslegung materieller Rechtsvorschriften zu
fallen, die einer fremden Rechtsordnung und -kultur entstammen und die in einer fremden
Sprache verfasst wurden. Die in derartigen Konstellationen libliche Beauftragung von Ex-
pert*innen mit der Erstellung von Gutachten zur Klarung streitgegenstandlicher Rechtsfragen
erzeugt eine gewisse Mittelbarkeit in der Rechtsfindung und erhdht zudem die Kosten und die

Dauer des Verfahrens.

199 Taylor/Thompson/Ramasastry (Fn. 198), 24 f.

200 OHCHR (Fn. 4), 29.

201 soweit nicht das Haager Beweisaufnahmeiibereinkommen Anwendung findet: BGBI. Il 1977 S. 1472; deut-
sches AusfG von 22. Dezember 1977, BGBI. 1 1977 S. 3105.

202 Bgch, in: Vorwerk/Wolf (Hrsg.), BeckOK ZPO, 40. Aufl. 01.03.2021, § 363 Rn. 31 ff.; Schultzky,
Videokonferenzen im Zivilprozess, NJW 2003, 314.

203 Sgage-Maaf, Hirden im deutschen Recht fiir Klageméglichkeiten von Geschidigten aus dem Siiden, in:
Burckhardt (Hrsg.), Corporate social responsibility - Mythen und MaRnahmen: Unternehmen verantwortungsvoll
fuhren, Regulierungsliicken schlieRen, 2. Aufl. 2013, 41 (42).
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3.1.1.5 Verfahrenssprache

Betroffene muissen auBerdem damit rechnen, dass bei einer Klage im Heimatstaat das Ge-
richtsverfahren in aller Regel in einer fiir sie fremden Sprache gefiihrt wird. Selbst wenn Dol-
metscher*innen zur Verfligung stehen, bleibt eine erhebliche sprachliche Barriere beste-

hen.2
3.1.1.6 Finanzielle Liquiditat des Anspruchsgegners

Nicht zuletzt ist bei der Wahl eines bestimmten Forums auch die Liquiditat der in den unter-
schiedlichen Jurisdiktionen belangbaren potentiellen Schuldner*innen zu berlicksichtigen. So
ist denkbar, dass ein im Gaststaat tatiges Tochterunternehmen nicht Giber ausreichende Mittel
verfuigt, um — z.B. bei einer Vielzahl von Betroffenen — alle Schaden auszugleichen.?% Ist dies
der Fall, verliert ein moglicher Titel mangels Vollstreckungsaussicht seinen Wert. Ein Vorgehen
gegen das multinationale Unternehmen im Heimatstaat verspricht zumeist einen liquiden
Schuldner und einen vollstreckungsfahigen Titel. Solange das Urteil noch nicht rechtskraftig
ist, kdnnen sich umfangreiche finanzielle Ressourcen des beklagten transnationalen Unter-
nehmens fir die Klager*innen und ihre Verhandlungsposition allerdings auch nachteilig aus-
wirken, da das beklagte Unternehmen den Kosten eines langjahrigen Prozesses gelassener

entgegensehen kann.

3.1.2 Faktische Zugangshiirden

Erwdgen Betroffene von Menschenrechtsbeeintrachtigungen im Verantwortungsbereich von
Unternehmen ein gerichtliches Vorgehen in Deutschland als Heimatstaat eines Unterneh-
mens, konnen sie unterschiedlichen Zugangshirden begegnen, die in dhnlicher Form auch in
anderen Rechtsordnungen bestehen; sie werden hier exemplarisch mit entsprechenden nor-

mativen Bezligen anhand des deutschen Gerichtsverfahrens dargestellt.
3.1.2.1 Zugang zu Informationen iiber Unternehmensinterna

Schon vor Klageerhebung stellt sich den Betroffenen die Herausforderung der Beweisbarkeit
der von ihnen darzulegenden anspruchsbegriindenden Tatsachen.?% Klager*innen vor deut-
schen Zivilgerichten obliegt es, vor der Klageerhebung selbstverantwortlich fiir sie giinstige
Beweise zu sammeln und zu sichern, wenn nicht die Voraussetzungen eines selbststandigen

Beweisverfahrens nach § 485 ff. ZPO erfiillt sind.?” Angesichts der Komplexitdt von Unterneh-

204 Auf die US-amerikanische Situation eingehend: Abel, Language Access in State Courts, 2009.

205 Hartmann (Fn. 198), 279 (285 f.).

206 7y den Hiirden, die sich aus dem Beweisrecht im Prozess ergeben, siehe Kap. 3.1.3.2.

207 |In einigen Rechtsordnungen (wie z.B. den Niederlanden, GroRbritannien, USA) ist es bereits vor Beginn des
Verfahrens moglich ein Beweisausforschungsverfahren in Form eines Vorverfahrens durchzufiihren, die sog.
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mensstrukturen und des mangelnden Einblicks in Unternehmensinterna kann es fir Be-
troffene bereits schwierig sein, den richtigen Anspruchsgegner zu identifizieren und
anspruchsbegriindende Tatsachen zu benennen.?°® Denn Dokumentationen unternehmensin-
terner Vorgidnge, die zur fraglichen Menschenrechtsbeeintrachtigung beigetragen haben
kdnnten, sind ebenso wie interne Risikoeinschatzungen zu einzelnen Geschaftsbereichen sel-

ten offentlich einsehbar.
3.1.2.2 Zugang zu anwaltlicher Vertretung

Die Klager*innen in den hier zu betrachtenden Fallen sind auf eine anwaltliche Vertretung bei
der Vorbereitung und Erhebung der Klage sowie wahrend des Gerichtsverfahrens angewie-
sen.?” Bereits die Wahl von Rechtsanwalt*innen in einer fremden Sprache und einem frem-
den Rechtssystem kann schwierig sein. AuBerdem missen Anwaltskosten in Deutschland im
Regelfall vorgestreckt werden (§ 9 RVG), was eine abschreckende Wirkung entfalten oder

schlicht finanziell nicht leistbar sein kann.210

Anwalt*innen, die keinen Vorschuss fordern, miissen das Risiko libernehmen, dass Klager*in-
nen die entstehenden Anwaltskosten nur zahlen kénnen, wenn der Prozess gewonnen wird.?!
Hinzu kommen erhohte Kosten fir die anwaltliche Vertretung, wenn z.B. Reisen an den Ort
des Schadenseintritts notwendig sind.??> Damit bestehen kaum finanzielle Anreize fiir An-
walt*innen, derartige Verfahren von Betroffenen zu begleiten?'?, was Betroffenen wiederum
die Suche nach Anwalt*innen erschwert. In Deutschland und anderen europdischen Landern
ist vor diesem Hintergrund zu beobachten, dass NGOs im Rahmen strategischer Prozessfiih-
rung bereit sind, erfolgversprechende Verfahren durch die Bereitstellung und Finanzierung

einschlagig engagierter Rechtsanwalt*innen zu unterstitzen.

(Pre-trial) Discovery. Dabei wird der potenzielle Anspruchsgegner verpflichtet alle moglicherweise der Sachver-
haltsaufklarung dienlichen Beweismittel herauszugeben, soweit dies proportional ist. Die Kldger*innen kénnen
die Dokumente auf relevante Informationen untersuchen. Das deutsche Zivilrecht beruht im Wesentlichen auf
dem Beibringungsgrundsatz. Bei Klagen vor deutschen Verwaltungsgerichten gegen Behorden besteht fiir diese
eine Offenlegungspflicht; vollig fremd ist ein solches Verfahren dem deutschen Recht entsprechend nicht. Zu den
Besonderheiten in den USA siehe: Theissen, Das US-amerikanische Rechtsinstrument der ,,discovery”, IWRZ 2020,
10 (11).

208 Taylor/Thompson/Ramasastry (Fn. 198), 10 f.; Haider (Fn. 90), 260 m.w.N.

209 Fijr Klagen, die nicht vor einem Amtsgericht gefiihrt werden, also fiir Klagen ab einem Streitwert von
5.000,01 €, besteht nach § 78 Abs. 1 ZPO Anwaltszwang.

210 yyon der in Deutschland eingeschrinkt bestehenden Méglichkeit, ein Erfolgshonorar zu vereinbaren, wird in
der anwaltlichen Praxis selten Gebrauch gemacht. Zwar besteht seit einer Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts (BVerfGE 117, 163) kein Verbot mehr, jedoch ist die Vereinbarung eines Erfolgshonorars nach
§ 49b Abs. 2 BRAO und § 4a Abs. 1 S. 1 RVG nur eingeschrankt moglich. Es ist moglich, auslandisches Recht auf
den Anwaltsvertrag anzuwenden. Zum Ganzen: Stiirner, Zivilprozessuale Voraussetzungen fur Klagen gegen
transnationale Unternehmen wegen Menschenrechtsverletzungen, in: Krajewski/Oehm/Saage-MaaR (Hrsg.),
Zivil- und strafrechtliche Unternehmensverantwortung fiir Menschenrechtsverletzungen, 2018, 73 (92). Die
Moglichkeiten der Vereinbarung eines anwaltlichen Erfolgshonorars werden in Artikel 2 Nr. 4 des bereits
verabschiedeten Gesetzes zur Férderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt (BGBI. |
2021 S. 3415) mit dessen Inkrafttreten zum 1. Oktober 2021 moderat erweitert.

211 Amnesty International, Injustice incorporated, 2014, 137.

212 sgage-Maaf3/Klinger, Unternehmen vor Zivilgerichten wegen der Verletzung von Menschenrechten — Ein
Bericht aus der deutschen und internationalen Praxis, in: Krajewski/Oehm/Saage-MaalR (Hrsg.), Zivil- und
strafrechtliche Unternehmensverantwortung fiir Menschenrechtsverletzungen, 2018, 249 (261).

213 Ebd., 249 (261 f.).
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3.1.2.3 Prozesskostenrisiko

Auch hohe Prozesskosten(risiken) konnen eine erhebliche Hirde fir Klager*innen darstel-
len.?** Bei einem Verfahren vor einem deutschen Gericht hat grundsatzlich die unterliegende
Partei die Kosten des Rechtsstreits gem. § 91 Abs. 1 ZPO zu tragen. Verfahren, die Gber Lan-
dergrenzen hinweg gefiihrt werden, sind aufgrund des hiermit einhergehenden hoheren Auf-

wandes besonders kostenintensiv.?%®

Die Gewahrung von Prozesskostenhilfe (oder auch von vor- bzw. aullerprozessualer Bera-
tungshilfe?!®) kann die finanziellen Hirden vor und wahrend des Verfahrens reduzieren; aller-
dings missen die gewahrten Mittel spater zurlickgezahlt werden, § 120 f. ZPO. Das Gericht
gewahrt Prozesskostenhilfe, wenn die Partei ihre Bedirftigkeit nachweisen kann und das ver-
folgte Verfahren hinreichende Aussicht auf Erfolg hat, § 114 Abs. 1 ZPO. Hinreichende Erfolg-
saussichten bestehen, wenn die von dem*der Klager*in vorgebrachte Rechtsposition vertret-
bar ist und die Beweisflihrung moglich erscheint.?’’ Fir einen entsprechenden Antrag bedarf
es einer Darlegung der Rechtsauffassung und Darlegung der Moglichkeit der Beweisfiih-
rung;*® dementsprechend erfordert bereits dieser vorprozessuale Schritt regelmaRig anwalt-
liche Unterstlitzung. Auch bleibt die im Falle des Unterliegens drohende Kostentragungspflicht
bestehen, § 123 ZPO.

Insofern ist auch zur Abfederung des Prozesskostenrisikos zumeist die Unterstltzung der Kla-

ger*innen durch NGOs notwendig.

3.1.3 Verfahrensrechtliche Hiirden

Wird eine Klage aufgrund von Menschenrechtsbeeintrachtigungen im Verantwortungsbereich
von Unternehmen vor deutschen Zivilgerichten erhoben, kdnnen u.a. folgende verfahrens-

rechtlichen Hiirden bestehen.

214 OHCHR (Fn. 4), 29.

215 7u den Verfahrenskosten kommen u.a. die Kosten fiir die Vernehmung von Zeugen aus dem Gaststaat, die
Kosten fiir Sachverstindigen- und Rechtsgutachten, und Kosten fiir Dolmetscher*innen und Ubersetzungen
hinzu. Dazu: Zerk, Corporate Liability for Gross Human Rights Abuses, 2013, 79; Saage-Maaf3/Klinger (Fn. 212),
249 (261 f.).

216 Hilfe fir die rechtliche Beratung und Vertretung auRerhalb eines gerichtlichen Verfahrens (Beratungshilfe)
erhalten bedirftige Personen nach dem Gesetz iiber Rechtsberatung und Vertretung fiir Biirger mit geringem
Einkommen (Beratungshilfegesetz), abrufbar online unter:

_(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021). Beratungshilfe wird nach § 1 Nr 1, 2 Beratungs-
hilfegesetz gewahrt, wenn Rechtsuchende die erforderlichen Mittel nach ihren persénlichen und wirtschaftlichen
Verhaltnissen nicht aufbringen kénnen (Bedurftigkeit) und keine anderen zumutbaren Mdglichkeiten fiir eine
Hilfe haben (z.B. Rechtsschutzversicherung, Beratung durch den Mieterverein oder die Gewerkschaft). AuBer-
dem darf die Inanspruchnahme der Beratungshilfe der Rechte nicht mutwillig erscheinen, § 1 Nr. 3 Beratungshil-
fegesetz. Beratungshilfe wird zudem nicht gewahrt in Angelegenheiten, in denen das Recht anderer Staaten an-
zuwenden ist, sofern der Sachverhalt keine Beziehung zum Inland aufweist, § 2 Abs. 3 Beratungshilfegesetz.

217 Reichling, in: Vorwerk/Wolf (Hrsg.), BeckOK ZPO, 40. Aufl. 01.03.2021, § 114 Rn. 28. Dies betrifft jedoch nicht
alle im Prozess entstehenden Kosten: Saage-Maaf3/Klinger (Fn. 212), 249 (261).
218 Rejchling in: Vorwerk/Wolf (Hrsg.), BeckOK ZPO, 40. Aufl. 01.03.2021, § 114 Rn. 28 ff.


https://www.gesetze-im-internet.de/berathig/BJNR006890980.html
https://www.gesetze-im-internet.de/berathig/BJNR006890980.html
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3.1.3.1 Begrenzte Moglichkeiten kollektiven Rechtsschutzes

Sind mehrere Personen durch den gleichen Sachverhalt beeintrachtigt, kann die Blindelung
von Verfahren den finanziellen und organisatorischen Aufwand fiir die einzelnen Kldger*innen

verringern und eine Rechtsverfolgung erleichtern, wie auch die UNGP betonen.??

Kollektivverfahren sind Verfahren, in denen mehr als zwei natiirliche oder juristische Personen
gemeinsam geltend machen, durch dasselbe rechtswidrige Verhalten geschadigt worden zu
sein oder in dem ein hierzu befugter Dritter ihre Rechte geltend macht.??° Die kollektive
Rechtsverfolgung lasst sich im Wesentlichen in Gruppenklagen??, Musterklagen?* und Ver-

bandsklagen?®?® unterteilen.?*

In Fallen von Menschenrechtsverletzungen ist es in Deutschland fiir eine Gruppe, die von dem-
selben rechtswidrigen Verhalten betroffen ist, moglich, unter den Voraussetzungen der
§§ 59 ff. ZPO als Streitgenossen an einem Verfahren teilzunehmen. Doch wird auch dann (im
Fall der einfachen Streitgenossenschaft??®) gem. § 61 ZPO jeweils ein eigenstandiges Prozess-
rechtsverhaltnis begriindet, sodass jede Person etwaige Verfahrenshandlung selbst vorneh-
men muss und sich die individuellen Kosten nur geringfligig verringern. Diese Moglichkeit

schafft somit nur eine begrenzte Erleichterung fir die Beteiligten.?**

Eine Musterklage, bei der durch ein Musterverfahren die wesentlichen Tat- und Rechtsfragen
eines Sachverhalts fur die weiteren Verfahren verbindlich entschieden werden, bietet eine
relative Sicherheit fir den Ausgang einer danach erhobenen Klage.?”” Eine entsprechende
Moglichkeit zur Erhebung von Musterklagen, die Menschenrechtsbeeintrachtigungen betref-

fen, besteht in Deutschland allerdings nicht.??®

219 OHCHR (Fn. 4), 29.

220 Fyropean Commission, Commission Recommendation of 11 June 2013 on common principles for injunctive
and compensatory collective redress mechanisms in the Member States concerning violations of rights granted
under Union Law, OJ 2013 L 201/60, no. 3.

221 7ur wohl prominentesten Form, der US-amerikanischen Class Action Suit und ihrer Funktion: Fiebig, The
Reality of U.S. Class Actions, GRUR Int. 65 (2016), 313 (314 f.).

222 Neben der Musterfeststellungsklage fir Verbraucher*innen (§§ 606 ff. ZPO) gibt es auch im Kapitalanleger-
recht ein Musterverfahren (Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz, Act on Model Case Proceedings in Disputes
under Capital Markets Law).

223 Eine Verbandsklagebefugnis ist im deutschen Umweltrecht (§ 2 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz), im Verbrau-
cherschutzrecht (§ 3 Unterlassungsklagengesetz), und zum Schutz vor unlauterem Wettbewerb (§ 8 Abs. 3 Nr. 2-
4 Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb) vorgesehen.

224 Hiufig treten auch Mischformen auf. Ein umfassendes Gutachten zum Stand der kollektiven
Rechtsschutzverfahren in Deutschland wurde im Rahmen des Deutschen Juristentages 2018 veroffentlicht.
Meller-Hannich, Sammelklagen, Gruppenklagen, Verbandsklagen — Bedarf es neuer Instrumente des kollektiven
Rechtsschutzes im Zivilprozess?, in: Standigen Deputation des Deutschen Juristentages (Hrsg.), Verhandlungen
des 72. Deutschen Juristentages - Leipzig 2018, 2018, A 1 - A 107.

225 7u den Besonderheiten der notwendigen Streitgenossenschaft: Dressler, in: Vorwerk/Wolf (Hrsg.), BeckOK
ZPO, 40. Aufl. 01.03.2021, § 61 Rn. 1 ff.

226 Saage-Maaf3/Klinger (Fn. 212), 249 (260).

227 Herold/Kehrberger/Kreuter, et al., Sammelklagen, Gruppenklagen, Verbandsklagen — Bedarf es neuer
Instrumente des kollektiven Rechtsschutzes im Zivilprozess?, Ergebnisse der Legal Research Group zum 72.
Deutschen Juristentag, 2018, 21 f.

228 sgage-Maaf3 (Fn. 203), 41 (43).
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Bei einer Verbandsklage treten die Betroffenen nicht selbst als Klager*innen auf, sondern eine
Organisation fuhrt das Verfahren, ohne selbst betroffen zu sein.??® 2019 stellte die Agentur der
Europdischen Union fiir Grundrechte (FRA) fest, dass in einem Drittel der in Europa untersuch-
ten Falle im Bereich von Menschenrechtsbeeintrachtigungen im Verantwortungsbereich von
Unternehmen nicht die Betroffenen selbst, sondern Organisationen mit Verbandsklagebefug-
nis die Gerichtsverfahren fihrten.?*° Eine vergleichbare Méglichkeit wird nach § 11 Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetz?®! (siehe hierzu bereits Kap. 2.2) in Deutschland in Form einer
besonderen Prozessstandschaft?*? eingefiihrt, die Gewerkschaften und NGOs mit Zustimmung

der Betroffenen eine Prozessfiihrung in eigenem Namen erméglicht.
3.1.3.2 Darlegungs- und Beweislast

In einem Zivilverfahren vor deutschen Gerichten gilt grundsatzlich die Regel, dass jede Partei
die fur sie glinstigen Tatsachen behaupten und beweisen muss.?* Befinden sich entschei-
dungserhebliche Tatsachen in der Sphare des Beklagten, hdangt die Realisierbarkeit des An-
spruchs der Klager*innen nicht selten von der Offenlegung dieser Informationen durch den
Beklagten ab.?* Die Herausgabe von Urkunden durch den Prozessgegner wird nur unter stren-

gen Voraussetzungen angeordnet (vgl. §§ 142, 420 ff. ZPO).

Nach stetiger Rechtsprechung des BGH kann eine Prozesspartei die sekundare Darlegungslast
treffen, wenn der Darlegungspflichtige substantiiert vortragen kann, dass er auBerhalb des zu
beweisenden Geschehensablaufs steht, die maRgebenden Tatsachen der anderen Partei be-

kannt sind und ihr ndhere Angaben dartiber zuzumuten sind.?*

Doch gerade in den hier betrachteten Konstellationen kann es den in Drittlandern ansdssigen
Klager*innen bereits schwer fallen, einen ausreichenden Uberblick iiber die Unternehmens-
strukturen und -abldaufe eines multinationalen Unternehmens mit Sitz in Deutschland zu er-
halten, um Gberhaupt substantiiert vortragen zu kdnnen, zu welchen Tatsachen den Beklagten

die sekundare Darlegungslast treffen sollte.?*® Eine Beweislastumkehr, wie es sie im Recht der

229 Es handelt sich damit nicht im Wortsinne um ein Kollektivverfahren, sondern eher eine Popularklage mit Ein-
schrankungen des Anwendungsbereichs. Herold/Kehrberger/Kreuter, et al. (Fn. 227), 18. Im Einzelnen variiert die
Ausgestaltung in unterschiedlichen Landern.

230 FRA, Business-related human rights abuse reported in the EU and available remedies, 2019, 10 f.

231 BGBI. 12021 S. 2959.

232 Der wesentliche Unterschied besteht darin, dass die Betroffenen der Organisation die Prozessfiihrungsbefug-
nis erteilen miissen, wahrend bei einer ,reinen” Verbandsklage auch ohne die Beteiligung der Betroffenen die
Rechte aller Betroffenen geltend gemacht werden kénnen.

233 BGH, 25.01.1989 — IV ZR 44/88, NJW 1989, 1728 (1729).

4 Wihrend es im Rahmen des sog. Discovery-Verfahrens moglich wire, z.B. die E-Mail-Kommunikation der még-
licherweise beteiligten Mitarbeiter*innen eines Unternehmens tiber den in Frage stehenden Zeitraum in Génze
herauszuverlangen, ist im deutschen Beweisrecht ein sog. Ausforschungsbeweis grundsatzlich unzuldssig. Dazu
auch Priitting, in: Rauscher/Kruger (Hrsg.), MiKoZPO, 6. Aufl. 2020, § 284 Rn. 79.

235 BGH, 24.10.2014 — V ZR 45/13, NJW 2015, 619 (621) m.w.N.; aus den Grundsitzen der sekundiren Darle-
gungslast leitet sich zwar keine Pflicht zur Vorlage etwaiger Dokumente i.S.v. § 422 ZPO ab, aber im Falle eines
nicht hinreichend substantiierten Vortrages der sekundar darlegungspflichtigen Partei wird der gegnerische Vor-
trag als zugestanden angesehen, § 138 Abs. 3 ZPO, vgl. BGH, 26.6.2007 — XI ZR 277/05, NJW 2007, 2989.

236 Ssgage-Maaf3/Klinger (Fn. 212), 249 (262).
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Produzentenhaftung oder im Umwelthaftungsrecht?®’ gibt, kommt Betroffenen von Men-
schenrechtsverletzungen im Verantwortungsbereich von Unternehmen bislang nicht zu-

gute.?*®

3.1.4 Begrenzungen materiell-rechtlicher Haftung

Seitdem mit den UNGP im Jahr 2011 nach Ruggie eine menschenrechtliche Sorgfaltspflicht als
transnationale Sozialnorm postuliert wurde,* ist die Debatte um die Einfiihrung gesetzlicher
Sorgfaltspflichten und expliziter Haftungstatbestande fiir Menschenrechtsverletzungen im
Verantwortungsbereich von Unternehmen in Landern des globalen Nordens vorangeschrit-

ten 240

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz sieht nach § 3 Abs. 3 ausdriicklich keine weiteren zi-
vilrechtlichen Haftungstatbestande vor, sondern konzentriert sich auf Pflichten zur Wahrung
menschenrechtlicher Sorgfalt einschliefllich entsprechender Berichtspflichten fir die vom An-
wendungsbereich erfassten Unternehmen.?*! Eine Erweiterung des Menschenrechtsschutzes
durch gesetzliche Sorgfalts- und/oder Berichtspflichten fir Unternehmen und korrespondie-
rende verwaltungsrechtliche Kontrollinstrumente wurde auch in anderen Rechtsordnungen

angestrebt.?*

Eine zivilrechtliche Haftung von Unternehmen fiir Beeintrachtigungen von Menschenrechten
entlang ihrer Lieferkette erlaubt es Betroffenen, eigenstdndig Schadensersatzanspriiche gel-

tend zu machen, und ist deshalb wesentlich fiir den individuellen Zugang zu Abhilfe.?*® Die

237 7ur Produzentenhaftung: BGH, 26.11.1968 — VI ZR 212/66, NJW 1969, 269 (275); zum Umwelthaftungsrecht:
BGH, 18.9.1984 — VI ZR 223/82, NJW 1985, 47 (49).

238 pDeshalb wird teilweise eine Beweislastumkehr in Féllen von Menschenrechtsverletzungen im
Verantwortungsbereich von transnationalen Unternehmen gefordert. FRA, Improving access to remedy in the
area of business and human rights at the EU level, FRA Opinion 1/2017, 10.04.2017, 7.

239 Sjehe Kap. 2.1.1.

240 Eine explizite Haftungsregelung enthilt das 2017 in Frankreich verabschiedete Loi relative au devoir de vi-
gilance. Gesetze, die Uberwachungs- und Berichtspflichten einfiihren, wurden in GroRbritannien (UK Modern
Slavery Act 2015), in den USA (Dodd-Frank Act, Section 1502 —2010), in Australien (Modern Slavery Act 2018), in
den Niederlanden (Wet Zorpflicht Kinderarbeid 2019) verabschiedet. Bomsdorf/Blatecki-Burgert, Haftung
deutscher Unternehmen fir ,MenschenrechtsverstéRe”, ZRP 2020, 42.

241 Hierauf konzentrieren sich auch die Empfehlungen des Européischen Parlaments vom 10. Mirz 2021 an die
Kommission fir eine Richtlinie Gber die , Sorgfaltspflicht und Rechenschaftspflicht von Unternehmen* (siehe
hierzu bereits ausfiihrlicher Kap. 2.2), European Parliament (Fn. 116).

242 Unternehmen werden — je nach GréRe und Geschiftstitigkeit — zur Berichterstattung tiber bestimmte Aspekte
ihres Handelns in Bezug auf Menschenrechte neben den oben genannten Gesetzen bspw. durch folgende euro-
paische Gesetze verpflichtet: die CSR-Berichtspflichtenrichtlinie (Richtlinie 2014/95/EU des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Oktober 2014 zur Anderung der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Angabe
nichtfinanzieller und die Diversitit betreffender Informationen durch bestimmte grofie Unternehmen und Grup-
pen, ABl. 2014, L 330/1); die Konfliktmineralienverordnung (Verordnung (EU) 2017/821 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur Festlegung von Pflichten zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten in der
Lieferkette fiir Unionseinfiihrer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus Konflikt- und Hochrisikoge-
bieten, ABI. 2017, L 130/1).

243 Krajewski, Stellungnahme zum Entwurf der Bundesregierung fiir ein Gesetz iiber die unternehmerischen
Sorgfaltspflichten in Lieferketten Drucksache 19/28649, Ausschuss fiir Arbeit und Soziales, Ausschuss-Drs.
19(11)1118, 12.05.2021, 8 m.w.N.
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Voraussetzungen einer entsprechenden Haftung nach deutschem Recht wurden bereits aus-
fahrlich untersucht*** und sind Gegenstand einer andauernden wissenschaftlichen und politi-
schen Diskussion. Im Folgenden werden Eckpunkte der rechtlichen Diskussion Gberblicksartig

nachgezeichnet.
3.1.4.1 Anwendbares materielles Recht

Erheben Betroffene eine zulassige Klage vor einem deutschen Gericht, hangt der materiell-

rechtliche Haftungsmalstab zunachst davon ab, welches Recht Anwendung findet.

Handelt es sich — wie in den meisten hier zu betrachtenden Fallen — um einen deliktischen
Anspruch, bestimmt sich das anwendbare materielle Recht in der EU nach Art. 4 Rom-II-
VO*5.24¢ GemaR Art. 4 Abs. 1 Rom-II-VO, findet das Recht des Staates Anwendung, in dem das
Schadensereignis eingetreten ist, also zumeist das Recht des Gaststaates.?*” Unter den Voraus-
setzungen von Art. 4 Abs. 2 bzw. Abs. 3 Rom-II-VO kann im Einzelfall auch das Recht des ge-
meinsamen Aufenthaltes bzw. das Recht eines Ortes mit einer offensichtlich engeren Verbin-
dung angewendet werden. Bei Klagen, die Umweltbeeintrachtigungen betreffen, besteht fir
die Klager*innen nach Art. 7 Rom-II-VO ein Wahlrecht zwischen dem Recht des Handlungs-
und dem Recht des Erfolgsortes.?*® Nach Art. 14 Rom-II-VO besteht fir die Beteiligten auch die
Moglichkeit, sich nach Eintritt des Schadensereignisses auf eine andere Rechtsordnung zu ei-

nigen —was jedoch nur selten praktische Relevanz zu erlangen scheint.?*

In seltenen Ausnahmefallen kann nach Art. 26 Rom-II-VO von dem kollisionsrechtlich gefun-
denen Ergebnis abgewichen werden, wenn durch die Anwendung des auslandischen Rechts
ein VerstoRB gegen den ordre public vorlage. Dies ist der Fall, wenn das Ergebnis der Anwen-

dung des auslandischen Rechts in einem untragbaren Widerspruch zu den grundsatzlichen

244 Bejspielhaft genannt seien hier: Haider (Fn. 90); Falkenhausen, Menschenrechtsschutz durch Deliktsrecht,
2020; BMJV (Fn. 192); Gérgen (Fn. 90); Krajewski/Saage-Maaf3 (Hrsg.), Die Durchsetzung menschenrechtlicher
Sorgfaltspflichten von Unternehmen, 2018; Habersack/Ehrl (Fn. 90), 155; Massoud (Fn. 73); Weller/Schulz/Kaller,
Haftung deutscher Unternehmen fir Menschenrechtsverletzungen im Ausland, AcP 216 (2016), 387;
Bomsdorf/Blatecki-Burgert (Fn. 240), 42.

245 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 iiber das auf
aufServertragliche Schuldverhdltnisse anzuwendende Recht (Rom I1), ABI. 2007, L 199/40.

246 7u den unterschiedlichen Ankniipfungspunkten in einem Beispielsfall: Thomale/Hiibner, Zivilgerichtliche
Durchsetzung volkerrechtlicher Unternehmensverantwortung, JZ 72 (2017), 385 (390 ff.). Ausnahmsweise kom-
men auch vertragliche Anspriiche, z.B. aus Arbeitsvertragen, zwischen den Betroffenen von Menschenrechtsbe-
eintrachtigungen und dem multinationalen Unternehmen in Betracht; das anwendbare Recht richtet sich dann
nach Art. 3 ff. Rom-I-VO (Verordnung EG Nr. 593/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni
2008 liber das auf vertragliche Schuldverhdiltnisse anzuwendende Recht (Rom [), ABI. 2008, L 177/6.

247 Fir angerufene Zivilgerichte im Heimatstaat geht die Anwendbarkeit ausldndischen Rechts regelmiRig mit
dem Erfordernis einher, Rechtsgutachten von Expert*innen fiir die jeweilige auslandische Rechtsordnung einzu-
holen, was die Verfahrenskosten und die Verfahrensdauer erhéhen kann.

248 Jber die Einfiihrung einer entsprechenden Wahlméglichkeit bei Menschenrechtsverletzungen im Verantwor-
tungsbereich von Unternehmen wird diskutiert. Enneking, Judicial remedies: The issue of applicable law, in: Ru-
bio/Yiannibas (Hrsg.), Human Rights in Business: Removal of Barriers to Access to Justice in the European Union,
2017, 38 (65); FRA (Fn. 238), 11; Zu diesem Problem auch; Zerk (Fn. 215), 75.

249 Die prozessékonomischen Vorziige betonend: Thomale/Hiibner (Fn. 246), 385 (392).
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Gerechtigkeitsvorstellungen der Rechtsordnung des Staates steht, in dem das Verfahren ge-

fuhrt wird.2°

Eine einzelne Vorschrift aus dem Recht des Staates, in dem das Verfahren gefiihrt wird, konnte
zudem neben dem kollisionsrechtlich identifizierten Gesetz zur Anwendung gelangen, wenn

es sich um eine Eingriffsnorm i.S.v. Art. 16 Rom-II-VO handelt.
3.1.4.2 Haftungstatbestinde nach deutschem Recht

Wenn ein deutsches Unternehmen vor einem deutschen Gericht wegen Menschenrechtsbe-
eintrachtigungen in der internationalen Wertschopfungskette verklagt wird, findet deutsches
Recht somit nur im Ausnahmefall Anwendung.?! Die nachfolgende Analyse der Rechtslage
nach deutschem Recht dient der exemplarischen Darstellung eines Diskurses, der in dahnlicher

Form auch in anderen Rechtsordnungen gefiihrt wird.?*?

Vertragliche Schadensersatzanspriiche scheiden in der Regel aus, da die Betroffenen nur sel-
ten in einer vertraglichen Beziehung zu dem deutschen Unternehmen stehen.?*® Fiir Drittbe-
troffene, die z.B. unter Umweltbeeintrachtigungen leiden, gilt dies erst recht. Erortert werden

deshalb im Folgenden in Betracht kommende deliktische Anspruchsgrundlagen.

Das deutsche Recht enthalt keine Sondernormen zum deliktischen Schutz von Menschenrech-
ten. Vielmehr sind etliche der zentralen volkerrechtlich geschitzten Individualrechtsgiter
vom Schutzbereich allgemeiner deliktischer Haftungstatbestande erfasst, wie z.B. die von
§ 823 Abs. 1 BGB geschitzten Rechtsgliter des Lebens und der korperlichen Unversehrtheit.
Dass andere Menschenrechte hingegen gerade nicht vom tatbestandlichen Schutzbereich de-

liktsrechtlicher Vorschriften erfasst werden, offenbart bereits eine grundlegende Begrenzung

250 BGH, 17.09.1968 — IV ZB 501/68, NJW 1969, 369, (371). Die Hiirden dafiir sind jedoch hoch: Nicht ausreichend
ist nach OLG Hamm, 21.05.2019 — 9 U 44/19, NJW 2019, 3527 eine ein- bzw. zweijdhrige Verjahrungsfrist fir
einen deliktischen Anspruch wegen einer Verletzung des Lebens.

251 Bomsdorf/Blatecki-Burgert (Fn. 240), 42 (43).

252 7u der Diskussion um die sog. Limited Liability of Parent Corporations im Bereich von Menschenrechtsklagen
in den USA: Skinner, Rethinking Limited Liability of Parent Corporations for Foreign Subsidiaries’ Violations of
International Human Rights Law, Washington and Lee Law Review 72 (2015), 1769; zu der Bedeutung von
Verfahren gegen Shell wegen Menschenrechtsverletzungen und Umweltverschmutzungen in den USA,
GroRbritannien und den Niederlanden: Enneking, Transnational Human Rights and Environmental Litigation: A
Study of Case Law Relating to Shell in Nigeria, in: Feichtner/Krajewski/Roesch (Hrsg.), Human Rights in the
Extractive Industries, 2019, 511 (519); tUber die Bedeutung des Verfahrens Chandler vs. Cape fiir die Entwicklung
des Trennungsprinzips in Australien: Turner, Revisiting the Direct Liability of Parent Entities Following Chandler v
Cape Plc, Company and Securities Law Journal 33 (2015), 45; zu den Anforderungen des franzdésischen loi de
vigilance: Lavite, The French Loi de Vigilance: Prospects and Limitations of a Pioneer Mandatory Corporate Due
Diligence, Verfassungsblog, 16.06.2020.

253 Zu den méglicherweise bestehenden Anspriichen der Konsument*innen bei Herstellungsbedingungen die
nicht der 6ffentlichen Darstellung entsprechen: Weller/Schulz/Kaller (Fn. 244), 387 (399).
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der materiell-rechtlichen Haftung; dies gilt z.B. mit Blick auf Individualrechtsgiiter wie die Re-
ligionsfreiheit?**, die Meinungsfreiheit®®> oder das Recht auf angemessene Arbeitsbedingun-

gen®® und Kollektivrechte wie die Versammlungs- und die Vereinigungsfreiheit®’.

Die deliktischen Vorschriften setzen zudem regelmaRig das Verschulden der Rechtsgutsverlet-
zung (durch Vorsatz oder Fahrlassigkeit) voraus. Unternehmen missen sich das Verschulden
ihrer Vertreter*innen und Organe als juristische Personen nach § 31 BGB (analog) zurechnen

lassen und kénnen somit grundsétzlich auch deliktischen Anspriichen ausgesetzt sein.?>®

§ 823 Abs. 1 BGB

Eine Haftung nach § 823 Abs. 1 BGB setzt zunachst die Verletzung eines geschiitzten Rechts-
guts voraus; je nachdem, welches Menschenrecht verletzt worden ist, scheitert ein Anspruch
bereits an dieser Voraussetzung (siehe oben). Die Rechtsgutsverletzung muss durch ein
rechtswidriges Verhalten des Schadigers verursacht worden sein. Soll eine mittelbare Haftung
des Bestellerunternehmens fiir das schadigende Verhalten Dritter (z.B. eines Zulieferers) be-
grindet werden, so muss das Unternehmen selbst eine Verkehrspflicht verletzt haben, indem
es jenes schadigende Verhalten nicht verhinderte.?*® Die bloRe Beauftragung eines Zulieferers
oder Tochterunternehmens wird fiir die Begriindung einer Verkehrspflicht gemeinhin nicht als
ausreichend angesehen, da der Auftragnehmer die entsprechenden Gefahrenquellen eigen-
standig und eigenniitzig schafft und damit auch fiir ihre Kontrolle verantwortlich ist.?*° AuRer-
dem darf nach dem sog. Vertrauensgrundsatz der Auftraggeber bzw. das Mutterunternehmen
mangels Kenntnis oder fahrlassiger Unkenntnis gegenteiliger Anhaltspunkte auf eine pflicht-
gemale Erfullung des Auftrags vertrauen.?®* Bestehen dagegen Kontroll- oder Einflussmoglich-
keiten des Auftraggebers oder Mutterunternehmens auf operative Entscheidungen, wird

diese Sichtweise teilweise in Frage gestellt.??

254 vgl. International Covenant on Civil and Political Rights (ICCPR), 1966, UNTS 999, 171, Art. 18.

255 \gl. ICCPR, 1966, UNTS 999, 171, Art. 19.

256 \Vgl. Universal Declaration of Human Rights (UDHR), 10.12.1948, UN General Assembly, Resolution 217 A (llI),
Art. 23, 24 und International Covenant on Economic, Social and Cultural Right, 1966, UNTS 993, 3, Art. 7.

257 ygl. ICCPR, 1966, UNTS 999, 171, Art. 21, 22.

258 |euschner, in: Sacker/Rixecker/Oetker, et al. (Hrsg.), MiKoBGB, 8. Aufl. 2018, § 31 Rn. 3, 20; zur Rolle von
§ 31 BGB im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte: Gérgen (Fn. 90), 213 f.

259 7ur Begriindung einer Verkehrspflicht fiir das Verhalten eines Dritten ausfiihrlich und m.w.N.: Payandeh,
Deliktische Haftung von Unternehmen fiir transnationale Menschenrechtsverletzungen, in: Boele-
Woelki/Faust/Jacobs, et al. (Hrsg.), Festschrift flir Karsten Schmidt zum 80. Geburtstag, 2019, 131 (141 ff.). Diese
Ansatze bereits grundsatzlich mit Verweis auf das Rechtstrdgerprinzip und den Vertrauensgrundsatz ablehnend:
Habersack/Ehrl (Fn. 90), 155 (194 ff. und 203 ff.); Wagner (Fn. 90), 717 (757 ff.).

260 Wagner (Fn. 90), 717 (760 ff.); Schneider, Menschenrechtsbezogene Verkehrspflichten in der Lieferkette und
ihr problematisches Verhaltnis zu vertraglichen Haftungsgrundlagen, NZG 2019, 1369 (1371 ff.); in diesem Beitrag
als "transsubjektive" Verkehrspflichten beschrieben: Weller/Schulz/Kaller (Fn. 244), 387 (401 ff.); ist die
Muttergesellschaft jedoch origindr verantwortlich fir die Gefahrschaffung, kénnte dies anders sein nach
Nordhues, Haftungsgrundlagen und -maRstébe fiir Menschenrechtsverletzungen im Mutter-Tochter-Verhiltnis,
in: Krajewski/Saage-Maal (Hrsg.), Die Durchsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten von Unternehmen,
2018, 125 (141).

261 Diesen Punkt besonders hervorhebend: Wagner (Fn. 90), 717 (757 ff.).

262 50 im Ergebnis z.B.: Nordhues (Fn. 90), 115 ff.
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Eine Haftung kommt ferner unter den Gesichtspunkten eines Organisationsverschuldens in
Betracht.?®® Hier kommt es darauf an, ob es infolge einer Delegation von Verkehrspflichten zu
einer Rechtsgutsverletzung kommt und dem Auftraggeber die Unzuverlassigkeit des Auftrag-
nehmers bekannt war oder bekannt sein musste oder eine unzureichende Uberwachung des
Auftragnehmers erfolgte.?®* Doch auch hierfiir miisste das Bestellerunternehmen zunachst

Trager der fraglichen Pflichten gewesen sein.

Die Reichweite und Ausformung der Verkehrspflichten in Bezug auf die Uberwachung der Ein-
haltung menschenrechtlicher Standards durch nachgeordnete Unternehmen in der Liefer-
kette ist bisher nicht eindeutig geklart. Die Ausformung der Verkehrspflichten richtet sich
maRgeblich nach der Verkehrsanschauung, welche ihrerseits durch Gesetze, durch die Umset-
zung internationaler Standards wie der UNGP und durch Malnahmen von sowie Erwartungen
an Unternehmen im Bereich des Menschenrechtsschutzes gepragt wird.?> Welchen Einfluss
die Schaffung einer gesetzlichen Sorgfaltspflicht im Rahmen des verabschiedeten Gesetzes
Uber die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten auf die deliktsrechtliche Ver-

kehrspflicht haben wird, ist noch nicht absehbar.2¢®

§ 823 Abs. 2 BGB

Nach § 823 Abs. 2 BGB hat derjenige einen Anspruch auf Schadensersatz, der durch eine
Handlung geschadigt wird, die zugleich ein sog. Schutzgesetz verletzt.26” Erforderlich ist, dass
der Schadiger vom Adressatenkreis des Schutzgesetzes erfasst wird. Die Menschenrechte ad-
ressieren unmittelbar Staaten, nicht Unternehmen und scheiden dementsprechend als
Schutzgesetz i.S.v. § 823 Abs. 2 BGB aus.?%® Eine Haftung kdnnte in den hier relevanten Fillen
dann in Betracht kommen, wenn im Einzelfall eine individualschiitzende Norm identifiziert

werden kann, die das beklagte Unternehmen verletzt haben kénnte.

§ 826 BGB

Nur selten wird in Fallen von Menschenrechtsbeeintrachtigungen auf Seiten des Besteller-
unternehmens eine vorsatzliche Schadigungshandlung vorgenommen, sodass eine Haftung
nach § 826 BGB wegen vorsatzlicher sittenwidriger Schadigung regelmaBig ausscheidet. Doch

auch in dem auRergewdhnlichen Fall einer vorsatzlichen Schadigung ware eine Haftung nur

263 7Zur Abgrenzung des Organisationsverschuldens und der Haftung nach § 831 BGB. Wagner, in:
Sacker/Rixecker/Oetker, et al. (Hrsg.), MiiKoBGB, 8. Aufl. 2018, § 831 Rn. 49 ff.

264 Hijbner (Fn. 193), 13 (19) m.w.N.

265 Auf die Rolle der UNGP als Grundlage einer méglichen Konkretisierung von Verkehrspflichten eingehend:
Payandeh (Fn. 259), 131 (144 f.); so auch Glinski, UN-Leitprinzipien, Selbstregulierung der Wirtschaft und
Deliktsrecht: Alternativen zu verpflichtenden Vélkerrechtsnormen fiur Unternehmen?, in: Krajewski (Hrsg.),
Staatliche Schutzpflichten und unternehmerische Verantwortung fiir Menschenrechte in globalen Lieferketten,
2018, 43 (90 ff.).

266 Dazu kritisch: Krajewski (Fn. 243), 8 f.

267 Férster, in: Bamberger/Roth/Hau, et al. (Hrsg.), BeckOK BGB, 58. Aufl. 01.05.2021, § 823 Rn. 265 ff.

268 Gérgen (Fn. 90), 351 ff.; dem widersprechend: Thomale/Hiibner (Fn. 246), 385 (395).



81

denkbar, wenn die hohen Anforderungen an den Nachweis von Vorsatz und verwerflicher Ge-

sinnung der Unternehmensvertreter*innen erfillt werden kénnen.?%°

§ 831 BGB

Die Haftung eines Unternehmens fiir das Verhalten eines Verrichtungsgehilfen, hier eines Auf-
tragnehmers oder Tochterunternehmens, kommt nach § 831 BGB nur in Betracht, wenn der
Verrichtungsgehilfe weisungsgebunden handelt.?’° Dies ist bei einem gesellschaftsrechtlich
unabhangigen Auftragnehmer oder einem eigenstandigen Tochterunternehmen mit eigener
Rechtspersonlichkeit nur in dem Ausnahmefall denkbar, in dem eine vollstandige Abhangig-

keit vom Besteller- bzw. Mutterunternehmen besteht.?’!
3.1.4.3 Haftung fiir Tochtergesellschaften

Die Beziehung zwischen dem deutschen Mutterunternehmen und einem Tochterunterneh-
men ist gepragt vom Grundsatz des gesellschaftsrechtlichen Trennungsprinzips.?’? Entgegen
mancher Vorschlage, die eine Haftung der Muttergesellschaft fiir deliktische (nicht jedoch ver-
tragliche) Anspriiche gegen die Tochtergesellschaft generell befiirworten,?”2 bleibt die Durch-

brechung des o.g. Grundsatzes eine seltene Ausnahme.?’4

Trifft die Muttergesellschaft jedoch eine eigene Verkehrspflicht und hat sie sowohl Kontroll-
moglichkeiten als auch Kenntnis (iber ein Fehlverhalten der Tochtergesellschaft, konnte auch
das Mutterunternehmen einem Schadensersatzanspruch ausgesetzt sein, wenn es keine an-
gemessenen MaRnahmen zum Rechtsgiiterschutz ergreift (s.0.).2”> Eine Haftung des Mutter-
unternehmens flir Beeintrachtigungen von Menschenrechten durch das Tochterunternehmen
kommt nach deutschem Recht damit realiter nur in Betracht, wenn das Unternehmen eine
Verkehrspflicht trifft.

3.1.4.4 Verjahrung materiell-rechtlicher Anspriiche

Selbst wenn dem Grunde nach ein deliktischer Anspruch bestehen sollte, kann eine Verjah-

rung die Durchsetzung des Anspruchs vereiteln. Die Verjahrung richtet sich gemal

269 7y den Anforderungen siehe: BGH, 19.11.2013 — VI ZR 336/12, NJW 2014, 383 (384).

270 Férster, in: Bamberger/Roth/Hau, et al. (Hrsg.), BeckOK BGB, 58. Aufl. 01.05.2021, § 831 Rn. 15.

271 Hijbner (Fn. 193), 13 (19); dies ausschlieRend soweit nicht eine 100%ige Tochtergeschaft betroffen ist:
Weller/Schulz/Kaller (Fn. 244), 387 (407).

272 Grigoleit, in: Grigoleit (Hrsg.), Aktiengesetz, 2. Aufl. 2020, § 1 Rn. 14 f.

273 \Weller/Thomale, Menschenrechtsklagen gegen deutsche Unternehmen, ZGR 2017, 509 (522 ff.) m.w.N.

274 Eine Durchbrechung kommt nach héchstrichterlicher Rechtsprechung nur bei Féllen der Unterkapitalisierung,
eines sog. existenzvernichtenden Eingriffs, der Vermogens- oder Spharenmischung und eines Missbrauchs der
Rechtsform in Betracht. Dazu m.w.N. Weck, Das gesellschaftsrechtliche Trennungsprinzip — Verabschiedung
einer lllusion im Kartellrecht, NZG 2016, 1374 (1375).

275 Dazu Thomale/Hiibner (Fn. 246), 385 (395 f.); Wagner (Fn. 90), 717 (760 f.); Weller/Thomale (Fn. 273), 509
(521).
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Art. 15 lit. h Rom-II-VO nach dem anwendbaren materiellen Recht. Das deutsche Recht sieht

fur deliktische Anspriiche die regelméaRige dreijahrige Verjahrungsfrist vor, § 195 BGB.?7®

3.1.5 Zwischenfazit

Betroffene von Menschenrechtsbeeintrachtigungen im Verantwortungsbereich von Unter-
nehmen kdnnen bei der Verfolgung ihrer unsicheren zivilrechtlichen Anspriiche vor (den hier
exemplarisch behandelten) deutschen Gerichten vor erheblichen Hiirden stehen. Besonders
die Kosten bzw. moglichen Kostenrisiken, die mit einer Klage verbunden sind, stellen Rechts-

schutzhiirden dar,?””

ebenso die Regelungen zur Beweis- und Darlegungslast vor dem Hinter-
grund des erschwerten Zugangs zu beweiserheblichen Informationen.?’® Zu derartigen fakti-
schen und verfahrensbezogenen Hirden tritt hinzu, dass der Korridor fiir materiell-rechtlich
begriindete Klagen verhaltnismaRig schmal ist. Denn der Anwendungsbereich der in Betracht
kommenden deliktischen Anspruchsgrundlagen ist nicht zuletzt durch den geltenden Vertrau-
ensgrundsatz und das gesellschaftsrechtliche Trennungsprinzip begrenzt. Der staatliche
Rechtsschutz bietet damit in vielen Fallen von Menschenrechtsbeeintrachtigungen in interna-
tionalen Lieferketten keine ausreichende Gewahr fiir den individuellen Ausgleich erlittener

Schaden.

3.2 Komplementaritat auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen

Der Zugang zu gerichtlichem Rechtsschutz und die Realisierung von Anspriichen durch die
staatliche Rechtsprechung und Vollstreckungsgewalt bleiben essentiell fiir die Erfillung der
staatlichen Primdrverantwortung fliir den Menschenrechtsschutz. AuBergerichtliche Be-
schwerdemechanismen kénnen Hirden und Liicken staatlichen Rechtsschutzes in vielerlei
Hinsicht kompensieren, z.B. durch eine zuganglichere und flexiblere Verfahrensausgestaltung,
aber auch durch einen weiteren Beteiligtenbegriff, die Ermoéglichung kollektiver Beschwerden
und andere Méglichkeiten der Beweisermittlung und -sicherung.?’® Eine so verstandene kom-

pensierende Komplementaritat ist ein wichtiger Zweck dieser Mechanismen.

Zugleich erschopft sich die Komplementaritat der auBergerichtlichen Konfliktbearbeitung da-
rin nicht. Denn zum einen birgt der Einsatz interessen- und verstandnisorientierter ADR-Ver-
fahren gegeniiber dem rein rechtsbasierten, strikt formalisierten Gerichtsverfahren einen ei-
genstandigen Mehrwert: Diese Verfahrensarten kénnen eigenverantwortlich entwickelte und

deshalb haufig nachhaltigere Veranderungen des status quo herbeifiihren und dadurch im

276 Dje Verjihrungsfristen fiir deliktische Anspriiche variieren international stark. Zwischen zwei und sechs Jahren
bewegen sich jedoch die meisten, vgl. im Uberblick

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
277 Dies gilt erst recht, da eine Biindelung der Klagen in einem Kollektivverfahren nur eingeschriankt méglich ist.
278 Gregor/Bold, The EU's Business, 2014, 12 f.
279 Sjehe unten unter Kap. 9.4 fiir entsprechende Empfehlungen zur Verfahrensausgestaltung.
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Einzelfall eine effektivere Abhilfe und Pravention von Menschenrechtsverletzungen ermaogli-
chen.?82 S0 betonte eine Unternehmensvertreter*in im Expert*innen-Interview, von ADR-Ver-
fahren erhoffe sie sich die kreative Ergriindung unterschiedlichster Formen der Abhilfe, auch
jener, die auf strukturelle Veranderungen im Gaststaat jenseits bloRer finanzieller Kompensa-

tion abzielten.28!

Zum anderen dient ein auBergerichtliches Beschwerdesystem im Wechselspiel mit anderen
Wirkmechanismen zur Wahrung menschenrechtlicher Sorgfalt (z.B. Capacity Building, Social
Dialogue, Social Auditing, siehe dazu Kap. 4.2.1) noch einem weiteren Zweck: der Férderung
des kontinuierlichen systemischen Wandels sozialer und 6kologischer Missstande entlang glo-
baler Lieferketten unter der Beteiligung relevanter Stakeholder. Einen solchen Wandel kon-
nen reaktiv arbeitende staatliche Gerichte und Vollstreckungsorgane alleine nicht gestalten,
u.a. weil das von ihnen anzuwendende Recht (noch) keine ausreichenden Anreize fir Unter-
nehmen setzt. Es bedarf vielmehr auch der Errichtung von Dialogstrukturen, die iber eine
bloBe Reaktion auf einzelne Beschwerden hinaus den Aufbau und Erhalt von kooperativen
Beziehungen zwischen relevanten Stakeholdern (Gewerkschaften, Gemeinden, Zulieferbe-
triebe, Bestellerunternehmen) fordern. Durch den institutionalisierten Einsatz dialogbasierter
ADR-Verfahren kénnen auRergerichtliche Beschwerdemechanismen an der Etablierung und
Pflege derartiger Strukturen mitwirken und so — auch jenseits einzelner Beschwerden — einen
Beitrag zur proaktiven Aushandlung und stetigen Fortentwicklung sozialer und nachhaltiger

Modelle der Zusammenarbeit leisten.

Mit anderen Worten: Selbst ein optimal zuganglicher und umfassender gerichtlicher Rechts-
schutz im Heimat- oder Gaststaat eines transnationalen Unternehmens kénnte die interessen-
und zukunftsorientierte Entwicklung kontextspezifischer AbhilfemaRnahmen auf Betriebs-
ebene oder den erforderlichen kontinuierlichen Dialog zwischen Gewerkschaften, betroffe-
nen Gemeinden, Zuliefer- und Bestellerunternehmen zur Entwicklung lokal wirksamer praven-

tiver MaBnahmen nicht ersetzen.

Ebenso wenig kann und soll umgekehrt die staatliche und suprastaatliche Rechtssetzung,
Rechtsprechung und Rechtsdurchsetzung im Kontext Wirtschaft und Menschenrechte durch
aullergerichtliche Rechtsschutzmechanismen ersetzt werden. Es bedarf eines robusten und
dynamischen, d.h. sich mit der Gesellschaft fortentwickelnden, (supra-)staatlichen Rechtsrah-
mens, damit Betroffene den unersetzlichen Schutz effektiver Staatsgewalt erfahren, damit

nicht-staatliche aullergerichtliche Beschwerdemechanismen ihre komplementaren Starken

280 Sjehe Kap. 7 zum spezifischen Potenzial einzelner ADR-Verfahren im Feld Wirtschaft und Menschenrechte.
281 Interview U0A4.
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im Lichte, nicht im ,Schatten des Rechts“%8? entfalten kénnen und damit sich notwendige Ver-

anderungen auch im geltenden Recht manifestieren.

Bestenfalls Gberbriicken auBergerichtliche nicht-staatliche Beschwerdemechanismen im Feld
Wirtschaft und Menschenrechte also nicht nur hilfsweise und voriibergehend die bestehen-
den Hiirden des staatlichen Rechtsschutzes, sondern entfalten im Sinne eines Systems effek-
tiver Abhilfe ihr eigenstindiges, komplementéres Potenzial.?82 Unter welchen Rahmenbedin-
gungen der gezielte Einsatz alternativer Streitbeilegungsverfahren wie der Mediation, der
Schlichtung oder des Schiedsgerichtsverfahrens hierzu beitragen kann, wird in den Kapiteln
7.2 und 9.4 ausgefiihrt.

282 Mnookin/Kornhauser, Bargaining in the Shadow of the Law: The Case of Divorce, Yale Law Journal 88 (1979),
950.
283 Sjehe dazu auch die Darstellung der unterschiedlichen Metaziele von ADR in Kap. 7.1.3.
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4 AuBergerichtliche Beschwerdemechanismen im Feld Wirtschaft und Men-

schenrechte — Kategorien, Fallstudien, Gestaltungskriterien

Dieses Kapitel enthélt zentrale Grundlagen und Weichenstellungen fiir den nachfolgenden Be-
richt sowie fir die Empfehlungen in Kapitel 9. Zunachst wird anhand konzeptioneller Unter-
scheidungen das Verhaltnis von Beschwerdemechanismus, Beschwerdeverfahren und Trager-
organisation bestimmt; anhand praktischer Beispiele wird ein Uberblick iber das Spektrum
der auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen im Feld Wirtschaft und Menschenrechte ge-
geben (Kap. 4.1). Im Anschluss wird die Einbettung von Beschwerdemechanismen in eine un-
ternehmensibergreifende Tragerorganisation und die Verzahnung mit anderen Implementie-
rungspraktiken fiir Menschenrechte entlang der Lieferkette erértert (Kap. 4.2). Das nachfol-
gende Unterkapitel (Kap. 4.3) stellt unser methodisches Vorgehen mit Blick auf die Fallstudien
zu acht Beschwerdemechanismen vor, die im Forschungsprojekt zur Identifizierung von Good
Practice-Ansatzen herangezogen und in die abschlieRenden Empfehlungen eingespeist wer-
den. Mit vier Oberkategorien, die das Verstandnis von einem eingebetteten Beschwerdeme-
chanismus widerspiegeln, wurden die Beschwerdemechanismen systematisch anhand ihrer
veroffentlichten Selbstbeschreibungen erfasst; die Ergebnisse dieser Untersuchung werden in
Kurzbeschreibungen der jeweiligen Beschwerdemechanismen zusammengefasst. Abschlie-
Rend wird das von uns entwickelte Kategoriensystem zur Beschreibung, Untersuchung und
Gestaltung von aulRergerichtlichen Beschwerdemechanismen vorgestellt (Kap. 4.4), welches
die Struktur fiir die Good Practice-Beispiele in Kapitel 6 und die Empfehlungen in Kapitel 9
bildet.

4.1 Das Spektrum auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen

Die Landschaft der aulRergerichtlichen Beschwerdemechanismen im Bereich Wirtschaft und
Menschenrechte ist in dynamischer Entwicklung begriffen. Die bereits existierenden und neu
entstehenden Beschwerdemechanismen unterscheiden sich erheblich bezliglich ihrer Adres-
satenkreise, ihrer organisationalen Tragerschaft und Finanzierung, ihrer Implementierungs-
strategien und der Ausgestaltung ihrer Verfahren. Diese Vielfalt birgt auf der einen Seite Wahl-
moglichkeiten und ein groRes Potential an — transferfiahiger — Good Practice.?®* Auf der ande-
ren Seite geht damit aber auch die Gefahr der Fragmentierung einher, die uns auch in den
durchgefuihrten Expert*innen-Interviews widergespiegelt wurde.?® In der Praxis kann dies so-
wohl fir Unternehmen als auch fiir Betroffene problematisch werden: Unternehmen fehlt

nicht selten ein geordneter Uberblick iiber die bestehenden Angebote bzw. Optionen, um

284 Sjehe dazu Kap. 6.
285 Sjehe dazu Kap. 5.5.
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passgenaue, kriterienbasierte Entscheidungen zum Auf- bzw. Ausbau oder zur (Mit-)Nutzung
eines Beschwerdemechanismus treffen zu konnen. Betroffenen fehlt oft die Orientierung,
welche Mechanismen fiir ihre konkreten Anliegen (primar) zustandig sind und von welchem

Mechanismus sie die effektivste Abhilfe erwarten kénnen.286

4.1.1 Staatliche und nicht-staatliche auBergerichtliche Beschwerdemechanismen

Die UNGP unterscheiden grundsatzlich zwischen staatlichen und nicht-staatlichen sowie ge-
richtlichen und auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen.?®’ Daraus ergeben sich diese

vier moglichen Konfigurationen von Beschwerdemechanismen:

Staatlich/gerichtlich Nicht-staatlich/gerichtlich

Staatlich/auRergerichtlich Nicht-staatlich/auRergerichtlich

Abb. 3: Konfigurationen von Beschwerdemechanismen nach den UNGP

Der — staatliche wie nicht-staatliche?® — gerichtliche Rechtsschutz ist fiir unseren Forschungs-
auftrag nur insofern relevant, als in einem Exkurs die Hiirden des staatlichen gerichtlichen
Rechtsschutzes liberblicksartig dargestellt wurden, um den Wert des komplementaren Cha-

rakters der auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen zu verdeutlichen?®°,

Auftragsgemald stehen im Zentrum unseres Forschungsprojektes die nicht-staatlichen auBer-
gerichtlichen Beschwerdemechanismen; deshalb soll zur Kategorie der staatlichen auRerge-
richtlichen Beschwerdemechanismen?®® hier nur eine grundsatzliche Orientierung gegeben

werden.

Als staatliche auBergerichtliche Beschwerdemechanismen sind insbesondere die 48 National
Contact Points (NCP)?°* fur die OECD Guidelines zu nennen.?®? Im Einzelnen unterscheidet sich
die jeweilige nationale Institutionalisierung der NCPs. Einige NCPs werden von einem oder
mehreren Ministerien getragen. Die deutsche Nationale Kontaktstelle (NKS) ist beispielsweise

im Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie angesiedelt.?®®> An anderen NCPs sind auch

286 Sjehe dazu die Kap. 5.6.1.
287 OHCHR (Fn. 4), 27.
288 Darunter fallt beispielsweise die Rechtsprechung durch den Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte.
289 Sjehe dazu Kap. 3.
290 |m Uberblick fiir die EU: FRA (Fn. 167), 43 ff.; weltweit: OHCHR, Accountability and Remedy Project Il - Scoping
Paper on State-based non-judicial mechanisms relevant for the respect by business enterprises for human rights,
17.02.2017.
291 Zum Stand der Debatte: Buhmann (Fn. 108), 38; FRA (Fn. 167); Baglayan, Searching for Human Rights Norms
for Corporate Conduct in Domestic Jurisprudence, Nordic Journal of Human Rights 36 (2018), 371;
Lukas/Linder/Kutrzeba, et al. (Fn. 88), 21 ff.
z: Zur Ubersicht im Einzelnen: (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

Vgl.

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).


https://www.oecdwatch.org/ncp/
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Aussenwirtschaft/nationale-kontaktstelle-nks.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Aussenwirtschaft/nationale-kontaktstelle-nks.html

87

Unternehmen, Gewerkschaften und/oder andere zivilgesellschaftliche Organisationen betei-
ligt.2%* So hat der australische NCP nicht nur ein Multi-Stakeholder-Beratungsgremium, son-
dern beteiligt auch Unternehmen, Gewerkschaften und NGOs an seinen Governance-Struktu-
ren.? In dieser Konfiguration dhneln NCPs denjenigen MSls, die auch eine Beteiligung des
Staates vorsehen, so dass die Uberginge zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Be-

schwerdemechanismen flieBend sein konnen.

Als weitere staatliche auBergerichtliche Beschwerdemechanismen sind staatlich getragene
Ombudspersonen zu nennen. Exemplarisch soll hier auf die Canadian Ombudsperson for
Responsible Enterprise (CORE) verwiesen werden.??® Bei dieser kénnen Beschwerden gegen
kanadische Unternehmen der Bergbau-, Ol- und Gas- sowie der Bekleidungsbranche wegen
Menschenrechtsverletzungen im Ausland erhoben werden.??” Bei Annahme einer Beschwerde
werden entweder ein Mediationsverfahren oder eine unabhangige Untersuchung der Be-
schwerde durch CORE durchgefiihrt.?%®

Beschwerdemechanismen von Entwicklungsfinanzierungsinstituten2®®, die sich (auch) in staat-
licher Tragerschaft befinden, bearbeiten Beschwerden von Personen und lokalen Gemein-
schaften, die negativ von den Auswirkungen von Projekten betroffen sind, welche die Entwick-

lungsbanken finanziert haben.3%°

Bevor nun das Spektrum der bestehenden nicht-staatlichen auRergerichtlichen Beschwer-
demechanismen naher beschrieben werden kann, muss zunéachst eine begriffliche Konkreti-
sierung erfolgen. Denn der Begriff ,nicht-staatlicher auBergerichtlicher Beschwerdemechanis-
mus” wird in den Diskursen im Feld Wirtschaft und Menschenrechte sowie auch in den UNGP

selbst nicht durchgangig trennscharf verwendet.

2%4 Sjehe die Evaluation der NCP: (zu-
letzt aufgerufen am 29.07.2021).
295 vgl. den Indikator ,Stakeholder involvement in NCP”: (zuletzt

aufgerufen am 29.07.2021).
2% Siehe zur Entwicklung: Kamphuis, Building the Case for a Home-State Grievance Mechanism, in:
Feichtner/Krajewski/Roesch (Hrsg.), Human Rights in the Extractive Industries, 2019, 455.
297 vagl. (zuletzt aufgerufen
am 29.07.2021).
298 vgl. die Verfahrensordnung:

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
299 F{ir eine detaillierte Untersuchung verschiedener Entwicklungsbanken: Daniel/Genovese/van Huljstee, et al.,
Glass Half Full? The State of Accountability in Development Finance, 2016; in Bezug auf Arbeitsstandards: Ebert,
Labour Safeguards of International Financial Institutions: Can They Help to Avoid Violations of ILO Core Labour
Standards?, in: Bungenberg/Krajewski/Tams, et al. (Hrsg.), European Yearbook of International Economic Law
2019, 2020, 107-132; siehe auch die Fallstudie zu CAO: Lukas/Linder/Kutrzeba, et al. (Fn. 88), 117 ff.
300 Kompakt zusammenfassend: Zagelmeyer/Bianchi/Shemberg (Fn. 88), 26 ff.


https://www.oecdwatch.org/indicator/stakeholder-involvement-in-ncp/
https://www.oecdwatch.org/ncp/ncp-australia/
https://core-ombuds.canada.ca/core_ombuds-ocre_ombuds/index.aspx?lang=eng
https://core-ombuds.canada.ca/core_ombuds-ocre_ombuds/operating_procedures-procedures_exploitation.aspx?lang=eng
https://core-ombuds.canada.ca/core_ombuds-ocre_ombuds/operating_procedures-procedures_exploitation.aspx?lang=eng
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4.1.2 Konzeptionelle Unterscheidungen von nicht-staatlichen aufBlergerichtlichen Be-

schwerdemechanismen nach Governance-Modellen und Verfahrensmodi

Der Begriff der Beschwerdemechanismen wird im Diskurs auf zwei unterschiedlichen Bedeu-
tungsebenen verwendet: Zum einen wird mit Beschwerdemechanismus das Verfahren be-
zeichnet, das zur Bearbeitung von Beschwerden angeboten wird. Zum anderen wird der Be-
griff Beschwerdemechanismus auch fiir die Tragerorganisation verwendet, die das Verfahren
zur Bearbeitung von Beschwerden durchfiihrt, die Umsetzung von Verfahrensergebnissen si-

cherstellt sowie Qualitatssicherung und proaktiven Outreach betreibt.

Wir verstehen Beschwerdemechanismen als Institutionen — und bericksichtigen deshalb so-
wohl die Ausgestaltung des Verfahrens zur Bearbeitung von Beschwerden als auch die institu-
tionellen bzw. organisationalen Rahmenbedingungen des Verfahrens. Da sich aus der Form
der Institutionalisierung eines Beschwerdemechanismus keine (zwingenden) Rickschliisse auf
die Ausgestaltung des Verfahrens selbst ziehen lassen, missen flr eine addaquate deskriptiv-
analytische Erfassung des Spektrums von Beschwerdemechanismen beide Dimensionen be-
ricksichtigt werden. Die folgenden beiden Matrizes ermdéglichen die Einordnung von Be-
schwerdemechanismen unter Berlicksichtigung der relevanten Unterschiede hinsichtlich der

verschiedenen Typen von Governance-Modellen und Verfahrensmodi.

Die folgende Matrix zeigt unterschiedliche Governance-Modelle von Beschwerdemechanis-
men. Es wird danach unterschieden, ob eines oder mehrere Unternehmen am Beschwer-
demechanismus beteiligt sind und ob nur Unternehmen oder auch andere Akteure in den
Governance-Strukturen des Beschwerdemechanismus mitbestimmen kdnnen. Erfasst sind da-

her nur diejenigen Beschwerdemechanismen, an denen Unternehmen beteiligt sind.

Entscheidungs-
. unter Konsultation Substanzielle . gy
strukturen | allein durch Mindestens halftige

und/oder marginaler Mitbestim- . .
Unterneh- . . Mitbestimmung von
o Mitbestimmung von mung von an-
Beteiligte men anderen Akteuren
anderen Akteuren deren Akteuren
Unternehmen

ein Unternehmen

mehrere
Unternehmen

Abb. 4: Governance-Modelle von Beschwerdemechanismen

Die Governance-Matrix unterscheidet grundlegend danach, ob eines oder mehrere Unterneh-
men an dem Beschwerdemechanismus beteiligt sind. Wenn nur ein Unternehmen beteiligt

ist, sprechen wir von unternehmensinternen Beschwerdemechanismen; bei Beteiligung von



89

mehreren Unternehmen hingegen von unternehmensiibergreifenden Beschwerdemechanis-
men.3°? Im Falle von unternehmensinternen Beschwerdemechanismen ist das Unternehmen
in aller Regel zugleich die Tragerorganisation des Beschwerdemechanismus. Unternehmens-
Ubergreifende Beschwerdemechanismen werden in der Regel von einer Organisation (z.B. ei-
nem Verein) getragen, in der die beteiligten Unternehmen und ggf. andere Akteure Mitglieder
sind. Ferner gibt es auch Beschwerdemechanismen, die nicht in einer Tragerorganisation ver-
ankert sind; eine solche fehlt haufig bei Global Framework Agreements (GFA). Der Beschwer-
demechanismus wird hier von den Parteien, d.h. von globalen Gewerkschaftsorganisationen
und Unternehmen, gemeinsam getragen und unter Riickgriff auf deren Ressourcen implemen-

tiert, ohne dass dazu eine verfestigte organisationale Struktur geschaffen wird.3%2

Die Matrix erfasst nicht unabhangige Organisationen, die Streitbeilegungsverfahren zur Ver-
fugung stellen. Eine solche Organisation ist der Permanent Court of Arbitration,?° der nach
fir den Bereich Wirtschaft und Menschenrechte spezifisch entwickelten Schiedsordnungen —
relevant sind hier vor allem die 2019 vorgestellten Hague Rules on Business and Human
Rights®%4 und die Model Arbitration Clauses for the Resolution of Disputes under Enforceable

Brand Agreements3%> — Streitbeilegungsverfahren durchfiihren kann.3%6

Des Weiteren unterscheidet die Matrix danach, zu welchem Grad andere Akteure als Unter-
nehmen an den institutionellen Entscheidungsstrukturen des Beschwerdemechanismus3°” be-
teiligt sind. Hier reicht das Spektrum von der alleinigen Entscheidungsgewalt eines oder meh-
rerer Unternehmen Uber eine Konsultation oder marginale Beteiligung bis zu substanzieller
oder (mindestens) halftiger Mitbestimmung von anderen Akteuren. Konsultation von anderen
Akteuren bedeutet dabei, dass zwar letztendlich das Unternehmen entscheidet, aber andere
Akteure zuvor angehort werden missen. Letztere miissen dabei die Chance haben, das Ergeb-
nis der Entscheidung zu beeinflussen. Marginale Mitbestimmung von anderen Akteuren be-
deutet, dass in den Entscheidungsstrukturen Unternehmen das ganz (iberwiegende Stimmge-
wicht haben und andere Akteure keine Sperrminoritat flr Entscheidungen besitzen. Eine sub-
stanzielle Mitbestimmung von anderen Akteuren liegt dann vor, wenn diese — vereint — ein

erhebliches Stimmgewicht (unter 50 %) oder eine Sperrminoritdt besitzen. Eine mindestens

301 per Zusténdigkeitsbereich des Beschwerdemechanismus ist damit noch nicht festgelegt. Dieser kann sich in
beiden Fallen auf den jeweiligen Konzern beschranken oder auch auf unmittelbare oder mittelbare Zulieferer
erstrecken.

302 Sjehe zu GFAs Hadwiger, Contracting International Employee Participation, 2018, 36 ff.

303 ygl, (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

304 CJLC (Fn. 107).

305 CCC/GLJ/ILRF, et al. (Fn. 107).

306 Sjehe zum PCA: Yiannibas, Case study on the potential of the arbitration mechanism: Permanent Court of
Arbitration, in: Rubio/Yiannibas (Hrsg.), Human Rights in Business: Removal of Barriers to Access to Justice in the
European Union, 2017, 105.

307 Hjer geht es z.B. um Entscheidungen tiber die Aufnahme neuer Mitglieder oder die Finanzierung der Organi-
sationsstrukturen.


https://pca-cpa.org/en/services/
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halftige Mitbestimmung anderer Akteure liegt dann vor, wenn diese zusammen tber mindes-

tens 50% der Stimmen verfligen.

Die zweite Matrix betrifft das Verfahren, das zur Bearbeitung von Beschwerden angeboten

wird.
unabhdngige
Drittpartei +
Mitbestimmung -
des Bf. bzgl. Verf.Ergebnis
fabrikinternes investigatives Untersuchung durch externes
- Beschwerdeverfahren / Expertengremium bzw.
Whistleblowingverfahren Schiedsgerichtsverfahren
. bilaterale Verhandlung/Dialog- | Unterstitzte Verhandlung bzw.
verfahren ohne Moderation Mediation

Abb. 5: Verfahrensmodi von Beschwerdemechanismen

Hinsichtlich des jeweiligen Verfahrensmodus wird grundlegend danach unterschieden, ob
eine unabhangige Drittpartei das Verfahren durchfiihrt und ob die Beschwerdefiihrer*innen
Uber das Verfahrensergebnis mitbestimmen kdnnen. Daraus ergeben sich vier grundlegende,

idealtypische Modi fiir die Durchfiihrung eines Beschwerdeverfahrens.

In die erste Spalte werden diejenigen Verfahren eingeordnet, die von dem Unternehmen, ge-
gen das die Beschwerde erhoben wurde, selbst durchgefiihrt werden. Mit der Durchfiihrung
dieses Verfahrens ist keine unabhangige Drittpartei, wie z.B. Mediator*innen, betraut; das
Unternehmen ist also gleichzeitig verfahrensverantwortlich und Beschwerdegegner. Das Ver-
fahrensergebnis kann entweder durch eine einseitige Entscheidung des Unternehmens oder
durch bilaterale Verhandlungen/Dialog, also unter Zustimmung der Beschwerdefiihrer*innen,

zustande kommen.

Die zweite Spalte erfasst diejenigen Verfahren, in denen eine unabhangige Drittpartei, die aus
einer Einzelperson oder einem Gremium bestehen kann, das Verfahren durchfiihrt. Diese un-
abhangige Drittpartei kann einseitig Gber das Verfahren entscheiden oder sie kann die Par-
teien darin unterstiitzen, sich selbst auf ein Verfahrensergebnis zu einigen. Ersteres trifft auf
ein Schiedsgerichtsverfahren oder eine untersuchungsbasierte Expertenentscheidung zu,

zweiteres auf die Mediation oder die Schlichtung.

Mit den beiden Matrizes zur Governance und zu den Verfahrensmodi lassen sich die nicht-
staatlichen aufergerichtlichen Beschwerdemechanismen und ihre Tragerorganisationen, an
denen Unternehmen beteiligt sind, vollstandig erfassen, deutlich voneinander abgrenzen und

differenziert in Abwagung ihrer jeweiligen Vor- und Nachteile analysieren.
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4.1.3 Verortung gangiger Begrifflichkeiten fiir Beschwerdemechanismen

In den folgenden Abschnitten werden gangige Begrifflichkeiten fiir Beschwerdemechanismen
vor dem Hintergrund der Unterscheidungskriterien der in Kapitel 4.1.1 vorgestellten Matrizes

erldautert und verortet.
4.1.3.1 Operational-Level Grievance Mechanisms

Als Operational-Level Grievance Mechanism (OGM) werden nach den UNGP Beschwerdever-
fahren bezeichnet, die nicht von einer unabhangigen Drittpartei durchgefiihrt werden.** Nach
UNGP 29 sollen Unternehmen einen OGM etablieren oder sich an einem OGM beteiligen.3%°
Der Interessenkonflikt, der daraus entsteht, dass das Unternehmen zugleich Beschwerdegeg-
ner ist und selbst Giber die Bearbeitung der Beschwerde entscheiden kann,3® wird auch in den
UNGP erkannt; zur Lésung wird vorgeschlagen: “Since a business enterprise cannot, with legi-
timacy, both be the subject of complaints and unilaterally determine their outcome, [OGM]

should focus on reaching agreed solutions through dialogue.”3*

Die Problematik, dass Unternehmen als Beschwerdegegner gleichzeitig tGiber eine Beschwerde
einseitig entscheiden, ist zwar typisch flir unternehmensinterne Beschwerdemechanismen;
sie kann aber auch bei anderen Governance-Formen auftreten, da sich der Begriff OGM defi-
nitorisch rein auf das Verfahren bezieht. Aus der Governance-Struktur von Beschwerdeme-
chanismen lasst sich folglich nicht auf das Vorliegen eines OGM schlief3en. Die Unabhangigkeit
des OGM-Begriffs von der Governance des Beschwerdemechanismus ist auch durch die UNGP
selbst festgehalten. Die Kommentierung zu UNGP 29 macht deutlich, dass OGM nur typischer-
weise von einem Unternehmen allein getragen werden.3'2 Selbst im Falle einer Multi-Stake-
holder Initiative, bei der in den Governance-Strukturen neben Unternehmen andere Akteure
substanzielle Mitbestimmungsrechte haben, kann die Verfahrensdurchfiihrung an das Unter-
nehmen Ubertragen bzw. rickdelegiert werden, gegen das sich die Beschwerde (mittelbar)
richtet. So liegt etwa bei der Fair Labor Association die Verfahrensdurchfiihrung weitgehend
in den Handen der betroffenen Unternehmen.3!3 Mit steigender Mitbestimmung von anderen

Akteuren in den Governance-Strukturen des Beschwerdemechanismus kann die Problematik

308 OHCHR (Fn. 4), 31f., 35.

309 OHCHR (Fn. 4), 31.

310 Auf den ersten Blick mag der skizzierte Interessenkonflikt auf Lieferketten-Beschwerdemechanismen von be-
stellenden Unternehmen nicht zutreffen, da sich Beschwerden in der Regel unmittelbar gegen das Verhalten
eines Zulieferunternehmens richten, so dass das bestellende Unternehmen haufig jedenfalls nicht unmittelbar
der Beschwerdegegner ist. Wenn aber das Verhalten des Zulieferunternehmens auf die Einkaufspraktiken des
bestellenden Unternehmens zurlickgeht, dann ist auch das bestellende Unternehmen unmittelbarer Beschwer-
degegner. Ferner entscheidet ein bestellendes Unternehmen bei Beschwerden stets auch (iber die Geschaftsbe-
ziehung zum Zulieferunternehmen, da es das Verfahrensergebnis — unter Umstdanden gegen die eigenen wirt-
schaftlichen Interessen — gegen das Zulieferunternehmen durchsetzen muss. Der Interessenkonflikt wird dem-
nach bei Lieferketten-Beschwerdemechanismen von bestellenden Unternehmen eher verscharft.

311 OHCHR (Fn. 4), 35.

312 OHCHR (Fn. 4), 31.

313 Sjehe die Verfahrensbeschreibung zur Fair Labor Association in Kap. 4.3.2.6.
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des Interessenkonfliktes aber abgemildert werden, da so zumindest indirekt (iber die faire
Ausgestaltung der Verfahrensordnung auf eine faire, ausgewogene Gestaltung der einzelnen

Verfahren hingewirkt werden kann.

Die Unscharfe des Begriffs der Operational-Level Grievance Mechanism, der weder eine be-
stimmte Governance-Form noch eine bestimmte Verfahrensform eines Beschwerdemecha-
nismus eindeutig beschreibt, hat uns dazu veranlasst, auf den Begriff im Weiteren zu verzich-

ten.

4.1.3.2 Beschwerdemechanismen von Global Framework Agreements (GFAs) und Multi-
Stakeholder Initiatives (MSls)

Die Unterscheidung zwischen Beschwerdemechanismen von Global Framework Agreements
(GFAs) und Multi-Stakeholder Initiatives (MSls) betrifft vor allem deren Governance-Struktu-
ren. Wahrend im Rahmen von GFAs globale Gewerkschaftsorganisationen stets paritatisch an
der Governance beteiligt sind (unabhangig davon, ob das GFA nur mit einem Unternehmen
oder mit mehreren Unternehmen vereinbart wurde), sind in MSIs Unternehmen und andere
Akteure in unterschiedlichen Verhaltnissen an der Governance beteiligt. Das Spektrum der
Einbeziehung von anderen Akteuren als Unternehmen (insbesondere NGOs und Gewerkschaf-
ten) reicht hier von einer nur marginalen bis hin zu einer mindestens halftigen Beteiligung an
den Entscheidungsstrukturen. Hinsichtlich der im Rahmen von Beschwerdemechanismen an-
gebotenen Verfahrensmodi lassen sich allerdings keine grundsatzlichen Unterschiede zwi-
schen GFAs und MSls feststellen.

Da die im Rahmen von GFAs und MSIs angebotenen Beschwerdemechanismen im Rahmen
unseres Forschungsprojektes eine wichtige Rolle spielen, werden die Kontexte dieser Mecha-

nismen im Folgenden erlautert.

GFAs sind zwischen globalen Gewerkschaftsorganisationen und transnationalen Unterneh-
men geschlossene Vereinbarungen3!4, deren Inhalt sich aus ILO Ubereinkommen ableitet. Sie
enthalten Verfahren zur Implementierung und sind jedenfalls auf Tochterunternehmen, je
nach Vereinbarung auch auf Zulieferunternehmen sowie ausnahmsweise auch auf deren Sub-

unternehmen anwendbar.3'> Jingere GFAs gehen Uber die Inkorporation von ILO Standards

312 Der rechtliche Status von GFAs und deren gerichtliche Durchsetzbarkeit sind umstritten: Thiising,
International Framework Agreements, RdA 2010, 78; Fornasier, Transnational Collective Bargaining, EuZA 2015,
281; Zimmer, International Framework Agreements, International Organizations Law Review 17 (2020), 178;
Krause, International Framework Agreements as Instrument for the Legal Enforcement of Freedom of Association
and Collective Bargaining?, Comparative Labor Law & Policy Journal 33 (2012), 749.

315 Drouin, Freedom of association in international framework agreements, in: Blackett/Trebilcock (Hrsg.),
Research Handbook on Transnational Labour Law, 2015, 217 (218); Zimmer (Fn. 314), 178 (183); weitere
Differenzierungen nach: Bourguignon/Garaudel/Porcher, Global Framework Agreements and Trade Unions as
Monitoring Agents in Transnational Corporations, Journal of Business Ethics 165 (2020), 517 (518 f.).
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hinaus und enthalten auch komplexere Verfahren zur Konfliktbeilegung.3® Die groRe Mehr-
heit der GFAs bezieht sich auf ein Unternehmen (und unter Umstdnden noch dessen Zuliefer-
unternehmen).3!” Im Rahmen von GFAs sind Gewerkschaften und Unternehmen stets parita-

tisch in den Entscheidungsstrukturen vertreten.

In MSls sind zivilgesellschaftliche Organisationen und Gewerkschaften in unterschiedlichem
Male an den Entscheidungsstrukturen beteiligt. In Bezug auf Gewerkschaften lassen sich nach
Ashwin et al. grundsatzlich gewerkschaftsinklusive und -exklusive MSls unterscheiden:3*2 In
gewerkschaftsinklusiven MSIs wie der Fair Wear Foundation (FWF) sind Gewerkschaften mit
gleichem Stimmgewicht wie Unternehmen beteiligt.'° An gewerkschaftsexklusiven MSls sind
haufig Vertreter*innen von zivilgesellschaftlichen Organisationen beteiligt; Gewerkschafts-

vertreter*innen sind hingegen nicht oder nur mit geringem Stimmgewicht beteiligt.32°

Hinsichtlich GFAs kann unterschieden werden, ob diese einen Streitbeilegungs- bzw. Be-
schwerdemechanismus nur fiir die unterzeichnenden Parteien, d.h. globale Gewerkschaftsor-
ganisationen bzw. deren Mitgliedsgewerkschaften und transnationale Unternehmen, oder
auch fir einzelne Arbeiter*innen und/oder Arbeitervertretungen auf Betriebsebene enthal-
ten. Die Streitbeilegungsmechanismen zwischen den Parteien von GFAs sind in unterschiedli-
chem MalRe formalisiert. Zum Teil beschranken sie sich darauf, dass die Parteien periodisch
zusammenkommen, um mogliche Verletzungen des Abkommens zu diskutieren und gegebe-
nenfalls AbhilfemaBnahmen zu beschlieRen. Zum Teil enthalten GFAs aber auch ausdifferen-
zierte Streitbeilegungsmechanismen, die nach Durchlaufen mehrerer Eskalationsstufen die
Durchfiihrung einer Mediation oder eines Schiedsgerichtsverfahrens vorsehen.3?! Beschwer-
demechanismen und Streitbeilegungsverfahren im Rahmen von GFAs sollen in der Regel keine
Wiedergutmachung leisten, sondern eine Verhaltensdanderung des Unternehmens fiir die Zu-

kunft bewirken.322

Ein aktuelles Beispiel fiir einen aus einem Abkommen zwischen globalen Gewerkschaftsorga-
nisationen und transnationalen Unternehmen hervorgegangenen Beschwerdemechanismus
ist der Mechanismus der Myanmar Guideline on Freedom of Association (FOA Guideline).3?3 Da

dieser Mechanismus ein differenziertes vierstufiges Verfahren vorsieht und unterschiedliche

318 Hadwiger (Fn. 302), 185 ff.; Liukkunen, The ILO Transformation of Labour Law, in: Halonen/Liukkunen (Hrsg.),
International Labour Organization and Global Social Governance, 2021, 17 (40).
317 Siehe etwa die Ubersicht von IndustriALL Global Union:

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
318 7u dieser Differenzierung: Ashwin/Oka/Schuessler, et al. (Fn. 100), 995 (1002).
319 vgl. den Vorstand der FWF: (zuletzt aufgerufen am
29.07.2021).
320 vgl. beispielsweise den Vorstand des Roundtable on Sustainable Palm Oil:

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

321 Hadwiger/Hamm/Vitols, et al., Menschenrechte im Unternehmen durchsetzen, 2017, 118 f.; vgl. die
Bezugnahmen auf Mediation und Schiedsgerichtsverfahren in GFAs: Hadwiger, Global framework agreements,
2016, 49.
322 Hadwiger/Hamm/Vitols, et al. (Fn. 321), 120.
323 ygl. (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).


http://www.industriall-union.org/global-framework-agreements
http://www.industriall-union.org/global-framework-agreements
https://www.fairwear.org/about-us/our-team/
https://rspo.org/about/our-organisation
https://rspo.org/about/our-organisation
https://actonlivingwages.com/myanmar/
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Adressatenebenen einbezieht, soll er hier ndher vorgestellt werden. Die FoA Guideline wurde
im Rahmen der Organisation Action, Collaboration, Transformation (ACT), ein Zusammen-
schluss von IndustriALL Global Union und Unternehmen, die in der Textil-, Bekleidungs- und
Schuhbranche tatig sind, erarbeitet. ACT hat sich zum Ziel gesetzt, im Wege der Kollektivver-
handlungen der nationalen Sozialpartner, die mit den Einkaufspraktiken der Unternehmen
verknipft sind, auf Branchenebene landesspezifische, existenzsichernde Lohne fiir Arbei-
ter*innen zu erzielen.3?* Die FoA Guideline fir Myanmar ist das erste Ergebnis dieses Ansatzes.
Bei dieser handelt es sich um eine zwischen einer myanmarischen Gewerkschaft und der , Ar-
beitgebergruppe“3?> ausgehandelten Vereinbarung, welche die Gewerkschaft als legitimen
Verhandlungspartner anerkennt und das Recht auf Vereinigungsfreiheit konkretisiert, z.B. ent-
hilt sie Regelungen zur Entlassung von Gewerkschaftsmitgliedern.326 Als nachster Schritt
wurde in der FoA Guideline die Ausarbeitung eines Beschwerdemechanismus vereinbart.3%’
Der so entstandene Dispute Resolution Mechanism dient der Durchsetzung der Umsetzung
der FoA Guideline.>?® Der im August 2020 in die Pilotphase Ubergegangene Streitbeilegungs-
mechanismus der FoA Guideline hat vier Stufen: (1) Dialog auf Fabrikebene, (2) Befassung ei-
nes parititisch mit Arbeitnehmer- und Unternehmensvertreter*innen besetzten Uberwa-
chungsgremiums, (3) Mediation und (4) Schiedsgerichtsverfahren.3?° Der Mechanismus steht
Arbeiter*innen/Gruppen von Arbeiter*innen, Gewerkschaften und auch Arbeitgeber*innen
offen.33® Im Gegensatz zu vielen anderen Beschwerdemechanismen sind hier ausdrticklich

auch Entschadigungen als Verfahrensergebnisse vorgesehen.33!

324 vgl. (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021) sowie Hoffer, Nationale
Tarifvertrage plus globale Einkaufspraktiken — ein Weg zu existenzsichernden Lohnen, WSI-Mitteilungen 2021,
61.

325 Der entsprechende Arbeitgeberverband in Myanmar sei nicht bereit gewesen, sich an Verhandlungen mit der
Gewerkschaft zum Thema Vereinigungsfreiheit zu beteiligen, so dass die ACT-Mitgliedsunternehmen Druck auf
ihre Zulieferunternehmen austiben sollten, eine , Arbeitgebergruppe” zu bilden, die dann anstelle des Arbeitge-
berverbands mit der Gewerkschaft verhandelt. Die ACT Mitgliedsunternehmen sollten ihre Zulieferunternehmen
in Myanmar informieren, dass sie sich an den Verhandlungen mit liber die , Arbeitgebergruppe” beteiligen kon-
nen. Jedenfalls wiirde das Ergebnis der Verhandlungen Uber die Geschaftsbeziehung auch fiir sie verbindlich,
Interview Gross.

326 pen ACT-Mitgliedsunternehmen seien Zwischenstinde aus diesen Verhandlungen nur nach Einverstandnis
der Verhandlungspartner mitgeteilt worden, Interview Gross.

327 Die Verhandlungspartner hatten demnach unter Koordination des ACT-Sekretariats und Facilitation eines ILO-
Experten den Beschwerdemechanismus (,,Dispute Resolution Mechanism*) verhandelt. Die ACT-Mitgliedsunter-
nehmen seien nur zu Beginn als Beobachter bei den Verhandlungen anwesend gewesen; spater sei der Beschwer-
demechanismus allein von den myanmarischen Verhandlungspartnern verhandelt worden. Erst bei Abschluss
der Verhandlungen, als es um die Rolle der ACT-Mitgliedsunternehmen im Beschwerdemechanismus ging, seien
diese wieder hinzugezogen worden. Das ACT-Sekretariat habe dann parallele Verhandlungen mit den ACT-Mit-
gliedsunternehmen er6ffnet. Diesen fallt insbesondere die Aufgabe zu, liber ihre Geschaftsbeziehung zu den Zu-
lieferunternehmen Verfahrensergebnisse des Beschwerdemechanismus durchzusetzen. Dariiber verhandelten
dann wiederum die ACT-Mitgliedsunternehmen mit IndustriALL Global Union auf transnationaler Ebene als pari-
tatisch an der Governance von ACT beteiligte Parteien, Interview Gross.

328 ygl. (zuletzt
aufgerufen am 29.07.2021).

329 |nfolge des Putsches sind aber alle geplanten Aktivitdten zur FOA Guideline eingestellt und die Arbeit von ACT
den neuen Umstdnden angepasst worden, da Gewerkschafter*innen gewaltsam verfolgt werden, Interview
Gross.

330 Sjehe die Flowchart: ACT, Framework Dispute resolution mechanism for the Myanmar Guideline on Freedom
of Association, 2020, 6.

331 ACT (Fn. 330), 5.


https://actonlivingwages.com/what-we-do/
https://actonlivingwages.com/where-we-work/myanmar/myanmar-freedom-association-guide/
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MSlIs haben ebenso komplexe Beschwerdemechanismen entwickelt, die sich sowohl an Arbei-
ter*innen als auch an Drittbetroffene wenden.332 Der Beschwerdemechanismus stellt dabei
ein Instrument von mehreren dar, mit dem MSiIs ihre Standards umsetzen (siehe dazu aus-
fahrlich Kap. 4.2.). RegelmaRig auditieren MSIs bzw. von ihnen akkreditierte Auditor*innen
ihre Mitgliedsunternehmen und deren Zulieferunternehmen und fiihren Capacity Building-Ak-
tivitaten vor Ort in den Zulieferunternehmen ihrer Mitgliedsunternehmen durch. MSls sind in
der Regel branchenbezogen organisiert und finden sich vor allem in der Textil- und Beklei-
dungsbranche, Landwirtschaft und Ressourcenférderung.333 Im Bereich der Textil- und Beklei-
dungsbranche haben sich mittlerweile das deutsche Textilblindnis, das Dutch Agreement on
Sustainable Garments and Textile (Dutch Agreement) und die Fair Wear Foundation (FWF) zu-
sammengeschlossen, um den Mitgliedsunternehmen des Textilblindnisses und des Dutch Ag-
reement den Beschwerdemechanismus der FWF zuganglich zu machen. Das Textilbiindnis
mochte so von den Erfahrungen der FWF und ihren lokalen Strukturen profitieren. So soll auch
vermieden werden, dass vor Ort in den Fabriken zu viele unterschiedliche Beschwerdemecha-

nismen beworben werden, die Betroffene verwirren kénnten.334
4.1.3.3 Brancheninterne und brancheniibergreifende Beschwerdemechanismen

Eine branchenlibergreifende Zustandigkeit haben haufig staatliche aullergerichtliche Be-
schwerdemechanismen. Die Giberwiegende Mehrheit der von uns identifizierten nicht-staatli-
chen auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen ist branchenintern organisiert. Ein Beispiel
fir einen brancheninternen Beschwerdemechanismus stellt der Beschwerdemechanismus
der Fair Wear Foundation dar, der sich ausschlieRlich an Unternehmen der Textilbranche wen-
det. Die NCPs als staatliche auBergerichtliche Beschwerdemechanismen sind dagegen nicht
auf eine Branche beschrankt, sondern fiir alle Beschwerden zustandig, die gegen Unterneh-
men wegen der Verletzung der OECD Guidelines erhoben werden. Als Beispiel fir einen bran-
cheniibergreifenden staatlichen Mechanismus kann auch der Beschwerdemechanismus des
Organisationskomitees der Olympischen und Paralympischen Spiele in Tokio (Organisations-

335 Djeser bearbeitet Beschwerden, die wegen der Verletzung des

komitee) genannt werden.
Sustainable Sourcing Code gegen Zulieferunternehmen und Lizenznehmer des Organisations-

komitee erhoben werden.33¢

332 vgl. die Fallstudien von: Lukas/Linder/Kutrzeba, et al. (Fn. 88), 162 ff.; Wielga/Harrison (Fn. 103), 67;
Macdonald/Balaton-Chrimes, The Complaints System of the Roundtable on Sustainable Palm Oil (RSPO), 2016;
Zajak/Kocher (Fn. 103), 310; vgl. die allgemeine Ubersicht: Zagelmeyer/Bianchi/Shemberg (Fn. 88), 35 ff.

333 vgl. die Ubersicht von 2017: (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
334 |nterview Textilbiindnis.
335 vagl. (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

336 vgl. den Sourcing Code:
(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).


https://msi-database.org/database
https://tokyo2020.org/en/games/sustainability/sus-code#01
https://gtimg.tokyo2020.org/image/upload/production/groytiigyqncp1pxo43s.pdf
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4.1.3.4 Beschwerdemechanismen fiir Arbeiter*innen und/oder Drittbetroffene

Bei Beschwerdemechanismen kann auch danach unterschieden werden, ob sie sich (vorran-
gig) an Arbeiter*innen (im Konzern selbst oder bei Zulieferunternehmen) oder an Drittbe-
troffene (insbesondere lokale Gemeinschaften) richten. In die erste Kategorie fallen beispiels-
weise die Beschwerdemechanismen in GFAs33’, aber auch Initiativen, die sich auf die Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen in globalen Wertschopfungsketten fokussieren.33® In die
zweite Kategorie fallen hdufig Beschwerdemechanismen im Primdrsektor, also in der Land-
wirtschaft, Energiegewinnung oder in Branchen, die Rohstoffe abbauen.33° Einige Beschwer-
demechanismen richten sich dezidiert sowohl an Arbeiter*innen als auch an Drittbetroffene.
Dazu sind zum Beispiel die NCPs fiir die OECD Guidelines oder auch MSIs wie der Roundtable
on Sustainable Palm Oil oder die Aluminium Stewardship Initiative zu nennen. GroRe transna-
tionale Unternehmen unterhalten haufig mehrere parallele Beschwerdemechanismen, die

sich entweder an Arbeiter*innen oder an Drittbetroffene richten.340

4.2 Einbettung und Verzahnung von Beschwerdemechanismen

Beschwerdemechanismen sind ein Bestandteil der Praktiken, Institutionen und Strukturen,
die eingesetzt werden, um Menschenrechte entlang von Lieferketten zu implementieren. Be-
schwerdemechanismen sind daher als mit anderen Implementierungspraktiken verzahnte
und in eine Tragerorganisation eingebettete Mechanismen zu verstehen und zu betrachten;
denn diese Einbettung beeinflusst die Funktionsweise und Wirksamkeit von Beschwerdeme-

chanismen.

Im Folgenden wird gezeigt, welche weiteren Implementierungspraktiken entlang von Liefer-
ketten eingesetzt werden, um der menschenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen
gerecht zu werden, und wie diese Praktiken miteinander verschrankt und voneinander abhan-
gig sind. Zunichst erfolgt ein Uberblick tiber die Ansitze des Social Auditing, Social Dialogue
und Capacity Building sowie eine Betrachtung des Instrumentes der Anpassung der Einkaufs-
praktiken (Kap. 4.2.1). Darauf aufbauend begriinden wir unsere Entscheidung fiir eine be-

stimmte Form der organisationalen Einbettung eines Beschwerdemechanismus (Kap. 4.2.2).

337 Siehe exemplarisch das GFA zwischen IndustriALL Global Union und Aker ASA (2012):
(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

338 Siehe exemplarisch die Fair Wear Foundation: (zuletzt
aufgerufen am 29.07.2021).
339 Exemplarisch sei hier der Independent Problem Solving Service der Bench Marks Foundation genannt, der vom
Bergbau betroffene lokale Gemeinschaften erfasst: (zuletzt aufgerufen am
29.07.2021).
340 vgl. dazu das Beschwerdesystem von Equinor (friiher Statoil):

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021) und die Fallstudie von Hdusler/Lukas/Planitzer (Fn.
106), 78 (96 ff.).


http://www.industriall-union.org/aker
http://www.industriall-union.org/aker
https://www.fairwear.org/about-us/labour-standards
https://www.bench-marks.org.za/
https://www.equinor.com/en/sustainability/human-rights.html
https://www.equinor.com/en/sustainability/human-rights.html
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Damit soll dieses Unterkapitel das Verstandnis der systemischen Verknilpfung von Beschwer-
demechanismen und ihrem Zusammenwirken mit anderen Implementierungspraktiken for-

dern, das auch dem Empfehlungsteil dieses Berichts (Kap. 9) zugrunde liegt.

4.2.1 Verzahnung mit anderen Implementierungspraktiken

Die Governance von Lieferketten hat sich von einer einseitigen Fokussierung auf Auditing hin
zum Einsatz eines breiteren Portfolios verschiedener Praktiken entwickelt, mit denen die Ver-
antwortung von Unternehmen fiir Menschenrechte implementiert werden soll.3*! Im Folgen-
den werden Social Auditing, Social Dialogue, Capacity Building und Anpassung der Einkaufs-
praktiken in ihrer Wechselbeziglichkeit und jeweiligen Bedeutung fiir Beschwerdemechanis-
men dargestellt. In Kapitel 6 wird dann naher ausgefiihrt, welche Funktionen die genannten

Implementierungspraktiken fir die Gestaltung eines Beschwerdemechanismus haben.
4.2.1.1 Social Auditing

Social Auditing ist bei der Umsetzung von Menschenrechten entlang einer Lieferkette nach
wie vor die dominante Praktik.34? Unter Social Auditing verstehen wir einen Prozess, in dem
Betriebe auf die Einhaltung von zuvor gesetzten Standards hin kontrolliert werden. Bei Nicht-
einhaltung dieser Standards missen die Betriebe AbhilfemaRnahmen umsetzen.343 Diese Um-
setzung kann sowohl durch Zwang als auch durch Uberzeugungsarbeit bzw. Zusammenarbeit

mit den zu auditierenden Betrieben durchgesetzt werden.34*

Es kann mittlerweile als Konsens betrachtet werden, dass sich der isolierte Einsatz von Social
Auditing als einzigem Instrument, um die Achtung von Menschenrechten durchzusetzen und
die Lebens- und Arbeitsbedingungen vor Ort zu verbessern, als nicht zielflihrend bzw. sogar

als kontraproduktiv erwiesen hat.34

341 Oka/Egels-Zandén/R. Alexander (Fn. 82), 1306; Jackson/Burger/Judd, Mapping Social Dialogue in Apparel,
2021.

342 short/Toffel/Hugill, Improving Working Conditions in Global Supply Chains: The Role of Institutional
Environments and Monitoring Program Design, ILR Review 73 (2020), 873 (877); Schiifler/Frenkel/Ashwin, et al.,
Garment Supply Chains since Rana Plaza: Governance & Worker Outcomes, 2019; Landau/Hardy (Fn. 2), 43 (65);
Smit/Bright/McCorquodale, et al. (Fn. 73), 63.

343 Kuruvilla/M. Liu/C. Li, et al., Field Opacity and Practice-Outcome Decoupling: Private Regulation of Labor
Standards in Global Supply Chains, ILR Review 73 (2020), 841 (843).

344 Amengual/Distelhorst/Tobin (Fn. 75), 817.

345 Cheyns/Thévenot, Government by certification standards, Revue des droits de ’lhomme 2019; diesen Konsens
spiegelt auch die Stakeholderbefragung im Rahmen der fir die Europdischen Kommission erstellten Studie
wieder Smit/Bright/McCorquodale, et al. (Fn. 73), 73 f.; Bartley, Rules without rights, 2018; Marx/Wouters (Fn.
103), 435; Terwindt/Armstrong, Oversight and accountability in the social auditing industry: The role of social
compliance initiatives, International Labour Review 158 (2019), 245 (248 ff.); Outhwaite/Martin-Ortega, Worker-
driven monitoring — Redefining supply chain monitoring to improve labour rights in global supply chains,
Competition & Change 23 (2019), 378; Reinecke/Donaghey/Hoggarth, From social auditing to social dialogue,
2017; Kuruvilla/N. Lif/Jackson, Private regulation of labour standards in global supply chains, in:
Delautre/Manrique/Fenwick (Hrsg.), Decent work in a globalized economy: Lessons from public and private
initiatives, 2021, 185; Marx/Wouters, Explaining New Models of Global Voluntary Regulation: What Can
Organisational Studies Contribute?, Global Policy 9 (2018), 121; Oka, Improving Working Conditions in Garment
Supply Chains: The Role of Unions in Cambodia, British Journal of Industrial Relations 54 (2016), 647.
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Einigkeit besteht, dass mit Auditing-Ansatzen insbesondere Fragen des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes, der Entlohnung und Arbeitszeit erfasst werden kénnen.34¢ Dem Auditing-Sys-
tem des Bangladesh Accord wird bescheinigt, dass es erfolgreich Verbesserungen im Arbeits-
und Gesundheitsschutz durchgesetzt hat.34” Nach einer Studie von Locke zu Zulieferunterneh-
men von Nike sind derartige Verbesserungen in den Bereichen Arbeits- und Gesundheits-
schutz aber oft nicht nachhaltig: ,[M]any factories cycle in and out of ,compliance* over
time.”3*8 Es steht somit in Frage, inwieweit Auditing Giberhaupt nachhaltige Verbesserungen
bewirken kann.34° Eine Studie der ILO zur Textilbranche und Landwirtschaft kommt auRerdem
zu dem Ergebnis, dass sich private Regulierungsinitiativen auf die Beseitigung von zuvor iden-
tifizierten Gefahren konzentrieren, aber kein System implementieren, das fiir kontinuierliche

Verbesserungen und eine Kultur der Pravention sorgt.3>°

Wissenschaftliche Untersuchungen zu Audits zeigen auch, dass Auditing-Ansatze vor allem die
VerstoRe erfassen, die quantifizierbar, messbar bzw. beobachtbar und schriftlich dokumen-
tiert sind,3>! wiahrend miindliche Aussagen von Betroffenen nur schlecht aufgenommen wer-
den koénnen. Das fihrt dazu, dass VerstoRie, die per se nur schlecht schriftlich dokumentierbar
sind (z.B. die Ausiibung von psychischem Druck auf Arbeiter*innen), tendenziell nicht aufge-

deckt werden.3%2

An Auditing-Prozessen wird auch kritisiert, dass Arbeiter*innen kaum beteiligt werden, ob-
wohl das Auditing den Interessen und Rechten von Arbeiter*innen dienen soll.3>3 Als Strategie
fir ein effektiveres Auditing wird deshalb insbesondere die Beteiligung von Arbeiter*innen

auf Betriebsebene, z.B. durch wirksame Befragungen, diskutiert.3>* Der Nutzen der Befragung

346 Anner (Fn. 99), 609; Stroehle, The enforcement of diverse labour standards through private governance,
Transfer 23 (2017), 475; Short/Toffel/Hugill (Fn. 342), 873; Barrientos/Smith, Do workers benefit from ethical
trade? Assessing codes of labour practice in global production systems, Third World Quarterly 28 (2007), 713;
Lindholm/Egels-Zandén/Rudén, Do code of conduct audits improve chemical safety in garment factories?,
International journal of occupational and environmental health 22 (2016), 283.

347 Bair/Anner/Blasi, The Political Economy of Private and Public Regulation in Post-Rana Plaza Bangladesh, ILR
Review 73 (2020), 969; James/Miles/Croucher, et al., Regulating factory safety in the Bangladeshi garment
industry, Regulation & Governance 13 (2019), 431; Croucher/Houssart/Miles, et al., Legal Sanction, International
Organisations and the Bangladesh Accord, Industrial Law Journal 48 (2019), 549; S. Rahman/K. M. Rahman, Multi-
actor Initiatives after Rana Plaza: Factory Managers’ Views, Development and Change 51 (2020), 1331;
Barrientos/Smith (Fn. 346), 713; Barrientos/Bianchi/Berman, Gender and governance of global value chains,
International Labour Review 158 (2019), 729.

348 | ocke (Fn. 81), 31.

34 Kuruvilla/M. Liu/C. Li, et al. (Fn. 343), 841 (844 ff.) m.w.N.

350 Tessier/Faudot-Miguet/Buxaderas Rierola, Occupational safety and health within sustainable sourcing policies
of multinational enterprises, 2018, 25.

351 1andau/Hardy (Fn. 2), 43 (65); Bartley (Fn. 345), 51; Stroehle (Fn. 346), 475; Boudreau, Multinational
enforcement of labor law: Experimental evidence from Bangladesh’s apparel, 2020.

352 Bartley (Fn. 345), 56; Soundararajan/Brown, Voluntary Governance Mechanisms in Global Supply Chains:
Beyond CSR to a Stakeholder Utility Perspective, Journal of Business Ethics 134 (2016), 83 (96); Cheyns/Thévenot
(Fn. 345), Rn. 34.

353 Zajak/Kocher (Fn. 103), 310 (311 f.).

354 Quthwaite/Martin-Ortega (Fn. 345), 378 (384); Marx/Wouters (Fn. 103), 435 (454); Zajak, Channels for
Workers' Voice in the Transnational Governance of Labour Rights?, Global Policy 8 (2017), 530; Zajak/Kocher (Fn.
103), 310 (316 ff.); Kaine/Josserand, Mind the gap: Grass roots ‘brokering’ to improve labour standards in global
supply chains, Human Relations 71 (2018), 584 (601, 605); Marx/Wouters, Rule Intermediaries in Global Labor
Governance, ANNALS 670 (2017), 189 (197 ff.).
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von Arbeiter*innen im Auditingprozess wird aber dadurch begrenzt, dass Arbeiter*innen teil-
weise — nicht selten unter Androhung des Arbeitsplatzverlustes — geschult werden, falsche
Antworten zu geben.3>® Einen anderen Ansatz verfolgt deshalb der Bangladesh Accord: Arbei-
ter*innen werden nicht nur bei Audits befragt, sondern werden selbst Teil des Auditing-Pro-
zesses, indem sie die Inspektion des Betriebs begleiten und auch Zugang zu den Auditing-Be-

richten erhalten.3>®

Folgende weitere Schwichen des Auditing wurden in der Forschung identifiziert:3>’

- Geschlechtsspezifische Fragen, wie etwa geschlechtsspezifische Diskriminierung bei
der Einstellung von Arbeiter*innen, werden nicht adaquat erfasst.°8

- Die Ubersetzung von Arbeitsstandards in Checklisten fiir Auditor*innen wird der Aus-
legungsbediirftigkeit von Regeln nicht gerecht.3>°

- Schlechte Arbeitsbedingungen werden durch Auditing lediglich in die unteren Stufen
der Lieferkette verschoben, wenn sich direkte Zulieferunternehmen in Verletzung ih-
rer Vertrage mit bestellenden Unternehmen ihrerseits Subunternehmen bedienen.36°

- Verletzungen der Vereinigungs- und Kollektivverhandlungsfreiheit konnen kaum iden-
tifiziert werden.36?

- Auditor*innen definieren die Vereinigungs- und Kollektivverhandlungsfreiheit so um,
dass sie von Zulieferunternehmen auch in gewerkschaftsrepressiven Staaten erfillt
werden konnen 362

- Die Fragmentierung von Auditing kann zu einer Konkurrenz zwischen den unterschied-
lichen Standards flihren, so dass die Effektivitat gemindert und ein ,race to the bot-
tom“ initiiert wird.363

355 Connor/Delaney/Rennie, The Ethical Trading Initiative, 2016, 31 m.w.N.; Bartley (Fn. 345), 75; K. Gill/Khanna,
Emerging solutions to the global labor transparency problem, in: Saxena (Hrsg.), Labor, Global Supply Chains, and
the Garment Industry in South Asia, 2019, 192 (193).

356 Donaghey/Reinecke, When Industrial Democracy Meets Corporate Social Responsibility - A Comparison of the
Bangladesh Accord and Alliance as Responses to the Rana Plaza Disaster, British Journal of Industrial Relations
56 (2018), 14 (28).

357 |m Uberblick fiir die Textilbranche CCC, Fig Leaf for Fashion, 2019.

358 Barrientos (Fn. 79), 14, 186, 231 ff. m.w.N.

359 Bartley (Fn. 345), 51.

360 outhwaite/Martin-Ortega (Fn. 345), 378 (382); LeBaron/Lister/Dauvergne, Governing Global Supply Chain
Sustainability through the Ethical Audit Regime, Globalizations 14 (2017), 958 (968 f.).

361 Anner (Fn. 99), 609; Barrientos (Fn. 79), 232 ff.; Egels-Zandén/Lindholm, Do codes of conduct improve worker
rights in supply chains?, Journal of Cleaner Production 107 (2015), 31; Barrientos/Smith (Fn. 346), 713; Stroehle
(Fn. 346), 475; Egels-Zandén/Merk, Private Regulation and Trade Union Rights: Why Codes of Conduct Have
Limited Impact on Trade Union Rights, Journal of Business Ethics 123 (2014), 461; Kuruvilla/C. Li, Freedom of
Association and Collective Bargaining in Global Supply Chains, Journal of Supply Chain Management 2021, 43.
362 pgiement, Jurisgenerative role of auditors in transnational labor governance, Regulation & Governance 13
(2019), 280 (289 ff.); Kuruvilla/C. Li (Fn. 361), 43.

363 Marx/Wouters (Fn. 103), 435 (443 f.); so auch: Aghazadeh, Promoting Labour Standards in Global Supply
Chains Through Consumers’ Choice: Is Social Labelling Effective?, in: Gott (Hrsg.), Labour Standards in
International Economic Law, 2018, 356 (368); die Fragmentierung haben Kuruvilla et al. in einer Fallstudie
empirisch untersucht. Hinsichtlich zweier Zulieferbetriebe stellten sie fest, dass diese zwischen 2014 und 2015
insgesamt 24 bzw. 25 mal auditiert worden sind. Dabei unterschieden sich die Auditing-Praktiken, festgestellten
VerstoRe und schlieRlich auch die Bewertungen der Auditor*innen: Kuruvilla/M. Liu/C. Li, et al. (Fn. 343), 841
(853 ff.)
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- Audits werden durch auditierte Fabriken oder Auditor*innen3®* hiufig manipuliert;
dazu sind Beratungsunternehmen entstanden, die Zulieferunternehmen beim Beste-
hen von Audits helfen.36>

- Auditing ist selbst zu einem gewichtigen Wirtschaftszweig geworden, in dem die be-
teiligten Akteure eigene wirtschaftliche Interessen verfolgen.36®

- Die Unabhéangigkeit der Auditor*innen von ihren Auftraggebern und ihre effektive
Uberwachung stehen in Frage.3¢’

- Die Nachhaltigkeit von Verbesserungen durch Auditing ist zweifelhaft.368

Auditing bedarf daher der Erganzung um weitere Implementierungspraktiken — einschliefSlich
der Beschwerdemechanismen. Unter Berlicksichtigung der spezifischen Schwachen von Audi-
ting kann Auditing fir Beschwerdemechanismen im Wesentlichen zwei Funktionen liberneh-
men: (1) Auditing-Ergebnisse kdnnen zur Bewertung einer Beschwerde herangezogen werden.
(2) Die Umsetzung von Verfahrensergebnissen des Beschwerdemechanismus kénnen mithilfe

von Auditing Gberwacht werden.
4.2,1.2 Social Dialogue

Der konsequente Einsatz von Social Dialogue zwecks Implementierung von Menschenrechten
entlang von Lieferketten wird von Aktivist*innen, MSIs3®° und Forschenden3’ bereits seit Lin-
gerem gefordert; Social Dialogue ist auch Teil der Decent Work Agenda der ILO3"%. In der Praxis
existieren aber erst wenige Initiativen, die diesen Ansatz systematisch und der Komplexitat

transnationaler Lieferketten entsprechend umsetzen.372
Nach der ILO Definition umfasst Social Dialogue

(1) Verhandlungen, Konsultationen und Informationsaustausch zwischen und innerhalb
von Regierungen, Arbeitgebern und Gewerkschaften,

(2) Kollektivverhandlungen zwischen Arbeitgebern/Arbeitgeberorganisationen und Ge-
werkschaften,

(3) Streitvorbeugung und -beilegung,

364 Kuruvilla/N. LifJackson (Fn. 345), 185 (193) m.w.N.; Locke (Fn. 81), 36; Ward, Does third-party monitoring
improve labor rights? The case of Cambodia, in: Saxena (Hrsg.), Labor, Global Supply Chains, and the Garment
Industry in South Asia, 2019, 84 (91 f.).

365 Kuruvilla/N. Li/Jackson (Fn. 345), 185 (197 f.).

366 | andau/Hardy (Fn. 2), 43 (63).

367 Cheyns/Thévenot (Fn. 345); Terwindt/Armstrong (Fn. 345), 245.

368 kuruvilla/M. Liu/C. Li, et al. (Fn. 343), 841 (844 ff.) m.w.N.

369 FWF, Fair Wear Foundation’s Theory of Change, 2019.

370 Reinecke/Donaghey/Hoggarth (Fn. 345); Blasi/Bair (Fn. 105); Global Deal/OECD/ILO (Fn. 87).

371 Liukkunen (Fn. 316), 17 (25); ILO, I1LO Declaration on Social Justice for a Fair Globalization, adopted by the
International Labour Conference at its Ninety-seventh Session, Geneva, 10 June 2008.

372 Siehe dazu die Initiative der Fair Wear Foundation: FWF, Understanding Fair Wear’s Approach to Social
Dialogue Bargaining, 2020; FWF, Freedom of Association and the Right to Collective Bargaining: a Guide for
Brands, 2020.
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(4) Betriebliche Zusammenarbeit3’3, Global Framework Agreements und Social Dialogue

im Rahmen von regionalen Wirtschaftsorganisationen.3’4
Die Definition zeigt, dass Social Dialogue auf unterschiedlichen Ebenen stattfinden kann: Er
erstreckt sich unter Beteiligung einer Vielzahl von Akteuren von der betrieblichen Ebene (be-

triebliche Zusammenarbeit) bis auf die transnationale Ebene (Global Framework Agreements).

Die Effektivitat des Einsatzes von Social Dialogue und damit die Einbeziehung von Arbeiter*in-
nen bei der Implementierung von Arbeitsstandards ist empirisch dokumentiert: Die Imple-
mentierung von Codes of Conduct gelingt besser, wenn Arbeiter*innen beteiligt sind.3”> In
Betrieben, in denen ein Kollektivabkommen gilt und damit gewerkschaftliche Organisiertheit
gegeben ist, werden weniger VerstéRe gegen Arbeitsstandards festgestellt.3”® Die Auswertung
des Better Work-Programms der ILO zeigt, dass Social Dialogue-Strukturen auf Betriebsebene
—insbesondere dann, wenn sie mit hohem gewerkschaftlichen Organisationgrad einhergehen
— positive Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen haben.3”” Social Dialogue wird in der For-
schung ferner mit héheren Léhnen und geringeren Arbeitszeiten in Verbindung gebracht.378
Barrientos berichtet auch von positiven Effekten von Social Dialogue hinsichtlich der adaqua-

ten Beriicksichtigung von Genderfragen.3”®

Social Dialogue hat in globalen Lieferketten vor allem zwei Funktionen: Zum einen soll Social
Dialogue als Informationskanal dienen, der CSR-Programmen von Unternehmen Informatio-
nen Uber Arbeitsbedingungen vor Ort in Zulieferunternehmen bereitstellt, so dass sie ggf.
MaBnahmen ergreifen kénnen. In diesem Sinne erganzt Social Dialogue einen Auditing-Ansatz

um einen zusatzlichen Informationskanal.

Zum anderen soll es Social Dialogue ermdglichen, Arbeitsbedingungen zu verhandeln, Ver-
stolRe gegen die verhandelten Arbeitsstandards moglichst friihzeitig festzustellen und Abhil-
femalRnahmen festzulegen sowie Konflikte (iber die Implementierung der Standards beizule-
gen. In diesem Sinne soll Social Dialogue als standiger Prozess die Eskalation von Konflikten

vermeiden — und im Falle der Eskalation Verfahren zur Beilegung bereitstellen.38 Insofern ist

373 Darunter ist Folgendes zu verstehen: “consultation and co-operation between employers and workers at the
level of the undertaking on matters of mutual concern not within the scope of collective bargaining machinery,
or not normally dealt with by other machinery concerned with the determination of terms and conditions of
employment.”, ILO, Report VI: Social dialogue and tripartism, International Labour Conference, 107th Session,
e s

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
375 Egels-Zandén/Merk (Fn. 361), 461 (466).
376 Kuruvilla/C. Li (Fn. 361), 43; Kuruvilla/Fischer-Daly/Raymond, Freedom of Association and Collective
Bargaining in Global Supply Chains, in: Kuruvilla (Hrsg.), Private regulation of labor standards in global supply
chains: Problems, progress, and prospects, 2021, 148; Oka (Fn. 345), 647.
377110 (Fn. 373), 33 f.
378 Vaughan-Whitehead/Pinedo Caro, Purchasing practices and working conditions in global supply chains,
INWORK Issue Brief No. 10, 2017.
379 Barrientos (Fn. 79), 219.
380 Grimshaw/Koukiadaki/Tavora, Social dialogue and economic performance, 2017, 8 ff., 38 ff.; siehe dazu die
Fallstudie: Hauf, Paradoxes of Transnational Labour Rights Campaigns: The Case of Play Fair in Indonesia,
Development and Change 48 (2017), 987.


https://www.ilo.org/global/topics/workers-and-employers-organizations-tripartism-and-social-dialogue/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/global/topics/workers-and-employers-organizations-tripartism-and-social-dialogue/lang--en/index.htm
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die Etablierung eines Beschwerdemechanismus bereits im Konzept des Social Dialogue ange-

legt.

Als problematische Kehrseite von Social Dialogue wird beschrieben, dass dadurch insbeson-
dere der Streik als legitimes und durch die Vereinigungs- und Kollektivverhandlungsfreiheit

geschitztes Mittel des Arbeitskampfes zuriickgedriangt werden kénnte.38!

Auf transnationaler Ebene ist Social Dialogue, wie die Vielzahl von Global Framework Agree-

ments (GFA) zeigt,3®2 bereits in gewissem Umfang etabliert.

Die Implementierung von GFAs erfolgt nach ihrer Konzeption folgendermaRen: Arbeiter*in-
nen melden VerstoRe gegen das GFA den globalen Gewerkschaftsorganisationen. Diese treten
wiederum in Dialog mit der Unternehmensleitung eines transnationalen Unternehmens. Letz-
tere sorgt dafiir, dass die im Austausch mit der globalen Gewerkschaftsorganisation gefun-
dene Lésung vor Ort in Betrieben implementiert wird.3®3 Derartige Implementierungsmecha-
nismen von GFAs setzen voraus, dass vor Ort in Betrieben bereits Arbeiter*innen gewerk-
schaftlich organisiert sind und Social Dialogue etabliert ist. GFAs kdnnen bereits bestehende
industrielle Beziehungen verstirken, aber sie kénnen diese nicht hervorbringen.384 Der we-
sentliche Verdienst von GFAs besteht darin, dass transnationale Unternehmen globale Ge-
werkschaftsorganisationen als legitime Verhandlungspartner auf transnationaler Ebene aner-
kannt haben, so dass transnationaler Social Dialogue etabliert wurde. Dies wird als erster

Schritt zur Etablierung von transnationalen Kollektivverhandlungen gesehen.3%>

Um Social Dialogue in Betrieben zu initiieren und damit gewerkschaftliche Organisation und
letztlich Kollektivverhandlungen zu ermdoglichen, werden Arbeiter*innen-Management-Aus-
schiisse in Betrieben etabliert. Im Rahmen des Bangladesh Accords und im Rahmen des Better
Work-Programms der ILO wurden solche Ausschiisse erfolgreich eingerichtet. In einer Studie
zu Arbeiter*innen-Management-Ausschiissen des Better Work-Programms in Lesotho doku-
mentiert Pike, wie sich Uber die Ausschiisse zunachst die Kommunikation und dann die Bezie-

hungen zwischen Arbeiter*innen und Management verbesserten, so dass die Lésung von

381 J, Ldpez/Chacartegui/Gantén, From Conflict to Regulation: The Transformative Function of Labour Law, in:
Davidov/Langille (Hrsg.), The idea of labour law, 2011, 344 (355 ff.); Hauf (Fn. 380), 987.

382 Nach der Zihlung von Zimmer sind es bereits mehr als 140: Zimmer (Fn. 314), 178 (180).

383 Drouin (Fn. 315), 217 (223 f.); Krause, The Promotion of Labour Standards Through International Framework
Agreements, in: Gott (Hrsg.), Labour Standards in International Economic Law, 2018, 319 (329).

384 Global Deal/OECD/ILO, Building Trust in a Changing World of Work, 2018, 39; Fiitterer/Ayala Lopez, Challenges
for Organizing along the Garment Value Chain, 2018, 25 f.; Hadwiger (Fn. 321); Fichter/Maccullum, Implementing
global framework agreements: the limits of social partnership, Global Networks 15 (2015), S65-S85 (S81 f.);
Zimmer, From International Framework Agreements to Transnational Collective Bargaining, in:
Bungenberg/Krajewski/Tams, et al. (Hrsg.), European Yearbook of International Economic Law 2019, 2020, 167
(172); Ashwin/Kabeer/Schiifler, Contested Understandings in the Global Garment Industry after Rana Plaza,
Development and Change 51 (2020), 1296 (1303); Lévesque/Hennebert/G. Murray, et al., Corporate Social
Responsibility and Worker Rights: Institutionalizing Social Dialogue Through International Framework
Agreements, Journal of Business Ethics 153 (2018), 215; Pike, Voice in Supply Chains: Does the Better Work
Program Lead to Improvements in Labor Standards Compliance?, ILR Review 73 (2020), 913 (917).

38 Drouin (Fn. 315), 217 (222 f.).
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Problemen méglich wurde.38 Die im Rahmen des Bangladesh Accords etablierten Ausschiisse
sind Teil der Implementierung des Bangladesh Accords und systematisch mit seinen anderen
Implementierungspraktiken verkniipft.3®” So werden die Ergebnisse des Auditing-Prozesses
den Arbeitervertreter*innen mitgeteilt und sie werden tiber den Fortschritt der Behebung von
VerstolRen informiert. Mit diesem Wissen kénnen sie VerstoRe gegen den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz in den Ausschiissen zur Sprache bringen, ohne VergeltungsmalRnahmen des
Managements zu flirchten, da der Bangladesh Accord und seine Mitgliedsunternehmen ihnen
Schutz gewahrleisten.3®8 Den Schutz der Ausschiisse durch den Bangladesh Accord nutzen Ge-
werkschaften wiederum, um gewerkschaftliche Organisation voranzutreiben.3® Indem der
Bangladesh Accord mit den Ausschiissen eine aktive Rolle von Arbeiter*innen vorsah, starkte
er gleichzeitig lokale Gewerkschaften.3®° Die Etablierung von Arbeiter*innen-Management-
Ausschissen ist demnach nicht als Ersatz flir unabhangige Gewerkschaften und Kollektivver-

handlungen zu verstehen, sondern als erster Schritt zur Verwirklichung dieser Ziele.3°!

Ohne aktive Unterstitzung durch bestellende Unternehmen kann die Etablierung von Social
Dialogue auf Betriebsebene in einem gewerkschaftsfeindlichen Umfeld aber nicht gelingen. Es
genligt nicht, wenn bestellende Unternehmen nur einfordern, dass ihre Zulieferunternehmen
derartige betriebsinterne Strukturen aufbauen. Dies zeigt Anner fiir ,Beteiligungsausschiisse”
in Textilfabriken in Vietnam, die am Better Work-Programm der ILO teilnahmen. Zwar werden
diese Ausschiisse von den bestellenden Unternehmen gefordert, aber die Einkaufspraktiken
der bestellenden Unternehmen verhindern gleichzeitig, dass in diesen Ausschiissen Arbeits-

zeitfragen adressiert werden kénnen.3%?

Fir Beschwerdemechanismen sind funktionierende Social Dialogue-Strukturen auf unter-
schiedlichen Ebenen sehr relevant. Da Social Dialogue bereits seiner Idee nach auf die Beile-
gung von Konflikten ausgerichtet ist, kann funktionierender Social Dialogue einen Beschwer-
demechanismus entlasten. Entweder kommt es gar nicht dazu, dass eine Beschwerde erhoben
wird, da der Konflikt bereits beigelegt und nicht eskaliert ist, oder es kommt zwar zu einer

Beschwerde, aber der Beschwerdemechanismus kann bei Bearbeitung der Beschwerde auf

38 pjke (Fn. 384), 913 (925 f.); die Verbesserung der Beziehungen zwischen Arbeiter*innen und Management
durch die Ausschisse stellte auch eine im Auftrag der ILO durchgefiihrte Evaluation des Better Work-Programms
fest: International Labour Office, Progress and Potential: How Better Work is improving garment workers’ lives
and boosting factory competitiveness, 2016, 40.

387 Genauer in Kap. 6.

38 Bair/Anner/Blasi (Fn. 347), 969 (986).

389 Zajak, International Allies, Institutional Layering and Power in the Making of Labour in Bangladesh,
Development and Change 48 (2017), 1007 (1018); Donaghey/Reinecke (Fn. 356), 14 (28 f.).

3% Reinecke/Donaghey, Towards Worker-Driven Supply Chain Governance: Developing Decent Work Through
Democratic Worker Participation, Journal of Supply Chain Management 57 (2021), 14 (21).

391 Wenn solche Ausschiisse allerdings als Ersatz fiir unabhingige Gewerkschaften akzeptiert wiirden, bestiinde
die Gefahr, dass bestehende lokale Gewerkschaften delegitimiert werden und dass das lokale Fabrikmanage-
ment die Ausschiisse kapert, Egels-Zandén/Merk (Fn. 361), 461 (467 f.); Hauf (Fn. 380), 987.

392 Apner (Fn. 76), 75 (88).
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die Strukturen des Social Dialogue zuriickgreifen. Gleichzeitig soll Social Dialogue Arbeiter*in-
nen ermachtigen, ihre Anliegen selbstbewusst vorzubringen, und die Arbeitgeberseite dazu
befdhigen, darauf konstruktiv einzugehen. Insofern soll Social Dialogue Probleme sichtbar ma-
chen, die dann erst — sei es durch Social Dialogue oder durch einen formalisierten Beschwer-
demechanismus — bearbeitet werden kénnen. In diesem Sinne dient Social Dialogue fiir ein-
zelne Beschwerdeverfahren auch als Informationsquelle. Im Nachgang eines Beschwerdever-
fahrens konnen wiederum Social Dialogue-Strukturen auf Betriebsebene eine Rolle bei der
Uberwachung der Umsetzung von Verfahrensergebnissen spielen. Bei Uneinigkeit tiber die

Umsetzung kénnen diese Strukturen ein Forum zur (Nach-)Verhandlung bieten.
4.2.1.3 Capacity Building

Capacity Building stellt eine etablierte Praktik dar, die von fast allen unternehmensinternen
und unternehmensiibergreifenden Initiativen zur Implementierung von Menschenrechten in
Lieferketten eingesetzt wird. Capacity Building tritt einerseits als komplementare Praktik, z.B.
zu Auditing, und andererseits als alleinstehendes (Pilot-)Programm auf, das besondere The-
men wie bspw. Kinderarbeit adressieren soll.3%3 In letzterem Sinne bedeutet Capacity Building,
dass durch die Vermittlung von Wissen und Fahigkeiten VerstofRe gegen spezifische Arbeits-

und Sozialstandards in der Zukunft ausgeschlossen werden sollen.3%*

Als eigenstandige Praktik hat Capacity Building deutliche Grenzen, denn hier liegt die An-
nahme zugrunde, dass VerstoRe gegen Standards auf mangelndes Wissen oder fehlende Fa-
higkeiten zurlckzufiihren sind. Wenn aber VerstdRe absichtlich herbeigefiihrt werden (z.B. die
Entlassung von Arbeiter*innen, die sich gewerkschaftlich organisieren mochten) oder struk-
tureller Natur sind (z.B. sich aus den Einkaufspraktiken von bestellenden Unternehme erge-
ben), dann kann Capacity Building allein daran nichts dndern.3% Ferner ist zu beachten, dass
auch bei Capacity Building ein Fatigue-Effekt eintreten kann, wenn einzelne Betriebe zu vielen
Capacity Building Programmen unterworfen werden, so dass deren Effektivitat und Akzeptanz

leidet.3%

Dieser Abschnitt fokussiert daher auf Capacity Building als Komplementaransatz zu anderen
Implementierungspraktiken. An dieser Stelle wird besonders auf die Schulungen von Zuliefer-
unternehmen und Arbeiter*innen, Arbeitervertreter*innen sowie Gewerkschafter*innen ein-
gegangen. In der Lieferketten-Governance betreffen Schulungen zudem auch z.B. Auditor*in-

nen.3?7

393 Oka/Egels-Zandén/R. Alexander (Fn. 82), 1306 (1317).

394 ygl. Better Factories Cambodia: Ward (Fn. 364), 84.

3% Anner (Fn. 99), 609 (624); Siddigi, Spaces of exception: national interest and the labor of sedition, in: Saxena
(Hrsg.), Labor, Global Supply Chains, and the Garment Industry in South Asia, 2019, 100 (103); Mieres/McGrath,
Ripe to be Heard: Workers' Voice in the Fair Food Programme, International Labour Review 2021 (im Erscheinen).
3% Jackson/Burger/Judd (Fn. 341), 16.

397 Sjehe zu den Effekten die empirische Untersuchung: Short/Toffel/Hugill (Fn. 342), 873.



105

Hinsichtlich des Auditing-Prozesses kann Capacity Building mehrere Funktionen erfiillen. Zum
einen dient es dazu, Zulieferunternehmen in die Lage zu versetzen, konstruktiv Auditing-Pro-
zesse zu begleiten und Ergebnisse des Audits umzusetzen. Nach diesem Ansatz inspizieren
Auditor*innen nicht nur Fabriken, sondern vermitteln Know-How, wie effizienter und ethi-
scher produziert werden kann.3®® VerstoRe gegen Arbeitsstandards sollen praventiv verhin-
dert werden, indem Zulieferunternehmen mit technischen und organisatorischen Fahigkeiten
ausgestattet werden, die sie bendtigen, um Arbeitsstandards selbst umzusetzen. Zulieferun-
ternehmen soll vermittelt werden, wie sie die Ursachen von VerstoRen ermitteln und letztere

abstellen kénnen.3?°

Zum anderen bedirfen Arbeiter*innen und Arbeitervertreter*innen Capacity Building, wenn
sie am Auditing Prozess beteiligt sind. Sie missen ihre Rechte sowie VerstoRe gegen diese
Rechte erkennen kdnnen, und sie missen dazu befahigt werden, diese auch gegeniber Audi-
tor*innen zu berichten. Wenn sie zudem bei der Uberwachung der Umsetzung von Abhilfe-
planen beteiligt sind, mlssen sie auch mit den diesbeziiglichen Dokumenten und Verfahren
vertraut sein.*® Das gilt selbst dann, wenn Arbeiter*innen nur tber die Befragung durch Au-
ditor*innen beteiligt sind.*°* Ohne ihre Rechte zu kennen, kénnen sie auch keine VerstoRe

dagegen anzeigen.

Social Dialogue auf Betriebsebene ist ebenso auf Capacity Building angewiesen, da Social Dia-
logue duRerst voraussetzungsreich ist.*? Als Grundvoraussetzungen miissen Arbeiter*innen
Uber ihre Rechte und insbesondere liber ihr Recht, sich selbst zu organisieren, aufgeklart sein.
Das gilt gleichermafien auch fiir das Management, damit dieses nicht aus bloBer Unkenntnis
heraus die Organisation von Arbeiter*innen behindert. Weiter miissen die Fahigkeiten der Ar-
beiter*innen, ihre Anliegen vorzutragen und mit dem Management zu verhandeln, ausgebil-

det und geférdert werden.*%® Damit Social Dialogue auf Betriebsebene tatsichlich Verinde-

3% | ocke (Fn. 81), 68.

39 Ehd., 81.

400 guthwaite/Martin-Ortega (Fn. 345), 378 (388 f.).

401 Sjehe dazu das Beispiel bei: Zajak (Fn. 354), 530.

402 Sjehe exemplarisch zu den Herausforderungen bei der Etablierung von Social Dialogue:
Gansemans/Louche/D'Haese, Planting Seeds for Social Dialogue: An Institutional Work Perspective, British
Journal of Industrial Relations 59 (2021), 84.

403 |n einer Fallstudie zu Arbeiter*innen-Management-Ausschiissen in Bangladesh stellen Reinecke und Donaghey
fest, dass in solche Ausschiissen, in denen die Arbeiter*innen bereits im Schulungsprogramm weit
fortgeschritten sind, ihre Anliegen bestimmt zur Diskussion stellen, wahrend in solchen Ausschiissen, in denen
die Arbeiter*innen noch keine Schulungen bekommen haben, das Management hauptsachlich sprach und
Arbeiter*innen sich nur auf direkte Fragen duRerten, Reinecke/Donaghey, Political CSR at the Coalface — The
Roles and Contradictions of Multinational Corporations in Developing Workplace Dialogue, Journal of
Management Studies 58 (2021), 457 (469); mit dhnlichen Ergebnissen zu Arbeiter*innen, die mehrheitlich in
Fabriken des Bangladesh Accords beschiftigt waren, Kabeer/L. Hug/Sulaiman, Paradigm Shift or Business as
Usual? Workers’ Views on Multi-stakeholder Initiatives in Bangladesh, Development and Change 51 (2020), 1360
(1380 ff.).
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rungen bewirken kann, missen Arbeitervertreter*innen in die Lage versetzt werden, Prob-
leme und Konflikte selbst zu identifizieren. Andernfalls besteht die Gefahr, dass nur Bagatell-

probleme geldst werden.4%4

Die Notwendigkeit der Ausbildung von Kommunikationsfahigkeiten besteht gleichermaRen
auch auf Seiten des Managements. Das gilt insbesondere dann, wenn in den jeweiligen Lan-
dern industrielle Beziehungen noch kaum entwickelt und Arbeitsverhaltnisse von paternalis-
tischen Vorstellungen gepragt sind.*% Die Schulungen des Managements in Zulieferunterneh-
men sollen ein férderliches Umfeld fiir Social Dialogue schaffen.*°® Damit sich Social Dialogue
etablieren kann, muss auch das Management die Rechte der Arbeiter*innen kennen, um die
daraus erwachsenden Verpflichtungen des Unternehmens erfiillen zu konnen. Unter Umstan-
den ist im Management auch eine gewerkschaftsfeindliche Haltung verankert, die erst durch
Schulungen tberwunden werden muss.*” Die nachhaltige Etablierung von Social Dialogue auf
Betriebsebene erfordert auf all diesen Ebenen nicht nur einmalige, sondern fortwahrende

Schulungen .40

Beschwerdemechanismen profitieren zum einen indirekt von Capacity Building: Indem Audi-
ting Prozesse und Social Dialogue gestarkt werden, konnen diese zu einer effizienteren lden-
tifizierung und Bearbeitung von Konflikten beitragen. Zum anderen bedarf es auch eines spe-
zifischen Capacity Building fiir Beschwerdemechanismen. Arbeiter*innen miissen ihre Rechte
kennen und wissen, wie sie den Beschwerdemechanismus nutzen konnen. Die Kenntnis der
eigenen Rechte speist sich im Idealfall wieder in den Social Dialogue ein. Das Management
muss in die Lage versetzt werden, auf Beschwerden angemessen reagieren und an der effek-

tiven Bearbeitung teilnehmen zu kénnen.
4.2.1.4 Einkaufspraktiken

Einkaufspraktiken von Besteller-Unternehmen sind inzwischen verstarkt sowohl in den Fokus
der Forschung als auch der Praxis gertickt.?®® Die Anpassung von Einkaufspraktiken schafft
strukturelle Voraussetzungen fiir die Ermoglichung menschenwiirdiger Arbeitsbedingungenin
globalen Wertschopfungsketten. Die Veranderung von Einkaufspraktiken der bestellenden
Unternehmen wird daher vielfach als Schllissel betrachtet, um nachhaltige Verdanderungen in

globalen Wertschopfungsketten durchzusetzen.

404 Reinecke/Donaghey/Hoggarth (Fn. 345), 19, 23.

405 yg|. die Auswertung eines Traingingsprogramms der Fair Wear Foundation in Myanmar: FWF, Workplace
social dialogue in Myanmar: experiences and lessons learned, 2019.

406 Grimshaw/Koukiadaki/Tavora (Fn. 380), 58.

407 Minero, Mapping Social Dialogue in Apparel: Honduras, 2021, 29.

408 So stellte Pike in einer Auswertung des Better Work-Programms in Lesotho fest, dass mit Ende der
Schulungsaktivitaten fir Manger*innen die Beziehungen zwischen Arbeiter*innen und dem Management und
die Funktionsfahigkeit der Arbeiter*innen-Management-Ausschiisse verschlechterten, Pike (Fn. 384), 913.

409 R, Alexander, Emerging Roles of Lead Buyer Governance for Sustainability Across Global Production Networks,
Journal of Business Ethics 162 (2020), 269; R. Alexander (Fn. 76); Amengual/Distelhorst/Tobin (Fn. 75), 817;
Textilbiindnis/AGT, Purchasing practices in the spotlight, 2020; Vaughan-Whitehead/Pinedo Caro (Fn. 378).
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Mit ACT (Action, Collaboration, Transformation) riickt eine Organisation im Wege einer Ko-
operation von transnationalen Textilunternehmen und der Gewerkschaftsorganisation Indust-
riALL Global Union die Veranderung der Einkaufspraktiken ihrer Mitgliedsunternehmen ganz
in den Vordergrund ihrer Aktivitaten. Fir Arbeiter*innen in der Textilbranche sollen durch na-
tionale Branchentarifvertrage existenzsichernde Lohne erzielt werden. Eine Koordination der
Einkaufspraktiken der Mitgliedsunternehmen von ACT soll dafiir sorgen, dass diese Bemiihun-
gen nicht unterlaufen werden. Damit wird sichergestellt, dass Lohnerhéhungen tatsachlich

durchgefuhrt werden kénnen. Der Preiswettbewerb erfahrt somit eine Einschrankung.41°

Die Anpassung von Einkaufspraktiken ist auch die strukturelle Voraussetzung dafir, dass an-

dere Implementierungspraktiken ihre Wirkungen entfalten kénnen.

Flr ein Auditing-System ist die Anpassung von Einkaufspraktiken wesentlich, da es Zulieferun-
ternehmen moglich sein muss, festgestellte VerstoBe gegen Standards auch zu beseitigen.
Wenn massive Uberschreitungen der Héchstarbeitszeiten als VerstoR identifiziert wurden,
dann kann dieser Verstol8 nur dann beseitigt werden, wenn die Einkaufspraktiken des bestel-
lenden Unternehmens dies auch zulassen. Derzeit werden Zulieferunternehmen haufig mit
sich widersprechenden Anforderungen konfrontiert. Bei gleichbleibender Qualitat sollen sie
zu immer niedrigeren Preisen produzieren, aber gleichzeitig die von den bestellenden Unter-

nehmen festgesetzten — immer héher werdenden — Standards einhalten.*!!

Am Beispiel des Bangladesh Accord lasst sich nachvollziehen, welche Folgen es hat, wenn ein
Auditing-System nicht mit der Anpassung der Einkaufspraktiken verbunden wird. Mit steigen-
dem Druck durch das Auditing-System verstarkte sich auch die Opposition der bangladeschi-
schen Bekleidungsbranche zum Bangladesh Accord.**? Von Seiten der bangladeschischen Zu-
lieferunternehmen wurde die Kritik gedul3ert, dass ihre hohen Investitionen in Gebaudesicher-
heit und Brandschutz sich nicht in der Preispolitik der bestellenden Unternehmen widerspie-
geln wiirden.** Die Kosten fir VerbesserungsmaRnahmen wurden gerade nicht geteilt und

gleichzeitig sanken die von den bestellenden Unternehmen gezahlten Preise weiter.'4

Fiir Social Dialogue ist die Anpassung von Einkaufspraktiken eine strukturelle Grundvorausset-
zung. Denn durch Einkaufspraktiken verursachter Preisdruck gibt Zulieferunternehmen (nega-

tive) Anreize, gewerkschaftliche Selbstorganisation zu vermeiden bzw. zu unterdriicken, da —

410 Zum Ansatz von ACT der ehemalige Geschiftsfiihrer: Hoffer (Fn. 324), 61.

411 Barrientos (Fn. 79), 186 m.w.N.; Anner, Binding Power, 2018; Amengual/Distelhorst, Cooperation and
Punishment in Regulating Labor Standards: Evidence from the Gap Inc Supply Chain, 2020.

412 Bair/Anner/Blasi (Fn. 347), 969 (986 ff.); C. Hug, Opportunities and limitations of the Accord: need for a worker
organizing model, in: Saxena (Hrsg.), Labor, Global Supply Chains, and the Garment Industry in South Asia, 2019,
65; Kang, The rise, demise, and replacement of the Bangladesh experiment in transnational labour regulation,
International Labour Review 2021.

413 James/Miles/Croucher, et al. (Fn. 347), 431 (436 f.).

414 5. Rahman/K. M. Rahman (Fn. 347), 1331; Kabeer, The evolving politics of labor standards in Bangladesh:
taking stock and looking forward, in: Saxena (Hrsg.), Labor, Global Supply Chains, and the Garment Industry in
South Asia, 2019, 231 (247 f.); Anner (Fn. 411).
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richtigerweise*!® — von Arbeitgebern angenommen wird, dass aktive Gewerkschaftsarbeit zu
steigenden Léhnen fiihren.* Fir Zulieferunternehmen bedarf es daher Garantien von Seiten
der bestellenden Unternehmen, dass ihre Beteiligung an Social Dialogue nicht durch die Ein-

kaufspraktiken der bestellenden Unternehmen unterlaufen wird.*’

Erforderlich ist die Anpassung von Einkaufspraktiken auch, um Gewerkschaften und Arbeitge-
bern Giberhaupt einen genuinen Verhandlungsspielraum zu verschaffen.#'® Wenn sich auf-
grund der Einkaufspraktiken der bestellenden Unternehmen der Verhandlungsspielraum von
Gewerkschaften und Arbeitgebern faktisch von vornherein auf die Themen beschrankt, die
keine Auswirkungen auf Kosten und Produktionsprozesse haben (durfen),*'° werden Verhand-

lungen sinnentleert.

Hinsichtlich des Capacity Building ist die Anpassung von Einkaufspraktiken ebenso erforder-
lich, damit die durch Capacity Building erworbenen Fahigkeiten tatsachlich in die Praxis um-
gesetzt werden kdnnen und nicht durch die Einkaufspraktiken wieder unterlaufen werden.
Der Einsatz von Capacity Building hdangt im weiteren Sinne auch davon ab, dass langfristige
Geschaftsbeziehungen aufgebaut werden, da erst dann Anreize fir Zulieferunternehmen be-
stehen, Geld und Zeit — sei es der Arbeiter*innen oder des Managements —in Capacity Building

Zu investieren.

Die Anpassung von Einkaufspraktiken allein genligt nicht, um menschenwiirdige Arbeitsbedin-
gungen in globalen Wertschopfungsketten durchzusetzen, aber sie ist die strukturelle Grund-
voraussetzung dafir, dass dies gelingen kann, da alle anderen Implementierungspraktiken von
einer Anpassung der Einkaufspraktiken abhangen. Das gilt auch fiir Beschwerdemechanismen.
Wenn die Einkaufspraktiken der bestellenden Unternehmen die Schaffung und Aufrechterhal-
tung von angemessenen Arbeitsbedingungen unméglich machen, dann verliert der Beschwer-
demechanismus als Instrument der effektiven Abhilfe seine Funktion. Fiir die Umsetzung von
konkreten Verfahrensergebnissen ist unter Umstanden die Anpassung von Einkaufspraktiken
ebenso erforderlich, denn Abhilfemallnahmen miissen finanziell und organisatorisch fir Zu-

lieferunternehmen durchfihrbar sein.
4.2.1.5 Zwischenfazit

Die dargestellten Implementierungspraktiken sind miteinander sowie auch mit der Funktion
und Wirksamkeit von Beschwerdemechanismen verschrankt. Social Auditing und Social Dia-

logue konnen dazu beitragen, VerstoRe gegen Menschenrechte zu identifizieren, abzustellen

415 Vaughan-Whitehead/Pinedo Caro (Fn. 378).

416 Apner (Fn. 74), 320 (326); so auch: BHRRC (Fn. 77).
47 Grimshaw/Koukiadaki/Tavora (Fn. 380), 48.

418 Jackson/Burger/Judd (Fn. 341), 14.

419 Anner (Fn. 76), 75 (88).
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und Losungen fur die Zukunft zu finden. Des Weiteren kdnnen sie Funktionen fiir die Imple-
mentierung von Beschwerdemechanismen und fir konkrete Beschwerdeverfahren erfillen.
Social Auditing und Social Dialogue kdnnen erganzend als Informationsquellen fir den Be-
schwerdemechanismus dienen. Auch im Nachgang von Beschwerdeverfahren kénnen sie eine
Uberwachung von Verfahrensergebnissen erleichtern. Bei der Bearbeitung von Beschwerden
kann auf Social Dialogue-Strukturen zuriickgegriffen werden, um zu einvernehmlichen Verfah-
rensergebnissen zu gelangen. Capacity Building ermoglicht die Umsetzung von Social Auditing,
Social Dialogue und Beschwerdemechanismen, indem die beteiligten Personen in die Lage
versetzt werden, sich wirksam an den jeweiligen Prozessen zu beteiligen. Bei der Anpassung
von Einkaufspraktiken handelt es sich um die strukturelle Grundvoraussetzung dafir, dass
nachhaltige Veranderungen Uberhaupt ermdoglicht werden und die anderen Implementie-

rungspraktiken nicht ins Leere laufen.

Die konkreten Funktionen der Implementierungspraktiken fiir Beschwerdemechanismen wer-

den mit Good Practice-Beispielen in Kapitel 6 naher beschrieben.

4.2.2 Governance-Modell des Beschwerdemechanismus

Zu Beginn dieses Kapitels wurde Uberblicksweise dargestellt, dass die Landschaft der Be-
schwerdemechanismen durch verschiedene Institutionalisierungsformen gekennzeichnet ist,
wobei grundsatzlich unternehmensinterne und unternehmensiibergreifende Formen zu un-
terscheiden sind. Die Matrix zur Governance von Beschwerdemechanismen (siehe Kap. 4.1.1)
verdeutlicht, dass an der Tragerorganisation eines Beschwerdemechanismus auch andere Ak-
teure als Unternehmen — in unterschiedlichen Rollen — beteiligt sein kénnen. Der vorange-
hende Abschnitt (Kap. 4.2.1) hat deutlich gemacht, dass sich Beschwerdemechanismen in ei-
nem Netz von miteinander verflochtenen Implementierungspraktiken befinden. Beschwer-
demechanismen stehen nicht allein und sie kénnen auch nicht alleine stehen. Beschwerdeme-
chanismen erganzen andere Implementierungspraktiken — und bediirfen zugleich ihrerseits
selbst weiterer Implementierungspraktiken als Voraussetzung fiir ein effektives Verfahren

und fir die Umsetzung ihrer Ergebnisse.

In der Zusammenschau dieser Aspekte haben wir uns dazu entschieden, unsere weiteren Un-
tersuchungen Uberwiegend auf unternehmensiibergreifend institutionalisierte Beschwer-
demechanismen zu konzentrieren. Eine unternehmensiibergreifende Konzeption liegt auch
unseren Empfehlungen zur Gestaltung von Beschwerdemechanismen (siehe Kap. 9) zugrunde.
In den folgenden beiden Unterkapiteln zeigen wir zundchst die Vorteile auf, die sich aus einer

unternehmensiibergreifenden Institutionalisierung von Beschwerdemechanismen ergeben
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(Kap. 4.2.2.1). Darauf aufbauend begriinden wir, warum in den Entscheidungsstrukturen sol-
cher Beschwerdemechanismen Unternehmensvertreter*innen sowie Vertreter*innen der In-

teressen von Betroffenen paritatisch vertreten sein sollten (Kap. 4.2.2.2).
4.2.2.1 Unternehmensiibergreifende Institutionalisierung

Die Griinde fiir eine unternehmensibergreifende Institutionalisierung eines Beschwerdeme-
chanismus ergeben sich zum einen aus ihrer spezifischen Funktion fiir die Integritat des Be-
schwerdemechanismus, zum anderen aus einer Reihe von Vorteilen, die mit dem kollektiven
Handeln verbunden sind. Einige dieser Aspekte sind funktionaler Natur und betreffen vor al-
lem die Effizienz, Finanzierung und Unabhangigkeit des Beschwerdemechanismus. Andere
Vorteile kommen insbesondere dann zum Tragen, wenn Unternehmen nicht nur gemeinsam
einen Beschwerdemechanismus betreiben (wollen), sondern sich auch dariber hinaus fiir die
Verbesserung der Menschenrechtslage in der Lieferkette einsetzen wollen (z.B. durch Abstim-
mung von Einkaufspraktiken), so dass der Beschwerdemechanismus in ein unternehmens-

Ubergreifendes groReres System eingebettet ist.

Eine unternehmensiibergreifende Institutionalisierung schitzt die Integritdt des Beschwer-
demechanismus insbesondere dadurch, dass die beteiligten Unternehmen eine gewisse Peer-
Kontrolle austiben kénnen. Aus Wettbewerbsgriinden besteht ein Anreiz dafiir, dass das Be-
schwerdeverfahren keines der beteiligten Unternehmen bevor- oder benachteiligt. Bei der
Beteiligung mehrerer Unternehmen verringert sich auch der Einfluss eines einzelnen Unter-
nehmens auf das Verfahren. Dass nicht ein einzelnes Unternehmen allein tiber Verfahrensde-
sign, -durchflihrung und -ergebnisse bestimmen kann, starkt die Unabhdngigkeit des Be-

schwerdemechanismus.

Die unternehmensiibergreifende Institutionalisierung von Beschwerdemechanismen ermaog-
licht auch durch die Blindelung von Ressourcen, die unabhangige Bearbeitung der Beschwer-
den insgesamt und insbesondere mit Blick auf die Verfahrensfiihrung im engeren Sinne abzu-
sichern und zu professionalisieren.*?° Denn im Unternehmensverbund ist es einfacher, einen
speziell geschulten Mitarbeiterstab fiir die Administration des Beschwerdemechanismus ein-
zustellen und professionelle Verfahrensexpert*innen mit etwaigen investigativen Untersu-
chungen bzw. der Filhrung von ADR-Verfahren zu betrauen. Auch die Betriebskosten eines
Beschwerdemechanismus kdnnen bei einer unternehmensiibergreifenden Institutionalisie-
rung auf die teilnehmenden Unternehmen verteilt werden. Die Finanzierung von effektiven
Beschwerdemechanismen erschopft sich dabei nicht in der Finanzierung der Administration
des Verfahrens. Effektive Beschwerdemechanismen sorgen bspw. fiir eine Untersuchung der

Beschwerde, kdnnen mit Betroffenen in den jeweiligen Muttersprachen kommunizieren und

420 Dje Bedeutung der adiquaten Ausstattung eines Beschwerdemechanismus betonen auch Miller-
Dawkins/Macdonald/Marshall (Fn. 173), 41 ff.
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gewahren Personen bei Zugang des Mechanismus proaktiv Unterstiitzung. Fiir die Funktions-
fahigkeit von Beschwerdemechanismen ist zudem Capacity Building unverzichtbar#*?!; davon

sehen Unternehmen aber oft aus Kostengriinden ab.#??

Auch die Durchsetzung von durch Auditing aufgestellten Abhilfeplanen sowie von Verfahrens-
ergebnissen eines Beschwerdemechanismus erfordert eine unternehmensiibergreifende In-
stitutionalisierung. Als scharfstes Schwert steht privaten Unternehmen letztlich nur die Been-
digung von Geschaftsbeziehungen zur Verfligung. Die Androhung der Beendigung von Ge-
schaftsbeziehungen kann aber nur dann wirksam sein, d.h. eine Verhaltensdanderung bei den
Zulieferunternehmen bewirken, wenn die MaRnahme auch substanzielle Auswirkungen auf
die Geschaftstatigkeit des betroffenen Unternehmens hat. Das ist dann der Fall, wenn das
bestellende Unternehmen einen bedeutsamen Anteil der Produktion abnimmt und wenn das
von der Beendigung betroffene Unternehmen auf dem Markt nicht mit geringfligigem Auf-
wand einen neuen Abnehmer findet. Diese Bedingungen sind leichter erfillt, wenn bestel-
lende Unternehmen kollektiv die Geschaftsbeziehungen zu einem Zulieferunternehmen be-
enden, so dass das betroffene Unternehmen bei Nicht-Compliance einem gréReren finanziel-

len Risiko ausgesetzt ist.*?3

Die Notwendigkeit einer unternehmensibergreifenden Institutionalisierung eines Beschwer-
demechanismus folgt nicht zuletzt auch aus der Notwendigkeit der Anpassung von Einkaufs-
praktiken. Die eigenstandige Anpassung von Einkaufspraktiken durch einzelne Unternehmen
zieht flr diese lediglich einen Wettbewerbsnachteil auf dem Markt nach sich. Erst die koordi-
nierte Anpassung von Einkaufspraktiken gewahrleistet einen fairen Wettbewerb zwischen den
Unternehmen.*?* Die Koordination von Einkaufspraktiken zwischen bestellenden Unterneh-
men verschafft zudem auch Zulieferunternehmen Planungssicherheit, da letztere dann davon
ausgehen kénnen, dass ihnen die Durchfiihrung von VerbesserungsmaRnahmen nicht einen
Nachteil bei anderen bestellenden Unternehmen einbringt. Hier ist unternehmensiibergrei-
fendes Handeln insbesondere fiir (kleinere) Unternehmen wichtig, die nur einen geringen Teil
der Produktion von Zulieferunternehmen abnehmen. Denn so kénnen sie auf den kollektiven
Einfluss zurlickgreifen, um Verhaltensanderungen bei ihren Zulieferunternehmen zu bewir-

ken.*2?> Kollektiver Einfluss ist auch dann erforderlich, wenn die Machtbeziehungen zwischen

421 Sjehe Kap. 4.2.1.3.

422 Oka/Egels-Zandén/R. Alexander (Fn. 82), 1306 (1322).

423 Die im Rahmen des Bangladesh Accord praktizierte kollektive Durchsetzung wird daher auch fiir den Erfolg
des Auditing-Programms verantwortlich gemacht, vgl. Schiifller/Frenkel/Ashwin, et al. (Fn. 342), 24;
James/Miles/Croucher, et al. (Fn. 347), 431; Oka/Egels-Zandén/R. Alexander (Fn. 82), 1306 (1313 ff.); die von S.
Rahman und K. M. Rahman durchgefiihrte Befragung von Manager*innen von Zulieferunternehmen in Bangla-
desh liefert Belege dafiir, dass die kollektive Durchsetzung von Zulieferunternehmen ernst genommen wurde,
vgl. S. Rahman/K. M. Rahman (Fn. 347), 1331; diese Erfahrungen hat einzelne am Bangladesh Accord beteiligte
Unternehmen bewogen, sich mit IndustriALL Global Union zu ACT zusammenzuschliefen, um durch koordinierte
Einkaufspraktiken kollektiv Einfluss auf Zulieferunternehmen auszuliben, damit diese branchenweite
Tarifvertrage mit nationalen Gewerkschaften aushandeln, Ashwin/Oka/Schuessler, et al. (Fn. 100), 995.

424 Hoffer (Fn. 324), 61.

425 kuruvilla/N. Li/Jackson (Fn. 345), 185 (200).
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bestellenden Unternehmen aus dem globalen Norden und Zulieferunternehmen aus dem glo-

balen Stden nicht eindeutig zugunsten der bestellenden Unternehmen ausfallen.*?®

4.2,2.2 Paritatische Entscheidungsstrukturen der Tragerorganisation

Des Weiteren sprechen wir uns fiir ein Governance-Modell aus, das eine paritatische Beset-
zung der Entscheidungsstrukturen der Tragerorganisation eines Beschwerdemechanismus
vorsieht. Unter paritatischer Besetzung verstehen wir, dass neben Unternehmen andere Ak-
teure, die die Interessen von Betroffenen vertreten, zusammen mindestens 50% der Stimma-

nteile besitzen.

Fir paritatische Entscheidungsstrukturen sprechen eine Reihe von funktionalen Griinden. Da-
mit Beschwerdemechanismen ihre Aufgabe erfiillen kénnen, friihe effektive Abhilfe zu leis-
ten,*?” missen sie den Interessen und Bedurfnissen der Betroffenen gerecht werden, damit
diese sich vertrauensvoll an den Beschwerdemechanismus wenden. Die Ausrichtung des Be-
schwerdemechanismus auf diese Interessen und Bedirfnisse ldsst sich am effektivsten
dadurch sicherstellen, dass Vertreter*innen der Betroffenen-Interessen nicht nur konsultiert
werden,*?® sondern direkt am Entscheidungsprozess tiber die Gestaltung des Beschwerdeme-

chanismus mitwirken.

Paritatische Entscheidungsstrukturen sichern zudem die Integritat des Beschwerdemechanis-
mus im Rahmen der Organisation ab. Das betrifft vor allem die Untersuchungsfunktionen und
Uberwachungsfunktionen eines Beschwerdemechanismus. Parititische Entscheidungsstruk-
turen stellen sicher, dass die internen Regeln zur investigativen Untersuchung von Beschwer-
den sowie zur Auswahl der Personen, die diese Untersuchung durchfiihren, so ausgestaltet
sind, dass sie keine Partei bevorteilen. Dasselbe Argument gilt mit Blick auf die Auswahl von
verfahrensleitenden Personen im Bereich ADR, bspw. durch Zusammenstellung eines Media-

tor*innenpools.

Mit einer paritdtischen Entscheidungsstruktur kommen auch die Interessenvertreter*innen
von Betroffenen in die Verantwortung, fiir eine effektive Umsetzung von Verfahrensergebnis-
sen zu sorgen, da sie andernfalls ihre Glaubwiirdigkeit bei den von ihnen vertretenen Betroffe-

nen aufs Spiel setzen.

SchlielRlich vermittelt eine paritatische Besetzung der Entscheidungsstrukturen den Entschei-

dungen des Beschwerdemechanismus Legitimitat. Die an den Entscheidungsstrukturen pari-

426 | ocke (Fn. 81), 28 ff.; die Machtverhiltnisse hdngen auch nicht allein von der GréRe der bestellenden Unter-
nehmen ab, sondern auch von den Strukturen der Wertschopfungskette und den betreffenden Branchen, vgl.
Oka/Egels-Zandén/R. Alexander (Fn. 82), 1306 (1308).

427 Sjehe zu dieser Funktion Kap. 2.1.2.

428 5o die Forderung in UNGP 31: OHCHR (Fn. 4), 34.
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tatisch beteiligten Akteure kdnnen einzelne Entscheidungen nicht grundsatzlich in Frage stel-
len, ohne ihr eigenes Handeln, also die Ausgestaltung des Beschwerdemechanismus, zu kriti-
sieren. Aufgrund ihrer Einflussmoglichkeit sind an den Entscheidungsstrukturen beteiligte In-
teressenvertreter*innen von Betroffenen so veranlasst, Kritik am Beschwerdemechanismus
zunachst im Rahmen der Entscheidungsstrukturen vorzubringen und ggf. Verbesserungsvor-
schlage zu machen. So kann der Beschwerdemechanismus unter Vermeidung von vertrauens-

mindernden offentlichkeitswirksamen Auseinandersetzungen weiterentwickelt werden.

Wie sich eine paritatische Entscheidungsstruktur unter Einbeziehung von Vertreter*innen der
Interessen Betroffener konkret konstituieren sollte und welche Akteure einbezogen werden
sollten, kann an zwei Faktoren festgemacht werden: Reprasentation und Ressourcen. Die Or-
ganisationen, die an den Entscheidungsstrukturen beteiligt sind, missen die Interessen der
Personen reprasentieren konnen, die von den Aktivitdten der Organisation unmittelbar be-
troffen sind. Gleichzeitig muss die Organisation die Ressourcen (finanziell, organisational,
technisch, sprachlich) besitzen, um die Interessenvertretung tatsachlich effektiv wahrnehmen

zu kénnen.

Gerade die Frage der Reprasentation wirft komplexe Fragen auf: Wie kdnnen die Interessen
von Arbeiter*innen, in den Entscheidungsstrukturen einer Organisation, die sich auf Men-
schenrechte am Arbeitsplatz konzentriert, addquat reprasentiert werden?*?° Klassischerweise
vertreten Gewerkschaften die Interessen von Arbeiter*innen. Mit einem hohen Organisation-
grad und einer demokratischen Struktur im Inneren verfligen Gewerkschaften grundsatzlich
Uber die Voraussetzungen, die Interessen von Arbeiter*innen effektiv reprasentieren zu kon-
nen. Lokale oder nationale Gewerkschaften aus dem globalen Siiden sind jedoch mit einem
niedrigen gewerkschaftlichen Organisationsgrad und einem im Regelfall repressiven politi-
schen und rechtlichen Umfeld konfrontiert. Ihnen mangelt es zudem — gerade wegen der bei-
den zuvor genannten Umstande — an den notwendigen Ressourcen, um tatsachlich die Inte-
ressen von Arbeiter*innen in den Entscheidungsstrukturen der Trdgerorganisation eines

transnationalen Beschwerdemechanismus zu vertreten.

429 |m Folgenden wird sich auf Beschwerdemechanismen konzentriert, die Arbeiter*innen in Betrieben der Zulie-
ferunternehmen der Mitgliedsunternehmen adressieren. Die Frage nach paritatischen Entscheidungsstrukturen
in Beschwerdemechanismen fir Drittbetroffene wirft noch komplexere Folgefragen auf. Aus der Tatsache, dass
z.B. Bergbauunternehmen unmittelbar anliegende Gemeinden beeintrachtigen, folgt, dass diese Gemeinden an
den Entscheidungsstrukturen zu beteiligen sind. Bereits daflir bedarf es Verfahren, um Interessenvertreter*in-
nen der Gemeinden zu identifizieren und zu beteiligen (Zu dieser Problematik: Oshionebo, Community
Development Agreements as Tools for Local Participation in Natural Resource Projects in Africa Evaristus, in:
Feichtner/Krajewski/Roesch (Hrsg.), Human Rights in the Extractive Industries, 2019, 77). Noch gréRere Probleme
hinsichtlich der Reprédsentation ergeben sich bzgl. derjenigen Personen, die mittelbar durch die Geschéftstatig-
keit eines Bergbauunternehmens betroffen sind. So kénnte der Bergbau dazu fithren, dass ein Fluss mit Giftstof-
fen belastet wird, die wiederum die Trinkwasserversorgung in weit entfernten Gemeinden oder die Landwirt-
schaft gefdhrden. Bei solchen eher mittelbaren Auswirkungen kdnnen im Vorhinein nur schwierig Interessenver-
treter*innen ausgewahlt werden, da zuvor nur sehr abstrakt feststeht, wer von diesen Auswirkungen betroffen
sein kdonnte. Insofern steht in Frage, ob die Interessen der méglicherweise Betroffenen auch dadurch geférdert
werden kdnnen, dass (auch) Umweltschutzorganisationen an den Entscheidungsstrukturen beteiligt werden, de-
ren Ziel der Schutz der Umwelt per se ist, ganz unabhangig davon, ob moéglicherweise Menschen betroffen sind.
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In globalisierten Wirtschaftsbeziehungen kann diese Aufgabe grundsatzlich auch von globalen
Gewerkschaftsorganisationen erfiillt werden. Die Interessenvertretung von betroffenen Ar-
beiter*innen durch globale Gewerkschaftsorganisationen ist allerdings dauflerst mittelbar, da
die Legitimationskette von den Mitgliedern einer lokalen Gewerkschaft zur globalen Gewerk-
schaftsorganisation lang ist.**° Ferner haben globale Gewerkschaftsorganisationen ggf. ein In-
teresse daran, moglichst viele Aufgaben von ihren nationalen Mitgliedsgewerkschaften an sich
zu ziehen, um so ihre eigene Existenz legitimieren zu kénnen.**! Die hjufig mangelhafte Um-

432 wirft zusatzlich die Frage auf, inwiefern die Interessen der Arbeiter*innen

setzung von GFAs
von globalen Gewerkschaftsorganisationen tatsachlich reprasentiert wurden bzw. werden.
Wenn der gewerkschaftliche Organisationsgrad sehr niedrig ist und lokale/nationale Gewerk-
schaften daher nur einen kleinen Anteil der Arbeiter*innen vertreten, die in den Wirkungsbe-
reich eines Beschwerdemechanismus fallen, stellt sich zudem die Frage, ob die Gewerkschaf-
ten tatsdchlich die Interessen aller Arbeiter*innen vertreten kdnnen. Gleichwohl ist zu beach-
ten, dass der niedrige gewerkschaftliche Organisationsgrad haufig Folge eines repressiven po-
litischen und rechtlichen Umfelds ist,*33 so dass in solchen Kontexten tiberhaupt keine repré-

sentativen lokalen/nationalen Gewerkschaften entstehen kénnen.

Eine spezifische Auspragung des Reprasentationsproblems ist dessen Gender-Dimension. In
Social Dialogue-Strukturen sind Frauen — sowohl auf Arbeitgeber- als auch auf Arbeitnehmer-
seite — unterreprasentiert.*3* Diese Problematik wird noch zusatzlich verstirkt, wenn es sich

um Branchen handelt, in denen mehrheitlich Frauen beschéaftigt sind.43°

Alternativ zur Beteiligung von Gewerkschaften konnten auch NGOs, die sich auf Arbeiter*in-
nenbelange und -rechte konzentrieren (Labour NGOs), an den Entscheidungsstrukturen betei-
ligt werden. Allerdings stellt sich bei diesen gleichermaRen die Frage nach Reprasentation und

Ressourcen.

Jedenfalls NGOs aus dem globalen Norden kénnen nicht ohne Weiteres fiir sich beanspruchen,
authentisch die Interessen von Arbeiter*innen zu vertreten.**® Wenn es sich um Mitglieder-
organisationen handelt, dann sind sie ihren Mitgliedern verpflichtet, die in der Regel Bir-
ger*innen des globalen Nordens sind. Handelt es sich nicht um Mitgliederorganisationen,

dann sind sie in erster Linie ihren Spender*innen verpflichtet. Soweit es sich nicht um Mitglie-

430 ygl. grafische Darstellung: Hadwiger (Fn. 302), 102.

41 Ebd., 100.

432 Sjehe Kap. 4.2.1.2

433 ygl. zum Stand der Arbeitsrechte: ITUC, ITUC Global Rights Index 2020.

434 Global Deal/OECD/ILO, The Contribution of Social Dialogue to Gender Equality, 2021, 4; ILO, Towards resilient
social dialogue in South Asia, 2020, 12.

435 Sjehe zur Textilbranche in Bangladesh: Reinecke/Donaghey/Hoggarth (Fn. 345), 20.

438 Die Forschung von MSI Integrity zu MSls ergab, dass die meisten zivilgesellschaftlichen Organisationen in MSls
keine Kontakte zu den Betroffen vor Ort hatten, MSI Integrity, Not Fit-for-Purpose, 2020, 71.
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derorganisationen handelt, sind NGOs in der Regel auch nicht demokratisch verfasst. Sie ver-
flgen aber eher als NGOs aus dem globalen Sitiden Uber die notwendigen Ressourcen, um sich

an den Entscheidungsstrukturen effektiv beteiligen zu konnen.

Labour NGOs aus dem globalen Stiden kénnen zumindest fir sich beanspruchen, in einem en-
geren Verhaltnis zu den Arbeiter*innen zu stehen, deren Interessen sie vertreten wollen. Aber
auch bei ihnen stellt sich die Frage der Reprdsentation. Das weitaus groRere Problem ist aber,
dass ihnen in der Regel die Ressourcen fehlen werden, um sich effektiv in den Entscheidungs-
strukturen der Tragerorganisationen von transnationalen Beschwerdemechanismen beteili-
gen zu kdnnen.*¥’ Trotz einer paritatischen Beteiligung kénnen so de facto die Unternehmens-

akteure den deutlich gréReren Einfluss auf den Beschwerdemechanismus ausiiben.*32

Wenn Organisationen nicht Gber die notwendigen Ressourcen verfligen, um ihren Einfluss in
den Governance-Strukturen der Tragerorganisation eines Beschwerdemechanismus tatsach-
lich geltend zu machen, gerat die Beteiligung sowohl von Gewerkschaften als auch von Labour
NGOs zu einem Feigenblatt. Gleichermalen stehen sowohl Gewerkschaften als auch Labour

NGOs vor dem Reprasentationsproblem.

In globalen Lieferketten existieren folglich nur imperfekte Losungen hinsichtlich der Beteili-
gung von Interessenvertreter*innen von Arbeiter*innen. Fir die Beteiligung von globalen Ge-
werkschaftsorganisationen in paritatisch besetzen Entscheidungsstrukturen gibt es allerdings
trotzdem gewichtige Grinde. Globale Gewerkschaftsorganisationen vertreten nicht nur die
Interessen von Arbeiter*innen, sondern auch die Interessen ihrer nationalen Mitgliedsge-
werkschaften, die wiederum lokale/regionale Gewerkschaften vertreten. Gewerkschaften
sind selbst Tragerinnen von Menschenrechten; damit sind sie moglicherweise auch direkt von
Menschenrechtsverletzungen im Verantwortungsbereich von Unternehmen betroffen, so
dass auch sie einen Anspruch darauf haben, addaquat vertreten zu werden. Globale Gewerk-

schaftsorganisationen sind daher in einer Rolle der doppelten Interessenvertretung.

Die Beteiligung von globalen Gewerkschaftsorganisationen institutionalisiert Social Dialogue
auf transnationaler Ebene.*3° Gegebenenfalls werden dabei Konflikte bereits im Rahmen des
Social Dialogue lokal auf Betriebsebene beigelegt. Bei der Implementierung kann auf das Ge-
werkschaftsnetzwerk zuriickgegriffen werden. Uber das Gewerkschaftsnetzwerk kénnen Kon-
flikte bis auf die transnationale Ebene getragen werden. Auf diese Strukturen kann der Be-

schwerdemechanismus dann zuriickgreifen. Diese Implementierung durch die nationalen und

37 MSI Integrity (Fn. 436), 74 1.

438 Baqumann-Pauly/Nolan/Labowitz, et al., Setting and enforcing industry-specific standards for human rights:
the role of multi-stakeholder initiatives in regulating corporate conduct, in: Baumann-Pauly/Nolan (Hrsg.),
Business and Human Rights: From Principles to Practice, 2016, 107 (123).

439 Sjehe dazu oben unter Kap. 4.2.1.2.
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lokalen Mitgliedsgewerkschaften starkt letztere zudem als legitime und glaubhafte Sozialpart-
ner vor Ort.** Im Schatten des Schutzes durch den Beschwerdemechanismus und die teilneh-
menden bestellenden Unternehmen, die die Umsetzung effektiver Abhilfe bei Verletzung der
Vereinigungsfreiheit sicherstellen, kdnnen sich lokale Gewerkschaften auch besser organisie-
ren, so dass das Reprasentationsproblem nach und nach verringert wird.**! NGOs kénnen da-
gegen schon konzeptionell das Reprasentationsproblem nicht Gberwinden, sondern nur ver-

fahrensmaRig abmildern.

Gleichzeitig verfligen globale Gewerkschaftsorganisationen auch liber die Ressourcen, insbe-
sondere Uber die Erfahrungen aus den Verhandlungen von GFAs, um tatsachlich in Entschei-

dungsstrukturen Einfluss zu nehmen.

In den paritatischen Entscheidungsstrukturen der Tragerorganisation eines transnationalen
Beschwerdemechanismus, der sich auf Menschenrechte am Arbeitsplatz konzentriert, sollten
globale Gewerkschaftsorganisationen daher beteiligt sein. Eine Beteiligung von NGOs an den
Entscheidungsstrukturen sollte jedenfalls die Voraussetzung haben, dass diese NGOs Verfah-
ren entwickelt haben, die Interessen von Betroffenen adaquat aufzunehmen und zu reprasen-
tieren. Auch unabhangig von der Frage der Beteiligung an den Entscheidungsstrukturen kon-
nen NGOs ihre Expertise in die Governance von transnationalen Beschwerdemechanismen
einbringen. Das gilt insbesondere fiir die spezifische Expertise z.B. zu Gender-Fragen oder der
Problematik von Kinderarbeit, die in der Interessenvertretung jedenfalls bisher strukturell un-

terreprasentiert waren.

Die — durchaus kontroverse — Diskussion zur bestmdglichen Besetzung von Entscheidungsgre-
mien sollte allerdings den grundsatzlichen Befund nicht in den Hintergrund drangen, dass die
Effektivitat von Beschwerdemechanismus durch paritatische Entscheidungsstrukturen jeden-
falls deutlich gefordert wird. Mit paritatischen Entscheidungsstrukturen kann besser vermie-
den werden, dass Beschwerdemechanismen eine reine Sammelstelle von Beschwerden blei-
ben. Die Paritat stlitzt die Integritdt des Beschwerdemechanismus, stellt sicher, dass Interes-
sen von Betroffenen tatsachlich in die Entscheidung einflieRen kénnen, und kann losgeldst
von einzelnen Beschwerdeverfahren dazu beitragen, dass Konflikte intern gelost werden. Eine
paritatische Besetzung von Entscheidungsstrukturen der Tragerorganisationen von Beschwer-
demechanismen ist daher, trotz moglicher Unzuldnglichkeiten in den Details der Reprasenta-

tion, jedenfalls vorzugswiirdig.

440 Reinecke/Donaghey (Fn. 390), 14 (21).

441 Beispielsweise zeigen Gansemans et al., dass sich auch in einem gewerkschaftsrepressiven Umfeld in Costa
Rica durch die Unterstitzung und Intervention von bestellenden transnationalen Unternehmen und Gewerk-
schaften aus dem Heimatstaat des bestellenden Unternehmens gewerkschaftliche Organisation ermoglichen
lasst, Gansemans/Louche/D'Haese (Fn. 402), 84.



117

4.2.2.3 Zwischenfazit

Eine unternehmensiibergreifende Institutionalisierung des Beschwerdemechanismus durch
Tragerorganisationen mit Entscheidungsstrukturen, in denen Vertreter*innen der Interessen
von Betroffenen paritatisch zusammen mit Unternehmensakteuren beteiligt sind, ist aus un-
serer Sicht der beste Weg, um wirksame Beschwerdemechanismen entlang von Lieferketten

zu implementieren, die flr Betroffene effektive Abhilfe leisten kdnnen.

4.3 Untersuchung exemplarischer Beschwerdemechanismen

Aus dem Spektrum der auRergerichtlichen Beschwerdemechanismen und mit Blick auf die in-
stitutionelle Einbettung von Beschwerdemechanismen haben wir exemplarische Beschwer-
demechanismen ausgewahlt und in Fallstudien untersucht. In den folgenden beiden Unterka-
piteln stellen wir die gewahlte Methodik (Kap. 4.3.2) und die acht untersuchten Beschwer-
demechanismen in Kurzbeschreibungen vor (Kap. 4.3.3). In Kapitel 6 werden dann die Ergeb-
nisse der Fallstudien systematisch entlang des in Kapitel 4.4. vorgestellten Kategoriensystems
ausgewertet, um gute Ansatze flr die Ausgestaltung von nicht-staatlichen auRergerichtlichen
Beschwerdemechanismen zu identifizieren. Diese finden sich schlielllich wieder in dem in Ka-

pitel 9 vorgestellten Empfehlungen zu einem Integrative Grievance System.
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4.3.1 Methodik

Um Gestaltungselemente von auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen und ihrer Trager-
organisationen sowie ihrer Umsetzungsstrategien im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte
zu identifizieren, wurden im Forschungsprojekt acht Fallstudien zu ausgewahlten Beschwer-
demechanismen®*? durchgefiihrt?43, die hier unter Nennung ihrer jeweiligen Tragerorganisa-

tion aufgefiihrt sind:

Accord on Fire and Building Safety in Bang-
ladesh (Bangladesh Accord)

Dutch Agreement on Sustainable Garments

Adidas Gruppe

Bench Marks Foundation (BMF) ]
and Textiles (Dutch Agreement)

Fair Labour Association (FLA) Fair Wear Foundation (FWF)

Deutsche Investitions- und Entwicklungsge-

Roundtable on Sustainable Palm Oil (RSPO)
sellschaft der KFW (DEG)

Tab. 4: Untersuchte Beschwerdemechanismen

Entsprechend des Forschungsauftrages fokussierten sich die Fallstudien auf die Kategorien
von nicht-staatlichen auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen,*** die dem Accountability
and Remedy Project Il zugrunde lagen: (1) unternehmensinterne Beschwerdemechanismen,
(2) Beschwerdemechanismen von Entwicklungsbanken, (3) Beschwerdemechanismen von
GFAs und (4) Beschwerdemechanismen von Multi-Stakeholder-Initiatives (MSls).**> Den vo-
rangegangen Uberlegungen folgend sind mehrheitlich unternehmensiibergreifende Be-
schwerdemechanismen (Bangladesh Accord, Dutch Agreement, FLA, FWF, RSPO) untersucht
worden. Als Beschwerdemechanismus eines GFA wurde derjenige des Bangladesh Accord ge-
wihlt.**® Die Beschwerdemechanismen des Dutch Agreements, der FLA, FWF und des RSPO

stellen hingegen MSiIs dar.

Um aber das volle Spektrum der aullergerichtlichen Beschwerdemechanismen abzudecken
und um malgebliche konzeptionelle Unterschiede zu unternehmensiibergreifenden Be-
schwerdemechanismen zu erfassen, wurden exemplarisch der Beschwerdemechanismus von
Adidas als unternehmensinterner und derjenige der DEG als Beschwerdemechanismus einer

Entwicklungsbank ausgewahlt. Der Beschwerdemechanismus der BMF wurde gewahlt, da an

442 Die Hague Rules on Business and Human Rights Arbitration sind als spezifische Schiedsgerichtsverfahrensord-
nung fur den Bereich Wirtschaft und Menschenrechte im Rahmen dieses Projekts ebenfalls ausgewertet worden.
Sie finden hier keine gesonderte Erwdahnung, da es sich bei ihnen nicht um einen Beschwerdemechanismus im
Sinne einer Tragerorganisation (siehe dazu oben Kap. 4.1.) handelt.

443 Der Untersuchungszeitraum fiir diesen Abschnitt des Forschungsprojektes endete im Dezember 2020; daher
ist der per Juni 2021 transformierte Bangladesh Accord noch in seiner vorherigen Form erfasst.

444 Staatliche Beschwerdemechanismen wurden deshalb nicht in die umfassende Analyse einbezogen. Allerdings
wurde die Arbeits- und Verfahrensweise des Schweizer Nationalen Kontaktpunktes (NKP) fiir die OECD Guidelines
durch ein Expert*innen-Interview erhoben, um transferfahige Praktiken zu erfassen; siehe dazu Kap. 5.

445 Zagelmeyer/Bianchi/Shemberg (Fn. 88).

48 E{ir eine Einordnung des Bangladesh Accord als GFA, vgl. Zimmer (Fn. 314), 178 (198 ff.).
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ihm im Unterschied zu den anderen Beschwerdemechanismen kein Unternehmen direkt be-
teiligt ist. Vielmehr bietet die BMF an, Konflikte zwischen Bergbauunternehmen und lokalen

Gemeinschaften zu l6sen.

Die konkreten Beschwerdemechanismen wurden auf Grundlage des folgenden Kriterienbin-
dels ausgewahlt, wobei insgesamt moglichst unterschiedliche Modelle bei der Untersuchung
bericksichtigt werden sollten: (1) Branche, (2) geographischer Wirkungsbereich, (3) Beziige
zu ADR, (4) Akteurs- und Konfliktkonstellationen, (5) Governance, (6) Entwicklungsgrad des
Beschwerdemechanismus und zuletzt auch (7) die Verflgbarkeit von 6ffentlich zuganglichen

Informationen.

Der Fokus lag bei der Auswahl darauf, ausdifferenzierte Beschwerdemechanismen zu erfas-
sen, die in eine (Trager-)Organisation und erkennbare Implementierungspraktiken eingebet-
tet sind. Hinsichtlich des Merkmals der Branchen sind die Textil- und Bekleidungsbranche mit
Bangladesh Accord, Adidas, Dutch Agreement, FWF und FLA deutlich (iberreprasentiert. Diese
Uberreprisentanz ergibt sich daraus, dass in der Textil- und Bekleidungsindustrie durch fort-
laufende Skandale (an dieser Stelle sei exemplarisch auf den Rana Plaza-Unfall verwiesen) die
Akteure einem besonders hohen 6ffentlichen Druck zum Handeln ausgesetzt waren, so dass
Beschwerdemechanismen in dieser Branche bereits recht weit entwickelt und ausdifferenziert
sind. Zudem handelt es sich bei der Textil- und Bekleidungsindustrie um den Prototyp einer
,buyer-driven“ globalen Wertschopfungskette, in der die Beziehungen von bestellenden
transnational agierenden Unternehmen zu Zulieferunternehmen in der Regel durch ein deut-

liches Machtgefille zulasten der Zulieferunternehmen gepragt sind.**’

Die Untersuchung der einzelnen Beschwerdemechanismen erfolgte kategoriengeleitet. Die
daflr gewahlten bzw. entwickelten Kategorien haben funktional-normativen Charakter, d.h.
sie erfassen konkrete Funktionen, die die untersuchten Beschwerdemechanismen ausfillen

bzw. aufgrund normativer Vorgaben ausfillen missen.

Diese Kategorien wurden in einem iterativen Prozess gewonnen. Das so entwickelte Katego-
riensystem umfasst die Oberkategorien (1) Institutionalisierung, (2) Implementierung vor
Ort, (3) Verfahrensausgestaltung und (4) Entwicklung eines lernenden Systems, zu denen
dann jeweils verfeinernd Unterkategorien gebildet wurden. Das vollstandige Kategoriensys-

tem findet sich in Kapitel 4.4.

47 Delautre (Fn. 74), 11 m.w.N.
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Den Ausgangspunkt unserer Erstellung von Kategorien im Bereich der Verfahrensgestaltung
bildeten die normativen Vorgaben der UNGP und die Schiedsordnung der Hague Rules on Bu-
siness and Human Rights Arbitration (Hague Rules)**¢, die einen Sockel an Gestaltungskatego-
rien lieferten. Die Hague Rules wurden gewahlt, da es sich dabei um eine bereits differenziert
ausgearbeitete Verfahrensordnung eines ADR-Verfahrens handelt, das spezifisch fiir den Um-
gang mit Menschenrechtsverletzungen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte entwickelt
bzw. auf ihn angepasst wurde. Auf Grundlage der von den Beschwerdemechanismen verof-
fentlichten Verfahrensordnungen und sonstigen Dokumenten (z.B. Jahresberichte, Verfah-
rensdokumentationen) wurden diese Kategorien Gberprift, angepasst und erweitert. So wur-
den neue Kategorien hinzugewonnen, die wiederum in einem iterativen Vorgehen lberprift
und angepasst wurden. Die Oberkategorie der Verfahrensausgestaltung steht im Zentrum un-
seres Forschungsauftrags und ist daher besonders detailliert in Unterkategorien ausdifferen-
ziert. Diese Unterkategorien bilden den vollstdandigen Ablauf eines Verfahrens von der Erhe-
bung der Beschwerde bis zur Umsetzung des Verfahrensergebnisses ab. Bericksichtigt wer-
den dabei auch die Besonderheiten von Fallen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte,
wie etwa die Vulnerabilitdt von Beschwerdefiihrer*innen oder die Zuganglichkeit von Be-

schwerdekanalen.

Die Oberkategorien Institutionalisierung und Implementierung vor Ort wurden vor allem
durch eine umfassende Auswertung der Literatur zur Regulierung von globalen Wertschop-
fungsketten gewonnen. Das zentrale Ergebnis dieser Literaturanalyse (wie auch der darauf
aufbauenden Expert*innen-Interviews, siehe dazu Kap. 5) war, dass Beschwerdemechanis-
men in globalen Wertschopfungsketten in eine Institution und deren Implementierungsprak-
tiken systemisch eingebettet und mit letzteren eng funktional verknipft sind, so dass eine
sinnvolle Analyse der Funktionsweise und -fahigkeit von Beschwerdemechanismen nur in der
Zusammenschau mit konkreten Institutionalisierungsformen und Implementierungspraktiken

moglich ist.

Die Oberkategorie der Entwicklung eines lernenden Systems hat ihre normative Basis in den
UNGP: Nach UNGP 31 sollen Beschwerdemechanismen eine ,,Quelle kontinuierlichen Lernens”
sein? und Lernprozesse auf unterschiedlichen Ebenen auslésen. Unsere Erhebungen und
Uberlegungen zu dieser Kategorie sollen eine oft zu konstatierende Liicke in den Selbstbe-
schreibungen der Mechanismen fiillen sowie die systematische Betrachtung der Etablierung

von Qualitatsentwicklungs- und Lernprozessen fordern.

448 Der Text der Hague Rules ist hier verfiigbar:

; vgl. auch die diesen Forschungsbericht vorbereitende Besprechung: Gldfer/Kiick (Fn.
107), 124.
449 OHCHR (Fn. 4), 34.


https://www.cilc.nl/project/the-hague-rules-on-business-and-human-rights-arbitration/
https://www.cilc.nl/project/the-hague-rules-on-business-and-human-rights-arbitration/
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Das so entstandene ausdifferenzierte Kategoriensystem soll die umfassende Erfassung von
nicht-staatlichen aulRergerichtlichen Beschwerdemechanismen, ihrer institutionellen Einbet-
tung und ihrer Implementierungspraktiken ermdoglichen.*? So leistet das Kategoriensystem
einen Beitrag zur Erforschung von nicht-staatlichen aulRergerichtlichen Beschwerdemechanis-
men, da es zum einen fir eine detaillierte deskriptive Beschreibung dieser Mechanismen her-
angezogen und zum anderen auch als systematisches Analyseraster — auch fir etwaige Unter-
suchungen auf Leerstellen/Optimierungsbedarfe hin — sowie zur initialen Gestaltung bzw.

Weiterentwicklung von Beschwerdemechanismen genutzt werden kann.

Der Vollstandigkeit halber soll auch auf Schwachstellen der von uns gewahlten Methodik hin-
gewiesen werden. Zum einen beruht das erarbeitete Kategoriensystem im Wesentlichen auf
acht Fallstudien. In der Anwendung auf weitere nicht-staatliche aulRergerichtliche Beschwer-

demechanismen wird es daher zu Gberprifen und ggf. zu ergdanzen sein.

Zum anderen ist bei der Rezeption der Analyseergebnisse zu berlicksichtigen, dass deren
Grundlage Giberwiegend die Selbstbeschreibung der Beschwerdemechanismen in von diesen
verdffentlichten, d.h. bewusst in die Offentlichkeit gegebenen Informationen, war.**! Entspre-
chend hatte das verfligbare Quellenmaterial zu den einzelnen Beschwerdemechanismen un-
terschiedliche Qualitat: Teilweise finden sich detaillierte Verfahrensordnungen, die mit juris-
tischer Prazision verfasst wurden (einheitliche Verwendung von Begriffen, klare Bestimmung
von Verantwortlichkeiten, vollstandige Regelung von Verfahrensweisen); teilweise existieren
Verfahrensordnungen, die das Verfahren nicht vollstandig regeln und/oder Begriffe und Kon-
zepte uneinheitlich verwenden oder gar nicht definieren. Bei der Verwendung von juristisch
konnotierten Begriffen bleibt haufig unklar, ob diese Begriffe auch wirklich in ihrem juristisch-
technischen Sinne verwendet werden.*? Insbesondere in Bezug auf die verfolgten Implemen-
tierungspraktiken sind in der Regel nicht alle Informationen 6ffentlich verfiigbar. Auch der
haufig auftretende Verweis, dass ndahere Informationen nur nach dem Einloggen in einen Mit-
gliederbereich der Webseite verfligbar seien, begrenzte zum Teil den Informationsgehalt ein-

zelner Kategorien.

Trotz dieser Schwachstellen war der Riickgriff auf die Selbstbeschreibung der Beschwerdeme-
chanismen mit Blick auf das Ziel unseres Forschungsprojektes zweckdienlich und angemessen.

Denn in unserem Forschungsansatz hat das von uns erarbeitete Kategoriensystem die zentrale

40 Das Kategoriensystem erhebt keinen Anspruch auf Vollstindigkeit, da die Kategorien im Hinblick auf ihre
Funktion fir den Beschwerdemechanismus gebildet sind. Institutionalisierungsaspekte und Implementierungs-
strategien, die in keinem oder nur sehr mittelbaren Zusammenhang zum Beschwerdemechanismus stehen, sind
folglich nicht berucksichtigt.

41 Die veréffentlichten Informationen wurden durch Expert*innen-Interviews ergénzt; siehe dazu Kap. 5.

452 Bejspielsweise bleibt bei der Verfahrensordnung der Fair Wear Foundation unklar, unter welchen Umstinden
eine ,violation“ der materiellen Standards vorliegt, vgl. FWF, Complaints Procedure, 2018.
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Funktion, eine systematische und detaillierte Darstellung der untersuchten Beschwerdeme-
chanismen zu erméglichen und die Ubereinstimmung der beschriebenen Gestaltungsele-
mente mit dem normativen Referenzrahmen der UNGP zu Uberprifen, um so gute Ansatze

fur die in Kapitel 9 verorteten Empfehlungen zu gewinnen.

Partiell und punktuell wurde zudem in Expert*innen-Interviews*>?

ergrindet, inwieweit die
Selbstbeschreibungen der Beschwerdemechanismen auch deren Praxis entsprechen. Eine
dariiberhinausgehende umfassende Uberpriifung der tatsichlichen Funktionsweise und erst
recht der Effektivitdt der einzelnen Beschwerdemechanismen bleiben nachfolgenden For-

schungsprojekten vorbehalten (siehe dazu auch Kap. 10).

4.3.2 Untersuchte Beschwerdemechanismen im Uberblick

Im Folgenden werden die von uns untersuchten Beschwerdemechanismen in alphabetischer
Reihenfolge mit besonderem Fokus auf die Verfahrensausgestaltung der Beschwerdemecha-
nismen dargestellt.*>* Die Dimensionen der Institutionalisierung, Implementierung und Ent-
wicklung eines lernenden Systems werden vertiefend in Kapitel 6 aufgegriffen. Diese Kurzbe-
schreibungen bieten einen Uberblick (iber die Heterogenitit der Ausgestaltungsansitze von
nicht-staatlichen auRRergerichtlichen Beschwerdemechanismen und sollen es den Leser*innen
ermoglichen, die in Kap. 6 ndaher beschriebenen einzelnen Good Practice-Ansatze in ihren je-

weiligen Kontext einzuordnen.
4.3.2.1 Adidas Gruppe

Die Adidas Gruppe (Adidas) hat verschiedene unternehmensinterne Beschwerdemechanis-
men entlang ihrer Lieferkette eingefiihrt und beteiligt sich zudem an Beschwerdeprogrammen
der Fair Labor Association und der OECD. Auf Fabrikebene stellt Adidas App- oder Hotline-
basierte Beschwerdemoglichkeiten fir Arbeiter*innen in den Zuliefererfabriken zur Verfi-
gung, die Workers Voice Platforms.*>> Dariber hinaus gibt es seit dem Auftreten verschiede-
ner Beschwerden Uber Arbeits- und Produktionsbedingungen entlang der Lieferkette von Adi-
das im Rahmen der Durchfiihrung der olympischen Sommerspiele in London 2012%°° einen
Third Party Complaint Process*” auch fir unternehmensexterne Nutzer*innen, insbesondere

Gewerkschaften und kollektive Interessensvertretungen.*8

453 Dje gefiihrten Expert*innen-Interviews hatten allerdings das Ziel, die Beschreibungen der Mechanismen mit
Blick auf die gelebte Praxis zu verfeinern und — soweit méglich — auch zu tGberprifen.

454 Dje Darstellungen beschranken sich auf die planméRig und systematisch durchgefiihrten und éffentlich doku-
mentierten Aktivitdten der Mechanismen.

455 Interview Anderson.

456 Kourabas, Adidas Creates Human Rights Complaint Process, 06.11.2014.

457 Siehe dazu auch die Bewertung durch Corporate Human Rights Benchmark: Corporate Human Rights
Benchmark, Company Score Sheet Adidas 2019.

458 Adidas, Third Party Complaint Process for Breaches to adidas Group Workplace Standards or Violations of
International Human Rights Norms, 2016.
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Der unternehmensintern etablierte und administrierte Third Party Complaint Process umfasst
alle Zulieferer, Betreiber, Beauftragte oder Subunternehmer, die mit der Wertschopfungs-
kette von Adidas in direktem Zusammenhang stehen.*° Beschwerden kénnen eingereicht
werden, die eine Verletzung von Menschenrechten oder der Adidas Workplace Standards*®°

durch die Unternehmenstatigkeit von Adidas betreffen.461

Eine Beschwerde im Rahmen des Third Party Complaint Process kann von betroffenen Perso-
nen oder sie vertretenden Organisationen gestellt werden, woraufhin ein investigatives Ver-
fahren mit Untersuchungen vor Ort beginnt. Betreut wird das Verfahren von der Abteilung
Social and Environmental Affairs bei Adidas. Abgeschlossen wird das Verfahren mit einem von
Adidas entwickelten Abhilfeplan. Grundsatzlich ist das Verfahren transparent ausgestaltet;
alle verfiigbaren Informationen werden mit beiden Seiten geteilt, soweit keine sensiblen In-
formationen behandelt werden oder die Gefahr von VergeltungsmaRnahmen besteht.*¢? Im

Jahr 2019 wurden 18 Fille behandelt, wovon 10 abgeschlossen wurden.463

Auch die App- und Hotline-basierten Workers Voice Platforms werden von Adidas selbst initi-
iert und anfanglich auch finanziert. Die Umsetzung der Beschwerdesysteme in den Fabriken
obliegt allerdings den jeweiligen Vertragspartnern. Adidas unterstiitzt diese bei der Einrich-
tung, stellt die notwendigen digitalen Plattformen zur Verfligung und kann die Fallaufkommen

beobachten und analysieren.%¢*

Die Worker Voice Platforms wurden von eher wenig erfolgreicher Arbeit mit Hotlines hin zu
App-basierten Beschwerdemaglichkeiten entwickelt.*®> In jeder mit Adidas in Vertragsbezie-
hungen stehender Fabrik muss es einen offenen Hinweis auf Kontaktmoglichkeiten zu dieser
Plattform oder anderen Beschwerdemdglichkeiten?®® geben. 97% der strategischen Partner,
die ca. 75 % des Produktionsvolumens von Adidas ausmachen, hatten im Jahr 2018 die digitale

App-basierte Workers Voice Plattform implementiert.*¢’

459 Adidas (Fn. 458), 1.
460 Die Adidas Workplace Standards enthalten Anforderungen fiir Zulieferer, Subunternehmer, Betreiber, Beauf-
tragte und andere Partner von Adidas zur Einhaltung bestimmter menschen- und arbeitsrechtlicher Standards,
Adidas, Workplace Standards, 2016.
461 Adidas (Fn. 458).
462 Adidas (Fn. 458).
463 Adidas, Case Analysis 2019: Third Party Complaints.
464 |nterview Anderson.
465 |nterview Anderson.
466 plakate mit Hinweisen auf Beschwerdehotlines oder auf unternehmensiibergreifende Beschwerdesysteme,
z.B. der Fair Labour Association, sind zur Erfillung der Mindestanforderungen erforderlich. Die strategischen
Partner missen die digitale Workers Voice Platform einrichten, Interview Anderson.
87 Adidas, Supply Chain Approach,

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).


https://www.adidas-group.com/en/sustainability/managing-sustainability/human-rights/supply-chain-approach/#/
https://www.adidas-group.com/en/sustainability/managing-sustainability/human-rights/supply-chain-approach/#/
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4.3.2.2 Bangladesh Accord*6®

Als Reaktion auf verschiedene verheerende Fabrikbrande und -einstiirze im Textilsektor Bang-
ladeschs wurde im Jahr 2013 ein Abkommen zur Verbesserung der Gebdudesicherheit unter-
zeichnet, der Accord on Fire and Building Safety in Bangladesh.*®® Im Jahr 2017 wurde das
Abkommen erneuert; gleichzeitig beinhaltete das erneuerte Abkommen — der Transition Ac-
cord*’? — das planmaRige Ende des Accords in seiner bisherigen Form.*’! Die Aufgaben des
Bangladesh Accords werden dem RMG Sustainability Council*’? Gbertragen, der am 1. Juni
2021 endgultig seine Arbeit aufgenommen hat.%’3 Vertragsparteien der beiden Abkommen
sind zwei globale Gewerkschaftsorganisationen, IndustriALL Global Union und UNI Global
Union, und acht ihrer Mitgliedsgewerkschaften aus Bangladesch sowie mehr als 190 interna-
tionale Modemarken und Textilunternehmen.*’% Das Abkommen bezweckt die Verbesserung
der Gebaudesicherheit in Bezug auf Feuerschutz, elektrische Sicherheit, Statik und sonstige
Gefahrenquellen. Der Bangladesh Accord deckte 2021 ca. 1600 Textilfabriken in Bangladesch

mit mehr als zwei Millionen Beschéftigten ab.*’>

Die Leitung des Bangladesh Accord liegt beim Steering Committee (SC) als hochstem Entschei-
dungsgremium, in dem zu gleichen Teilen Vertreter*innen von Unternehmen und Gewerk-
schaften vertreten sind. Ein*e Vertreter*in der ILO (ibernimmt den neutralen Vorsitz und eine
Rolle als unabhangige Berater*in. Das Steering Committee bestellt zentrale Positionen im Rah-
men der Organisation, ndmlich Sicherheitsinspektor*in und Geschéftsfiihrer*in. Erstere ist zur
Umsetzung des Auditingprogramms des Bangladesh Accords zustiandig.*’® Es ist auch fiir das
Trainingsprogramm des Bangladesh Accords und die Entwicklung der Verfahrensordnung fir
den Beschwerdemechanismus zustidndig.*’’ Der Bangladesh Accord beinhaltet zwei unter-
schiedliche Beschwerdemechanismen: einen Beschwerdemechanismus fiir Arbeiter*innen in
den Zulieferbetrieben der Bangladesh Accord-Mitgliedsunternehmen und ein Streitbeile-
gungsverfahren fiir die Vertragsparteien untereinander.*’® Die Einbindung der Arbeiter*innen
ist zentraler Bestandteil des Bangladesh Accords; verschiedene Programme zur Starkung der

Reprasentationsstrukturen in den Fabriken sollen die Interessen der Arbeiter*innen besser

468 Die Ubernahme der Funktionen des Bangladesh Accords durch den Ready-Made Garments Sustainability
Council und die damit einhergehenden institutionellen Veranderungen konnten hier nicht mehr bericksichtigt
werden, so dass der Forschungsbericht sich stets auf den Bangladesh Accord, so wie er bis zum 31.05.2021 be-
stand, bezieht.

469 Bangladesh Accord, Accord on Fire and Building Safety in Bangladesh (2013), 2013.

470 Bangladesh Accord, Accord on Fire and Building Safety in Bangladesh (2018), 2017.

471 7u den Hintergriinden: Kang (Fn. 412).

472 g, (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

473 ygl. (zu-
letzt aufgerufen am 29.07.2021).

474 (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

475 (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

476 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 2, 3.
477 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 12b, 13.
478 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 3, 13.


https://www.rsc-bd.org/en
https://bangladeshaccord.org/updates/2020/06/01/transition-to-the-rmg-sustainability-council-rsc
https://bangladeshaccord.org/about
https://bangladeshaccord.org/
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wahrnehmbar machen. Der Beschwerdemechanismus fur Arbeiter*innen wird als Teil dieser

Gesamtstrategie verstanden.4’?

Die Arbeit des Bangladesh Accords wird von den unterzeichnenden Unternehmen finanziert.
Sie zahlen Mitgliedsbeitrage und verpflichten sich zur Aushandlung finanziell und organisato-
risch realistischer Vertragsbeziehungen mit ihren Vertragspartnern, den Zulieferunterneh-

men, um die Umsetzung der VerbesserungsmaBnahmen vor Ort zu ermdglichen.*8°

Mit dem Bangladesh Accord geht Capacity Building der Arbeiter*innen vor Ort einher. Sie wer-
den in verschiedenen Trainings Uber die Existenz und die Moglichkeiten der Durchsetzung ih-
rer Rechte geschult (z.B. Recht zur Verweigerung unsicherer Arbeit).*8* AuRerdem sollen in
allen Fabriken sogenannte Health and Safety Committees (HSC), bestehend aus Fabrikma-
nagement und Arbeiter*innen, geschult werden. Diese sollen Sicherheitsrisiken vor Ort iden-
tifizieren und melden sowie einen fabrikinternen Beschwerdemechanismus fiir Arbeiter*in-

nen anbieten.*®2

Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Parteien liber die Umsetzung des Abkommens
enthalt das Abkommen eine zweistufige Streitbeilegungsklausel, wobei die zweite Stufe ein
Schiedsgerichtsverfahren vorsieht. Zunachst wird die Streitigkeit vom Steering Committee (SC)
angehort. Das Steering Committee fallt eine Entscheidung auf Basis der Vorarbeit des Bangla-
desh Accord-Sekretariats, das eine einleitende Untersuchung fiir die Parteien durchfiihrt und
die Beweislage prasentiert. Gegen die Entscheidung des Steering Committee kdnnen die Par-
teien im Rahmen eines Schiedsgerichtsverfahren vorgehen. Anstelle der Einleitung eines
Schiedsgerichtsverfahrens konnen sich die Parteien auch auf die Durchfiihrung einer Media-

tion einigen.*83

Im Gegensatz zur Streitbeilegungsklausel im Abkommen von 2013 enthalt der Transition Ac-
cord von 2018 nicht mehr eine Verpflichtung zu einem Ad-hoc-Schiedsgerichtsverfahren, son-
dern zu einem institutionellen Schiedsgerichtsverfahren, durchgefiihrt vom Permanent Court
of Arbitration am Schiedsort Den Haag nach den UNCITRAL-Schiedsregeln in ihrer jeweils neu-
esten Fassung.*® Das Schiedsurteil kann nach den Bestimmungen der Convention on the
Recognition and Enforcement of Foreign Arbitral Awards vor einem staatlichen Gericht durch-

gesetzt werden.*® Bisher gab es zwei Fille, in denen die Gewerkschaften die Nichteinhaltung

479 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 11, 12b.

480 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 19, 17.

481 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 11, 12b.

482 Bangladesh Accord, Accord Booklet for Workers I, 4.

483 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 3.

484 7uvor nahm der Text auf das UNCITRAL Model Law on International Commercial Arbitration (1985) in der 2006
erganzten Fassung Bezug.

48 Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 3.
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des Abkommens durch einzelne Bangladesh Accord-Mitgliedsunternehmen angezeigt ha-

ben 486

Der Health and Safety Complaints Mechanism fiir Arbeiter*innen in den Fabriken der Vertrags-
parteien oder deren Zulieferer ist ein Beschwerdeprozess fiir Arbeits- und Gesundheitsschutz-
Fragen. Die haufigsten Beschwerdegriinde betrafen 2019 Arbeitszeit, Krankheitsurlaub, Ge-

walt/Drohungen am Arbeitsplatz und Mutterschutz.*®”

Eine Beschwerde sollte, wenn moglich, vor Ort beim Health and Safety Committee erhoben
werden, welches anschlieRend den weiteren Umgang mit der Beschwerde priift.#88 Erreicht
die Beschwerde dann das Sekretariat des Bangladesh Accords, beginnt ein investigatives Ver-
fahren, bei dem die Beschwerdefiihrer*innen kontaktiert werden, um den Beschwerdegrund
zu konkretisieren. Im Anschluss folgen eine Untersuchung vor Ort und bei nicht anonymen
Beschwerden ein Austausch zwischen Beschwerdefiihrer*innen und Beschwerdegegnern. Auf
die Untersuchungen vor Ort aufbauend entwickeln die verfahrensleitenden Personen einen
Abhilfeplan mit Fristen zur Umsetzung, dessen Einhaltung von Mitarbeiter*innen des Bangla-
desh Accord Giberprift wird.*® Sollte eine Fabrik die AbhilfemaRnahmen (sowie die beschwer-
deunabhangigen VerbesserungsmaRRnahmen) nicht umsetzen, kann nach einem geregelten
Eskalationsprozess das betreffende Zulieferunternehmen zeitlich befristet von der Liste der
Zulieferunternehmen ausgeschlossen werden, so dass es von den Bangladesh Accord-Mit-

gliedsunternehmen keine Auftrage mehr erhalt.*°
4.3.2.3 Bench Marks Foundation

Der Independent Problem Solving Service (IPSS)*! ist ein nichtstaatlicher, unternehmens-
externer regionaler Mechanismus fir slidafrikanische Gemeinden, die von nachteiligen Aus-
wirkungen des lokalen Bergbaus betroffen sind. Etabliert wurde er von der Bench Marks Foun-
dation (BMF), einer slidafrikanischen NGO in kirchlicher Tragerschaft, die ihren Sitz in Johan-

nesburg, Stdafrika hat.

Entwickelt und implementiert wurde der IPSS in den Jahren 2017-2020. Ausgangspunkt war
die Einschatzung, dass etablierte unternehmensinterne Beschwerdemechanismen zu forma-
listisch seien und die Selbstwirksamkeit der Betroffenen zu wenig starkten. Betroffene Ge-
meinden seien im Ubrigen zu wenig in die Entwicklung der Mechanismen einbezogen worden.

Zugleich hatten unternehmensinterne Beschwerdemechanismen keinen genuinen Dialog zwi-

48 pCA, Bangladesh Accord Arbitrations, https://pca-cpa.org/en/cases/152/ (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021);
ILRF, Calling for Remedy, 2019.

487 Bangladesh Accord, Annual Report 2019, 2020, 25 ff.

488 Bangladesh Accord (Fn. 482).

48 Bangladesh Accord, The Accord Handbook for Safety Committees, 2019.

490 Zum Eskalationsprozess bei nicht eingehaltenen AbhilfemaRnahmen: Bangladesh Accord (Fn. 470), Art. 16.
491 (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).


https://www.bench-marks.org.za/
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schen den Stakeholdern (insbesondere Gemeinden, Bergbauunternehmen, Regierung) gefor-
dert und somit auch nicht den Aufbau von Beziehungen zwischen den Stakeholdern ermdog-
licht. Schlief8lich hatten die Mechanismen keine effektive Abhilfe geschaffen und internatio-

nalen Standards eines fairen Verfahrens nicht gentigt.**?

Dies veranlasste die BMF auf Basis ihrer langjahrigen Unterstiitzung siidafrikanischer, vom
Bergbau betroffener Gemeinden zur Entwicklung des IPSS. Hierbei wurden relevante Stake-
holder und Expert*innen (insbesondere betroffene Gemeinden, Bergbauunternehmen und
Wissenschaftler*innen) einbezogen.**3 Im Jahr 2020 wurde der IPSS einer internen Prifung

und konsolidierenden Fortentwicklung unterzogen.***

Der dreigliedrige Ansatz des IPSS entspricht seiner Ausrichtung auf die Starkung der betroffe-

nen Gemeinden in der eigenverantwortlichen Wahrung ihrer Interessen:

1. Capacity Building: Zweck dieser ersten, einer konkreten Beschwerde vorgelagerten, Verfah-
rensstufe ist die Hilfe zur effektiven Selbsthilfe.°> Die BMF unterstiitzt betroffene Gemeinden
u.a. durch die Ausbildung von Community Monitors und durch die Bereitstellung eigener oder
externer Expertise darin, sich effektiv zu organisieren und tiberregional zu vernetzen, um ins-
besondere auf einen graduellen Ausgleich des bestehenden Machtungleichgewichts zwischen

Gemeinden und Bergbauunternehmen hinzuwirken.

2. Direct Engagement: Im Falle einer konkreten Beschwerde unterstiitzt der IPSS betroffene
Gemeinden in ihrer direkten, bilateralen Auseinandersetzung mit den lokal tatigen Bergbau-
unternehmen.**® Formal kann diese Verfahrensstufe als Aktivismus-/Verhandlungsunterstit-
zung im konkreten Einzelfall bezeichnet werden. Gemeinden erhalten Hilfestellung, ihre bes-
tenfalls im Rahmen des Capacity Building erworbenen Fahigkeiten auf den konkreten Einzel-
fall anzuwenden, den Handlungsdruck auf Bergbauunternehmen (und ggf. auch die lokale Re-
gierung) zu erhohen und tragfahige Losungen zu entwickeln. Hierbei unterstitzt auch das
Uberregionale Community Monitoring-Netzwerk Tunatazama (deutsch: , wir schauen hin“),
das Aktivist*innen aus Angola, der DRC, Mozambique, Zambia, Zimbabwe und Siidafrika ver-

netzt.*%’

42 BMF, Turning the Tide: Independent Problem Solving Service for Mining Companies and affected
Communities, 2018.

493 BMF, Annual Report 2018, 2019, 16 f.

494 Auskunft der BMF gegeniiber dem Forschungsteam im Zuge eines vertiefenden Gesprachs zur Funktionsweise
des IPSS im August 2020.

4% Das in diesem Zusammenhang jahrlich durchgefiihrte ,,Community Activist Training Programme* der BMF ist
unter anderem auf den Erwerb der folgenden Kompetenzen ausgerichtet: Die Identifizierung eines spezifischen
Problems und seiner Auswirkungen auf die Gemeinde sowie die Erforschung seiner Ursachen; die Entwicklung
einer Strategie zur Loésung des Problems unter Einbeziehung der Gemeinde; die effektive, gemeinsame Geltend-
machung von Interessen der Gemeinde gegeniiber Bergbauunternehmen. Diese Informationen entstammen
ebenfalls einer direkten Auskunft der Bench Marks Foundation gegeniiber dem Forschungsteam im August 2020.
4% Nach Auskunft der BMF gegeniiber dem Forschungsteam im August 2020 stellte diese Form der aktiven Un-
terstiitzung Betroffener bislang den Regelfall des IPSS-Engagements dar; die Vermittlung zwischen Konfliktpar-
teien im Rahmen eines Facilitated Dialogue die Ausnahme.

497 Siehe zum Tunatazama-Netzwerk: (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).


http://communitymonitors.net/
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3. Facilitated Dialogue: Zur Bearbeitung von Problemen, die aufgrund ihrer Komplexitat oder
aus anderen Grinden nicht erfolgreich im Wege des Direct Engagement geldst werden
kdnnen, bietet die BMF einen I6sungsorientierten Dialogprozess an, der von professionellen,
neutralen Dritten ohne Entscheidungsmacht mit entsprechendem Mandat der Parteien mo-

deriert wird.*%®
4.3.2.4 Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft der KFW

Der Independent Complaints Mechanism (ICM)*°° ist der gemeinsame Beschwerdemechanis-
mus von drei europdischen Entwicklungsbanken (die Deutsche Investitions- und Entwicklungs-
gesellschaft der KFW (DEG), die niederlandische Entrepreneurial Development Bank (FMO)
und die franzdsische Proparco).>® Er soll Betroffenen die Méglichkeit geben, gegen das Fehl-
verhalten der von den Entwicklungsbanken finanzierten Akteure eine Beschwerde zu erheben.
Der ICM kann aber auch bei VerstoRen der Entwicklungsbanken gegen ihre eigenen Richtlinien

angerufen werden.

Der ICM besteht aus den jeweiligen Beschwerdebiiros in den drei Mitgliedsbanken und dem
gemeinsamen Independent Expert Panel (IEP), das die Beschwerdeverfahren durchfiihrt. Die
Finanzierung wird unabhangig von der jeweiligen Beschwerde gewahrleistet. Die beteiligten
Entwicklungsbanken verpflichten sich zur Finanzierung des Betriebs der Beschwerdebiiros
und des IEP.>0?

Wahrend die Beschwerdebiros die Koordinierung mit den Beteiligten Gibernehmen, ist das IEP
fr die Durchfiihrung (Ermittlung und Leitung) des Verfahrens zustdndig. Das IEP besteht aus
drei Personen, die juristische und praktische Expertise sowohlim Bereich Entwicklungsbanken
als auch beziiglich des Schutzes von Menschenrechten haben. Diese Personen werden vom
Aufsichtsrat der beteiligten Banken benannt. Sie dirfen in den letzten zwei Jahren nicht bei
den beteiligten Mitgliedsbanken angestellt gewesen sein. Bei ihrer Benennung sollen auch

Stakeholder einbezogen werden.>®?

Die Ausgestaltung der Verfahren wie auch der Untersuchungen und der Uberpriifung der Um-
setzung der Vereinbarungen ist — zumindest nach den 6ffentlich einsehbaren Dokumenten —

nur in Ansatzen geregelt.

4%8 BMF (Fn. 492), 15; BMF (Fn. 493), 16 f.
499

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
500 Der ICM wurde 2014 von der DEG zusammen mit der FMO gegriindet. Proparco ist seit 2019 Mitglied. Der
ICM ist grundsétzlich offen fur einen Beitritt weiterer Entwicklungsbanken.
501 DEG, Independent Complaints Mechanism DEG, 2017, 11.
502 DEG (Fn. 501), 11 f.


https://www.deginvest.de/International-financing/DEG/Über-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
https://www.deginvest.de/International-financing/DEG/Über-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
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Es sind zwei unterschiedliche Verfahren vorgesehen, die jeweils mit einer Beschwerde liber

503

einen der vorgesehenen Beschwerdekanale (E-Mail, webbasiertes Formular,>°° postalisch) be-

gonnen werden kdnnen:

Zum einen gibt es das Verfahren der Dispute Resolution, das auf Deutsch als ,,Schlichtungsver-
fahren“>%* bezeichnet wird. In dem Verfahren wird zwischen den Beschwerdefiihrer*innen
und den von den Entwicklungsbanken finanzierten Akteur*innen ein Konfliktlosungsverfahren

(gemeinsamer Informationsaustausch, moderierte Diskussionen, Mediation) durchgefiihrt.>%

Zum anderen gibt es den Compliance Review, bei dem die Einhaltung der von den Entwick-

lungsbanken selbst gesetzten (Vergabe-)Standards Gberprift wird.>%

Beschwerdebefugt sind in beiden Verfahren Einzelpersonen, Unternehmen, zivilgesellschaft-
liche Organisationen, die Betroffene vertreten, oder ,,andere betroffene Parteien, die meinen,
dass sie negativ durch ein von der DEG finanziertes oder geplantes Vorhaben beeinflusst sind
oder sein werden“.”%’ Dies umfasst auch Personen, die in der Ndhe eines von einer der Banken
finanzierten Projektes leben und/oder arbeiten.”®® Eine Beschwerde kann in jeder Sprache
eingereicht werden.”® Die Durchfiihrung der Beschwerdeverfahren ist fir die Beschwerde-

fihrer*innen (und die Beschwerdegegner*innen) kostenlos.

Eine Beschwerde wird zunachst von den Beschwerdebiros in der jeweils involvierten Bank
angenommen. Dort wird auch die Korrespondenz mit den Beschwerdefliihrer*innen und den
anderen Beteiligten gefiihrt. Die Beschwerdefiihrer*innen haben die Wabhl, ob sie ein Dispute
Resolution-Verfahren oder einen Compliance Review (oder beides nach-/nebeneinander)

durchfihren wollen.

Das IEP priift, ob die formellen Zulassigkeitskriterien erfiillt sind. Ist eine Beschwerde zulassig,
wird eine im Regelfall 30-tagige vorlaufige Untersuchung durch das IEP vorgenommen. Nach
deren Abschluss wird unter Beteiligung der externen Parteien vom IEP entweder ein Compli-

ance Review begonnen und/oder ein Dispute Resolution-Verfahren durchgefiihrt.>0

Das haufiger genutzte Dispute Resolution-Verfahren verlangt zunachst die Zustimmung aller
beteiligten Parteien und die Einigung auf das IEP oder andere Personen als Verfahrensleitung.

Im Rahmen dieses Verfahrens kénnen der gemeinsame Informationsaustausch, moderierte

503 Aufzufinden unter ,How to file a complaint®,

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

504 Sjehe unter Begriffsbestimmungen: DEG, Unabhéngiger Beschwerdemechanismus der DEG, 2017, 3.
505 DEG (Fn. 501), 10.
5% DEG (Fn. 501), 10.
507 \/g|.

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021); siehe auch DEG (Fn. 501), 8.
08 DEG, Guide for Complainants/Communities, 2014, 1.
509 Bej Einreichung in einer anderen Sprache als Englisch kann sich dadurch der Zeitraum fiir die Bearbeitung
verlangern, DEG (Fn. 501), 8.
510 DEG (Fn. 501), 8 ff.


https://www.deginvest.de/International-financing/DEG/%C3%9Cber-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
https://www.deginvest.de/International-financing/DEG/%C3%9Cber-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
https://www.deginvest.de/Internationale-Finanzierung/DEG/Über-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement
https://www.deginvest.de/Internationale-Finanzierung/DEG/Über-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement
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Diskussionen oder Mediation vereinbart werden. Das IEP nimmt dabei auch je nach Fall eine
investigative Rolle ein und unternimmt — wenn nétig — Besuche vor Ort bei den von den Ent-
wicklungsbanken finanzierten Projekten, die Gegenstand der Beschwerde sind. Nach Ab-
schluss des (nicht zeitlich begrenzten) Dispute Resolution-Verfahrens bereitet das IEP einen
Bericht vor, der auf der Webseite der DEG veroffentlicht wird.>! Der Bericht enthélt eine Dar-
stellung des Sachverhalts und des Kontextes der Beschwerde sowie eine Beschreibung der
bisher vorgenommenen und moglicher weiterer Verfahrensschritte. Wenn von den Parteien
eine Vereinbarung getroffen wurde, wird deren Einhaltung vom IEP fortlaufend tberprift und
Uber die Umsetzung der Vereinbarung auf der Webseite bzw. in den Jahresberichten berich-

tet.”12

Bei einem Compliance-Verfahren wird die Einhaltung der von den Banken selbst aufgestellten
Standards bei der Vergabe der Mittel vom IEP lberprift. Nach der Untersuchung durch das
IEP gibt dieses den betroffenen Banken die Moglichkeit zur Stellungnahme, entscheidet je-
doch selbst Gber den zu publizierenden Inhalt des Berichts.>** Wurde die Nichteinhaltung der
selbst gesetzten Standards festgestellt, publiziert das IEP in den Berichten auch Verbesse-
rungsvorschldage und tGberwacht die Umsetzung durch die Entwicklungsbanken. Hierliber fer-

tigt das IEP regelmaRig Berichte an.>'4

Der Mechanismus selbst wird alle vier Jahre oder wenn sich die Regelwerke, auf denen der

ICM basiert, andern, Uberpriift.>®
4.3.2.5 Dutch Agreement on Sustainable Garments and Textiles

Das Dutch Agreement on Sustainable Garments and Textiles (Dutch Agreement)>'® ist eine Ini-
tiative des niederldndischen Sociaal-Economische Raad®*’ fur niederlandische Unternehmen
bzw. Unternehmen, die auf dem niederlandischen Markt agieren. Nach aktuellem Stand ha-
ben Uber 90 Unternehmen, fiinf NGOs und zwei niederlandische Gewerkschaften das Dutch

Agreement unterzeichnet.>8

Neben der Einhaltung der im Dutch Agreement festgelegten menschenrechtsbezogenen Ver-

pflichtungen missen die beteiligten Unternehmen drei Jahre nach der Unterzeichnung des

511 Die Berichte kdnnen unter ,,Overview of Complaints” eingesehen werden,

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
512 Sjehe dazu: DEG, Annual Report 2020, 2021, 5 ff.
513 DEG (Fn. 501), 10.
514 Sjehe dazu unter ,,Overview of Complaints*:

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
515 DEG (Fn. 501), 13.
516 (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
517 Ein Beratungsgremium, in dem Arbeitgeber*innen, Arbeitnehmer*innen und unabhingige Experten zusam-
menarbeiten, um Losungen fir wichtige soziale und wirtschaftliche Problemstellungen zu finden, vgl.
(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

518 Sjehe (zuletzt aufgerufen am
29.07.2021).


https://www.deginvest.de/International-financing/DEG/Über-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
https://www.deginvest.de/International-financing/DEG/Über-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
https://www.deginvest.de/Internationale-Finanzierung/DEG/%C3%9Cber-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
https://www.deginvest.de/Internationale-Finanzierung/DEG/%C3%9Cber-uns/Verantwortung/Beschwerdemanagement/
https://www.imvoconvenanten.nl/en/garments-textile
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Vertragswerks unter Beachtung bestimmter festgeschriebener Transparenzkriterien>'® 6ffent-
lich machen, welche Risiken in Bezug auf Arbeitsbedingungen sowie Einwirkungen auf Natur
und Tiere in ihrer Lieferkette bestehen und wie diesen Risiken begegnet wird.>?° Erfillt die
Kommunikation der Unternehmen im dritten Jahr die Transparenzkriterien nicht, droht gege-

benenfalls ein (6ffentlichkeitswirksamer) Ausschluss aus dem Dutch Agreement.>?!

Das Dutch Agreement sieht zur Konfliktlosung ein mehrstufiges Verfahren vor, das sich, je
nachdem ob es sich um eine Streitigkeit (Dispute) oder eine Beschwerde (Complaint) handelt,
im Ablauf unterscheidet.>?? Bereits im Abkommen des Dutch Agreement stehen einige Verfah-
rensvorgaben; Details zu den einzelnen Komponenten des Streitbeilegungsprozesses sind in
separaten Rules of Procedure of the Complaints and Dispute Mechanism of the Agreement

Sustainable Garment and Textile enthalten.

Eine Streitigkeit betrifft eine Auseinandersetzung zwischen dem Sekretariat des Dutch Agree-
ment und einem Unternehmen Uber die (Qualitdt der) Umsetzung der Verpflichtungen, die

aus dem Dutch Agreement erwachsen. Diese Art des Konflikts wird zweistufig bearbeitet.

In einem ersten Schritt fallt das Complaints and Disputes Committee (CDC) nach Anhorung
beider Seiten innerhalb von sechs Monaten eine verbindliche Entscheidung.>?*> Besteht im
Nachgang ein Konflikt dariiber, ob das betroffene Unternehmen die in der Entscheidung des
CDC enthaltenen verbindlichen Empfehlungen hinreichend (zeitnah) umgesetzt hat, kdnnen
das Unternehmen oder auch andere Unterzeichner des Dutch Agreement in einem zweiten
Schritt ein Schiedsgerichtsverfahren innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der vom CDC
gesetzten Umsetzungsfrist vor dem Netherlands Arbitration Institute (NAI)>%* initiieren.> Es
handelt sich somit um ein institutionelles Schiedsgerichtsverfahren, das nach Vorgabe des
Dutch Agreement unter Anwendung der Schiedsregeln des NAI°2® mit Den Haag als Schiedsort
durchgefiihrt werden soll. Das Schiedsgericht ist befugt, von der strengen Anwendung recht-
licher Vorgaben abzuweichen und den Streitfall nach allgemeinen Grundsatzen der Fairness

zu entscheiden.>?’

Fiir eine Beschwerde halt das Dutch Agreement einen anderen mehrschrittigen Mechanismus

bereit. Eine Beschwerde kann sich beziehen auf Korperverletzungen, Verluste oder Schaden,

519

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
520 Diese International Responsible Business Conduct-Berichte sind verfuigbar unter:
(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
521 AGT, Agreement on Sustainable Garment and Textile, 2016, 24 f.
522 AGT (Fn. 521), Art. 1.3.
523 AGT, Rules of Procedure of the Complaints and Dispute Mechanism, 2018, Art. 31 ff.
524 Sjehe fir weitere Informationen: (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
525 AGT (Fn. 521), Art. 1.3.
526 Sjehe fiir die Schiedsregeln:
(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
527 AGT (Fn. 521), 14; siehe zum Begriff des amiable compositeur Born, International commercial arbitration,
2. Aufl. 2014, 284 f.
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die von einem Mitgliedsunternehmen des Dutch Agreement gegeniiber einem Stakeholder>?®
verursacht wurden. Auf der ersten Stufe der Konfliktbearbeitung sollen die beeintrachtige Par-
tei, die sich auch durch eine andere Person vertreten lassen kann, und das Unternehmen in
einen direkten Dialog treten. Alternativ oder zusatzlich kénnen sie sich fiir Durchfiihrung einer

Mediation entscheiden.

Gelingt es auf diese Weise nicht, den Konflikt beizulegen, haben die Beschwerdefiihrer*innen
die Moglichkeit, den Sachverhalt in einer zweiten Stufe dem CDC zur verbindlichen Entschei-
dung vorzulegen. Das CDC kann sich wiederum dazu entschlielRen, das Entscheidungsfindungs-
verfahren ruhen zu lassen, um zu versuchen, mit den Parteien eine gutliche Einigung zu fin-

den.52°

Kommt das Unternehmen der verbindlichen Entscheidung des CDC nach Meinung von Stake-
holdern nicht innerhalb der vom CDC festgelegten Frist oder tGiberhaupt nicht nach, hat dies
auf einer dritten Stufe des Konfliktlésungsverfahrens zunachst zur Folge, dass die Steering
Group dariber informiert wird. Diese Steering Group besteht aus einer paritatischen Vertre-
tung von fiinf Gruppen, namlich Industrieverbanden, beteiligten Unternehmen, die Mitglied
eines Industrieverbands sind, Gewerkschaften, einer zivilgesellschaftlichen Organisation und
der niederlandischen Regierung.>3° Die Steering Group kann dann unter anderem die Entschei-
dung treffen, Zulieferer — sollte die Nichtbefolgung der Entscheidung des CDC die mangelnde
Einwirkung eines Unternehmens auf das (z.B. menschenrechtswidrige) Verhalten seiner Zulie-
ferer betreffen — auf eine Art ,Schwarze Liste” solcher Firmen zu setzen, von denen die am
Dutch Agreement beteiligten Unternehmen keine Ware beziehen dirfen. Auch hat die Stee-
ring Group die Moglichkeit, Unternehmen, die nachweislich in ungerechtfertigter Weise die
Anweisungen in der verbindlichen Entscheidung des CDC nicht befolgt haben, aus dem Dutch
Agreement auszuschlieBen. Im Falle einer ungerechtfertigten Missachtung der Entscheidung
des CDC diirfen die beteiligten Stakeholder zudem alle substanziellen Informationen liber die

Beschwerde 6ffentlich machen.>31

528 Ein Stakeholder ist in diesem Zusammenhang jeder, der aufgrund eines VerstoRes gegen das Dutch Agree-
ment, einen Schaden erlitten hat, der von einem Unternehmen (mit)verursacht wurde, oder der von einer ande-
ren Einheit, mit der das Unternehmen in direkter Verbindung steht, (mit)verursacht wurde, AGT (Fn. 523), Art.
1.9.

529 AGT (Fn. 523), Art. 30.

530 AGT (Fn. 521), Art. 5.2.

531 AGT (Fn. 521), 14.
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4.3.2.6 Fair Labor Association

Bei der Fair Labor Association (FLA)>*? handelt es sich um eine in Washington DC/USA ansas-
sige Organisation, die vorrangig auf dem Gebiet der Textilbranche, aber auch auf dem der
Landwirtschaft tatig ist.>33 Die FLA legt Standards — insbesondere den Workplace Code of
Conduct und die Principles of Fair Labor and Responsible Sourcing/Production (im Folgenden:
Monitoring Principles)>** — fiir ihre Mitgliedsunternehmen fest, deren Einhaltung im Wesent-
lichen mithilfe eines Auditing-Ansatzes kontrolliert wird. Arbeiter*innen konnen bei Nichtein-
haltung dieser Standards den Beschwerdemechanismus der FLA — Third Party Complaint Pro-

cedure — anrufen.

Das zentrale Entscheidungsgremium der FLA, der Vorstand, ist zu gleichen Teilen mit Vertre-
ter*innen von Unternehmen, Hochschulen>3> und zivilgesellschaftlichen Organisationen be-
setzt. Er trifft alle wichtigen Personal- und Sachentscheidungen und bestimmt (iber das Budget
der FLA. Fiir bestimmte Entscheidungen, insbesondere fiir die Anderung des Workplace Code
of Conduct, bedarf es einer qualifizierten Mehrheit, d.h. der Zustimmung von mindestens je-
weils zwei Dritteln der Vertreter*innen der reprasentierten Gruppen. Der Vorstand ernennt
zudem mit qualifizierter Mehrheit die Geschaftsfiihrer*in, die fir die operative Leitung der
Organisation zustandig ist und auch im Rahmen des Beschwerdeverfahrens eine verfahrens-

536

leitende Rolle®3® einnimmt.>3’

Die FLA folgt bei der Umsetzung und Durchsetzung ihrer Standards im Wesentlichen einem
Auditing-Ansatz. Dazu haben die Mitgliedsunternehmen ein unternehmensinternes Compli-
ance Programm zu unterhalten, das von der FLA auf seine Ubereinstimmung mit den FLA Stan-
dards — den Monitoring Principles — hin auditiert wird.>3® Ferner auditiert die FLA durch von
ihr beauftragte externe Auditor*innen einzelne Produktionsstatten der Mitgliedsunterneh-
men>3° nach einer speziell entwickelten Methode.>*® Den MaRstab fiir die Auditierung stellt

der in neun Oberthemen gegliederte Workplace Code of Conduct dar.>*' Die Oberthemen sind

532 (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

533 Eine Beschreibung der FLA sowie einzelner von ihrem Beschwerdemechanismus behandelter Fille findet sich
auch bei: Lukas/Linder/Kutrzeba, et al. (Fn. 88), 162 ff.

534 FLA, FLA Charter, 09.09.2020, 5, 13.

535 Die Beteiligung von (US-amerikanischen) Hochschulen erklért sich zum einen aus der Griindungsgeschichte
der FLA. Zum anderen sollen Gber die Mitgliedschaft von Hochschulen deren Lizenznehmer*innen erfasst wer-
den, die von den Hochschulen lizenzierte Produkte produzieren und vertreiben, wie z.B. Bekleidungsstiicke mit
dem Logo der Hochschule. Die Hochschulen haben in ihrer Funktion als FLA-Mitglieder dafiir Sorge zu tragen,
dass diese Lizenznehmer*innen abhangig von ihrem Umsatz entweder Vollmitglied (, Participating Company*)
werden oder als ,,Hochschullizenznehmer*in“ (,, Collegiate Licensee”) an der FLA teilnehmen, FLA (Fn. 534), 5, 14.
536 FLA (Fn. 534), 8 ff., 30 ff.

537 Sofern keine Geschéftsfiihrer*in ernannt wurde, iibernimmt die Prasident*in deren Funktionen, FLA (Fn. 534),
6.

538 FLA (Fn. 534), 23.

539 FLA (Fn. 534), 24.

540 FLA, Sustainable Compliance Methodology, 2012.

541 Namentlich: Areitsverhiltnis, Nichtdiskriminierung, Beldstigung und Misshandlung, Zwangsarbeit,
Kinderarbeit, Gewerkschaftsfreiheit und Recht auf Kollektivverhandlungen, Gesundheit, Sicherheit und Umwelt,
Arbeitszeit, Verglitung, FLA, FLA Workplace Code of Conduct and Compliance Benchmarks, 28.10.2020, 2 ff.
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durch sog. Compliance Benchmarks konkretisiert, so dass sie durch Auditor*innen Gberprift
werden kdénnen.>*? Bei festgestellten VerstoRen haben die Mitgliedsunternehmen mit Abhil-

feplanen>* dafiir zu sorgen, dass ihre Zulieferer die VerstoRe abstellen.>*

Der Beschwerdemechanismus der FLA wird zentral von der FLA administriert; Beschwerden
missen direkt per E-Mail oder Online-Formular bei der FLA eingereicht werden. Die Verfah-
rensleitung liegt bei der Geschaftsfihrung der FLA. Eine Beschwerde kann jede Person und
jede Organisation bei Nichteinhaltung der Standards der FLA durch einen Betrieb einreichen,
der fir ein FLA-Mitgliedsunternehmen produziert. Beschwerden kénnen damit nicht nur von
Arbeiter*innen in einem fiir ein FLA-Mitgliedsunternehmen produzierenden Betrieb einge-
reicht werden, sondern auch von Dritten, wie z.B. NGOs oder Gewerkschaften. Den PrifmaR-
stab bilden der Workplace Code of Conduct und die Monitoring Principles. Nationales Recht,
Kollektivabkommen sowie Betriebsvereinbarungen sind ebenso zu beachten. Bei Unterschie-

den zwischen diesen PriifmaRstiben gilt der jeweils héhere Schutzstandard.>*

Das Beschwerdeverfahren ist vierstufig aufgebaut:>*® In der ersten Stufe prift die FLA, ob sie
die Beschwerde annimmt. Bei Annahme der Beschwerde wird diese mit einer vorlaufigen Ein-
schatzung, welche Standards verletzt sein konnten, an das betroffene Mitgliedsunternehmen
weitergeleitet. Das Mitgliedsunternehmen kann nun entscheiden, ob es die Beschwerde
selbst untersucht oder zur dritten Stufe tibergeht, die eine Untersuchung durch die FLA vor-
sieht.

Entscheidet sich das Mitgliedsunternehmen dafiir, die Untersuchung selbst durchzuflhren,
entwickelt es dazu einen Untersuchungsplan, der der Zustimmung der FLA bedarf. Die Unter-
suchung der Beschwerde wird in der Regel von externen Priifer*innen vor Ort durchgefiihrt.
Nach welchen Kriterien die Prifer*innen ausgewahlt werden oder welche Elemente die Un-
tersuchung umfassen muss, ist bislang nicht 6ffentlich verfligbar. Im Anschluss an die Unter-
suchung hat das Mitgliedsunternehmen die FLA (iber die Ergebnisse der Untersuchung, einen
Abhilfeplan mit Zeitplan und gegebenenfalls Gber ergriffene Korrekturmallnahmen zu infor-

mieren. Die FLA Gberprift dies unter Riicksprache mit den Beschwerdefiihrer*innen.

In die dritte Stufe — Untersuchung der Beschwerde durch die FLA — gelangt das Verfahren nur,

wenn ein Mitgliedsunternehmen sich gegen eine eigene Untersuchung der Beschwerde ent-

42 F| A (Fn. 541).

543 Zu deren Inhalten und Umsetzung stellt die FLA Hinweise zur Verfiigung, FLA, Remediation Plan Guidance,
2018/19.

544 FLA (Fn. 534), Anhang I, 3.

545 FI A (Fn. 541), 2 ff.

546 Eine Beschreibung der Verfahrensstufen findet sich hier: FLA (Fn. 534), 30 ff.
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scheidet oder die FLA die MaBnahmen des Mitgliedsunternehmens als nicht ausreichend be-
wertetet. In diesen Fallen beauftragt die FLA externe Prifer*innen, die Untersuchung der Be-

schwerde durchzufiihren.

Wenn bei dieser Untersuchung eine Nichteinhaltung der FLA Standards bzw. eine erhebliche
Wahrscheinlichkeit der Nichteinhaltung festgestellt wird, geht das Verfahren in die vierte
Stufe Uber, in der das betroffene Mitgliedsunternehmen in Zusammenarbeit mit der FLA einen
individuellen Abhilfeplan erstellen und umsetzen muss. Die FLA berichtet im Anschluss 6ffent-
lich Giber den Stand der Umsetzung des Abhilfeplans,®*’ bis dieser umgesetzt ist oder eine Um-

setzung final unwahrscheinlich erscheint.

In jeder Verfahrenslage gilt, dass das Verfahren durch die FLA beendet wird, wenn sich das
Mitgliedsunternehmen oder die betroffene Produktionsstdtte weigert, weiter teilzuneh-

men.>48
4.3.2.7 Fair Wear Foundation

Bei der Fair Wear Foundation (FWF)>*° handelt es sich um eine Organisation zur Verbesserung
der Arbeitsbedingungen in der Textilbranche, die in den Niederlanden ansassig ist und 2021
in elf Lindern aktiv war,>>® wovon die (iberwiegende Mehrheit dieser Lander in Siidostasien

liegen.

Die Aktivitdten der FWF dienen der Umsetzung des FWF Code of Labour Practices. Dieser ba-
siert auf ILO Ubereinkommen sowie auf der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte der
UN, die unter acht normative Kategorien gefasst werden.>>* Zur Umsetzung setzt die FWF ne-
ben Auditing der Fabriken der Zulieferer der Mitgliedsunternehmen auf Capacity Building und
einen Beschwerdemechanismus. Mit dem Brand Performance Check Uberprift die FWF, ob
die Mitgliedsunternehmen ihre Verpflichtungen tatsachlich einhalten. Auf Grundlage der Er-
gebnisse des Brand Performance Check konnen Mitgliedsunternehmen zunachst suspendiert

und schlieRlich ausgeschlossen werden.>>?

Mit dem Workplace Education Programme (WEP) sollen sowohl Arbeiter*innen als auch das
Management in Fabriken vor Ort zu ihren Rechten und verschiedenen anderen Themen>>3 ge-

schult werden. Insbesondere sollen die Beteiligten in die Lage versetzt werden, Probleme

547 vgl. dazu das Online-Verfahrensregister, (zu-
letzt aufgerufen am 29.07.2021).
548 FLA (Fn. 534), 30-33.
549 (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
550 vgl. (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
551 |m Einzelnen: employment is freely chosen; freedom of association and the right to collective bargaining; there
is no discrimination in employment; no exploitation of child labour; payment of living wage; reasonable hours of
work; safe and healthy working conditions; legally binding employment relationship, vgl.

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
552 FWF, FWF Procedure for Terminating Membership, 2017, 2 f.
553 ygl. Kap. 6.3.4.
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durch Dialog und Verhandlungen zu |8sen.>>* Mit dem WEP Basic werden Arbeiter*innen so-
wie das Management beziglich des Beschwerdeverfahrens geschult.>> Fir die Zulieferunter-
nehmen werden landesspezifisch eigene Veranstaltungen angeboten, die dem Austausch und

der Fortbildung zu bestimmten Themen dienen.>>®

Entsprechend ihrer Theory of Change strebt die FWF an, die Einkaufspraktiken ihrer Mitglieds-
unternehmen zu verandern.>>’ Diese sollen so gestaltet werden, dass gute Arbeitsbedingun-
gen bei den Zulieferunternehmen erméglicht werden.>® Dafir stellt die FWF insbesondere
Anleitungen bereit, z.B. zur Berechnung von existenzsichernden Léhnen.>> Als Schlissel zur
nachhaltigen Verbesserung der Arbeitsbedingungen betrachtet die FWF Social Dialogue, d.h.
die Verhandlung und Vereinbarung von Arbeitsbedingungen zwischen Gewerkschaften und

Arbeitgeber*innen.>®°

Der Beschwerdemechanismus der FWF steht insbesondere Arbeiter*innen und Gewerkschaf-
ten, aber auch NGOs und sonstigen interessierten Drittparteien (z.B. Medien) offen, um eine
Verletzung des FWF Code of Labour Practices in einer Produktionsstatte der FWF Mitgliedsun-
ternehmen geltend zu machen.>®! Das Verfahren hat der Verfahrensordnung zufolge sowohl

investigative als auch dialogische Elemente.

Den Beschwerdemechanismus versteht die FWF als subsidiar zu lokalen (fabrikinternen) Be-
schwerdemechanismen, so dass bei Eingang der Beschwerde auch abgefragt wird, ob ein in-
terner Beschwerdemechanismus genutzt wurde oder an diesen verwiesen werden darf. Die
Erhebung einer Klage vor einem staatlichen Gericht wird durch den Beschwerdemechanismus
nicht gehindert.>%? Vor der Beschwerdeerhebung werden die Beschwerdefiihrer*innen dazu

beraten, ob sie nicht auch andere Rechtsbehelfe bemiihen kénnen.>%3

Nach Eingang einer Beschwerde bei lokalen Beschwerdebearbeiter*innen der FWF informie-
ren diese das entsprechende Mitgliedsunternehmen, welches wiederum die betroffene Fabrik
informiert, und leiten eine Untersuchung der erhobenen Vorwiirfe ein. Die lokalen Beschwer-
debearbeiter*innen koordinieren das Verfahren und unterstiitzen zugleich die Beschwerde-
fihrer*innen (z.B. Beratung, Ubersetzung).>®* Sie priifen zudem die Authentizitdt>®> und Zu-

lassigkeit der Beschwerde. Auch die Kommunikation mit den Beschwerdefiihrer*innen und

554 FWF, Membership Costs 2021, 2020, 9 ff.

555 FWF (Fn. 554), 10.

556 FWF, Annual report 2019, 2020, 15 f.

557 FWF (Fn. 369).

558 FWF (Fn. 369).

559 FWF, Fair Wear Labour Minute and Product Costing Calculator, 2020.

564 FYF (Fn, 452), 11.
565 Eine Beschwerde ist authentisch, wenn sie nicht missbrauchlich erhoben wird, vgl. FWF (Fn. 452), 12.
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anderen lokalen Stakeholdern wahrend des Verfahrens liegt in der Zustandigkeit der lokalen

Beschwerdebearbeiter*innen.>%®

Die Untersuchung der Beschwerde findet vor Ort durch ein Team der FWF statt, das Interviews
durchfiihrt, Dokumente auswertet sowie die betreffende Fabrik besucht. Bei Begriindetheit
der Vorwiirfe soll ein Abhilfeplan entwickelt werden. Nach der Konzeption der Verfahrensord-
nung sorgt der*die lokale Beschwerdebearbeiter*in dafiir, dass Beschwerdefiihrer*innen, be-
troffener Zulieferbetrieb, Mitgliedsunternehmen sowie Gewerkschaften bzw. Unternehmens-
verbande dialogisch AbhilfemaRRnahmen entwickeln, wobei zu deren Umsetzung auf den Ein-
fluss des Mitgliedsunternehmens im Zulieferbetrieb gesetzt wird. Dieser Abhilfeplan soll sich
nicht nur an den Zulieferbetrieb richten, sondern auch MafRhahmen fiir das betroffene FWF
Mitgliedsunternehmen enthalten. Die Festsetzung von Sanktionen oder einer Entschadigung
ist dabei nicht vorgesehen. Nach Abschluss des Verfahrens tiberprift die FWF, ob der Abhilfe-
plan tatsachlich umgesetzt wurde; dazu werden die Beschwerdefiihrer*innen nochmals be-
fragt.>®” Verfahrensablauf und -ergebnisse werden in Englisch auf der Website der FWF doku-

mentiert.>%8
4.3.2.8 Roundtable on Sustainable Palm Oil

Der Roundtable on Sustainable Palm Oil (RSPO)>®° ist eine von Malaysia aus operierende Or-
ganisation, die sich selbst vor allem als Normierungsorganisation (,,standard setting organisa-
tion”) versteht.>”0 |hre Aktivitdten erfassen die gesamte Wertschdpfungskette vom Anbau von
Olpalmen (ber die Verarbeitung des Palméls bis zu den Endprodukten fiir Verbraucher*in-
nen.>’! Das Ziel des RSPO ist es, eine nachhaltige Palmélproduktion zu verwirklichen. Die Ak-
tivitdten des RSPO beziehen sich daher nicht nur auf Menschenrechte, sondern auch auf Um-
weltbelange. Die Standards des RSPO sind in den Principles & Criteria for the Production of
Sustainable Palm Oil (P&C) festgehalten.>’? Zu deren Verwirklichung setzt der RSPO ganz we-

sentlich®’3 auf die Zertifizierung von Palmél, das im Wege des Auditing vorgenommen wird.

Der RSPO ist eine Multi-Stakeholder Initiative, an der unterschiedliche mit Palmol befasste
Akteure beteiligt sind. Ordentliche Mitglieder kénnen Olpalmenanbauer, Verarbeiter und

Handler, Konsumgliterhersteller, Einzelhandler, Umwelt-NGOs, ,Sozial-NGOs*“, Banken und

566 FWF (Fn. 452), 9.

567 FWF (Fn. 452), 15 ff.

568 Verflighar unter: (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

569 (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

570 RSPO, Reflecting on a Decade of Growth, 2020, 18.

571 Ausfiihrlich zu den Aktivititen und Governance-Strukturen des RSPO: Carmagnac/Carbone, Making supply
networks more sustainable ‘together’: the role of meta-organisations, Supply Chain Forum 20 (2019), 56.

572 RSPO, Principles & Criteria for the Production of Sustainable Palm Qil, 2018.

573 Das Spektrum der Aktivitidten des RSPO ist denkbar weit, so dass hier nur die fiir den Bericht wesentlichen
Aktivitaten dargestellt werden sollen.


https://fairwear.force.com/public/s/complaints
https://rspo.org/
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Investoren sein. Eine weitere Mitgliedskategorie stellen Supply Chain Associates dar;>’* das
sind Organisationen, die im Vergleich zu ordentlichen Mitgliedern weniger Palmél produzie-
ren, verwenden oder verkaufen.>’> Der RSPO hatte 2019 mehr als 4000 Mitglieder in 94
Landern, aber der Tatigkeitsschwerpunkt des RSPO befindet sich weiterhin in Indonesien und

Malaysia.>’®

Das hochste Entscheidungsgremium des RSPO ist die Generalversammlung,®’’ die einmal jahr-
lich zusammentritt. Die Generalversammlung hat die Aufgabe, Leitlinien und die Standards fiir
den RSPO zu setzen, die Finanzen zu regeln und den Vorstand zu wihlen.>’® Ordentliche Mit-
glieder haben jeweils eine Stimme bei Abstimmungen.>’® Da 2019 zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen nur ca. 3% der ordentlichen Mitglieder ausmachten, kann der Entscheidungspro-
zess als unternehmensdominiert bezeichnet werden.>® Supply Chain Associates (2019 ca.
58 % der Gesamtmitgliedschaft)*®! sind mangels Stimmrecht in der Generalversammlung>®?

ganzlich vom Entscheidungsprozess ausgeschlossen.

Der Vorstand des RSPO hat 16 Mitglieder, die sich aus den sieben Kategorien der ordentlichen
Mitglieder zusammensetzen, wobei auch hier Unternehmen 3/4 der Mitglieder stellen. Der
Vorstand fiihrt die Beschliisse der Generalversammlung aus, ist fur die Geschaftsfiihrung ver-
antwortlich®® und legt auch die Verfahrensordnung des RSPO Beschwerdemechanismus
fest.”®* Das Tagesgeschéft ist an das Sekretariat des RSPO delegiert, (iber das der Vorstand die

Aufsicht ausiibt.>®

Thematische Arbeitsgruppen, wie die Menschenrechtsarbeitsgruppe®, entwickeln beispiels-
weise Regelungen wie die Policy on the Protection of Human Rights Defenders, Whistleblo-
wers, Complainants and Community Spokespersons, die unter anderem Beschwerdefiihrer*in-

nen vor VergeltungsmaBnahmen schiitzen sollen.>®’

Der RSPO setzt seine Standards, die P&C, vorrangig durch einen Auditing-Ansatz um. Neben

den P&C, die ausschlieRlich Olpalmenanbauer und Olmiihlen betreffen,*8 gibt es zudem noch

574 7u den Mitgliedschaftskategorien und ihren Voraussetzungen, vgl.
(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

575 RSPO (Fn. 570), 68.
576 RSPO (Fn. 570), 13 ff.
577 vgl. auch das Organigramm: (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
578 RSPO, The Statutes of The Roundtable On Sustainable Palm Qil, 2018, 9 f.
579 RSPO (Fn. 578), 5 ff.
580 ygl. die Mitgliedschaftsstruktur: RSPO (Fn. 570), 14.
581 RSPO (Fn. 570), 14.
582 RSPO (Fn. 578), 6.
583 RSPO (Fn. 578), 11 ff.
584 RSPO, Complaints and Appeals Procedures, 2018.
585 RSPO (Fn. 578), 11 ff.
58 vgl. die Strukturen der Arbeitsgruppen:

(zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).
87 RSPO, Policy on the Protection of Human Rights Defenders, Whistleblowers, Complainants and Community
Spokespersons, 2018.
588 RSPO (Fn. 572).


https://rspo.org/members/membership-categories
https://rspo.org/members/membership-categories
https://rspo.org/about/our-organisation
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Standards fur Unternehmen in der Lieferkette (z.B. fir Konsumgiterhersteller), die Supply
Chain Certification Standards, sowie fiir kleine Olpalmenanbauer den Independent Smallhol-
der Standard.”®® Die Standards werden alle fiinf Jahre evaluiert und bei Bedarf angepasst.>°
Die Audits werden vom RSPO aber nicht selbst durchgefiihrt, sondern sind an Certification
Bodies ausgelagert. Die Akkreditierung dieser Certification Bodies ist wiederum an Dritte,

namlich an Accreditation Bodies, (ibertragen.>®?

Seit 2018 verfiigt der RSPO auch {iber eine Untersuchungs- und Uberwachungsabteilung,®®?
die entweder auf Anweisung des Beschwerdeausschusses eine konkrete Beschwerde oder
proaktiv — also unabhédngig von einer Beschwerde — 6ffentliche Anschuldigungen gegen Mit-
gliedsunternehmen wegen des VerstoRRes gegen die materiellen Standards untersucht. Die Ab-
teilung Gberwacht schlieRlich auch die Umsetzung von Verfahrensergebnissen des Beschwer-

demechanismus.>?3

Der Beschwerdemechanismus des RSPO ist ein Beschwerdesystem mit drei verschrankten
Verfahrensarten, dessen Zentrum das Beschwerdeverfahren mit einseitiger Entscheidung bil-
det.>®* Daneben kénnen sich die Parteien des Beschwerdeverfahrens fiir ein Mediationsver-
fahren oder fir bilaterale Verhandlungen (Bilateral Engagement) entscheiden. Fiir das Medi-
ationsverfahren stellt der RSPO eine Verfahrensordnung und Mediator*innen zur Verfligung.
Er Gibernimmt zudem die Administration des Verfahrens. Bilaterale Verhandlungen sind zwar
an das Beschwerdeverfahren angeschlossen, da der Beschwerdemechanismus stets ihr Ergeb-
nis pruft,>®> ihre Gestaltung und Durchflihrung hingen aber génzlich von den Parteien ab.>%®
Des Weiteren konnen die Parteien Verfahrensergebnisse des Beschwerdeverfahrens einer

Uberpriifung in einem ,,Berufungsverfahren (Appeals Procedure) unterziehen.>®’

Unabhangig davon, welche Verfahrensart letztlich gewahlt wird, ist die gemeinsame Anlauf-
stelle fir Beschwerden das Sekretariat des RSPO. Das Sekretariat entscheidet Giber die An-
nahme einer Beschwerde. Bei Annahme der Beschwerde wird sie an den Beschwerdeaus-

schuss weitergeleitet.>*® Bei diesem handelt es sich um das Entscheidungsgremium des Be-

589 RSPO (Fn. 570), 19.

5%0 RSPO (Fn. 572), 1.

591 RSPO, Certifications Systems for Principles & Criteria, 2017.

592 RSPO (Fn. 570), 23.

593 Sjehe (zuletzt aufgerufen am 29.07.2021).

5% Das Beschwerdesystem des RSPO war bereits in der Vergangenheit Gegenstand einer ausfiihrlichen
wissenschaftlichen Studie, die aber inzwischen aufgrund von wesentichen Neuerungen des Beschwerdesystems
in Teilen Uberholt ist, vgl. Macdonald/Balaton-Chrimes (Fn. 332).

595 RSPO, DSF Framework, Principles and Terms of Reference, 2019, 15.

5% RSPO (Fn. 595), 5 ff.

57 RSPO (Fn. 584), 21 ff.

598 RSPO (Fn. 584), 10.
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schwerdesystems, das die Verfahrensleitung inne hat und einseitig tiber die Beschwerde ent-
scheidet. Er setzt sich zusammen aus RSPO Mitgliedern, die reprdsentativ flr die am RSPO

beteiligten Stakeholder>®® sind.®%

Bei Annahme der Beschwerde kénnen die Parteien entscheiden, eine Mediation oder bilate-
rale Verhandlungen durchzufiihren. Die Parteien kdnnen sich damit aber nicht gegen ein
Beschwerdeverfahren entscheiden. Mit der formellen Annahme ist das Beschwerdeverfahren
in jedem Fall eingeleitet. Entscheiden sich die Parteien fiir eine Mediation im Rahmen der
Streitbeilegungseinrichtung oder fiir bilaterale Verhandlungen, geht die Sache deshalb trotz-
dem an den Beschwerdeausschuss. Der Beschwerdeausschuss entscheidet dann nach seinem
Ermessen, ob er das Entscheidungsverfahren vorlaufig aussetzt, solange die Mediation oder

die Verhandlungen andauern, oder ob er mit der Untersuchung der Beschwerde fortfahrt.6%?

Das Beschwerdeverfahren besteht aus zwei Instanzen. In der ersten Instanz entscheidet der
Beschwerdeausschuss. Als ,,Berufungsinstanz” fungiert der Berufungsausschuss.®%? Nachdem
eine Beschwerde vom Sekretariat angenommen wurde und der Beschwerdeausschuss dies
gebilligt hat, ist der Beschwerdeausschuss fiir das weitere Verfahren zustandig. In einem ers-
ten Schritt fiihrt er eine Untersuchung der Beschwerde durch bzw. weist diese an. Fir die
Untersuchung einer Beschwerde kommt es darauf an, ob sich die Beschwerde gegen eine zer-
tifizierte Produktionsstatte eines RSPO Mitgliedsunternehmens richtet. Ist dies der Fall, wird
die Beschwerde zusatzlich an die akkreditierte Zertifizierungsstelle, die diese Produktions-
statte zertifiziert hat, weitergeleitet. %3 Diese bewertet dann die Beschwerde auf Grundlage
der bisher durchgefiihrten Audits oder fiihrt einen Sonderaudit durch.®%* Hinsichtlich seiner
eigenen Untersuchung Uberldsst die Verfahrensordnung es im Wesentlichen dem Beschwer-
deausschuss selbst, ein geeignetes Verfahren festzulegen.?%> Sobald der Ausschuss seiner Ein-
schatzung nach genligend Informationen gesammelt hat, um eine Entscheidung zu treffen,
schliel3t er die Untersuchung. In seiner Entscheidung stellt er fest, ob ein Verstol} gegen die
RSPO-Standards vorliegt. Falls ein Verstol festgestellt wird, legt der Beschwerdeausschuss
Sanktionen und/oder AbhilfemaRnahmen fest. Bei den AbhilfemaRnahmen handelt es sich um
Handlungen oder Unterlassungen, die die Beschwerdegegner*in binnen einer Frist vorneh-

men muss, um dem VerstoR gegen die materiellen Standards abzuhelfen.®% Bei Sanktionen

5% Dijes sind Olpalmenanbauern, Palmélverarbeiter und -handler, Konsumgiiterhersteller, Einzelhadndler, Banken
und Investoren, Umwelt- und Naturschutz-NGOs, Entwicklungszusammenarbeit-NGOs und NGOs des sozialen
Sektors, RSPO (Fn. 578), 4

600 RSPO, Terms of Reference of the Complaints and Appeals Panel and Associated Declarations, 2017, 2.

601 RSPO (Fn. 584), 11; RSPO (Fn. 595), 15.

602 RSPO (Fn. 584), 21 ff.

603 RSPO (Fn. 584), 11.

604 RSPO, Directives on Referral and Costs Related to Investigation/Special Audits of Certified Facilities on the
Basis of a Complaint, 2018.

605 RSPO (Fn. 584), 15.

606 RSPO (Fn. 584), 19.
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handelt es sich um StrafmaRnahmen.®%” Darunter fallen auch die Suspendierung oder die Be-
endigung der RSPO Mitgliedschaft.®%® Die Verantwortung fir die Umsetzung der Entscheidung
und fiir die Uberwachung derselben tragt wiederum das Sekretariat.?%® Mit Bekanntgabe der
Entscheidung und ihrer Griinde gegeniiber den Parteien des Verfahrens beginnt die Beru-

fungsfrist zu laufen.%1°

Das Berufungsverfahren entspricht im Wesentlichen dem Beschwerdeverfahren erster In-

stanz.t11

Entscheiden sich die Parteien fiir eine Mediation, leitet die Beschwerdestelle die Sache an die
Streitbeilegungseinrichtung des Sekretariats weiter.®'2 Diese wahlt Mediator*innen aus einem
Mediator*innenpool aus, der von der Streitbelegungseinrichtung des RSPO nach festgelegten
Kriterien besetzt wird. Fir die Aufnahme in den Mediator*innenpool miissen Mediator*innen
unter anderem eine Ausbildung und/oder berufliche Erfahrung im Bereich Konfliktbeilegung,
insbesondere Mediation, Erfahrung mit Gruppenverfahren, Sensibilitat fir den lokalen Kon-
text sowie Management- und Kommunikationsfahigkeiten nachweisen.®'3 Unterstutzt werden
die Mediator*innen von Fallmanager*innen der Streitbeilegungseinrichtung.®'# Die Parteien
schliefen eine Mediationsvereinbarung, welche das Mediationsverfahren ordnet. Sie muss
Bestimmungen zur Vertraulichkeit, Beteiligung, Kostenteilung, Annahme des Code of Conduct
fiir Mediator*innen, zu Voraussetzungen fiir die Beendigung der Mediation und zum Zeitplan
enthalten.®'> Ziel der Mediation ist der Abschluss von (Zwischen-)Vergleichsvereinbarun-
gen.?1® Die Mediator*innen unterstiitzen als ,Process Manager“®'” die Parteien bei der ge-

meinschaftlichen Lésung des Konflikts.%18

Wenn es den Parteien gelungen ist, eine Vergleichsvereinbarung zu schlieSen, wird diese vom
Sekretariat an den Beschwerdeausschuss weitergeleitet. Dieser entscheidet dann, ob dem be-
haupteten Verstol3 abgeholfen wurde. Wenn das nicht der Fall ist, kann der Beschwerdeaus-
schuss das Verfahren weiterfiihren.®'® Gelingt es den Parteien der Mediation nicht, eine Ver-

einbarung zu treffen, beendet die Streitbeilegungseinrichtung die Mediation einseitig und ver-

607 RSPO (Fn. 584), 1.

608 RSPO (Fn. 584), 14.

09 RSPO (Fn. 584), 20, 23.

610 RSPO (Fn. 584), 21.

511 vgl. RSPO (Fn. 584), 21 ff.

612 RSPO (Fn. 595), 15.

613 RSPO, DSF Professional Mediator - Qualifications and Responsibilities, 2019; zu den
Qualifikationsvoraussetzungen der Mediator*innen im Einzelnen Kap. 6.4.6.

614 RSPO (Fn. 595), 16.

615 RSPO (Fn. 595), 17.

616 RSPO (Fn. 595), 18.

617 The DSF Mediator is a de facto process manager who will utilise and match a range of techniques when
working with divergent groups and parties to a dispute which may include facilitation, information sharing, joint
fact-finding, consensus building, capacity building and mediation”, RSPO (Fn. 595), 17.

618 RSPO (Fn. 595), 17.

619 RSPO (Fn. 595), 18.
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weist die Sache an den Beschwerdeausschuss zuriick. Dieser kann dann jede MaRBnahme tref-
fen, die er fir notwendig erachtet.®?® Die Umsetzung einer Vergleichsvereinbarung wird im
Anschluss an das Mediationsverfahren von der Untersuchungs- und Uberwachungseinheit des
Sekretariats iberwacht. Die Uberwachung, inklusive Fristen, wird bereits zuvor in der Media-

tion vereinbart.621

4.4 Kategoriensystem fiir die Beschreibung, Analyse und Gestaltung von Beschwerdeme-

chanismen

Als Ergebnis der Untersuchung der acht Beschwerdemechanismen ist folgendes Kategorien-
system entstanden, das die vier Oberkategorien (1) Institutionalisierung, (2) Implementierung
vor Ort, (3) Verfahrensausgestaltung und (4) Entwicklung eines lernenden Systems in Unter-
kategorien ausdifferenziert. Dieses Kategoriensystem bildet einen unternehmensiibergreifen-
den institutionalisierten Beschwerdemechanismus ab; daher sind nicht alle Unterkategorien

auch flr andere Typen von Beschwerdemechanismen einschlagig.

Das Kategoriensystem ist tragend fir den weiteren Forschungsbericht. Anhand des Katego-
riensystems werden in Kapitel 6 Good Practice-Ansatze der untersuchten Beschwerdemecha-
nismen sowie in Kapitel 8 wesentliche Merkmale der Verbraucherschlichtung dargestellt, die
dann in Kapitel 9 in die erarbeiteten Empfehlungen integriert werden, welche sich ebenfalls

an diesem Kategoriensystem orientieren.

620 RSPO (Fn. 595), 18.
621 RSPO (Fn. 595), 19.
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Institutionalisierung

- Governance-Strukturen

- Entwicklung materieller Standards

- Finanzierung des Beschwerdemechanismus

- Anreizstrukturen gegeniiber Mitgliedsunternehmen
- Intrainstitutionelle Streitbeilegung

- Ausrichtung auf vulnerable Gruppen

Implementierung vor Ort

- Transparenz der Lieferkette

- Anpassung der Einkaufspraktiken

- Forderung lokaler Social Dialogue-Strukturen

- Capacity Building

- Verschrankung von Social Auditing und Beschwerdemechanismus
- Anreizstrukturen gegeniiber Zulieferunternehmen

- Bekanntmachung des Beschwerdemechanismus

Verfahrensausgestaltung

- Verfahrensbeteiligte

- Beschwerdeerhebung

- Zulassigkeit der Beschwerde

- PriifmaRBstdbe

- Verfahrenswahl

- Anforderungen an verfahrensbegleitende und -leitende Personen
- Verfahrensort

- Verfahrenssprache

- Verfahrensdauer

- Verfahrenskosten

- Transparenz des Konfliktbearbeitungsverfahrens

- Umgang mit Machtasymmetrien

- Berucksichtigung der Belange besonders vulnerabler Betroffener
- Sachverhaltsaufklarung

- Schutz der Verfahrensbeteiligten

- Verfahrensergebnisse

- Umsetzung von Verfahrensergebnissen

Entwicklung eines lernenden Systems
- Qualitatssicherung und -entwicklung
- Berichtswesen

Tab. 5: Kategoriensystem fir die Gestaltung auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen
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5 Durchfithrung, Auswertung und Ergebnisse der Expert*innen-Befragungen

Im Rahmen des Forschungsprojektes wurden die Perspektiven von Expert*innen vor allem
durch eine Reihe von Expert*innen-Interviews sowie durch eine Online-Befragung einbezo-
gen. Ubergeordnetes Ziel dieser Erhebungen war es, Stimmen aus der Praxis in die Erstellung
des Forschungsberichtes einflieBen zu lassen. Der Austausch mit Personen, die sich aus unter-
schiedlichen Perspektiven mit Beschwerdemechanismen im Feld Wirtschaft und Menschen-
rechte beschaftigen, sollte zudem die Sichtweisen und Interessenlagen unterschiedlicher re-
levanter Akteursgruppen in das Projekt integrieren und die praktische Anschlussfahigkeit an
das sich dynamisch entwickelnde Feld der auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen si-

cherstellen.

Daflir wurden zunachst verschiedene relevante Akteursgruppen identifiziert; aus diesen Grup-
pen wurden jeweils mehrere Expert*innen im Rahmen leitfadengestiitzter Interviews befragt.

Zudem wurde eine Online-Befragung bei einer Stakeholder-Konferenz durchgefiihrt.

Nach einem Gesamtiberblick (iber die gefiihrten Interviews (Kap. 5.1) werden Ziele und the-
matische Anséatze der Interviews benannt (Kap. 5.2), die Auswahl der Expert*innen vorgestellt
(Kap. 5.3) und die Durchfiihrungs- und Auswertungsmethodik (Kap. 5.4) dargelegt. Ergdanzend
erfolgt die Darstellung der Vorgehensweise bei der Online-Befragung (Kap. 5.5). Dann wird ein
Uberblick Giber wesentliche Ergebnisse der gefiihrten Interviews sowie der Online-Befragung

gegeben (Kap. 5.6).%22 Das Kapitel schlieRt mit einem Zwischenfazit (Kap. 5.7).

5.1 Ubersicht iiber die gefiihrten Interviews

Insgesamt fiihrten wir 20 Interviews mit 18 Expert*innen aus vier Akteursgruppen.®?® Mit Blick
auf die Gestaltung und Einbettung von Beschwerdemechanismen im Feld Wirtschaft und
Menschenrechte identifizierten wir drei relevante Gruppen von Expert*innen: Verfahrensex-
pert*innen, Unternehmensvertreter*innen und Reprdsentant*innen der Betroffenenper-

spektive.

Als Verfahrensexpert*innen bezeichnen wir Personen, die sich intensiv mit der Einrichtung
oder Erforschung von Beschwerdemechanismen beschiftigen und einen breiten Uberblick
Uber aktuelle Entwicklungen in der Landschaft auBergerichtlicher Beschwerdemechanismen

haben.

622 Dje Ergebnisse der Interviews flieBen auch jenseits dieses Kapitels an verschiedenen Stellen, insbesondere in
Kapitel 6, 7 und 9, in den Forschungsbericht ein.
623 Mt zwei Personen wurden jeweils zwei thematisch getrennte Interviews durchgefiihrt.
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Als Unternehmensvertreter*innen wahlten wir Personen aus, die sich in ihrem Unternehmen
mit der Einrichtung von Beschwerdemechanismen entlang ihrer Lieferketten beschaftigen

oder sich an unternehmensibergreifenden Mechanismen beteiligen.

Zur — ansatzweisen — Erfassung der Betroffenenperspektive interviewten wir Repradsen-
tant*innen von Gewerkschaften und NGOs. Diese Gesprache konnen selbstverstandlich nicht
eine Konsultation der Interessenvertreter*innen und unmittelbar Betroffenen vor Ort erset-
zen; eine solche Erhebung war im begrenzten Rahmen dieses Forschungsprojektes allerdings

leider nicht moglich.6?4

Bei der konzeptionellen Gestaltung und Implementierung von Beschwerdemechanismen ist
die breit angelegte, ernsthafte und kultursensible Einbeziehung der Nutzer*innen vor Ort wei-
terhin unerldsslich. Auch sollte die reale Funktions- und Wirkweise von Beschwerdemechanis-
men zuklinftig durch empirische Forschungsprojekte zur systematischen Erfassung der Nut-

zer*innenperspektive sorgfaltig iberprift werden .5

Eine gesonderte vierte Expert*innengruppe stellen die Leiter*innen deutscher Schlichtungs-
stellen dar, die fir die Erkundung von Transferpotential aus dem Bereich der Verbraucher-
schlichtung interviewt wurden. Ansatz, Methodik und Ergebnisse dieser Gesprdache werden

ausfihrlich in Kapitel 8 dargestellt und deshalb in diesem Kapitel nicht weiter behandelt.

5.2 Zielsetzung und Ansatz der Expert*innen-Interviews

Ubergeordnetes Ziel der Gespriache war es, verschiedene Perspektiven auf Gestaltungsas-
pekte, Good Practices und Herausforderungen bei der Einrichtung von Beschwerdemechanis-
men abzubilden sowie offene Fragen zu einzelnen Themenbereichen zu kldren. Die durch die
Interviews gewonnenen Ergebnisse sind dementsprechend nicht im Sinne einer reprasentati-
ven Erhebung zu lesen. Sie sollen vielmehr das entwickelte Kategoriensystem fiir die Gestal-
tung von Beschwerdemechanismen weiter ausfiillen, gute praktische Ansatze sowie auch Kri-
tik und kontroverse Aspekte illustrieren und die Praxistauglichkeit der in diesem Projekt zu
entwickelnden Empfehlungen absichern. Die Expert*innen-Interviews®2® waren dementspre-
chend primar informatorisch ausgerichtet und hatten fiir das Forschungsprojekt sowohl ex-

plorativen als auch systematisierenden Charakter.5?’

Jede Expert*innen-Gruppe wurde daher mit unterschiedlichen Schwerpunkten und zu ver-

schiedenen Themenbereichen befragt. Auch innerhalb einzelner Gruppen wurde nach der

624 Sjehe dazu auch das Zwischenfazit in Kap. 5.6.

625 Sjehe dazu auch die Auflistung von Forschungsdesideraten in Kap. 10.

626 Flick, Qualitative Sozialforschung, 9. Aufl. 2019, 214 ff.

627 7Zu den unterschiedlichen Formen von Expert*inneninterviews siehe Bogner/Littig/Menz, Interviews mit
Experten, 2014, 22 ff.; Liebold/Trinczek, Experteninterview, in: Kiihl/Strodtholz/Taffertshofer (Hrsg.), Handbuch
Methoden der Organisationsforschung, 2009, 32; Gldser/Laudel, Experteninterviews und qualitative
Inhaltsanalyse als Instrumente rekonstruierender Untersuchungen, 4. Aufl. 2010, 111 ff.
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Vorerfahrung und dem beruflichen Kontext des*der jeweiligen Interviewpartner*in weiter dif-

ferenziert. (Die einzelnen Personen werden in Kap. 5.3 genauer vorgestellt.)

Mit Verfahrensexpert*innen sprachen wir, um ihre Expertise und Einschatzungen zur Einbet-
tung von Beschwerdemechanismen in den rechtlichen, kulturellen und 6konomischen Kontext
einzuholen, Fragen der Ausgestaltung aulRergerichtlicher Beschwerdemechanismen zu klaren
und praktische Hirden mit méglichen Losungsansatzen zu diskutieren. Relevant waren dabei
u.a. die folgenden Themen: die Institutionalisierung und Implementierung von Beschwer-
demechanismen, das Verhaltnis zum gerichtlichen Rechtsschutz und anderen aulRergerichtli-
chen Rechtsschutzmoglichkeiten, die Einbindung von Stakeholdern, die Transparenz des Ver-
fahrens, der Umgang mit Vulnerabilitdit von Beschwerdefihrer*innen, der Ausgleich des
Machtungleichgewichts, Verfahrensergebnisse und deren Durchsetzung sowie die Gestaltung

von Beschwerdemechanismen als lernende Systeme.

Unternehmensvertreter*innen wurden interviewt, um einen Eindruck von generellen Hiirden
und praktischen Herausforderungen bei der Einrichtung von Beschwerdemechanismen aus
Unternehmenssicht zu erhalten und um den Bedarf der Unternehmen nach Unterstiitzung zu
spezifizieren. AulRerdem sollten bereits funktionierende Good Practice-Ansatze der Unterneh-
men in den Bericht einbezogen werden. Angesprochene Themen waren die Motivation zur
Mitwirkung an Beschwerdemechanismen, die Institutionalisierung und Implementierung der
Mechanismen, die Zusammenarbeit mit und Einflussnahme auf Zulieferunternehmen und an-
dere Vertragspartner*innen entlang der Lieferkette, der Ausgleich von Machtasymmetrien,
allgemeine Hirden und Herausforderungen, Malinahmen zur Entwicklung eines lernenden

Systems und die Bedeutung rechtlicher Rahmenbedingungen.

Ziel der Gesprache mit Reprasentant*innen der Betroffenenperspektive war es, die fir Be-
troffene besonders wichtigen Aspekte eines niedrigschwelligen Zugangs zu effektiver Abhilfe
zu beleuchten und daraus Anforderungen an die Gestaltung und Einbettung aulRergerichtli-
cher Beschwerdemechanismen abzuleiten. Weitere Themen waren die generelle Rolle von
aullergerichtlichen Beschwerdemechanismen fiir die Betroffenen, die tatsachliche Einbezie-
hung von potenziellen Nutzer*innen in die Einrichtung von Beschwerdemechanismen sowie
Vertrauensaufbau, die Berlicksichtigung von Vulnerabilitat in Beschwerdeverfahren, die For-
derung der Nutzung von Beschwerdemechanismen und die Abfrage von Unzuldnglichkeiten

und typischen blinden Flecken bestehender Mechanismen.

In der Endphase des Forschungsprojektes wurden mit ausgewahlten Personen zusatzlich zu
den systematischen, leitfadengestiitzten Interviews einige sogenannte ,Sounding Board“-In-

terviews durchgefiihrt.®?® Mit diesen kurzen Fokusinterviews wollten wir die Plausibilitat,

628 Tejlweise wurde das , Sounding Board“-Interview auch in das grundlegende Interview integriert.
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Verstandlichkeit und Vollstandigkeit zentraler Ergebnisse des Forschungsberichtes —insbeson-
dere des Modells des Integrative Grievance System (Kap. 9) — im Gesprach mit Expert*innen

Uberprifen.

5.3 Auswahl und Vorstellung der Interviewpartner*innen

Die angefragten Personen waren uns durch Publikationen, Vortrage, Tagungen oder kollegiale
Empfehlungen bekannt. Wir versuchten, durch die Auswahl der Interviewpartner*innen ein
moglichst heterogenes Spektrum an Perspektiven abzudecken, dabei insbesondere ein ausge-

wogenes Genderverhiltnis herzustellen und verschiedene Nationalitdten einzubeziehen.®?°

Einige der befragten Personen lassen sich nicht trennscharf nur einer der genannten Katego-
rien von Expert*innen zuordnen, da sie diverse fachliche Hintergriinde und vielfiltige berufs-
biographische Erfahrungen haben und dadurch mehrere Perspektiven reprdasentieren. In der
folgenden Auflistung werden alle interviewten Expert*innen ihrem aktuellen Fokus entspre-

chend zugeordnet.

Gruppe Name Organisation Funktion
V01 (zitiert als: | Bindnis fir nachhaltige Texti-
Textilblindnis) | lien (Textilblindnis)

Projektmanagerin

Independent Business and Hu-

Jennifer Zerk - .
! man Rights Consultant

Nationaler Kontaktpunkt

Verfahrens- (NKP) der Schweiz fur die .

" Alex Kunze . . ... | Mediator
expert*in- OECD-Leitsatze fiir multinati-
nen onale Unternehmen

Vice  President, Social &

Bill Anderson Adidas Environmental Affairs

Action, Collaboration, Trans-
formation (ACT)

V06 - Verfahrensexpertin

Leiter Einkauf, Nachhaltigkeit,

Tandiwe Gross Programmleitung Myanmar

Fabian Kusch Bierbaum-Proenen T
Qualitatssicherung
Unter- .
uo2 Deutsches GroBunternehmen | Human Rights Manager
nehmen
uo3 Handelsunternehmen Projektmanagerin Nachhaltigkeit
uo4 Deutsches GroRunternehmen | Human Rights Managerin
Deutscher Gewerkschafts- I'\’"eferatsleltfar in der Abtellun“g'
Frank Zach fir Internationale und Europai-
bund (DGB) .
Betroffenen sche Gewerkschaftspolitik
erspektive Maddalena International Federation for Director of Globalisation and
persp Neglia Human Rights Human Rights Desk
Michael Deutsches Institut fiir Men- .
Windfuhr schenrechte Stellvertretender Direktor

Tab. 6: Interviewpartner*innen

629 Grundséatzlich zu Sampling und Feldzugang bei Expert*innen-Interviews: Bogner/Littig/Menz (Fn. 627), 34 ff,;
Gldser/Laudel (Fn. 627), 95 ff.
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5.4 Durchfiihrung der Interviews und Auswertungsmethode

Im Folgenden werden die Durchfliihrung der Interviews und die zu ihrer Auswertung gewahl-

ten Methoden dargestellt.

5.4.1 Vorbereitung, Durchfiihrung und Dokumentation der Interviews

Die Expert*innen-Interviews wurden als problemzentrierte, halbstrukturierte, leitfadenge-
stitzte Befragungen®3® im Zeitraum von November 2020 bis Juni 2021 durchgefiihrt. Dabei
diente der Leitfaden als Unterstiitzung fir die interviewende(n) Person(en) wahrend des Ge-

spraches und gab eine grobe Struktur vor.

Fir jede Gruppe von Expert*innen wurden Ubergeordnete Interview-Ziele bestimmt, die die
weitere Erstellung der Leitfaden pragten. Hieraus wurden einzelne Themenkomplexe fir die

jeweiligen Gruppen identifiziert.®3!

Aus den Themenkomplexen wurden Fragen entwickelt, die sich aus der vorherigen theoreti-
schen Recherche zu Beschwerdemechanismen speisten.®3? Diese Fragen stellten einen Aus-
gangspunkt zur individuellen Konkretisierung der Leitfaden fiir einzelne Gesprache dar.533 Sie
beinhalteten sowohl lbergreifende Einschatzungsfragen (wie z.B. zu der kontroversen Frage
des Verhaltnisses von aulBergerichtlichen Beschwerdemechanismen zu gerichtlichem Rechts-
schutz) als auch Fragen zu konkreten Ausgestaltungsaspekten, wie z.B. MaBnahmen zur Finan-

zierung oder Verbesserung der Zuganglichkeit von Beschwerdemechanismen.

Zum Abschluss wurden jeweils abrundende Fragen insbesondere zur Einschatzungen der Wei-
terentwicklung von Beschwerdemechanismen und zu mittelfristigem Forschungsbedarf in die-

sem Feld gestellt.

Die Interviewleitfaden dienten als Orientierung und gaben den Gesprachen eine Struktur. Im
Gesprachsfluss ergaben sich haufig auch zusatzliche Fragen bzw. von den Interviewten ad hoc
angesprochene Aspekte.?3* In allen Gespriachen wurden auf diese Weise zusétzlich zu den
durch den Interviewleitfaden gezielt angesteuerten Themen spontan noch weitere fiir das
Forschungsprojekt wertvolle Aspekte thematisiert. Die Interviewpartner*innen sprachen of-

fen Gber ihre Arbeit und ihre Einschatzungen der Herausforderungen.

630 Sjehe grundsitzlich zu diesem Typus des Interviews Mayring, Einfiihrung in die qualitative Sozialforschung, 6.
Aufl. 2016, 67 ff. m.w.N.; grundlegend Witzel, Das problemzentrierte Interview, in: Jittemann (Hrsg.), Qualitative
Forschung in der Psychologie: Grundfragen, Verfahrensweisen, Anwendungsfelder, 1985, 227.

631 Grundsatzlich zur Leitfadenerstellung bei Expert*innen-Interviews: Bogner/Littig/Menz (Fn. 627), 27 ff.;
Gldser/Laudel (Fn. 627), 143 ff.

632 Djese Basierung unserer Interviews auf vorherige Recherchen und Analysen macht ihren problemzentrierten
Charakter aus; siehe dazu Mayring (Fn. 630), 67.

633 Zur Legitimitat individualisierter Interviewleitfaden siehe Bogner/Littig/Menz (Fn. 627), 28.

634 Zur Strategie und den (auch) spontanen Elementen der Gesprichsfiihrung in Experteninterviews siehe ebd.,
49 ff.; Gldser/Laudel (Fn. 627), 143 ff.
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Die ,Sounding Board“-Interviews waren deutlich kiirzer als die vollstandigen themenspezifi-
schen Interviews. Den Expert*innen wurden vorab Entwirfe der Empfehlungen (Ausschnitte
aus Kapitel 9) geschickt. Im Gesprach wurden die Plausibilitat und Verstandlichkeit sowie die
praktische Anschlussfahigkeit der Empfehlungen erfragt. AuBerdem wurde um Kritik und in-

haltliche Ergdnzungen gebeten.®3°

Aufgrund der Coronapandemie wurden alle Gesprache digital Giber die Plattform Zoom gefiihrt
und aufgezeichnet. Uberwiegend wurden die Interviews in deutscher, in einigen Fillen auch
in englischer Sprache gefiihrt®3®. Auf Seiten des Forschungsteams waren an den Interviews

eine oder auch zwei Personen beteiligt.

Aus insgesamt 14 Interviews®3” entstanden mehr als 16 Stunden Tonmaterial, welches mit der
Transkriptionssoftware amberscript zunachst digital transkribiert und dann durch das For-
schungsteam sprachlich bereinigend nachbearbeitet®3® wurde. Alle im Forschungsbericht ver-
wendeten direkten und indirekten Zitate aus den Interviews wurden den Interviewpartner*in-
nen zur Freigabe vorgelegt; in diesem Zuge trafen die befragten Expert*innen auch die Ent-

scheidung, ob sie namentlich oder anonymisiert genannt werden wollten.3°

5.4.2 Auswertungsmethode

Die Auswertung der Interviews erfolgte in mehreren Stufen;%° entsprechend der explorativ-
informatischen wie auch systematisierenden Natur der Interviews wurde die Auswertungs-

641

methode der qualitativen Inhaltsanalyse®** gewahlt.

Die Transkripte der Gesprache wurden zunachst einzeln kategoriengeleitet ausgewertet. Da-
flir wurden aus den Gesprachsinhalten entlang der Themenkomplexe der Leitfaden und der
in diesen Themenblécken konkret gestellten Fragen Unterkategorien gebildet, zu denen die
aus dem Gesprach entnommenen transferrelevanten Inhalte in eigenen Worten zusammen-
gefasst wurden. An Schlisselstellen wurden diese Auswertungstbersichten durch woértliche
Zitate der Interviewten angereichert. In einem zweiten Schritt wurden in jeder Ubersicht mog-

liche Stellen benannt, an denen die Befunde und ggf. auch wortlichen Zitate in den For-

635 Die ,.Sounding Board“-Interviews sind insoweit als fokussierte Interviews einzuordnen; siehe dazu Mayring
(Fn. 630), 66 m.w.N.

536 Originalzitate aus den englischsprachigen Interviews werden im Forschungsbericht auch in englischer Sprache
wiedergegeben.

637 Sechs Gespriche wurden mit Leiter*innen von Schlichtungsstellen gefiihrt.

638 |m Zuge der sprachlichen Bereinigung wurden Fehler der automatisierten Transkription korrigiert sowie zur
besseren Verstandlichkeit der Zitate sprachliche Dopplungen, Fiillworter etc. entfernt.

639  Grundsatzlich zu Fragen der Anonymisierung und Ergebnisdarstellung von Experteninterviews:
Bogner/Littig/Menz (Fn. 627), 89 f.

640 Grundsétzlich zu den — variablen — Auswertungsverfahren von Experteninterviews: ebd., 71 ff.

641 Dazu grundlegend Glédser/Laudel (Fn. 627); siehe auch Mayring (Fn. 630), 114 ff., sowie Bogner/Littig/Menz
(Fn. 627), 72 ff.



150

schungsbericht und insbesondere in die praxisnahen Empfehlungen einflieBen kénnten. Er-
gebnis der Interviewauswertungen waren damit ausfiihrliche Tabellen zu jedem Interview mit
systematisierten Aussagen, die unter vergleichbaren Kategorien zusammengefasst und mit

Hinweisen auf ihre weitere Verwendbarkeit im Forschungsbericht versehen waren.

Fir die Auswertung der tabellarischen Ergebnisse wurden alle zu einem Thema genannten
Aspekte interviewiibergreifend zusammengetragen und auf Gemeinsamkeiten, Unterschiede
und sonstige interessante Aspekte hin untersucht. Wesentliche Ergebnisse dieser interview-
ibergreifenden Auswertung werden im Kapitel 5.6. in kursorischem Uberblick dargestellt.
Hauptsachlich flieBen die Interviewergebnisse jedoch in die weitere Erstellung des For-
schungsberichtes, insbesondere in die Kapitel 6, 7 und 9 ein. Die Expert*innen-Interviews rei-

chern so den gesamten Forschungsbericht mit Bezligen und Zitaten aus der Praxis an.

5.5 Online-Befragung von Expert*innen

Im Rahmen der im Sommer 2020 gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir Justiz und Ver-
braucherschutz veranstalteten Stakeholder-Konferenz fiihrten wir eine Online-Befragung der
anwesenden Expert*innen durch. Ziel dieser Befragung war es, ein Stimmungsbild zu der Nut-
zung von ADR-Verfahren im Feld Wirtschaft und Menschenrechte sowie Liicken und Heraus-
forderungen aulergerichtlicher Streitbeilegungsmechanismen zu erheben. Die Konferenz
wurde von interessierten Fachpersonen mit verschiedenen beruflichen Hintergriinden be-
sucht, die im Anschluss an die Konferenz gebeten wurden, sich an einer kurzen anonymen

Umfrage zu beteiligen, die durch das digitale Befragungstool SurveyXact administriert wurde.

An der Umfrage teilgenommen haben 15 Personen, die eingangs zu ihrem beruflichen Hinter-
grund und Kontext befragt wurden. Die grof$ten Gruppen machten mit jeweils 29 % Unterneh-
mensvertreter*innen und Anbieter*innen von ADR-Verfahren aus. Auch Personen aus Bera-
tung bzw. Consulting (21 %), Politik und Verwaltung (14 %) sowie jeweils ein*e Vertreter*in

eines Wirtschaftsverbandes und der Wissenschaft nahmen teil.

Fast die Halfte (43 %) der Befragten befasst sich seit mindesten 10 Jahren systematisch bzw.
beruflich mit dem Themenbereich Wirtschaft und Menschenrechte. Bei der liberwiegenden
Mehrheit (64 %) der Befragten nimmt das Thema Wirtschaft und Menschenrechte nur einen
geringen Anteil bis zu einem Viertel ihrer beruflichen Tatigkeit ein (1-25 %). Knapp die Halfte
der Befragten befasste sich zum Zeitpunkt der Befragung eher wenig mit auRergerichtlichen
Beschwerdemechanismen; allerdings waren flinf Befragte auch haufig oder ausschliefSlich mit

dieser Thematik beruflich befasst.®*2 Etwas mehr als die Halfte der Befragten hatte sich bereits

642 \erteilung der Antworten: gar nicht — 3, wenig — 4, bisweilen — 2, hiufig — 4, ausschlieRlich — 1.



151

vor der Konferenz mit ADR im Zusammenhang mit Wirtschaft und Menschenrechten beschaf-
tigt.

Nach den Abfragen zu beruflichem Kontext und Vorkenntnissen ging die Befragung in Frei-
textantworten zu Vorteilen/Chancen sowie Risiken/Hirden auBergerichtlicher, unterneh-
menslbergreifender Beschwerdemechanismen (ber. AuRerdem wurde nach dem grof3ten
Entwicklungsbedarf bei auRergerichtlichen Beschwerdemechanismen sowie dem individuel-
len Informationsbedarf und dem eigenen Blick auf ADR-Verfahren gefragt. Die entsprechen-

den Antworten flieBen in die folgende Ergebnisdarstellung mit ein.43

5.6 Ergebnisse der Expert*innen-Interviews und Online-Befragung

Die Ergebnisse der Expert*innen-Interviews und der Online-Befragung werden im Wesentli-
chen entlang der in Kapitel 4 eingefiihrten Oberkategorien Institutionalisierung (Kap. 5.6.2),
Implementierung (Kap. 5.6.3), Verfahrensausgestaltung (Kap. 5.6.4) und MaRnahmen zur Ent-
wicklung eines lernenden Systems (Kap. 5.6.5) dargestellt. Einflihrend werden (ibergreifende
Gedanken, insbesondere zum Zweck und Kontext von auRergerichtlichen Beschwerdemecha-

nismen, aus den Befragungen aufgegriffen (Kap. 5.6.1).

5.6.1 Zweck und Kontext von Beschwerdemechanismen

In vielen Interviews wurde der Zweck von Beschwerdemechanismen, deren Verortung in ih-
rem staatlichen, rechtlichen, 6konomischen und kulturellen Kontext und die sich daraus erge-
bende Komplexitat der Gestaltung solcher Mechanismen thematisiert. Die meisten der dies-
beziglich genannten Aspekte beziehen sich auf spezifische Fragen der Ausgestaltung von Be-
schwerdemechanismen und werden den entsprechenden Kategorien zugeordnet; einige As-
pekte lassen sich jedoch nicht spezifisch zuordnen und werden daher in diesem Abschnitt

vorab separat aufgefihrt.

Im Verstandnis vieler Interviewpartner*innen sollen auBergerichtliche Beschwerdemechanis-
men Liicken im gerichtlichen Rechtsschutz kompensieren.®4* AuBergerichtliche Mechanismen
stiinden nicht in Konkurrenz zum Gerichtssystem, sondern sollten vielfaltige und effektive Ab-
hilfemoglichkeiten schaffen.®*
,[Beschwerdemechanismen sind] ein Instrumentarium, was dem Thema Zugang zu Recht
zuzuordnen ist. In vielen Ldndern, in denen schwierige Situationen herrschen, in der Pro-
duktion, in Lieferketten, bei Investitionsentscheidungen, ist es so, dass die verfiigbaren Zu-

gdnge zu nationalen Rechtsinstitutionen oft defizitdr sind. Es kann sein, dass der Zugang
physisch oder 6konomisch nicht méglich ist. Es kann sein, dass Gerichte extrem parteiisch

643 Ergebnisse der digitalen Expert*innenbefragung werden im Folgenden als ,,Online-Befragung” zitiert.
644 |nterview Gross, Windfuhr.
845 Interview Windfuhr.
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sind oder nicht ordentlich funktionieren. Da es also verschiedene Defizite gibt, ist es wich-
tig, auch lber aufiergerichtliche Beschwerdemechanismen nachzudenken. [...] AufSerge-
richtliche Beschwerdemechanismen, die auf Ebene der Unternehmen oder von Branchen
oder anderen Ebenen angesiedelt werden, die ersetzen nicht einen tatsdchlichen Zugang
zu Recht auf nationalstaatlicher Ebene, die sollten den Zugang auch nicht ersetzen. Sie
kénnen aber helfen, in Situationen, wo der Rechtsstaat eben nicht ordentlich funktioniert,
quasi Aquivalente zur Verfiigung zu stellen.“**

Mit dem staatlichen Rechtssystem sollten Beschwerdemechanismen in eine komplementare
Beziehung treten und somit ein flexibles Angebot an verschiedenen AbhilfemaRnahmen an-
bieten.®*’ Eine Mediation kénne auch dann durchgefiihrt werden, wenn gleichzeitig ein Ge-
richtsverfahren anhangig ist, da in einer Mediation die hinter einer Beschwerde stehende The-
matik breiter verhandelt werden kénne. Der Gegenstand des Gerichtsverfahrens kdnne dabei

gegebenenfalls auch ausgeklammert werden.%48

Grundsatzlich kénnen nicht-gerichtliche Beschwerdemechanismen einen niedrigschwellige-
ren Zugang bieten; auch die Einbeziehung von Rechtsanwalt*innen sei nicht unbedingt not-
wendig. Nach dem Verhiltnis von gerichtlichem Rechtsschutz und aulRergerichtlichen Mecha-
nismen befragt, antwortete eine Vertreterin einer Menschenrechtsorganisation allerdings kri-
tisch:

“But | wouldn't say that one or the other is more positive. Generally, there is a lack of

access to justice in these type of cases for victims either at judicial level, but also at non-
judicial level.”%%

Als weitere wichtige Funktion von Beschwerdemechanismen wurde das Monitoring der Ein-
haltung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten genannt; die Mechanismen dienten letztlich
— als eine Art Frithwarnsystem fiir Missstande®°° — auch der Verfeinerung der Risikoanalyse

und -bewertung durch die Unternehmen.

,Die zweite Funktion ist die der Sensorik: Fiir die Firmen oder Institutionen sind diese Me-
chanismen eben auch Indikatoren fiir tatsdchlich vorhandene Problemlagen. Wenn man
als Unternehmen eine sorgfiltige Analyse seiner menschenrechtlichen Risiken machen
will, wird man nie alle finden kénnen. Eine Sensorik oder Offenheit fiir Problemlagen, die
gemeldet werden, das wiirde auch fiir Betriebsrdte gelten. In Unternehmen ist ein zweiter
ganz wichtiger Aspekt also, Bescheid zu wissen, wo méglicherweise Sachen passieren, um
die man sich besser kiimmern sollte. ®*!

,[Beschwerden] wirklich compliance-mdfSig systematisiert aufzuarbeiten, ist schwierig.
Fiir Unternehmen ist das natiirlich immer ein Risiko, weil man eben auf mehr Sachen hin-
gewiesen werden kann, die man sonst gar nicht hétte. Andererseits kann man das nicht

646 Interview Windfuhr 00:01:29.
847 Interview Zerk.

648 Interview Kunze.

649 Interview Neglia 00:04:29.

650 |nterviews Textilbiindnis, Zach.
651 Interview Windfuhr 00:01:29.
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nur als Risiko beschreiben, sondern auch als Chance, wenn man sich ernsthaft drum kim-
mert. Also man wird hingestofsen auf Probleme — und die zu I6sen ist eigentlich immer
besser, als sie unter den Teppich zu kehren — langfristig. “6>?

Das Verstandnis von Unternehmen zum Zweck von Beschwerdemechanismen befinde sich im
Wandel. Dennoch gabe es weiterhin viel Skepsis und auch Missverstandnisse (iber ihre Funk-
tion; die Sorge, dass Beschwerdemechanismen dem Ruf von Unternehmen schaden wiirden,

bleibe weiterhin verbreitet.®>3

Der Kontext von Beschwerdemechanismen wurde im Wesentlichen auf zwei Ebenen bespro-
chen. Zum einen wurde die Relevanz der umgebenden staatlichen und gesellschaftlichen Sys-
teme thematisiert. Zum anderen wurde betont, dass Beschwerdemechanismen nur im Ge-

samtkontext der menschenrechtlichen Strategien von Unternehmen funktionieren.

Rechtliche, kulturelle und staatliche Rahmenbedingungen seien fiir die Einrichtung von Be-
schwerdemechanismen relevant, weshalb Staaten die Verantwortung hatten, Bedingungen zu
schaffen, in denen Beschwerdemechanismen effektiv funktionieren kénnten:%>*
»The probably most important result for me is that grievance mechanisms have an envi-
ronment within which they have to work. That means there's a responsibility not just for

companies to invent these mechanisms, but also for states to make sure that they have
the legal background that supports them and enables them to function effectively.”®>

Allerdings entstiinden haufig aufgrund des staatlichen bzw. rechtlichen Umfeldes Schwierig-
keiten bei der Einrichtung eines Beschwerdemechanismus.?°® In manchen Lindern kime es
insbesondere zu Konflikten zwischen dem staatlichen Rechtssystem und dem Verstandnis der
Unternehmen oder der Beschwerdeflihrenden von effektiver Abhilfe. Teilweise sahen die je-
weiligen Rechtsordnungen weniger Abhilfemdoglichkeiten vor, als es nach dem Verstandnis der
Beschwerdefiihrenden oder der Unternehmen geben solle. Dies fihre zu Verwirrung und
Schwierigkeiten in der Kommunikation mit lokalen Zulieferunternehmen, da letztere sich an

der geltenden Rechtsordnung orientierten.>’

“We have to be respectful of the fact that each country has its law. And the law isn't a
reflection of what it is in Germany or what it is in the U.K. [...] That’s the complexity of it:

both sides have legal rights, the factory and workers of course. But the employment rights
need to operate within the legal employment setting of that country.”®>®
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Eine Moglichkeit ist hier, im Rahmen des Beschwerdemechanismus internationalen Arbeits-
standards den Vorrang gegeniiber nationalem Recht einzurdaumen, wenn letzteres gegen in-

ternationale Arbeitsstandards verstoRt.®>°

Des Weiteren bezogen sich viele Gesprachspartner*innen auf die Wechselwirkung mit ande-
ren MalRnahmen zur Einhaltung der Sorgfaltspflichten, die zwar den Beschwerdemechanismus
beeinflussen, aber unabhangig von diesem unternommen werden. Ein Beschwerdemechanis-
mus funktioniere nicht als isoliertes System, sondern sei immer eingebunden in den allgemei-
nen Ansatz zur Einhaltung der Menschenrechte durch Unternehmen.®0 Beispielsweise sollten
Unternehmen generell ihre Einkaufspraktiken hinterfragen, wenn es in bestimmten Lieferket-
ten regelmaRig zu Menschenrechtsverletzungen komme.%6! Auch ein Riickzug aus Landern, in
denen die Gefahr von Menschenrechtsverletzungen so hoch ist, dass die Unternehmen dies
durch ihr eigenes Handeln nicht beeinflussen kénnten, solle in Erwagung gezogen werden.®?
Des Weiteren gabe es unternehmenseigene Regelwerke, die einzelne Themenfelder wie Kin-
derarbeit aufgriffen und zu deren Umsetzung speziell eingerichtete Programme die Priifmal-

stibe und Arbeitsweisen von Beschwerdemechanismen beeinflussen kénnten.t63

Oft angesprochen wurde die auch in der Literatur und im Fachdiskurs haufig genannte Prob-
lematik der Fragmentierung der Landschaft von Beschwerdemechanismen.®®* Wenn viele Be-
stellerunternehmen in einer Fabrik produzieren lassen, kann es zur Zustandigkeit unterschied-
licher Beschwerdesysteme in einer Produktionsstatte kommen. Dann missten die Unterneh-
men miteinander verhandeln, welches System sie nutzen wollen.®®> Eine Vielzahl an Be-
schwerdemechanismen fiithre zu einer Uberforderung der Betroffenen, da diese oft nicht
wiissten, an wen sie sich wenden sollen oder wem sie vertrauen kénnen.6®

,A lot of mechanisms are being developed in abstract by companies along their supply

chains. If this is not properly coordinated with others in the supply chain, then it can cause

endless confusion. And when you start talking to rights holders at the user end of things,

they just say: ‘We're in a factory, we see any number of brands, you know, posters up

saying: if you've got a problem, call us. But who are these people? We don't know who
they are. We don't know whether we can trust them. “¢%”

Daher werden Zusammenschliisse von Unternehmen zur Etablierung von unternehmenstiber-

greifenden Mechanismen positiv bewertet:®8
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,Deswegen sind Multi-Stakeholder-Initiativen oder Brancheninitiativen fiir uns zumindest
der Goldstandard. Das Risiko, sich zu zerfasern, ist einfach viel zu hoch. “®%°

Auch die Durchdringung der Lieferketten mit menschenrechtlichen MaRnahmen wurde the-
matisiert. Die ,,oberen” Ebenen der Lieferketten seien teilweise gut erreichbar und Sorgfalts-
pflichten wirden hier schon besser eingehalten.®’° In vorgelagerten Produktionsstatten auf
unteren Ebenen der Lieferkette sei es schwerer, die Menschen zu erreichen und Standards

durchzusetzen:®71

,Auf Tier 8 wissen die Menschen oft nicht, fir welches Endprodukt und welche Firma sie ar-

beiten.“672

Als besonders wichtig wurde deshalb hervorgehoben, dass die Gestaltung von Lieferketten
wesentlichen Einfluss auf die Funktionsfahigkeit von Beschwerdemechanismen habe.®’3 Ohne
langfristige Vertragsbeziehungen zu den wesentlichen Zulieferunternehmen, welche oft als
strategische Partner bezeichnet wurden, sei die Einrichtung eines funktionierenden Beschwer-
demechanismus und die nachhaltige Wahrnehmung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten
nicht moglich.674

»lch kann mir als grofSe Firma einen Auftragnehmer suchen und sagen: ,Solange wie Sie

flir mich arbeiten, sollen die Mitarbeiter mindestens diesen Lohn bekommen.‘ Dann wird

das vielleicht auch umgesetzt, um den Auftrag zu bekommen. Wenn ich ndchstes Jahr aber

zu einem ndichsten Lieferanten gehe, wie wahrscheinlich ist es, dass die Abmachung dann

gegeniiber den Mitarbeitern weiter hdlt? Von daher ist fiir mich essentiell: Man kann be-

stimmte Ziele nur nachhaltig umsetzen, wenn man léngere Lieferantenbeziehungen ein-
geht und diese ganze Beziehung eben auch auf Langfristigkeit ausgerichtet ist.*”>

Mit den strategischen Partnern von adidas gabe es teilweise gemeinsame Entscheidungsstruk-
turen in Form von ,Management Boards”. Die strategischen Partner erhielten Vorteile wie

héhere Auftragsvolumina und langerfristige Geschiftsbeziehungen.7¢

Dabei kénne durch Trainings und Assessments auch gezielter und nachhaltiger ein konstrukti-
ver Einfluss auf strategische Partner genommen werden.®’”” Bei Nichteinhaltung menschen-
rechtlicher Standards sdhen einige Unternehmen Vertragsstrafen fir ihre Zulieferer vor.67®
Uber indirekte Zulieferer gdbe es dagegen weniger Kontrolle. Effektiv sei Einwirkung dort, wo

ein genuines, intrinsisches Motiv zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen vorlige.®”®
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Der Ansatz, strategische Partnerschaften mit den Zulieferern einzugehen, die einen groRen
Teil des Auftragsvolumens ausmachen, funktioniere allerdings nicht auf allen Ebenen der Lie-
ferkette, da sich die Rahmenbedingungen auf einer Plantage z.B. stark von denen in einer Fab-
rik unterschieden und die Moglichkeiten der Einflussnahme unterschiedlich ausgepragt

seien.%®0

5.6.2 Institutionalisierung

In den Interviews wurden verschiedene Aspekte der Institutionalisierung von Beschwerdeme-
chanismen thematisiert — unter anderem das Verhaltnis von unternehmensinternen zu unter-
nehmensiibergreifenden Beschwerdemechanismen, die Finanzierung sowie die Perspektive

der Nutzer*innen beim Design der Mechanismen.

Es wurde betont, dass unterschiedliche Ebenen der Institutionalisierung, z.B. lokal oder inter-
national sowie unternehmensintern oder -tbergreifend, verschiedene Funktionen haben und
Beschwerdemechanismen gut kooperieren und ineinandergreifen missen. Hierfiir sei die
Komplementaritit verschiedener Mechanismen wichtig.®®! So sei es méglich und teilweise
notwendig, sich als Unternehmen mit eigenem Mechanismus auch an ibergreifenden Mecha-
nismen zu beteiligen, um auch die Fille bearbeiten zu kdnnen, die der eigene Mechanismus
nicht aufnehmen kénne.®®2 Dabei kénnten und missten unternehmensinterne und -libergrei-
fende Mechanismen gut verzahnt und klare Weichenstellungen fiir die Zusammenarbeit defi-
niert werden:

,Also solche Beziige zueinander sind wichtig und die Kldrung ist enorm wichtig, damit es

auch kein Forum Shopping gibt und [...] die Mechanismen nicht verstopft sind, aber auch

eine Klarheit herrscht, was kann man auf der einen Stelle, was kann man auf der anderen
Stelle erreichen. %3

Insgesamt wurden unternehmensiibergreifende Ansatze in den Interviews wie auch der Sta-
keholder-Befragung als sehr positiv und zielfiihrend bewertet®* — nicht zuletzt, weil sie unab-
hdngiger und durchsetzungsstarker seien und strukturelle Probleme schneller identifizieren
kénnten.%8>

,Es liegt ein wahnsinniges Potenzial in einem (ibergreifenden Mechanismus. Er priift nicht

nur Einzelfélle [...], sondern spiilt auch bestimmte Risiken hoch, bevor liberhaupt negative

Auswirkungen eingetreten sind — und gibt vielleicht auch Hinweise auf strukturelle Prob-

leme, die wir dann gemeinschaftlich als Unternehmen bearbeiten kénnen. [...] [W]ir kén-
nen als einzelnes Unternehmen eben nur bedingt agieren; als Unternehmensverbund in
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einem solchen gemeinsamen Mechanismus kénnte man dann zielgerichteter, effektiver,
gemeinsam agieren.” %

Weitere Vorteile von unternehmensiibergreifenden Ansatzen seien die effiziente Blindelung

von Ressourcen, die Transparenz und der Austausch der Unternehmen untereinander.%8’

Kritisch gesehen wird bei Unternehmenszusammenschliissen unter anderem die Sorge vor der
Weitergabe vertraulicher Unternehmensinterna, die Gefahr der Nutzung des Mechanismus
als bloRBes ,, Feigenblatt” ohne tatsachliche Funktionsfahigkeit, die Unterschiede der Unterneh-
menspraktiken im Umgang mit Problemen und Beschwerden sowie die Schwierigkeit in der

Abstimmung und Einigung auf einheitliche Systeme.588

Allerdings konnten unternehmensibergreifende Mechanismen die Funktionsweise der unter-
nehmensinternen Mechanismen durch die Bearbeitung von Prazedenzfillen unterstitzen,

entlasten und vereinheitlichen:

,Wenn Sie jetzt 50 Félle haben, wo zu spdt gezahlte Gehdlter ein Problem sind, die knnten
Sie nicht alle bei einem unternehmensiibergreifenden Beschwerdemechanismus bearbei-
ten. Aber vielleicht kénnte der [unternehmensiibergreifende Mechanismus], wenn die
Féille systematisch sind, immer wieder auftauchen, sich mal einen anschauen und priifen,
was da eigentlich schiefléuft in dem Unternehmen — und dann dazu etwas sagen. Und
dann kénnte das unternehmensintern fiir alle anderen 50 Fdille auch angewendet wer-
den, “®%°

Umgekehrt sollten auch lokale Mechanismen die Gibergreifenden Mechanismen entlasten:

,Manchmal wird das, was wir unter Beschwerdeverfahren und Beschwerdemechanismen
verstehen, sehr global gedacht. Aber ich finde es ein bisschen verriickt, liber entgangenen
Urlaub oder ungerechte Bezahlung einen globalen Beschwerdemechanismus zu bemii-
hen. “®%°

Die Ankniipfung auch von unternehmensiibergreifenden Mechanismen an lokale Strukturen
sei wesentlich; dabei seien jedoch noch viele Fragen offen, wie genau diese Anknipfung in der
Praxis gestaltet werden kdnne.®®! Klar sei jedoch, dass lokale Teams durch Kultur- und Sprach-

692

kenntnisse®?? meist zu einer nachhaltigeren und wirksameren Aufnahme und Bearbeitung von

Beschwerden beitriigen.®®3 Auch sei die Zuganglichkeit eines lokalen Mechanismus héher.5%

Daher sei es wichtig, nach dem Sachverhalt zu differenzieren und Beschwerden, die lokal ge-

I6st werden kénnen, auch lokal zu bearbeiten. Sei dies nicht moglich oder fihre nicht zum
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Erfolg, solle ein Beschwerdemechanismus entsprechende Eskalationsstufen vorsehen.% Ein
guter Beschwerdemechanismus zeichne sich durch eine angemessene Stufung aus.%%

Neben der Anknilipfung an lokale Strukturen sei die Einbeziehung der Perspektive der Nut-
zer*innen in das Design eines Mechanismus von zentraler Bedeutung, was in der Praxis oft
nicht genug Beachtung finde.®®’” Qutreach- und worker-voice-Programme seien zentral, um
den Mechanismus tatsdchlich fir die Betroffenen nutzbar zu machen und auf deren Bedirf-

nisse abzustimmen.®%® Dabei kédnne man bereits umgesetzte, gut funktionierende Modelle
nutzen, um nicht jeden Schritt neu konzipieren zu missen.%%®

,You need to understand the audience of the workers and all of their fears, concerns and
limitations. If you become too engrossed in grievance mechanisms as a corporate govern-
ance process and disassociate yourself from what the workers actually need, want and can
manage, then you'll have a disconnect. You'll be ticking the boxes for some grievance
mechanism. But the actual effectiveness and value will not be there.””®

Neben der Einbeziehung von lokalen Stakeholdern sei auch die Beachtung der Vulnerabilitat

Betroffener ein zentraler Aspekt:’0?

“First of all, you need deep understanding of their lives and needs which you only get
through very hard work and talking to people. With the experience from our work with
women who work in factories in different jurisdictions, it's clear that there are, for exam-
ple, forms of retaliation or forms of physical risk that may not be obvious to a Westerner,
which might be culturally driven.””*

Eine wesentliche Aufgabe sei es, Umfelder zu schaffen, die vulnerable Personen dazu ermuti-
gen und befahigen, ihre Beschwerden zu erheben. Hierzu misse viel Aufklarungsarbeit geleis-
tet werden.”® So konne die Einbeziehung einer gendersensiblen Perspektive bereits einen
Konfliktklarungsprozess in sich erfordern:
“Of course, there is the role of women and the fact that depending on the situation and
depending on the type of community women can be underrepresented, in general and also
in the mediation procedure, so that the outcomes are more favourable to men than
women. And that can be addressed. But it also requires a lot of mediation itself to include

a specific gender approach — because sometimes it's very linked to the community itself,
to the way that they function and they work.””%
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Auch die Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen in Beschwerdemechanismen sei ein sehr
komplexes Thema, dem grundsatzlich zwar Aufmerksamkeit gewidmet wiirde, das aber den-

noch weiterhin kaum erforscht oder mit Good Practice-Beispielen ausgestattet sei.”®

Digitalisierung konne fir eine Verbesserung der Zuganglichkeit der Mechanismen hilfreich
sein. Einige Mechanismen nutzen bereits appbasierte digitale Beschwerdekanile,’? die auch
sehr aktiv in Anspruch genommen wiirden.”®” Auch fur die Kooperation verschiedener Unter-
nehmen, die in einer Fabrik bestellen, konnten gemeinsame digitale Beschwerdeplattformen

groRe Vorteile bieten.”0®

Mit Blick auf die Finanzierung von Beschwerdemechanismen wurden zwei Gibergeordnete As-
pekte angesprochen. Einerseits stelle sich die Frage, wie unternehmensibergreifende Mecha-
nismen sinnvoll finanziert werden konnen. Andererseits sei die Finanzierung der AbhilfemalR-
nahmen ein zu kldrender Aspekt.”® Bei der Finanzierung gemeinsamer Anséitze sei insbeson-
dere die Vorhersehbarkeit und Kalkulierbarkeit der Kosten ein relevanter Aspekt fir Unter-
nehmen.”*® An der Implementierung der Beschwerdemechanismen kénnten die Zulieferer be-
teiligt werden, wobei die Hohe der Kosten ausschlaggebend fiir die Mitwirkungsbereitschaft
der Zulieferer sei.”*! Eine Beteiligung von Zulieferern kdnne auch als Anreiz dienen, um eine
Beilegung des Konflikts vor Erhebung der Beschwerde zu férdern.”*? Hierzu existieren unter-
schiedliche Ansatze: Wahrend die Verfahrenskosten manchmal vollstandig von den Besteller-
unternehmen ibernommen werden,’3 sind an anderer Stelle die Zulieferer auch finanziell fur
den Betrieb des Mechanismus mitverantwortlich.”** Nach der Ansicht einiger Inter-
viewpartner*innen sollten die Zulieferer auch an der Finanzierung der AbhilfemaRnahmen
mitwirken oder diese sogar ganzlich ibernehmen, um Anreize zu setzen, schadigendes Verhal-

ten zu dndern.’?>

5.6.3 Implementierung

Die Implementierung vor Ort wurde insbesondere mit Blick auf die Rolle der Zulieferunterneh-
men und die Bekanntmachung und Zuganglichkeit von Beschwerdemechanismen themati-

siert.
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Die Rolle der Zulieferer werde in der Diskussion zu Beschwerdemechanismen dann mehr in
den Fokus genommen, wenn es um Fragen der Implementierung von Mechanismen ginge.’®
An der Bearbeitung einer Beschwerde seien zumeist die Bestellerunternehmen, die Zulieferer
und die Betroffenen beteiligt.”!” Es gibt auch Mechanismen, in denen die Zulieferer selbst dazu

befihigt werden sollen, Beschwerden auf Fabrikebene zu |6sen.”*®

Zulieferunternehmen werden teilweise zur Einrichtung des Beschwerdemechanismus vertrag-
lich verpflichtet; teilweise verwalten sie den Mechanismus auch selbst.”*® Bei andauernder
Rechtsverletzung oder Missachtung von Verpflichtungen durch Zulieferer konne eine Beendi-
gung der Vertragsbeziehungen sinnvoll sein; dabei missten aber die Auswirkungen auf die
Arbeiter*innen beriicksichtigt werden.”?® Auch bei der Umsetzung von Verfahrensergebnissen
gegeniber Zulieferern gebe es teilweise fir Mitgliedsunternehmen einer MSI die Moglichkeit
von Vertragsstrafen bis hin zur Beendigung der Geschéaftsbeziehungen bei Nicht-Umset-

zung.”?!

So wirke sich oft bereits die bloRe Existenz eines Beschwerdemechanismus positiv auf das
Verhalten von Zulieferunternehmen aus, da diese dann mehr MaBnahmen ergreifen wiirden,
um Arbeitsbedingungen zu schaffen, die keinen Anlass zu Beschwerden geben.”?? Allerdings
miusse flr die Zulieferer klar sein, dass das Aufkommen von Beschwerden keine per se nach-
teiligen Auswirkungen habe, da ansonsten ein Anreiz zur Verhinderung von Beschwerden ent-

stehen kdnne.”?3

Die Zuganglichkeit von Beschwerdemechanismen fiir die Betroffenen vor Ort sei in der Praxis
noch mit groBen Hiirden versehen.”?*

,Die Zugdnglichkeit ist nicht automatisch gewdhrleistet. Wir kénnen nicht erwarten, dass

der Mechanismus auch tatsdchlich genutzt wird, sobald auf unserer Website ein Link auf

das interne Hinweisgeber-System, verweist, der theoretisch zugdnglich ist. Dafiir bedarf es
mehr, wir miissen mehr Aufwand betreiben. “’%*

AuBerdem bewerteten einige Unternehmen eine geringe Beschwerdeanzahl als ein Zeichen
dafir, dass keine Probleme vorlagen. Dies sprache allerdings vielmehr fiir einen nicht zugang-

lichen bzw. nicht gut funktionierenden Beschwerdemechanismus.”?®
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Flr Beschwerdefiihrer*innen sollten die formellen Hirden moglichst gering sein. Als zentrales
Zulassigkeitskriterium solle gelten, wenn Beschwerdefiihrer*innen glaubhaft machen, dass

ihre Beschwerde in den Anwendungsbereich des Mechanismus fallt.”%’

Die Betroffenen missten absehen kdnnen, was sie bei Einreichung einer Beschwerde erwar-
tet, und auf den Mechanismus vertrauen, um das Angebot eines Beschwerdemechanismus zu
nutzen:’28

,Unsere Erkenntnis ist, dass es gerade bei Menschen, die keine Vertretung haben, extrem

viel Vertrauen darauf braucht, dass eine Beschwerde auch gut ankommt und weiterverar-
beitet wird. “7%

Die Arbeiter*innen missten auch wissen, welche Beschwerdegriinde der Mechanismus ab-
deckt.”® Hierzu benétige es wirksame Aufkldrung der Arbeiter*innen. Wichtig sei, dass auf-
tretende Probleme auch als im Rahmen eines Beschwerdemechanismus adressierbar wahrge-
nommen wirden.”3! Haufig betrifen Beschwerden im Arbeitskontext Entlassungen oder nicht
ausgezahlten Lohn. Dagegen hatten Beschwerden Uber als ungerecht empfundene Behand-
lungen oder schlechte Betriebsablaufe oft keine direkten Rechtsverletzungen zum Gegen-
stand. Es sei besonders wichtig, dass Beschwerden auch hierliber gedulRert werden kénnten
und bearbeitet werden.”*?

,Hdufig begegnet uns in Trainings die Situation, dass Arbeitnehmer*innen in den Fabriken

auf Nachfrage sagen: ,Nein, bei uns in der Firma gibt es keine Beschwerden, und wir kénn-

ten uns mit unseren Themen an die Leitung wenden.” Wenn man aber fragt, ob es Prob-

leme gibt, wird von Problemen berichtet. Eine Aufgabe des Trainings ist es, Probleme und

Beschwerden zusammenzubringen und das Bewusstsein dafiir zu schaffen, wie man den
Beschwerdemechanismus nutzen kann. 73

Auch sei es wichtig, Unterstiitzung flir Arbeiter*innen bezlglich der Nutzung des Beschwer-
demechanismus in Form von Capacity Building-MaBRnahmen vor Ort bereitzustellen:
»[E]s ist zudem wichtig, dass Arbeiter*innen die Mdglichkeit erhalten, wdhrend des Pro-

zesses unterstiitzt und begleitet zu werden, bspw. durch eine lokale Organisation, zu der
sie Vertrauen haben.””*

Auch bei unterstiitzenden Organisationen seien Sensibilitdt und Kenntnis im Umgang mit vul-

nerablen Personengruppen wichtig.”3®
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Gewerkschaften kdnnten die Beschwerdefiihrer*innen unterstiitzen und auch bei Repressio-

nen einschreiten, indem sie Fille beispielsweise an die libergeordnete Ebene melden.”3®

Insgesamt missten Unternehmen aktiv und kreativ werden, um das Risiko von Repressionen
gegen Beschwerdefiihrer*innen und deren Unterstilitzungspersonen zu vermindern. Erlebte
Repressionen wirkten sich auch via Erfahrungsaustausch Betroffener negativ auf die Erhebung
weiterer Beschwerden aus:

,Sie wissen ganz genau als Frau in einem Textilbetrieb, wenn sich drei Frauen beschwert

haben iiber sexuelle Beldstigung und die wurden dann bei der Beschwerde nochmal beldis-

tigt. Das wissen die Frauen ganz schnell. Da geht dann keiner mehr zu dem Vorarbeiter

und beschwert sich liber sexuelle Beléistigung. Das liegt einfach auf der Hand. Ja, da gibt
es einen Austausch der Menschen in den gleichen betroffenen Lagen.” ">’

Die Moglichkeit der Anonymitat einer Beschwerdeerhebung reiche als Schutzvorkehrung nicht
aus.”®® Genaue Regelungen seien hier wichtig:”°
,Beschwerdemechanismen sollten eine eigene Reprisal-Policy haben; sie sollten wissen,
wie sie mit z.B. der Offenlegung von eingehenden Beschwerden umgehen, wie sie mit der
Offenlegung von Namen umgehen, wie sie mit den Unternehmen kommunizieren, um si-

cherzustellen, dass sie den Fall genau beobachten und dass es nicht zuléissig ist, bestimmte
Sachen zu machen. 7%

Wichtig sei letztlich auch, dass nicht verschwiegen werden dirfe, dass trotz aller SchutzmafR-
nahmen ein (Rest-)Risiko weiterhin bestehen bleibe:
,Es bleibt aber ein Restrisiko. Leute, die sich beschweren, miissen damit auch leben. Es gibt
im Grunde fiir die meisten Mechanismen keinen effektiven Schutz vor Ort. Das kann man
von Unternehmen selber erbitten oder von Investoren. Man kann auch sagen, dass man
Sachen éffentlich macht. Also diesen Druck hat man. Aber man kann sicherlich nicht alles
garantieren. Das ist auch etwas, was man nicht tun sollte. Man sollte keine falsche Sicher-

heit vermitteln. Es bleibt ein Risiko fiir Leute, die sich in schwierigen Kontexten beschwe-
ren, dass sie auch Schdden erleiden kénnen.“’*

5.6.4 Verfahrensausgestaltung

Im Rahmen der Verfahrensausgestaltung wurden insbesondere der Ablauf des Verfahrens so-

wie mogliche Verfahrensergebnisse thematisiert.

Das Verfahren wurde dabei oft als der Ablauf der Beschwerdebehandlung insgesamt betrach-
tet; dieser Ablauf sei haufig individuell je nach konkreter Beschwerde.”*? Verfahren kénnten

und sollten auch fiir verschiedene Schweregrade der Verletzungen und Dringlichkeit der Be-

736 Interview Gross.

737 Interview Windfuhr 00:18:48.
738 Interview Zerk.

739 Interview Windfuhr.

740 Interview Windfuhr 00:12:16.
741 Interview Windfuhr 00:12:16.
742 Interviews Anderson, UO3.
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arbeitung unterschiedlich ausgestaltet sein, da die Beschwerdegriinde sehr divers seien kon-
nen.’® Auch komme es bei der Entscheidung, welche Schritte unternommen wiirden, auf den
Verlauf des Verfahrens und die Komplexitat der Untersuchungen an.”** So sei es angemessen,
bei Kinder- oder Zwangsarbeit anders zu reagieren als bei schlechtem Essen in der Kantine.”#
,,Deswegen halte ich persénlich von einem fixen Verfahren fiir solche Sachen nichts, weil

man dann im Zweifel sehr, sehr schnell reagieren muss und dann eben auch schnell adap-
tieren muss. “74¢

Eine investigative Natur des Verfahrens sei allerdings wichtig, um unklare Sach- oder Rechts-
lagen aufkldren und eine informierte Entscheidung treffen zu kénnen.’*” Im Rahmen von au-
Rergerichtlichen Beschwerdemechanismen kdnnten nicht nur flexible Verfahren, sondern
auch flexible und kreative Verfahrensergebnisse angeboten werden.”4

“Some remedies may possibly be offered in a judicial settlement, but probably will not.

They mainly come from dialogue and understanding of what's going on.””#

,Was kann ein solcher Mechanismus eigentlich leisten, auch abgesehen von der finanziel-
len Abhilfe? Ich finde gerade die Alternative Dispute Resolution Mechanismen so attraktiv
und so interessant, weil es eben ganz, ganz unterschiedliche Formen der Abhilfe gibt, die
vielen Leuten noch tiberhaupt nicht zugénglich sind. “”°

Oft seien materielle Anliegen nicht das Hauptanliegen. Der Zugang zu Abhilfe und Recht sei

viel komplexer und misse die Bediirfnisse der Betroffenen insgesamt berticksichtigen:’>!
“Sometimes the material needs are seen as the main point. But the access to justice, the
redress is much more complex than just the material needs. And the fact that | can get
compensated for a damage doesn't really necessarily give me the sensation that I've been

remediated. That's the point that | want to stress. Sometimes from a company perspective,
I have the impression that this aspect is not understood or it's not clear.””?

Abhilfe im Rahmen eines auBergerichtlichen Beschwerdemechanismus kénne tber rein finan-
zielle Kompensation hinausgehen und auch verhaltensandernde Mallnahmen wie Schulungen
oder Druck auf Zulieferer zur Wiedergutmachung des Schadens bzw. zum Ausgleich der Nach-

teile beinhalten.”>3

Ein Problem sei, dass Unternehmen die Wiedergutmachungsleistung teilweise primar fir ei-
nen Image-Gewinn nutzen wiirden und dabei die tatsachlichen Bedirfnisse der Betroffenen

aus dem Blick verléren:’>*
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“The impression from an external perspective is, that sometimes it's more important for
the actor, the company, to put a statement out there saying: ‘We have succeeded; we have
now successfully provided the remedy in this situation. So look how great our mechanism
is.”—rather than really taking seriously the process and understanding whether they really
have met the demand of the community.””**

In Fallen, in denen ganze (Dorf-)Gemeinschaften betroffen seien, sei dabei die adaquate Re-
prasentation dieser Gemeinschaften im Verfahren ein wichtiges und schwieriges Thema.”>®
Denn oft seien die Gemeinschaften in sich heterogen und die Interessenlagen, Entscheidungs-
prozesse wie auch Reprasentant*innen nicht immer klar, was Unternehmen teilweise auch fiir
ihre eigenen Interessen nutzen wiirden.”>’

“There are dynamics in in the communities and there are people whose interests also dif-

fer. Some members of the community might want, for example, compensation. Others

might want justice or recognition of responsibility as a first outcome. And our experience
is that sometimes these differences are being exploited.””®

Abhilfe solle unter Beteiligung der Beschwerdefiihrer*innen eine Losung fiir das Problem dar-
stellen, die zur Zufriedenheit der Betroffenen fithre; anderenfalls miisse das Beschwerdever-
fahren erneut aufgerollt werden.”>® Auch in Fallen, in denen keine vollumfangliche Zufrieden-
heit der Beschwerdefiihrer*innen mit dem Verfahrensergebnis erreicht worden sei, sei es
wichtig, dass Beschwerdefiihrende in einem Vermittlungsgesprach gehért und authentisch

beteiligt worden seien.”®°

Neben all diesem benannten Potential wurde seitens der Menschenrechts-NGOs auch deutli-
che Kritik geduBert: Beschwerdemechanismen seien in ihrer aktuellen Praxis haufig mit ho-
hem Zeit- und Ressourcenaufwand fiir die Beschwerdeflihrer*innen und etwaig unterstit-
zende NGOs verbunden — und brachten trotzdem oft keine zufriedenstellenden Ergebnisse;

insbesondere fehle oft die Anerkennung einer Verantwortung von Unternehmensseite:’!

“[...] We have had some experience with some grievance mechanisms, mostly mediation,
direct experience with mediation mechanisms, such as, for example, the National Contact
Point provided under the OECD guidelines for multinational enterprises, but also in our
work of supporting communities around the world. We have had other experiences of
more operational grievance mechanisms. [...] The perspective so far that we have on these
mechanisms is mostly negative in the sense that [...] the time and the amount of work and
energy that it takes to work things out and to try to have a positive outcome from the
process of the grievance mechanisms doesn't necessarily match with the desired outcome
for the communities. There are some problems in the process. But mostly, in the end, the
grievance mechanism doesn't lead to the recognition of the responsibility of the company
and that is sometimes what the community really wants and what is essentially part of its

755 |Interview Neglia 00:17:39.
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757 Interview Neglia.

758 Interview Neglia 00:25:17.
733 Interview Textilbiindnis.
760 Interview Zach.

781 Interview Neglia.



165

demand for justice. [...] | can fairly say that this lack of recognition of responsibility is usu-
ally one of the missing pieces after all of these mechanisms.””%?

Der Ausgleich des bestehenden Machtungleichgewichts zwischen den Parteien wurde
im Rahmen der Online-Befragung als das Thema mit dem aktuell gréBten Entwicklungs-

bedarf gesehen.’®3

5.6.5 MaRBnahmen zur Gestaltung eines lernenden Systems

In einigen Interviews wurde auch (ansatzweise) thematisiert, wie ein Beschwerdemechanis-
mus als lernendes System verstanden und gestaltet werden kann. Grundsatzlich sollten Be-
schwerden dazu genutzt werden, Missstande nachhaltig zu 16sen und die Ursachen fiir Be-
schwerden zu eruieren. Beschwerden sollten deshalb nicht nur individuell ausgewertet, son-
dern auf Wiederholungen und Muster untersucht werden, um zu erkennen, an welchen Stel-
len Unternehmen ihre Praktiken hinterfragen miissen oder auf andere Akteure einwirken soll-

ten 764

Allerdings herrsche teilweise Unklarheit dartiber, welche Daten und Indikatoren erhoben wer-

den missen, um den Erfolg oder die Wirkung von Beschwerdemechanismen zu messen.”®

Ein Ansatz ist es, verschiedene Quellen zu nutzen: Berichte der Arbeiter*innen, Berichte der
Zuliefererfabriken sowie Dokumente und Aufzeichnungen. Dabei wirden kritische Themen
wie sexualisierte Gewalt oder Zwangsarbeit besonders nachverfolgt.”®® Spezifische Daten zu
diesen Problemlagen erhalte man aber nur durch eine tatsachliche, breite Nutzung des Me-
chanismus.”®’

“We find that one particular challenge is the actual uptake of the system. You can analyse

anything. But if you don't actually have much in the way of uptake or trust, then your
analysis of the data you have will look relatively weak.””%®

Eine (gewisse) Offentlichkeit der Daten sei wichtig, um Transparenz herzustellen, damit auch
AuBenstehende das Handeln der verantwortlichen Unternehmen nachvollziehen kénnen. Al-
lerdings sei das nicht immer moglich bzw. angezeigt, da Betroffene auch geschiitzt werden

missen.”®?

762 Interview Neglia 00:00:32.
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5.7 2Zwischenfazit

Durch die Interviews konnten viele relevante Perspektiven auf die unterschiedlichen unter-
suchten Themen zusammengetragen werden. Auch wenn es zu einigen Fragen divergierende
Ansichten gab,”’® war es bemerkenswert, dass zahlreiche Aspekte — auch lber die Akteurs-

gruppen hinweg — dhnlich bewertet oder eingeordnet wurden.’”’?

Insgesamt bestarkten uns die Interviews in unserem Ansatz, einen Beschwerdemechanismus
als Gesamtsystem in seinem Institutionalisierungs- und Implementierungskontext zu betrach-

ten und zu konzipieren (siehe Kap. 9).

Deutlich wurde auch, dass auRergerichtliche Beschwerdemechanismen nicht fiir alle Prob-
leme die geeignete Losung darstellen. Zudem fallen in der Erfahrung von NGOs derzeit (theo-
riebasierte) Versprechen und die tatsachliche Ausgestaltung von Beschwerdemechanismen
oft noch auseinander:
“The idea that non-judicial mechanisms are more efficient and are the solution to the in-
efficiencies of the judicial ones in our experience, has not been verified.”””?
Umso wichtiger erscheinen die vielschichtigen Anmerkungen der Interviewpartner*innen,
welche Aspekte in der Praxis von auBergerichtlichen Beschwerdemechanismen starker be-

ricksichtigt werden missen.

Immer wieder wurde die Wichtigkeit der Stufung eines Beschwerdemechanismus und seiner
Anbindung an den lokalen Kontext betont. Nicht alle Beschwerden missten global oder liber-
greifend gel6st werden. Grundsatzlich sei eine lokale Bearbeitung sinnvoll. Allerdings bendétige
es entsprechende Moglichkeiten, eine hohere Ebene einzuschalten. Flir uns ergab sich aus den
Interviews die Schlussfolgerung, dass fiir die addaquate Bearbeitung der heterogenen Konflikte
im Feld Wirtschaft und Menschenrechte unterschiedliche Verfahren und Bearbeitungsebenen

notig sind.

Auch die Wichtigkeit der Flexibilitat der Verfahrensausgestaltung wurde hervorgehoben. Hier
bietet die Nutzung alternativer Konfliktlésungsverfahren in Beschwerdemechanismen die
Moglichkeit, flexibel auf die konkreten Bediirfnisse und Umstdande der Betroffenen zu reagie-
ren. Dies kann in einem gewissen Spannungsverhaltnis zu den Anforderungen der Transparenz
und Vorhersehbarkeit des Verfahrens fiir Beschwerdefiihrer*innen stehen, da der genaue
Verfahrensablauf nicht bereits vor Verfahrensbeginn im Detail feststeht. Diese Spannung lasst
sich allerdings durch sensible Kommunikation und Erlauterungen vorab sowie im laufenden

Verfahren abmildern. Ohnehin scheinen bisher nur wenige Beschwerdemechanismen ein

770 So z.B. zur Transparenz des Verfahrens oder zur Beteiligung der Zulieferer an den AbhilfemaBnahmen.

771 Ahnlich bewertet wurde die Relevanz der Zugénglichkeit von Mechanismen und die praktischen Herausforde-
rungen hierbei. Gemeinsamkeiten gab es ebenso bei der Bewertung der Vorteile von unternehmenstibergreifen-
den Mechanismen.

772 Interview Neglia 00:04:29.
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exakt definiertes (ADR-)Verfahren zu nutzen; vielmehr wird haufig der gesamte Ablauf der

Beschwerdebehandlung als ,Verfahren” bezeichnet.

Die Zuganglichkeit von Beschwerdemechanismen ist in der Praxis offenkundig nach wie vor
problematisch. Die Griinde hierfiir sind vielschichtig und miissen zunachst kontextspezifisch
verstanden werden, um sie andern zu kdnnen. Dabei spielen das fehlende Bewusstsein von
der Moglichkeit, Probleme am Arbeitsplatz als Beschwerde zu thematisieren, ebenso eine
Rolle wie Vulnerabilitdt oder die Furcht vor Repressalien. Hier sollten insbesondere MaRnah-
men des Capacity Building ansetzen und mit verschiedenen Schulungs- und Outreachprogram-

men die Nutzung des Beschwerdemechanismus voranbringen.

Beachtenswert sind auch die unterschiedlichen Anliegen und Bedenken der Inter-
viewpartner*innen zur Finanzierung eines Beschwerdemechanismus. Wahrend NGOs beto-
nen, dass die Nutzung von Beschwerdeverfahren fiir die Betroffenen kostenfrei sein misse,
wiinschen sich Unternehmensvertreter*innen vor allem Planbarkeit; es sollten keine unvor-
hersehbaren Kostenrisiken entstehen. Sinnvoll kdnnte daher in unternehmenstibergreifenden
Mechanismen ein vorab verhandeltes gemeinsames Budget sein, dem alle Unternehmen zu-
stimmen. Dieses Budget konnte auch fir die Finanzierung einzelner AbhilfemalRnahmen her-

angezogen werden.”’3

AuBergerichtliche Beschwerdemechanismen kénnen kreativere Abhilfe schaffen, als staatli-
che Gerichte es (zumeist) tun (kdnnen). Wichtig sei insbesondere, dass die Betroffenen in die
Losungsfindung einbezogen werden und mit dem Verfahren wie auch dem Ergebnis einver-
standen seien. Das Ergebnis eines Verfahrens kann so auch eine zukunftsgerichtete Mal3-

nahme zur langfristigen Verhaltensanderung oder Behebung der Missstande sein.

773 Genaueres zur Finanzierung findet sich in den Kap. 6, 8 und 9.
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6 Systematisierung guter Ansatze

In diesem Kapitel werden auf Grundlage der untersuchten Beschwerdemechanismen und ge-
fihrten Expert*inneninterviews Good Practice-Ansatze fiir die Einrichtung und Ausgestaltung
von Beschwerdemechanismen und ihrer Tragerorganisationen dargestellt. Dem Begriff der
Beschwerdemechanismen liegt dabei das in den Kapiteln 2 und 4 etablierte Verstandnis zu-
grunde. Ein Beschwerdemechanismus sollte demnach unternehmensiibergreifend institutio-
nalisiert, in andere Implementierungspraktiken der Tragerorganisation des Beschwerdeme-

chanismus eingebettet und auf effektive Abhilfe ausgerichtet sein.

Zunachst wird das Vorgehen bei der Identifizierung von Good Practice-Ansatzen einschlief3lich
der dazu herangezogenen Effektivitatskriterien des UNGP 31 und ihrer ARP IlI-Konkretisie-
rung’’# erlautert (Kap. 6.1). Die Unterkapitel 6.2 bis 6.5 folgen der Struktur des in Kapitel 4.4
vorgestellten Kategoriensystems und ordnen Good Practice-Ansatze nach den Oberkategorien
Institutionalisierung (Kap. 6.2), Implementierung vor Ort (Kap. 6.3), Verfahrensausgestaltung
(Kap. 6.4) und Entwicklung eines lernenden Systems (Kap. 6.5). Am Ende des Kapitels wird ein

Zwischenfazit zu dem gesichteten Stand der guten Ansatze gezogen (Kap. 6.6).

Die Abschnitte zu den jeweiligen Unterkategorien des Kategoriensystems sind stets gleich auf-
gebaut: In einem einleitenden Absatz wird der Inhalt der jeweiligen Unterkategorie zunachst
abstrakt definiert. Vorangestellt sind zudem zwei Kasten, in denen die einschldgigen Effektivi-
tatskriterien des UNGP 31 farbig gekennzeichnet und die wesentlichen Gestaltungsfragen auf-
geworfen werden, die bei der Entwicklung, Implementierung und Uberarbeitung eines Be-
schwerdemechanismus zu beantworten sind. Es folgt die Darstellung der fiir diese Unterkate-
gorie maligeblichen Effektivitatskriterien in ihrer durch das Accountability and Remedy Project
[l (ARP 111) des OHCHR konkretisierten Form. Den Abschluss der Textabschnitte bilden ausge-
wahlte Good Practice-Beispiele der acht untersuchten Beschwerdemechanismen, die im
Uberblick in Kap. 4.3.2 vorgestellt wurden. Diese konkreten Good Practice-Ansitze flieRen
wiederum in das Modell des Integrative Grievance System ein, das im Empfehlungs-Kapitel 9

vorgestellt wird.

774 Zu Anforderungen an Beschwerdemechanismen nach den UNGP und konkret zu UNGP 31 bereits Kap. 2.1.2.
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6.1 Kriterien fiir die Bestimmung von Good Practice-Ansadtzen

Die Bestimmung von Good Practice-Ansatzen auf Grundlage der untersuchten Beschwer-
demechanismen erfolgt unter Heranziehung des UNGP 31, welches Effektivitatskriterien fir

auRergerichtliche Beschwerdemechanismen aufstellt’’>:

Effektivitatskriterien des UNGP 31

Legitim Berechenbar Ausgewogen

Rechte-kompatibel

Tab. 7: Effektivitatskriterien des UNGP 31

Nach der offiziellen Kommentierung zu UNGP 31 sollen die Effektivitatskriterien ,einen Mag-
stab zur Gestaltung, Uberarbeitung und Bewertung von aufSergerichtlichen Beschwerdeme-
chanismen* darstellen.”’® Dies kénnen die acht Effektivitatskriterien sowie ihre Kommentie-
rung allerdings nur begrenzt leisten. Denn die Effektivitatskriterien sind Giberwiegend als ab-
strakte Leitprinzipien gefasst, die erst einer Konkretisierung bedirfen, um tatsachlich als pra-

xisnahe Kriterien angewandt werden zu kbnnen.

Diese Konkretisierung leistet das Accountability and Remedy Project Ill (ARP 111) des OHCHR.””’
Wahrend die vorangegangenen ARP |- und ARP |I-Projekte die Effektivitat von gerichtlichem
Rechtsschutz und staatlichen aulRergerichtlichen Beschwerdemechanismen behandelten, fo-
kussiert sich ARP Il auf nicht-staatliche aulRergerichtliche Beschwerdemechanismen. Im Ab-
schlussbericht zu ARP Il werden die Effektivitatskriterien des UNGP 31 so konkretisiert, dass
sie als Kriterien fir die Bestimmung von Good Practice-Ansédtzen in diesem Kapitel herangezo-
gen werden kénnen. Die Konkretisierung der Effektivitatskriterien durch ARP Ill fungiert damit
als autoritative Quelle und normativer Referenzrahmen fiir die Bestimmung von Good Prac-

tice-Ansatzen fur Beschwerdemechanismen.

Die ARP IllI-Empfehlungen sind den jeweiligen Effektivitatskriterien des UNGP 31 zugeordnet,
so dass fiir einzelne Elemente eines Beschwerdemechanismus in der Regel mehrere Effektivi-
tatskriterien relevant sind. Um die Empfehlungen des ARP llI-Berichts tbersichtlich umsetzen
zu kdénnen, bedarf es daher zunachst einer systematischen Zuordnung der ARP IlI-Empfehlun-
gen zu den Elementen eines Beschwerdemechanismus. Diese Zuordnung erfolgt hier anhand
des im Forschungsprojekt erarbeiteten Kategoriensystems’’® und folgt strikt den ARP 1lI-Aus-

flihrungen, so dass zu jeder Unterkategorie immer nur die Effektivitatskriterien des UNGP 31

775 OHCHR (Fn. 4), 33 1.

776 OHCHR (Fn. 4), 34.

777 Zu ARP Il bereits Kap. 2.1.2.

778 Siehe zur Erstellung des Kategoriensystems Kap. 4.3.1 und zu den Unterkategorien im Einzelnen Kap. 4.4.
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benannt werden (vgl. die Kasten zu Beginn der jeweiligen Textabschnitte), zu denen der ARP

ll-Bericht tatsdchlich Empfehlungen fir die jeweilige Unterkategorie enthlt.””?

Soweit die ARP IlI-Empfehlungen unmittelbar Vorgaben enthalten,’®® wurden Good Practice-
Ansatze der acht untersuchten Beschwerdemechanismen (siehe dazu die berblicksartigen
Beschreibungen in Kap. 4.3.2) ausgewahlt, die diese Vorgaben — zumindest im Wesentlichen

— erfullen.

Der Begriff der Good Practice-Ansatze wird im vorliegenden Bericht bewusst in Abgrenzung
zum gangigen Terminus der Good/Best Practices verwendet. Auf Grundlage des methodischen
Ansatzes unseres Forschungsprojektes, der vor allem auf die 6ffentlich verfligbaren Selbstbe-
schreibungen der Beschwerdemechanismen zurlickgreift und diese nur punktuell durch ei-
gene empirische Forschungsergebnisse ergdnzen konnte,’®! kénnen Aussagen Uber die kon-
krete praktische Umsetzung der dargestellten programmatischen Ansatze nur sehr einge-
schrankt getroffen werden. Erst recht kann auf dieser Datenbasis kein Urteil dartiber gefallt
werden, ob ein konkreter Beschwerdemechanismus als Ganzes den Effektivitatskriterien des
UNGP 31 entspricht. Das gilt auch vor dem Hintergrund, dass bestimmte Praktiken der Be-
schwerdemechanismen nicht oder nicht vollstandig 6ffentlich dokumentiert werden. Eine Be-
wertung der praktischen Funktionsfahigkeit und Wirksamkeit der untersuchten Beschwer-
demechanismen als Ganzes ist daher weder moglich noch beabsichtigt. Die Auswertung der
untersuchten Beschwerdemechanismen auf gute Ansatze hin erfolgte demnach unter dem
Gesichtspunkt, ob der konzeptionelle Ansatz des Mechanismus den normativen Referenzrah-

men der Effektivitatskriterien des UNGP 31 und seiner ARP llI-Konkretisierung gut umsetzt.

6.2 Institutionalisierung

Die Good Practice-Ansatze zur Institutionalisierung eines unternehmensiibergreifenden Be-
schwerdemechanismus umfassen die Aspekte Governance-Strukturen der Tragerorganisation
des Beschwerdemechanismus (Kap. 6.2.1), Entwicklung materieller Standards durch die Mit-
glieder der Tragerorganisation (Kap. 6.2.2), Finanzierung des Beschwerdemechanismus und

seiner Verfahren (Kap. 6.2.3), Anreizstrukturen gegeniiber Mitgliedsunternehmen (Kap.

779 Um den systematischen Bezug zu den Befunden und Empfehlungen der ARP llI-Studie stringent durchzuhal-
ten, haben wir darauf verzichtet, bei einzelnen Unterkategorie zusatzliche, aus unserer Sicht ebenfalls einschlagig
erscheinende Effektivitdtskriterien zu markieren. Letztlich spielen (fast) fur jede Unterkategorie (fast) alle Effek-
tivitatskriterien eine mehr oder weniger ausgepragte Rolle.

780 Hinsichtlich der Verfahrensausgestaltung und der Entwicklung eines lernenden Systems enthilt der ARP -
Bericht konkrete Anforderungen, die aber je nach gewahlter Verfahrensform auch Ausgestaltungsspielrdume er-
offnen. Denn die Empfehlungen des ARP llI-Berichts betreffen sowohl Entscheidungsverfahren als auch dialog-
basierte Verfahren. Hinsichtlich der Institutionalisierung und der Implementierung vor Ort enthalt der ARP IlI-
Bericht wenige bis gar keine direkten Vorgaben, da er sich gleichermaBen auf unternehmensinterne, unterneh-
mensiibergreifende und auf von Entwicklungsbanken entwickelte Beschwerdemechanismen bezieht, OHCHR
(Fn. 16), 4, 18.

78l Sjehe Kap. 4.3.
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6.2.4), intrainstitutionelle Streitbeilegung (Kap. 6.2.5) sowie die grundlegende Ausrichtung des

gesamten Beschwerdemechanismus auf vulnerable Gruppen (Kap 6.2.6).

6.2.1 Governance-Strukturen

Unter Governance-Strukturen werden in diesem Bericht zum einen die organisational institu-
tionalisierten Entscheidungsgremien und die diese beratenden Gremien der Tragerorganisa-
tion des Beschwerdemechanismus, zum anderen die formalisierten Entscheidungsprozesse

dieser Gremi